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Reinheitsgebot unter Beschuss
Bild kämpft – für werbende Produktinformation

Die ehrwürdige BBC steckt wegen linker Schlagseite in der Krise S. 18
Wie US-Zeitungen den Online-Wandel meistern  S. 40
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Die Post ist da! 6 Tage die Woche, bei Wind und Wetter. Dafür sorgen 
unsere vertrauenswürdigen und hilfsbereiten Mitarbeiter, ein einzigartiges 
Logistik-Netzwerk und, an vorderster Stelle, 80.000 freundliche und 
zuverlässige Postboten. Wir geben eben alles, damit Ihre Post bei uns 
auch in Zukunft immer in besten Händen ist.

Für Ihren Brief 
geben wir 

täglich alles.

www.deutschepost.de
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Michael Haller

bitte schauen Sie sich mal die Faksimiles auf unseren Seiten 
10 und 13 an – und versuchen Sie sich dann an einer Antwort 
auf die Frage, worin die journalistische Informationsleistung 
konkret besteht (und berücksichtigen bitte im Falle von Bild/
Aldi, dass eine großformatige Aldi-Anzeige in Bild sämtliche 
Informationen enthielt, die in dem fraglichen Text stehen). 

Unsere Antwort lautet: Zero. Null. Nichts. Denn die Übernahme 
von PR-Selbstbelobigungen oder das Aufbrezeln eines PR-Textes mit 
Euphemismen ist nach unserem Verständnis keine journalistische 
Leistung, wohl auch nicht der Nachweis von Recherchiereifer, 
wie es die Bild-Blattmacher ihren Lesern verkaufen wollten.
Aber vielleicht leben wir und die von uns befragten Redaktionen des 
europäischen Auslands (siehe Seiten 4-5) auf einem anderen Stern 
als deutsche Chefredakteure. Deren Welt scheint in Gefahr –

nicht deshalb, weil deren Redaktionen Schleichwerbung zugelassen und damit das Prinzip 
Unabhängigkeit missachtet haben. Vielmehr, weil ihr eigenes Selbstkontrollgremium 
namens Presserat dieses Prinzip hochhält und verteidigt (Näheres Seiten 11-16). 

Just das Haus Axel Springer hat sich vor vier Jahren »Leitlinien« gegeben, die insbesondere 
die Trennung zwischen werbenden und redaktionellen Inhalten postulieren. Kürzlich 
zog der WAZ-Konzern mit einer ähnlich klaren Deklaration nach. Offenbar kennen die 
Verlage den Wert journalistischer Glaubwürdigkeit besser als ihre Chefredakteure. Die 
nehmen es mit dem Reinheitsgebot nicht (mehr) so genau, ergab eine von Message 
veröffentlichte Studie über PR-basierte Texte in norddeutschen Zeitungen, besonders 
im Hamburger Abendblatt (vgl. Ausgabe 3/2005). Dass manche Chefredakteure sich 
eines Besseren besinnen und dieses Gebot wieder hochhalten: Auch dies demonstrierte 
das Hamburger Abendblatt in der Folge unserer Veröffentlichung. Seit Oktober 2005 
bemüht es sich wieder um Glaubwürdigkeit und praktiziert den Trennungsgrundsatz, 
indem PR-Informationen (meistens) als solche ausgewiesen werden. 
 
Diese Episode hätten sich die Chefredakteure erzählen sollen, die im Juni in 
Köln zusammenkamen, um wegen der Presserats-Rügen zu lamentieren. 
Sie hätten sich Mut machen und einander Tipps geben sollen, wie sie 
– auch gegen Verlagswünsche – das Leitbild des unabhängigen, umfassend 
informierenden Journalismus hochhalten könnten. Denn allein dieses 
Leitbild gibt ihnen ihre berufliche Existenzberechtigung. 

Wie die Arbeit eines Journalisten ausschaut, der sich diesem Leitbild verpflichtet sieht, 
veranschaulichen übrigens die Rechercheprotokolle von Markus Grill (Stern) und  
Brett J. Blackledge (The Birmingham News, Alabama); Ersterer wurde für den Henri-
Nannen-Preis nominiert, Letzterer mit dem Pulitzer-Preis geehrt (Seiten 68-75).
Dass auch Ihnen solche Veröffentlichungen mehr Inspiration bieten 
als Dr. Oetker-, VW- und Aldi-Jubeltexte, dies hofft 
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message 2/2007
Auslandsberichterstattung der öffentlich- 
rechtlichen Fernsehanstalten

KAUM MEHR RECHERCHEN
Der gnadenlose Nachrichtenrhythmus erlaubt 
kaum mehr längere Recherchen. Nur größere 
Systeme, wie eben die Öffentlich-Rechtlichen, leis-
ten sich noch zusätzliche Journalisten, meist aus-
gesuchte lokale Kräfte mit viel Hintergrundwissen. 
Sie arbeiten dem Korrespondenten zu, der 
meist selbst jahrelange Auslandserfahrung hat.

Was oft auf der Strecke bleibt, ist das doppelte 
Nachprüfen von Information – ein Prinzip, das viele 
jüngere Kollegen gar nicht mehr kennen. Dafür fußt 
vieles auf Hörensagen und geht so im Zweifelsfall 
auch über den Sender. Auslandsberichterstattung hat 
sich die letzten Jahre gewaltig verschoben. Bunt soll 
es sein, exotisch und unterhaltend. Wie die Dinge in 
der Fremde zusammenhängen, will kaum einer in 
den Redaktionen noch wissen. Morawski sieht die 
Quotenjäger am Werk. Wer wollte ihm da widerspre-
chen! Eine harte Politdokumentation im Hauptabend? 
Wer will denn sowas schon sehen, heißt es.

Im Fernsehen sind Kriege nur zu Beginn interes-
sant. Wenn es lange dauert, wird es zäh, alles wie-
derholt sich. Siehe Irak. Die Zuschauer seien müde 
– sie wollten das nicht mehr. Als Beispiele benennen 
die Redaktionen dann gerne das Palästinaproblem 
oder den libanesischen Bürgerkrieg. Hinfahren, wo 
es vor Jahren gekracht hat, nachfragen, was daraus 
wurde: Nachhaltigkeit also? Vielleicht irgendwann 
nach Mitternacht.

Patrick Leclercq ist ARD-Korrespondent in Kairo.

SCHNELLE NACHRICHTENKURBEL
Herr Morawski hat Recht: Die Auslandsbe-
richterstattung hat im öffentlich-rechtlichen 
Fernsehen an Gewicht verloren. Die Sendeplätze 
für Dokumentionen oder Reportagen gibt es fast nur 
noch in den dritten Programmen. Eine aufwendige 
Produktion als Schwerpunkt zur besten Sendezeit 
um 20 Uhr 15 in der ARD oder beim ZDF: Wann 
gibt es sowas? Dabei hat meines Erachtens das 
Interesse des Zuschauers gerade in der letzten Zeit 
wieder zugenommen, und große Dokumentationen 
schaffen es sogar auf die Kinoleinwände.

Gleichzeitig ist der Druck gestiegen, aktuelles 
Bildmaterial vom jeweiligen Brennpunkt zu liefern. Es 

knallt irgendwo in Afghanistan. Und möglichst schon 
das Echo soll mit Bildern vom Schauplatz auf den 
Schirm. Die Schalte steht dann bereits, wenn wir aus 
dem Flugzeug steigen. Wirklich mal nachschauen,was 
eigentlich passiert, Hintergrundmaterial finden, ein-
gehende Gespräche führen: Dafür dreht sich die 
Nachrichtenkurbel meist zu schnell.

Angesichts dieses Zeitdrucks bleibt nichts ande-
res übrig als der Rückgriff auf Agenturmaterial. 
Natürlich werden Quellen wie eh und je gecheckt 
und gegengecheckt, das Material der Stringer auf 
Ihren Gehalt hin abgeklopft. Aber der »brandaktuel-
len Berichterstattung« muss allzu oft die zusätzliche 
Recherche vor Ort geopfert werden.

Und: Nach wie vor ist die Absicherung von 
Korrespondenten im Krisengebiet diffus und unein-
heitlich geregelt. Keiner weiß, was ist, wenn uns 
wirklich mal etwas geschieht.

Armin Paul Hampel ist ARD-Korrespondent
 in Neu Delhi.

MEHR TEAMS VOR ORT
Morawski übertreibt  ein wenig. Der Artikel basiert 
in Teilen eher auf Effekt als auf soliden Belegen 
dessen, was da behauptet wird. Aktualität ist zwar 
zunehmend wichtiger geworden. Das liegt auch an 
den technischen Möglichkeiten. Aber: Schon immer 
mussten die Kollegen direkt berichten. 

Richtig ist auch, dass manche Hintergrundberichte 
auf späteren Sendeplätzen gelandet sind. Dies ist ein 
internationaler Trend. Das kann man beklagen. Die 
Wahrheit ist aber auch, dass ausführliche Berichte in 
der Primetime weniger  geschaut werden; die Quote 
ist nicht besonders hoch.

Im Vergleich zu den Privaten bekommt man bei 
den Öffentlich-Rechtlichen trotzdem noch deutlich 
mehr und gute Hintergrundinformationen geliefert. 
Man gibt sich wirklich Mühe, die von Morawski 
genannten Defizite zu beheben. Auch ich glaube, dass 
unsere Kollegen im Krisengebiet mehr Zeit brauchen, 
um  zu recherchieren. Wir setzen  dafür mehr Teams 
vor Ort ein. Das kostet natürlich Geld, und die Leute 
müssen ausgebildet werden. Das tun wir: Unsere 
Reporter durchlaufen ein intensives Training, gerade 
als Öffentlich-Rechtliche müssen wir uns das leisten. 
Gerade weil wir uns auch dadurch deutlich von den 
Privaten abheben.

Elmar Theveßen ist Leiter der Hauptredaktion 
Aktuelles beim ZDF.
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An dieser Stelle 
äu ßern sich 
Publizisten zu den 
Themen des vergan-
genen Heftes. 
Sie erreichen uns ...

... per Post:
Redaktion Message
Institut für prakti-
sche Journalismus-
forschung
Menckestr. 27
04155 Leipzig

... per Fax:
0341/20040321

... oder per E-Mail:
redaktion@message-
online.com

SCHNELLE BILDER
Morawski zeichnet sein Bild in Schwarz-Weiß. Es 
liegt in der Natur der Sache, im Krisenfall mit schnel-
len Bildern einen ersten Eindruck zu vermitteln. Die 
Hintergrundberichterstattung wird dann eben nach-
geholt. Einem erfahrenen Auslandskorrespondenten 
der Öffentlich-Rechtlichen sollte dies gelingen. Bei 
den Privaten hingegen gibt es gelegentlich unerfah-
rene, auch zur Selbstdarstellung neigende Kollegen.

Durch stündliche Nachrichtensendungen haben 
sich aber auch die Anforderungen geändert. Es 
ist wirklich schwierig, wenn man der einzige 
Korrespondent eines Senders in einem Gebiet ist und 
sich um Hintergründe und andere Quellen bemühen 
soll. Die meisten Studios der ARD sind deshalb mit 
mindestens zwei Korrespondenten besetzt.

Defizite in der Hintergrundberichterstattung gibt 
es trotzdem. Es gibt in der ARD keine regel mäßigen 
Auslands fea tures oder Aus lands do kus mehr. Dies 
liegt auch daran, dass solche Hin ter  grund  berichte 
nicht genügend Quote bringen. Wir haben den 
An spruch und den Ergeiz, attraktives Programm zu 
machen. Aber was nützen gute Sendungen, auch bei 
den Öf fent lich-Recht lichen, wenn sie nicht geschaut 
werden?

Rainald Becker ist Leiter der 
Weltspiegel-Redaktion beim SWR.

WEIT HERGEHOLT
Mit seinem »Ausland der Quotenjäger« verrennt 
sich Thomas Morawski in einen Rundumschlag 
gegen quotengeile Programmmacher, unwis-
sende Reporter, journalistische Alltagsprobleme 
(Wer bestätigt die Seriosität des angebotenen 
Materials?«) bis hin zu Versorgungsansprüchen. 
Das wirkt am Ende leider nur noch larmoyant. 

Bei Krisen und Kriegen ist der Nachrichtenhunger 
größer. Dem trägt das Fernsehen Rechnung. Dass 
auf den Kriegsschauplätzen immer häufiger freie 
»Turnschuh-Journalisten« mit Hobbykameras 
ihre Chance zum Seiteneinstieg sehen, ist aller-
dings eine gefährliche Zeiterscheinung. Sinnlose 
Korrespondenten-Aufsager gab‘s dagegen schon 
immer.

Natürlich ist »Quote« ein potenzieller Qualitäts-
killer. Aber Qualität ohne Quote ist auch tot. Die 
Auslandsberichterstattung hat für die Generation der 
»TUI- und Neckermann-Deutschen« nicht mehr per 
se den Reiz früherer Zeiten, als es schon reichte, unter 

Palmen zu berichten. Ausland und Analyse wird jetzt 
häufig auf spätnachts, 3Sat und Phoenix verschoben. 
Schön, dann schauen wir eben 3Sat und Phoenix! 

Stephan Hallmann ist Leiter 
des ZDF-Studios in Istanbul.

KEINE SELBSTDARSTELLER
Ins Kriegsgebiet ohne Vorbereitung und fundierte 
Ausbildung? Beim ZDF ist das undenkbar. Es gibt 
Kurse, die Pflicht sind. Es gibt Gespräche mit den 
Verantwortlichen im Haus, in denen der Reporter 
abgeklopft wird. Beides dient dem Ziel, dass jeder ein-
schätzen kann, auf was er sich bei einem Einsatz ein-
lässt. Und dass jedem klar wird, dass eine Krisen-
Region kein Platz für Selbstdarsteller ist. Hinzu kommt 
noch die Freiheit, nein sagen zu können – im Vorfeld 
und auch vor Ort.

Sich als Reporter in Aufsagern zu zeigen, hat vor 
allem mit Authentizität zu tun. Wie sonst soll der 
Zuschauer unterscheiden können, ob das Material 
angekauft und von einem Jung-Redakteur in der 
Zentrale verarbeitet wurde oder ob es von einem 
Korrespondenten stammt, der für jedes Bild und jedes 
Wort gerade steht, weil er die Lage vor Ort eben ein-
schätzen kann? Und genau das sollte der Aufsager 
liefern: eine Einschätzung.

Die Welt verändert sich. Und deshalb verändern 
sich auch die Themen und die Art der Beiträge. Dass 
Kriegsberichte Quote bringen, dass Zuschauer zum 
Beispiel aus Afrika lieber Tierfilme sehen als den x-ten 
Film über Aids – das ist nicht negativ. Sondern der Be-
leg, dass Korres pondenten Berichte liefern, welche die 
Menschen in Deutschland interessieren. Wir machen 
Fern sehen für den Zuschauer und nicht für uns selber.

Natürlich dürfen dabei die wichtigen politischen 
Themen nicht auf der Strecke bleiben. Aber sich dar-
auf zu beschränken, und dies auch noch zum einzig 
wahren Journalismus zu erklären, entstammt einem 
intellektuellen Anspruch, der immer schon falsch war; 
nämlich dem, dass Korrespondenten dem Zuschauer 
die Welt erklären sollen. Exotische Länder bereisen 
– dies ist im Zeitalter der Globalisierung längst schon 
nicht mehr das Privileg nur der Journalisten. Auch 
viele Zuschauer leisten sich das. Und sind deshalb 
sehr wohl in der Lage, selber einschätzen zu können, 
was sie aus bestimmten Gegenden interessiert. Und 
was eben nicht.

Hans-Peter Trojek ist Leiter 
des ZDF-Studios in Johannesburg.
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Service als Tarnkappe      
Wie handhaben Journalisten in Europa das Trennungsgebot? Zum 
Beispiel, wenn ein Autohersteller oder Baumarkt neuerdings günstige 
Handys anbietet? Message hat bei vier Zeitungen nachgefragt.

Die Bekanntheit von besonders preisgünstigen Handys zu erhöhen, steht in der Århus-Ausgabe 
von Jyllands-Posten nicht zur Diskussion.

Wenn die Eröffnung eines Einkaufszentrums viele Menschen anzieht, würden wir über dieses 
Ereignis jedoch genauso berichten wie über jedes andere aktuelle Ereignis. Wenn die Menschen 
aufgrund der preisgünstigen Handys in das Einkaufszentrum strömen würden, würde der Bericht 
darüber auch deren konkreten Preise enthalten. Allerdings würden wir niemals zustimmen, 
gezielt die Bekanntheit von Webseiten und Preisen über den redaktionellen Teil der Zeitung zu 
erhöhen. Vielmehr müssten die Anbieter dafür in Anzeigen werben.

Es ist bei uns eine lange Tradition, eine klare Trennlinie zwischen Werbung und redaktionel-
lem Inhalt zu ziehen, und es liegt im Interesse aller Beteiligten, diese Linie aufrechtzuerhalten. 
Gleichwohl: Sollte sich Dänemarks Königin Margrethe plötzlich entscheiden, ihre Kronjuwelen zu 
verkaufen, würden wir sie wahrscheinlich nicht an die Anzeigenabteilung verweisen.

Jens Kaiser ist Redakteur der dänischen Zeitung Jyllands-Posten in der Lokalredaktion Århus.

Ist es ein neues preisgünstiges Angebot, würden wir darüber berichten und sicher auch einen 
Preisvergleich mit anderen Anbietern machen. Wir würden aber weder auf die Webseite des 
Unternehmens verweisen noch auf die Info-Hotline. Als die beiden Großverteiler Coop und Migros 
in der Schweiz mit eigenen Vertragshandys auf den Markt kamen, haben wir groß darüber berichtet, 
weil es sich erstens um ein Produkt handelt, über das heute weite Teile unserer Leserschaft ver-
fügt, und weil es sich zweitens um die Auslösung eines Preiskampfes in der Branche handelte. Die 
Preisdiskussion hat bei Blick einen großen Stellenwert.

Der Schweizer Presserat fährt eine vernünftige Linie, indem er sagt, Journalisten vermeiden in 
ihrer beruflichen Tätigkeit »jede Form von kommerzieller Werbung«. Die Grenze des Zulässigen ist 
überschritten, wenn eine Marke, ein Produkt oder eine Leistung oder deren erneute Nennung weder 
einem legitimen öffentlichen Interesse noch dem Anspruch des Publikums auf Information entspricht. 
Kommt ein Unternehmen in einem redaktionellen Beitrag im Gegensatz zu seinem Konkurrenten 
umfassend zu Wort, kann daraus allerdings weder abgeleitet werden, der Redaktion fehle die notwen-
dige Unabhängigkeit, noch dass es sich um einen nicht deklarierten bezahlten Beitrag (z. B. sogenann-
te Publireportage) handelt. Entscheidend ist, dass die journalistische Begründung der Nennung von 
Produkt, Marke oder Unternehmen eine Werbewirkung überwiegt. Wir teilen diese Auffassung, haben 
eigene Richtlinien für den Umgang mit Publireportagen erlassen und schließen uns dem jüngst von 
der Werbewirtschaft und den Medien gemeinsam erlassenen Code of Conduct an.

Markus Rohr ist Mitglied der Chefredaktion der Schweizer Boulevardzeitung Blick.
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    für Werbeinteressen?
Denkbar, dass die Kronenzeitung über das 
preisgünstige Angebot von Mobiltelefonen 
klein berichten würde. Dies jedoch nur, 
wenn es sich um eine außergewöhnlich 
günstige Offerte handelt, die für die Leser 
der Kronenzeitung von Interesse wäre. 

Sicher nicht würden wir auf die Webseite 
verweisen, wir würden auch keinesfalls eine 
Telefonnummer für eine Hotline angeben. 
Das Einzige, was uns dabei interessiert, ist, 
ob die Meldung für die Leser interessant ist. 
Alles andere soll die anbietende Firma, wenn 
sie will, über Werbung kommunizieren.

Grundsätzlich: Die Wirtschaftsredaktion der 
Kronenzeitung berichtet seit Jahrzehnten völlig 
getrennt vom Anzeigengeschäft, mehr noch: Es 
ist im zehnseitigen Samstag-Wirtschaftsmagazin 
nicht einmal möglich, Inserate zu platzieren, weil 
wir damit die redaktionelle Unabhängigkeit doku-
mentieren wollen.

Die Trennlinie zwischen »news to use« und 
Werbung ist: Handelt es sich um eine exklusive 
Meldung, die für unsere Leser von ehrlichem, 
unmittelbarem Interesse ist bzw. geht es um eine 
ungewöhnliche Initiative eines Unternehmens, 
die es in dieser Form bislang noch nicht gab? 
Dann kommt sie für eine Veröffentlichung in 
Frage, alles andere ist Sache der Werbung, sprich 
Informationen über Produkte, Serviceleistungen 
etc. Über Themen dieser Art berichten wir nur, 
wenn überhaupt, in Form von vergleichenden 
Tests bzw. in Form von unabhängig recherchier-
ten Branchenübersichten.

Dr. Georg Wailand ist stellvertretender 
Chefredakteur der Wiener Kronenzeitung

und Leiter der Wirtschaftsredaktion.

Allein schon die 
Frage verdeutlicht 
das dem Journalismus 
immanente Dilemma: 
Würden Zeitungsleser 
und Zeitungsmacher 
doch bloß mit gleichen 
Waffen kämpfen ...

Aber zurück zum 
Ausgangspunkt: 
Ich würde so eine 
Meldung nicht in 
meinem Lokalteil 

haben wollen. Ich würde die Info allenfalls an 
das Ressort »Commerce« weiterleiten, dann wäre 
es das Bier der bezahlten und als solche auch 
kenntlich gemachten »redaktionellen Anzeigen«. 
Internetverweis, Hotline, Preise usw. wären dem-
nach auch kein Thema.

Allerdings kann ich mir durchaus vorstellen, 
die Aktion zum Anlass zu nehmen, um angesag-
te Verkaufsstrategien zu vergleichen oder den 
Handymarkt zu untersuchen. Natürlich würden 
dabei Infos über das Baumarkt-Angebot trans-
portiert, aber es kämen auch Konkurrenten und 
vielleicht sogar kritische Stimmen – Stichwort Preis-
Dumping oder Gesundheit – zu Wort.

Damit wäre Schreiber und Leser allemal mehr 
ge hol fen als mit einseitiger Schleichwerbung, die 
das Vertrauen, das zwischen beiden besteht, 
untergräbt.

Luc Marteling ist der stellvertretende Leiter der 
Lokalredaktion des Luxemburger Worts, der

auflagenstärksten Zeitung des Großherzogtums.
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Ein Ordner  voller   
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   Zweifelsfälle

E
ine Kreuzfahrt durchs Mittelmeer, 4-Sterne-
Urlaub auf Mauritius, eine Rundreise durch 
die USA – die Reiseziele konnten Fernweh 
wecken. Die Bild-Zeitung präsentierte ihren 

Lesern am 4. Januar 2007 fünf Pauschalangebote 
– in Gestalt eines journalistischen Artikels: »Ab mor-
gen gibt’s beim Lebensmittel-Discounter Aldi auch 
Urlaub! Bild hat die besten Angebote jetzt schon 
recherchiert«, hieß es im Vorspann. Detailliert nannte 
das Blatt die Preise der Reisen, die Konditionen des 
Reiseanbieters und die telefonische Bestell-Hotline. 
Einen Tag später folgte eine großformatige Aldi-
Anzeige, die exakt jene fünf Reisen anpries. Da spotte-
te Bildblog.de, die Redakteure hätten wohl »knallhart 
recherchiert«. 

Der Fall hat nicht nur für Kritik der Blogger gesorgt, 
sondern auch zu einer in der Geschichte des Deutschen 
Presserates einmaligen Auseinandersetzung zwischen 
der Bild-Zeitung und dem Selbstkontrollgremium der 
deutschen Presse. Und unter Chefredakteuren wird 
seither über die Grenzen der Serviceberichterstattung 
debattiert.

Klare Entscheidung: Schleichwerbung
Der Reihe nach: Der Deutsche Presserat prüfte 
nach einer Beschwerde den Aldi-Reisen-Bericht der 
Bild-Zeitung – und kam im März zu einer klaren 
Entscheidung. Er erkannte darin Schleichwerbung 
und sprach wegen eines Verstoßes gegen Ziffer 7 des 
Pressekodex eine öffentliche Rüge aus (siehe Kasten: 
Wie der Presserat Schleichwerbung rügt, Beispiel 2). 
Bild-Chefredakteur Kai Diekmann nannte die Rüge 

prompt einen  »massiven Angriff auf das journalisti-
sche Selbstverständnis« und erklärte: »Es ist völlig 
inakzeptabel, dass der Presserat das Instrument der 
Rüge benutzt, um in einwandfreie journalistische 
Arbeit politisch einzu-
greifen«. Ein Sprecher 
des Axel-Springer-
Verlags schmückte 
sich in einem taz-
Interview mit der 
These, im Deutschen 
Presserat herrsche die 
Tendenz, »Schleichwerbung zum Trend zu machen«. 
Diesen Trend gebe es jedoch gar nicht, vielmehr sor-
ge der Presserat für eine Art sich selbst erfüllender 
Prophezeiung. 

Freilich kann der Presserat selbst für gar nichts 
sorgen, denn er behandelt nur, was an Beschwerden 
eingereicht wird. Und in den vergangenen Jahren 
wurden zunehmend Verstöße gegen das Trennungs-
ge bot an ge zeigt. So hatten die beiden Beschwerde-
ausschüsse des Presserats im Jahr 2004 noch 19 
Beschwerden zu behandeln. Im Folgejahr waren 
es 32, im vergangenen Jahr bereits 45 – mit weiter 
steigender Tendenz. Dass der Presserat entgegen der 
Springer-These keineswegs schärfer urteilt, ergibt 
sich aus der Spruchpraxis: 2004 sprach der Presserat 
in 58 Prozent der Beschwerden die härteste Sanktion 
aus: eine öffentliche Rüge. Im Folgejahr war es noch 
knapp die Hälfte  – und 2006 nur noch 25 Prozent 
der Fälle. Und nun, im März 2007, ging es wieder 
einmal um die Bild-Zeitung.

Das Boulevardblatt druckte die Rüge am 22. 
Mai 2007 ab, versehen mit einem ausführlichen 
Kommentar. »Mit dem Bericht haben wir – und 
zahlreiche andere Zeitungen – die Leser darüber in-

Bild-Chef Kai Diekmann wehrt sich gegen eine Rüge des Deutschen 
Presserates wegen Schleichwerbung. Eine Sammlung von 100 Ar ti-
keln soll angeblich die Realität der Produktberichterstattung zeigen.

VON THOMAS SCHNEDLER

Laut Presserat klare Schleichwerbung: Neue Westfälische vom 
11. April 2007, Nordwest-Zeitung vom 29. November 2006, Bild-Zeitung 
vom 4. Januar 2007 (Näheres hierzu siehe S. 14).

Bild »berichtete« über günstige 
Reisen bei Aldi. Einen Tag später 
folgte eine großformatige Anzeige, 
die eben diese Reisen anpries.
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formiert, dass einer der größten deutschen Discount-
Märkte erstmals Reisen anbietet, wohin diese führen 
und was sie kosten«, schrieb die Redaktion. Das sei 
keine Schleichwerbung, sondern Information und 
Service.

»Die Realität präsentieren«
Der Protest allein genügte Bild-Chef Kai Diekmann 
jedoch nicht. Er ließ Zeitungen und Zeitschriften aus-

werten, sammelte 100 Fallbeispiele und reichte den 
Ordner Ende Mai beim Deutschen Presserat ein. Mit 
dieser Fallsammlung wolle er dem Rat »die Realität der 
Produktberichte in der deutschen Publikumspresse 
präsentieren«, zitierte der Branchendienst Kress 
Report aus dem Begleitbrief. Weiter hieß es: »Nach 
Vorstellung des Presserates darf nicht über Preise 
und Bezugsquellen eines neuen Produktes berichtet 
werden. Sie ziehen die Grenze des Zulässigen schon 

bei der Angabe von Telefon nummer 
und Internet adresse. Jede deutsche 
Publikation wäre danach künftig 
ge zwungen, den Service-Charakter 
ihrer Bericht erstattung radikal zu 
beschneiden.«

In dem Ordner finden sich 
Beispiele aus der Klatschpresse eben-
so wie Fälle aus seriösen Magazinen 
und Tages zeitungen. So feierte 
beispielswei se die Frank fur  ter Rund-
schau im April 2007 die neue ICE-
Ver bin dung zwi schen Frank furt und 
Pa ris; das Manager Magazin präsen-
tierte im April Fischteller aus der 
Porzellan-Manufaktur Nymphenburg 
für 1.349 Euro pro Stück; Focus zeig-
te in Heft 13/2007 ein Riesen-Handy 
für Senioren. Und das People-Magazin 
Park Avenue jubelte über ein WLAN-
Radio eines deutschen Herstellers, 
es habe eine »Auswahl, von der 
Radiofreunde früher nicht mal zu 
träumen wagten: Tausende, nein, 
Zehntausende von Programmen.« 

Bild-Chef Diekmann verzich-
tete ausdrücklich darauf, sei-
ne Fallsammlung als förmliche 
Beschwerde einzureichen. Laut 
Kress Report bat er den Presserat, 
die Einzelfälle zu prüfen und zu be-
werten. Die Stoßrichtung ist deutlich: 
Der Presserat möge seine Standards 
der Bewertung – zumindest in Teilen 
– selbstkritisch hinterfragen und 
sie den aktuellen Leserbedürfnissen 
sowie einer modernen Wirtschafts-
berichterstattung anpassen. 

Eine endgültige Verlotterung der 
Sitten wäre wohl die Folge, wenn die 

SCHLEICHWERBE-VERBOT 
DES PRESSEKODEX

Ziffer 7: Die Verantwortung der Presse gegenüber der 
Öffentlichkeit gebietet, dass redaktionelle Veröffentlichungen 
nicht durch private oder geschäftliche Interessen Dritter 
oder durch persönliche wirtschaftliche Interessen der 
Journalistinnen und Journalisten beeinflusst werden. 
Verleger und Redakteure wehren derartige Versuche ab und 
achten auf eine klare Trennung zwischen redaktionellem 
Text und Veröffentlichungen zu werblichen Zwecken. Bei 
Veröffentlichungen, die ein Eigeninteresse des Verlages 
betreffen, muss dieses erkennbar sein.

Richtlinie 7.1 – Trennung von redaktionellem Text 
und Anzeigen: 
Bezahlte Veröffentlichungen müssen so gestaltet sein, dass sie 
als Werbung für den Leser erkennbar sind. Die Abgrenzung 
vom redaktionellen Teil kann durch Kennzeichnung und/
oder Gestaltung erfolgen. Im Übrigen gelten die werberecht-
lichen Regelungen.

Richtlinie 7.2 – Schleichwerbung: 
Redaktionelle Veröffentlichungen, die auf Unternehmen, ihre 
Erzeugnisse, Leistungen oder Veranstaltungen hinweisen, 
dürfen nicht die Grenze zur Schleichwerbung überschrei-
ten. Eine Überschreitung liegt insbesondere nahe, wenn die 
Veröffentlichung über ein begründetes öffentliches Interesse 
oder das Informationsinteresse der Leser hinausgeht oder 
von dritter Seite bezahlt bzw. durch geldwerte Vorteile 
belohnt wird.
Die Glaubwürdigkeit der Presse als Informationsquelle gebie-
tet besondere Sorgfalt beim Umgang mit PR-Material.

  (Fassung vom 13. September 2006)
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eingereichten Fallbeispiele als Maßstab dienten. So 
dokumentiert der Ordner beispielsweise eine zwei-
felhafte Rubrik aus der Süddeutschen Zeitung: In der 
Wochenendausgabe vom 31. März/1. April 2007 prä-
sentierte die Beilage »Mobiles Leben« Fahrradzubehör 
und Radler-Accessoires. Ob Radsportbrillen mit sich 
verdunkelnden Gläsern für 189 Euro oder GPS-
Pulsmesser für 379 Euro – die »Rad und Technik« 
genannte bebilderte Rubrik erinnerte eher an einen 
Kaufkatalog als an fundierten Ratgeber-Journalismus.

Christoph Fasel, Professor an der Hochschule 
für Wirtschaft und Medien in Calw und Experte 
für Nutzwertjournalismus, hat den Text aus der 
SZ für Message begutachtet: »Der Artikel nennt 
meines Erachtens nicht die Kriterien, die für die 
Produktauswahl entscheidend waren. Wenn zum 
Beispiel vermerkt wäre, dass die Produktwahl auf 
einem Vergleichstest einer einschlägigen Redaktion 
oder eines neutralen Institutes beruhte, wäre so et-
was in Ordnung.«

Die Süddeutsche Zeitung räumt gegenüber 
Message Versäumnisse ein: »Der Artikel genügt 
nicht unseren eigenen Maßstäben, da ist uns ein 
Fehler unterlaufen«, sagt Sebastian Berger, Sprecher 
des Süddeutschen Verlags. Bei einer Ein-Produkt-
Berichterstattung müsse zuvor ein journalistischer 
Auswahlprozess stattfinden, selbst wenn er nicht dar-
gestellt werde. Im Redaktionsalltag könne ein Fehler 
jedoch mal passieren. »Die Redaktion wird da jetzt 
aufmerksamer sein«, kündigt er an.

Vermuteter Fake
Für die Tagespresse steht die Glaubwürdigkeit auf dem 
Spiel – bei People- und Freizeitmagazinen nicht unbe-
dingt. In Diekmanns Ordner finden sich viele Beispiele 
aus dieser Gattung, so auch eine Homestory des 
Glamour-Magazins InTouch über eine Schauspielerin: 
»Wohnen wie Rhona Mitra«. In einem Kasten wer-
den Einrichtungsgegenstände präsentiert. Ein »nied-
riger indischer Holzstuhl mit Sisalbespannung, ca. 
130 Euro, Info: www.guru-shop.de« ist ebenso dabei 
wie eine »viktorianische Badewanne mit vergoldeten 
Füßen, ca. 1.590 Euro, Info: www.badewannen-ver-
sand.de«. 

Für Chris toph Fasel ist dies ein typisches Lifestyle-
Bei spiel. Hier sei die Präsentation der Produkte 
dann legitim, wenn man sie in der Wohnung der 
Schauspielerin auch tatsächlich vorfinde. »Ich hal-
te es nicht für plausibel, dass in der Wohnung von 

Rhona Mitra exakt diese Möbel stehen, die man über 
deutsche Versandhändler beziehen kann. Ich vermute 
einen Fake«, sagt Fasel.

InTouch-Chefin Nicola Bauer, Tochter des Ham-
burger Verlegers Heinz Bauer, entgegnet in einer 
schriftlichen Stellungnahme für Message: »Unsere 
Leserinnen orientieren sich an den Stars. Sie möch-

»Da ist uns ein Fehler unterlau-
fen«: Süddeutsche Zeitung vom 
31. März/1. April 2007, Beilage 
»Mobiles Leben«.
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Beispiel 1:  VWs im Famila-Markt
Unter einem vierspaltigen Foto eines VW-Verkaufsraums brachte 
die Nordwest-Zeitung am 29. November 2006 einen Bericht über 
eine Verkaufsaktion von VW in Famila-Verbrauchermärkten – 50 
Caddys wurden angeboten –  mit vielen Werbeinformationen und 
einem Link zum Anbieter mit Bestellmöglichkeit. 

Der Beschwerdeführer nannte die Veröffentlichung »einen 
reinen PR-Artikel« mit Schleichwerbung. Der Chefredakteur 
konterte, es sei Aufgabe seiner Zeitung, »auch über ungewöhn-
liche Aktivitäten in der heimischen Wirtschaft zu informieren«; 
dabei spiele keine Rolle, »dass Famila und VW Anzeigenkunden« 
seien. Allerdings sei man mit dem Internethinweis wohl zu weit 
gegangen.

Seine öffentliche Rüge begründete der Beschwer deausschuss 
des Presserats damit, dass hier »die Grenze zwischen Leserinteresse 
und Schleichwerbung überschritten (wurde), wenn unter Angabe 
des Preises derart ausführlich berichtet und insbesondere ein 
Link mit Bestellmöglichkeit veröffentlicht wird. Dadurch wird 
das Angebot angepriesen und der Verkauf aktiv unterstützt.« 
Dies gelte auch dann, wenn berücksichtigt werde, dass eine 
Regionalzeitung auch über Verkaufsaktionen informieren müsse. 
(BK2-320/06).

Beispiel 2:  Aldi-Reisen
Am 4. Januar 2007 beschrieb Bild Urlaubsangebote von Aldi 
(siehe Haupttext). Der Beschwerdeführer sah in dem Beitrag 
einen rein werbenden Charakter, da ausschließlich Hinweise 
auf Aldi-Angebote erfolgt wären. Zudem habe Aldi in derselben 
Ausgabe eine ganzseitige Anzeige geschaltet.

Die Rechtsabteilung der Axel Springer AG entgegnete, dass es 
für den Artikel einen publizistischen Anlass gegeben habe: Aldi 
sei im Januar 2007 in das Tourismusgeschäft eingestiegen. Bild 
beschreibe in dem Artikel jene fünf Angebote, die Aldi zum Start 
offeriert habe. Diese seien von der Stiftung Warentest getestet wor-
den mit dem Ergebnis, dass Aldi wirklich Schnäppchen anbiete. 
Insofern sei die Berichterstattung durch das Informationsinteresse 
der Öffentlichkeit gedeckt. Bild habe das zum Start von Aldi 
marktpräsente Angebot vollständig aufgelistet. Auch die Angabe 
der Homepage von Aldi sowie der Telefonnummer sei gleichsam 
als Verlängerung des redaktionellen Teils zulässig. 

Der Beschwerdeausschuss befand demgegenüber, dass Bild 
mit dieser Veröffentlichung gegen die Trennung von Werbung 
und Redaktion verstoßen habe. »Nach Meinung des Gremiums 
kann zwar grundsätzlich über das erstmalige Angebot von 

Reisen durch Aldi berichtet werden. Jedoch wird mit der sehr 
detaillierten Darstellung und insbesondere mit dem Hinweis 
auf Telefonnummer und Internetlink die Grenze zwischen 
öffentlichem Interesse und Schleichwerbung eindeutig über-
schritten. Entgegen der in der Stellungnahme geäußerten 
Ansicht der Zeitung, dass Telefonnummern und Homepage 
als weiterer Informationsgehalt des Artikels zulässig seien, ist 
der Beschwerdeausschuss der Auffassung, dass hiermit den 
geschäftlichen Interessen von Aldi Vorschub geleistet wird. 
Dies ist mit dem Trennungsgebot nicht vereinbar. Durch die 
Angaben zu den Buchungsmöglichkeiten erhält Aldi einen deut-
lichen Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Anbietern. Dies 
stellt Schleichwerbung dar.« Deshalb sei eine öffentliche Rüge 
gerechtfertigt. (BK2-6/07). 

Beispiel 3:  Biopizza von Dr. Oetker
»Oetker beißt bei Bio an« und »Bio ist das beste Rezept«: So lau-
ten die Überschriften, dazu ein Foto, auf dem eine Frau eine Pizza-
Packung in die Kamera streckt, auf der groß die Marke Dr. Oetker 
prangt. Und dies auf der Titelseite der Neuen Westfälischen vom 
11. April 2007. Das Thema: Oetker hat jetzt auch eine biologische 
Pizza auf den Markt gebracht. 

Zum Vorwurf des Beschwerdeführers, es handele sich um 
Schleichwerbung, erwiderte der Chefredakteur, dies sei »nicht 
nachvollziehbar«; er verstehe Schleichwerbung als »Dienstleistung, 
die sich der Schleichwerbende entgelten lässt«. Der Konzern 
Oetker sei im Übrigen für Bielefeld besonders wichtig, zumal von 
seinen Produkten »in der Region viele Arbeitsplätze abhängen«. 
Er gestehe allerdings ein, dass der Bericht zurückhaltender und 
»weniger werbend« hätte ausfallen können. 

In seiner Begründung der öffentlichen Rüge schreibt der 
Beschwerdeausschuss unter anderem: »Es kann durchaus 
von Interesse für den Leser sein, (über neue Produkte eines 
Unternehmens von regionaler Bedeutung) informiert zu werden.  
Der diesbezüglich presseethisch akzeptable Rahmen wurde im 
konkreten Fall jedoch deutlich überschritten.« Der vom Text 
erzeugte Werbeeffekt werde durch die Fotos noch gesteigert: 
»Diese Bilder erwecken den Eindruck, als seien sie einer 
Werbebroschüre oder einer Anzeige von Dr. Oetker entnommen 
und stellen Schleichwerbung dar.« 

Schließlich sei die Frage der Entgeltlichkeit unerheblich: 
»Wenn innerhalb eines redaktionellen Beitrags Aufmachung und 
Umfang durch das Informationsinteresse der Leser nicht mehr 
gedeckt sind, ist Schleichwerbung gegeben.« (BK2-52/07)

WIE DER PRESSERAT SCHLEICHWERBUNG RÜGT
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ten sich nicht nur entsprechend stylen, sondern auch 
einrichten.« Man gebe darum den Leserinnen Tipps, 
wo Möbelstücke oder Accessoires zu beziehen seien. 
»Wir orientieren uns, wie auch im Fall Rhona Mitra, 
selbstverständlich an deutschen Versandhändlern, 
um es unseren Leserinnen so einfach wie möglich 
zu machen. Darüber hinaus handelt es sich bei den 
Anbietern um keine Anzeigenkunden, sondern um 
reinen Leser-Service.«

Nicht über Schleichwerbung berichten
Mit dem Zauberwort »Service« argumentiert auch 
Patricia Riekel, Chefredakteurin der Zeitschrift 
InStyle aus dem Burda-Verlag. Diekmanns Ordner 
enthält auch eine Leserbriefseite aus ihrem März-
Heft, wo Anfragen zu Geldbörsen, Röhrenjeans 
oder Schmucks tücken beant wor tet werden. »Ich 
konnte leider die Her steller adresse der Kette von 
Olga Davidow nicht finden. Wie lautet sie?«, fragt 
dort eine angebliche Leserin. Als Antwort bringt die 
Redaktion ein großes Foto des Schmuck stücks, nennt 
den Preis und schreibt: »Alle Infos zur Kette finden 
Sie unter www.olgadavidow-schmuck.com«. 

Christoph Fasel wundert sich, dass die Redaktion 
mit Produktbeschreibungen fast ein Drittel der 
Leserbriefseite füllt. »Da frage ich mich: Bekommen 
die keine anderen Leserbriefe? Durch die erneute 
Abbildung der Produkte, die Nennung des Preises 
und der Bezugsadresse drängt sich mir der Verdacht 
auf, dass auf diese Art Anzeigenkunden gestreichelt 
werden.«

InStyle-Chefredakteurin Patricia Riekel antwor-
tet nur knapp: »Service und Beratung gehörten von 
Anfang an zum Konzept von InStyle, was der Erfolg 
der Zeitschrift auch beweist.« Gerade im Bereich der 
Frauenzeitschriften habe sich das Nutzungsverhalten 
der Leserinnen gewandelt. Dem fügt sie die merk-
würdig klingende Bemerkung an: »Aus juristischen 
Gründen möchten wir Sie außerdem darauf hin-
weisen, dass über Hubert Burda Media ohne vor-
herige Rücksprache mit den Redaktionen nicht im 
Zusammenhang mit Schleichwerbung berichtet wer-
den darf.«

Treffen der Chefredakteure in Köln
Zurück zum Informat ionsjournal ismus der 
Tageszeitungen: Hier zeigt so manches Verlagshaus 
sich über die Presserats-Entscheidungen zu Ziffer 
7 beunruhigt, bestätigt Verleger Konstantin Neven 

DuMont, Geschäftsführer der Kölner Verlagsgruppe 
M. DuMont Schauberg. »Es gab große Unsicherheit 
bei vielen Chefredakteuren«. Rund ein Dutzend 
Redaktionsleiter sei deshalb jüngst in Köln zusam-
mengekommen. »Einige Chefredakteure haben mich 
um dieses Treffen gebeten. Ich stehe natürlich zur 
Verfügung, wenn auf Seiten der Chef re dak tio nen 
große Un zu-
frie den heit mit 
dem Deutschen 
P r e s s e r a t 
herrscht. Ich 
versuche, da 
zu vermitteln, 
damit nicht das 
gesamte System an so einer Geschichte scheitert.« 

Konstantin Neven DuMont, selbst Mitglied des 
Deutschen Presserates, setzt auf ein baldiges klärendes 
Gespräch zwischen Chefredakteuren und Presserat. 
»Es muss ein Weg dafür gefunden werden, beide be-
rechtigte Interessen – also sowohl die Trennung von 
Werbung und redaktionellen Inhalten als auch den 
Ver brau cher journalismus – zu berücksichtigen.«

Wie aber sieht dieser Weg aus? Christoph Fasel 
fasst seine Maßstäbe für eine redliche Service-
Berichterstattung so zusammen: »Die Redaktionen 
sollten mehrere vergleichbare Produkte in den Fokus  
nehmen. Man muss eine anpreisende Sprache ver-
meiden. Und eine Produktempfehlung sollte nur auf 
der Basis einer vergleichenden Recherche gegeben 
werden.« Dann könne man auch die Bezugsquellen 
nennen, denn dies gehöre zum Service. 

Heikel sei indessen, wenn die Redaktion selek-
tiv nur eine Bestelladresse angebe: »Man muss dem 
Leser die Wahl lassen, also mehrere Quellen nen-
nen, vergleichbare Angebote nebeneinanderstellen 
und nach nachprüfbaren Kriterien sortieren. Dies 
verlangt die journalistische Verantwortung.«

»Mauritius für alle!«
Hätte auch die Reise-Redaktion der taz im Januar 
dieses Jahres diese Regeln beherzigt, wäre ihr 
eine Peinlichkeit erspart geblieben. Denn in der 
Fallsammlung findet sich auch ein taz-Artikel, der 
ebenso detailreich wie die Bild-Zeitung die fünf 
Pauschalangebote von Aldi-Reisen mitsamt Bestell-
Hotlines präsentiert. »Mauritius für alle!« titelte die 
taz – und dient jetzt als Argumentationshilfe für Kai 
Diekmann. �Q

»Ich stehe natürlich zur 
Verfügung, wenn auf Seiten der 
Chefredaktionen Unzufriedenheit 
mit dem Presserat herrscht.«

Thomas Schnedler 
ist Mitarbeiter 
am Institut für 
Journalistik und 
Kommunikationswis-
senschaft der Uni 
Hamburg.
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Lutz Tillmanns ist 
Geschäftsführer des
Deutschen Presserats.
   
Herr Tillmanns, wie 
bewerten Sie den von 
B i ld -Chef redak teur 
Kai Diekmann vor-
gelegten Ordner mit 
Fallbeispielen aus der 
deutschen Presse?
Lutz Tillmanns: Ich 
halte dies für eine wich-

tige Dokumentation von Fällen – gerade auch im Hinblick auf 
eine zukünftige Diskussion über die Auslegung und Reichweite 
des Trennungsgrundsatzes in Ziffer 7, die wir führen müssen. 
Wir analysieren jetzt sorgfältig die einhundert Fälle und 
behalten uns vor, darauf angemessen zu reagieren, ohne den 
Vorgang in ein förmliches Beschwerdeverfahren überleiten 
zu müssen. Das ist eben keine Beschwerde, sondern eine 
Materialsammlung mit der Bitte um Bewertung. Es wird also 
wohl keinen Beschluss geben, sondern eine Kommentierung 
einzelner Fälle oder des Vorgangs in toto.

Steht Diekmann mit seiner Kritik an der Spruchpraxis allein?
Lutz Tillmanns: Wir haben in letzter Zeit viele Rügen aus-
gesprochen wegen der Verletzung des Trennungsgrundsatzes. 
Von verschiedenen Chefredaktionen gab es daraufhin 
Anregungen und Kritik, etwa weil sie zum Teil von einem 
anderen Begriff von Schleichwerbung ausgehen. Der Deutsche 
Presserat stellt sich der konstruktiven Kritik, da ist auch diese 
Materialsammlung von großem Nutzen.

Was verstehen denn die Chefredakteure unter Schleich-
werbung?
Lutz Tillmanns: Viele Praktiker argumentieren, wenn der 
Deutsche Presserat den Vorwurf der Schleichwerbung erhebt, 
sei damit auch die Behauptung verbunden, dass da Geld 
geflossen sei. Wir benutzen den Begriff der Schleichwerbung 
jedoch keineswegs nur für entgeltliche Veröffentlichungen. 
Das könnten wir in der Regel auch gar nicht nachweisen. 
Schleichwerbung nach unserem Verständnis liegt auch dann 
vor, wenn sonstige geldwerte Vorteile gegeben sind. Das können 
ein Entgegenkommen, ein Agreement oder eine Geneigtheit 

sein. Wir befinden uns da übrigens in Übereinstimmung mit 
der wettbewerbsrechtlichen Lage.

Wie werden Sie auf diese Verwirrung um den Begriff der 
Schleichwerbung reagieren?
Lutz Tillmanns: Wir müssen die Konfusion beseitigen, für 
begriffliche Klarheit sorgen und noch einmal erläutern, was 
wir unter Schleichwerbung verstehen. Wir werden ja ohnehin 
im Plenum des Deutschen Presserates im September über den 
Trennungsgrundsatz sprechen. Möglicherweise müssen wir 
einzelne Kriterien neu bewerten, etwa bei der Frage, ob eine 
Zeitung eine Webadresse angeben darf oder nicht.

Gerade über diese Frage herrscht ja Verunsicherung in vielen 
Redaktionen. Was ist aus Ihrer Sicht zulässig? 
Lutz Tillmanns: Selbstverständlich dürfen Zeitungen 
Internetadressen angeben, das ist dem Leserinteresse und 
dem Nutzwert geschuldet. Es kommt allerdings darauf an, 
in welchem Kontext eine solche Adresse oder auch eine 
Telefonnummer veröffentlicht werden. Wenn die Nennung 
in Ergänzung zu einem sehr werblichen Text erfolgt und sich 
hinter dem Disclaimer nur noch ein Bestellformular befindet, 
dann ist die Grenze zur Schleichwerbung unseres Erachtens 
überschritten.

Die Zeitschrift Öko-Test ist gegen eine Rüge des Deutschen 
Presserates gerichtlich vorgegangen – und Kai Diekmann 
stellt nach einer Rüge prompt einen rund 100-seitigen Ordner 
zusammen, damit der Deutsche Presserat selbstkritisch seine 
Maßstäbe hinterfragt. Ist das nicht ein Zeichen schwindender 
Autorität?
Lutz Tillmanns: Das sehe ich anders. Bislang ist nur Öko-Test 
vor Gericht gezogen. Und die lautstarke Kritik der gerügten 
Verlage gehört zur Auseinandersetzung in der Sache. Der 
Deutsche Presserat führt weiter einen konstruktiven Dialog 
– und ist selbstverständlich zur Selbstkritik fähig.

Sie verstehen die vehemente Kritik der Chefredakteure nicht 
als Versuche der Einschüchterung?
Lutz Tillmanns: Nein. Ich habe vielmehr den Eindruck, dass 
auch für den letzten Zweifler erkennbar wird, dass unsere 
Arbeit auf eine spürbar nachhaltige Wirkung stößt. Die Branche 
nimmt die Arbeit des Deutschen Presserates substanziell wahr.

Die Fragen stellte Thomas Schnedler.

»EINZELNE KRITERIEN NEU BEWERTEN«

F
oto: H

eike R
ost
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Machen Sie sich fit für die Anforderungen kommender Jahre. Studieren Sie  
berufsbegleitend einen der beiden Zukunftsberufe:

•  Web Content Management:  Hier lernen Sie, wie man die Inhalte gestaltet, 
 die morgen im Internet stehen werden.

•  Technologies of Multimedia Production:  Hier lernen Sie, wie die 
 klassischen mit den neuen Medien vernetzt werden.

Für diese Studiengänge haben wir das Know-how dreier Hochschulen 
zusammengebunden. Renommierte Professoren, ausgewiesene Experten und 
erfahrene Medienpraktiker sind Ihre Dozenten. Projekte und Praktika gewährleisten 
ein praxisnahes, wissenschaftlich basiertes Studium. Und ein Berufsprofil, das mit 
dem Medientrend voll übereinstimmt. 

Jeder der Studiengänge dauert vier Semester. Der Präsenzunterricht findet an 
Wochenenden in Leipzig statt, kombiniert mit E-Learning-Einheiten. Das Studium 
schließt mit dem international anerkannten Master of Science ab.

Neugierig? Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website: 

www.mml-leipzig.de

MML Masterprogramm Medien Leipzig 
Magazingasse 4      
04109 Leipzig   
Telefon: +49 (0)3 41 99 38 318

 
Das MML ist ein Gemeinschaftswerk der Universität Leipzig der Hochschule für Technik, Wirtschaft 
und Kultur Leipzig (FH) sowie der Medienstiftung der Sparkasse Leipzig. Das Programm wird 
gefördert vom Sächsischen Ministerium für Wissenschaft und Kultur (SMWK).

Die Zukunft der Medien
hat schon begonnen.
Mit dem Masterprogramm Medien in Leipzig

ANZEIGE
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Von Fakten und    
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   Scheuklappen 

I
m Reich der BBC gehe »die Sonne niemals 
unter«, schrieb das amerikanische Time 
Magazine  unlängst voller Bewunderung. Das 
Zitat belegt den beinahe mythischen Ruf, den 

der Sender rund um die Welt genießt. Die Briten sind 
stolz auf ihre BBC. Sie wissen, dass sie eine Institution 
mit »global reach« besitzen, die Sprache und Kultur 
ihres Landes verbreiten hilft und in gewisser Weise 
die mediale Ergänzung darstellt zum Anspruch des 
britischen Staates, auch als europäische Mittelmacht 
weiterhin eine globale Rolle zu spielen. 

Die BBC dient den öffentlich-rechtlichen Sendern 
Deutschlands immer noch als Vorbild. Sie wurden 
schließlich nach dem Muster der BBC entworfen.  
»Lasst uns anschauen, was die BBC macht« gehört 
nach wie vor zum geflügelten Wort in deutschen 
Intendantenbüros und in Gremien, wenn man wis-
sen will, wohin die techno-mediale Reise geht. Die 
BBC ist die wohl einflussreichste und mächtigste 
Medienorganisation der Welt. Ihre Nachrichten und 
Informationssendungen gelten als zuverlässig und seri-
ös, ein Urteil, zu dem allen voran der »Worldservice« 
beitrug, dessen Programme sich auch heute noch 
durch nüchterne Distanziertheit und das Bemühen 
um Objektivität auszeichnen. 

Unvollständig und tendenziös
Dem bewundernden Blick von außen entgehen 
leicht die Schatten, die das hehre Bild der Mutter 
aller öffentlich-rechtlichen Anstalten verdunkeln. In 
der letzten Maiwoche endete kurz vor 18 Uhr die 
Sendung PM auf Radio 4 der BBC damit, dass die 
Moderatorin die E-Mail eines Hörers verlas, eine 
Übung, derer sich alle Radio- und Fernsehprogramme 
der BBC immer gründlicher befleißigen, da es als 
»inclusive« und demokratisch gilt. Es handelte sich 

um einen Kommentar zu der Entscheidung des 
Parlaments, das Informationsfreiheitsgesetz nicht auf 
die Kommunikation zwischen Abgeordneten und 
Bewohnern ihres Wahlkreises anzuwenden: So soll-
ten etwa Briefe von Wahlkreisbewohnern nicht ein-
gesehen werden dürfen – hauptsächlich um deren 
Privatsphäre zu schützen. 

Im Verlauf des PM-Programms war dieser 
Mehrheitsbeschluss bereits kritisch behandelt worden, 
nach dem Motto: Seht her, die Volksvertreter wollen 
euch etwas verschweigen. Das Zitat des Hörers lau-
tete: »Es hat sich erneut bestätigt, was wir eigentlich 
schon lange wissen. Im Parlament sitzt ein Haufen 
von ‚crooks‘, von 
Betrügern, die nur 
daran interessiert 
sind, ihre eigenen 
Taschen zu füllen.« 
Diese Polemik, 
der sich faschisti-
scher Verachtung 
für parlamentarische »Quasselbuden« nahtlos anfügt, 
hielt ein Redakteur für geeignet, eine wichtige 
Informationssendung zu beenden – eine Sendung, die 
in abgeschwächter Form selbst in die gleiche Kerbe 
hieb wie der Hörer, und die weder fair noch umfas-
send über die Motive der Unterhausabgeordneten 
berichtet hatte. 

Am gleichen Abend wurde auf dem Fernsehkanal 
BBC 1 in den Ten O’Clock News, dem Gegenstück 
zur Tagesschau, ähnlich unvollständig und tenden-
ziös berichtet. Helen Boaden, BBC-Direktorin für 
News, griff zum Telefon und monierte die einseitige 
Behandlung des Themas.

Die BBC-Spitze weiß, dass das Problem existiert. 
Ende Juni wurde ein 80 Seiten starker interner Report 

Die ehrwürdige BBC steckt in einer Legitimationskrise. Mit ihrer 
durch politische Korrektheit gesäuberten Sprache und dogmatischem 
Linksliberalismus hat sie sich von allzu vielen Zuschauern entfernt.

VON JÜRGEN KRÖNIG

»Im Parlament sitzt ein Haufen 
von Betrügern, die nur daran 
interessiert sind, ihre eigenen 
Taschen zu füllen.«
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über den liberal bias der BBC veröffentlicht, abge-
nommen und für gut befunden von einem Komitee, 
in dem unter anderem besagte Helen Boaden saß und 
dem Richard Tait vorstand, der dem Trust der BBC 
angehört, dem neuen Aufsichtsgremium. Hauptpunkte 
der Selbstkritik: Die BBC müsse sich öffnen für 
andere Meinungen und Ideen, Unabhängigkeit und 
Überparteilichkeit müssten für alle Programmsparten 
gelten, und ein Kampagnenjournalismus, wie er etwa 
im Falle von Bob Geldofs Live 8 Concert und seiner 
Kampagne »Make Poverty History« betrieben wurde, 
dürfe sich nicht wiederholen. 

Die BBC dürfe ihre interne Politik der equal op-
portunity und Nichtdiskriminierung nicht mit der 
re dak tionellen Linie verwechseln. Als Beispiel nennt 
der Report die Kontro verse um den Doku men tarfilm 

»Shoot the Mes-
senger«, die von 
einem schwar-
zen Auto ren 
stammte und 
das Tabuthema 
Schwarze Kri-
minalität be-

handelte – die Sendung wurde zunächst als »rassis-
tisch« bezeichnet und abgesetzt, bevor sie dann doch 
gezeigt wurde.

Kultur des Selbsthasses
Anzeichen, die auf die Existenz des jetzt offen zutage 
getretenen Problems hindeuteten, gab es schon früh 
in der 80-jährigen Geschichte der BBC. Während des 
Zweiten Weltkrieges schrieb George Orwell, er sei bei 
der BBC von jenem Typus umgeben gewesen, »der 
eher aus dem Klingelbeutel stehlen würde als bei 
der Nationalhymne aufzustehen«. Heute würde man 
diese Haltung, die auch in Medien-Milieus anderer 
europäischer Gesellschaften nicht unbekannt ist, viel-
leicht am besten als eine »Kultur des Selbsthasses« auf 
das eigene politische System deuten. 

Oft verbindet sich eine solche Einstellung mit dem 
Wunsch, unbequeme Realitäten auszublenden. Auch 
hier hat Orwell, den die Erfahrungen in der Bürokratie 
der BBC zu seinem Roman 1984 anregten, mit 
»Newspeak« einen passenden Begriff dafür geprägt. 
Heute würde man von einer Sprache sprechen, gesäu-
bert durch PC, durch »politische Korrektheit«, derer 
sich die BBC in den letzten Dekaden immer stärker 
befleißigt hat.    

Wir müssen uns »der Fesseln der PC-Polizei 
entledigen«, erklärte im April ein Mitglied des 
Führungsstabes der BBC, nachdem Untersuchungen 
ergaben, dass sich eine immer tiefere Kluft zwischen 
den Auffassungen des Publikums und denen, die in 
der BBC dominieren, auftut. 

Die Spitze der BBC ist zur Einsicht gelangt, dass 
die Dinge gefährlich aus dem Ruder gelaufen sind. 
Man kann sich nicht länger der Einsicht verschließen, 
dass sich durch die meisten Programme ein »linksli-
berales Vorurteil« hindurchzieht. Andrew Marr, eine 
der prominentesten BBC-Persönlichkeiten überhaupt, 
vormals Chefredakteur der Corporation, formulier-
te es auf einer internen Konferenz so: Die BBC sei 
»nicht unparteiisch und neutral; sie ist eine urbane 
Institution, durch öffentliche Gelder finanziert, in der 
abnormal viel junge Leute, Schwule und ethnische 
Minoritäten« tätig seien. In ihr existiere nicht so sehr 
ein parteipolitisches Vorurteil, es handele sich viel-
mehr um »ein tiefverwurzeltes kulturelles, linkslibe-
rales Vorurteil«. 

Noch 2001 hatte Andrew Marr, früher Chefredak-
teur des linksliberalen Independent, den Hinweis auf 
eine linke Schlagseite der BBC zurückgewiesen. Dabei 
brauchte man, wie der linke Observer-Kolumnist 
Nick Cohen bemerkte, nur den Test zu machen 
und eine Position zu beziehen, die man selbst nicht 
unbedingt teile, die aber »von ernstzunehmenden 
Zeitgenossen mit guten Gründen« vertreten würde. 
Zum Beispiel die, dass Abtreibung falsch, dass Tony 
Blairs liberaler Interventionismus im Prinzip rich-
tig oder dass islamistischer Terrorismus nicht erst 
durch den Irak-Krieg in die Welt getreten sei. Dann 
erweise sich rasch, dass fast alle BBC-Moderatoren 
»sehr schnell davon Abstand nähmen, Gegner dieser 
Auffassungen rigoros zu befragen«. Befürworter des 
linksliberalen Konsenses »würden dagegen behan-
delt wie die »Verkünder ewiger Wahrheiten«. 

Schwall des Unmutes
Es ist dieses linksliberale Meinungsmonopol in der 
BBC, das immer mehr auch linke und liberale Kritiker 
auf den Plan ruft. Über der BBC ging in den vergan-
genen Monaten ein Schwall des Unmutes nieder, der 
sich offenkundig über lange Zeit aufgestaut hatte und 
sich nun mit Macht Bahn bricht. 

Dazu gehören auch zwei Bücher, die mit dem 
einseitigen Journalismus der Corporation abrechnen. 
»Scrap the BBC« ist eine scharfzüngig formulierte 

Eine Doku über das Tabuthema 
Schwarze Kriminalität stammte 

von einem Schwarzen und wurde 
doch als »rassistisch« abgelehnt.
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Abrechnung mit dem öffentlich-rechtlichen Moloch 
von Richard D. North, den man zum radikalliberalen 
Lager zählen kann – der Titel »Schafft die BBC ab« 
verrät bereits die Schlussfolgerung, zu der er gelangt 
ist. »Can we trust the BBC?« heißt das andere Buch; 
Autor ist der liberal-konservative Journalist Robert 
Aitkin, der 25 Jahre lang in diversen BBC-Redaktionen 
gearbeitet hat, darunter im morgendlichen Today-
Programm von Radio 4, der für den politischen und 
kulturellen Diskurs der Nation wichtigsten Sendung. 

Aitkin beschreibt den »linksliberalen bias«, der die 
BBC durchzieht. Er habe sich mit seiner Auffassung, 
ein marktwirtschaftliches System funktioniere am 
besten und die Thatcher-Reformen seien notwendig 
und richtig gewesen, wie der Angehörige eines »exo-
tischen Stammes« gefühlt. »You must be joking«, sag-
ten ungläubig BBC-Kollegen, als er eine Debatte über 
dieses Thema vorschlug. 

Am Morgen nach dem IRA-Attentat auf die Eiserne 
Lady, während des Parteitages der Tories in Brighton 
1984, bei dem Margaret Thatcher nur durch einen 
Zufall mit dem Leben davon kam, habe Aitkin von 
Redakteuren der BBC mehrfach den Satz gehört: 
»Schade, dass sie die Hündin nicht erwischt haben.« 
Als Witz sei das nicht gemeint gewesen. 

Aitkins Liste der Voreingenommenheiten deckt 
sich mit den Beobachtungen anderer Kritiker und 
sogar mit Untersuchungen bestimmter Einzelfelder, 
die die BBC-Führung wegen des wachsenden Drucks 
der Öffentlichkeit selbst in Auftrag gegeben hatte. Die 
Programme der BBC spiegeln in aller Regel vehemen-
ten Antiamerikanismus und eine scharf antiisraeli-
sche Einstellung wider. Sie plädieren für mehr Staat 
und Steuern; Steuersenkungen und eine geringere 
Staatsquote werden grundsätzlich für falsch gehal-
ten. 

Auch legt die BBC eine einseitig proeuropäische 
Haltung an den Tag und neigt dazu, den Argumenten 
der Gegner, sei es gegen die Mitgliedschaft im Euro 
oder gegen weitere Integration der EU, kein Gehör 
zu schenken. 

Nur keine Muslime verletzen
Die Ideologie der BBC ist säkular und geprägt von 
antichristlichen Vorurteilen; zugleich wird in aller 
Regel alles unterlassen, was Muslime verletzen oder 
als Kritik am Islam gedeutet werden könnte. Durch 
die Korridore von Broadcasting House weht ein 
Multikulturalismus, oft verbunden mit einem morali-

schen Relativismus, der sich durch Geringschätzung, 
wenn nicht Ablehnung des eigenen demokratischen 
Staates auszeichnet. 

Rod Liddle, der bis 2002 Chef des Today-Pro-
gramms auf Radio 4 war, beklagte schon während 
des Irak-Krieges, den er im Übrigen selbst ablehn-
te, die »völlig einseitige Berichterstattung« der BBC 
im Anlauf auf den Krieg wie auch in den Monaten 
und Jahren danach, die in dem bitteren Zwist mit 
der Regierung Blair über das Waffendossier und die 
Gilligan/Kelly-Affäre mündete. Was an die selbst-
kritische Bemerkung des SWR-Intendanten Peter 
Voß über die Irak-Berichterstattung der ARD-Sender 
erinnert: Wir alle ließen uns von einem emotionalen 
Strom mitreißen. 

Der Konsens, der bei der BBC herrscht, wird als 
allgemeingültig betrachtet. Aitken schreibt in seinem 
Buch, dass er 
während sei-
ner Zeit bei 
der BBC umge-
ben war von 
Redakteuren, 
die ihre Auf-
fassungen für 
so selbstverständlich und richtig hielten, dass sie 
gar nicht auf die Idee kamen, irgendjemand, der bei 
gesundem Menschenverstand sei, könne womöglich 
ihre Grundannahmen nicht teilen. In der Praxis kann 
das zu einem »totalitären Liberalismus« führen, der 
abweichende Stimmen und Meinungen nicht erlaubt. 
Ob unbewusst oder gar als bewusste Entscheidung –
das Resultat ist am Ende dasselbe. 

Selbstzensur mit bester Absicht
Gar nicht selten werden unbequeme Wahrheiten 
verschwiegen, wenn sie dem Konsens zuwiderlaufen 
oder wenn man negative Folgen einer wahrheitsge-
treuen Berichterstattung befürchtet. 

Selbstzensur aus »guten Motiven« wurde von der 
BBC beim Thema Einwanderung und Asyl vorexer-
ziert. Jeder noch so berechtigte Hinweis auf die riesige 
Zahl von illegalen und legalen Einwanderern wurde 
verschwiegen. Die Organisation Immigration Watch, 
die sich durch seriöse Zahlen und Informationen 
auszeichnet, fand lange Zeit in den Programmen der 
BBC kein Gehör. Erst nach dem Eingeständnis der 
Regierung, sie habe die Zahl der Zuwanderer aus den 
neuen Mitgliedsländern der EU um gut eine halbe 

Ein »totalitärer Liberalismus« 
erlaubt keine anderen Meinungen. 
Und er drückt sogar manche 
unliebsamen Fakten weg.
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Million unterschätzt und wisse nicht, wie viele illega-
le Einwanderer im Lande weilten, gab die BBC ihre 
Zensur widerstrebend auf.   

Auch die Ideologie des Multikulturalismus, der 
die BBC seit langem huldigt, wird inzwischen selbst 
von der »Kommission für rassische Gleichheit« als 
gescheitert und kontraproduktiv erklärt; sie habe die 
»Gräben in der Gesellschaft vertieft und Integration 
verhindert«, erklärte Trevor Philips, der Vorsitzende 
der Kommission, selbst ein Einwanderer aus der 
Karibik. Er warnte davor, sehenden Auges in eine 
»gettoisierte Gesellschaft abzudriften«.  

Die Corporation wies stets eine gewisse Schlagseite 
auf. Junge Leute, die von den Universitäten kommen, 
sind zumeist idealistisch und links eingestellt. Zwar 
sorgte das Ethos der Unparteilichkeit lange Zeit für 
ein Gegengewicht, doch der »kulturelle Marxismus«, 

der in der BBC 
Fuß fasste, trug 
dazu bei, dass 
im Laufe der 
90er Jahre die 
Balance verlo-
ren ging. Gene-
relle Medien-

trends wie Sensationalisierung, Simplifizierung und 
Emotionalisierung trugen das Ihre dazu bei, das 
Problem zu verstärken. Die Verachtung für Politiker 
wurde zu einem hervorstechenden Merkmal eines 
»kritischen« Journalismus, der beschädigen, unlau-
tere Machenschaften aufdecken will und stets das 
Schlimmste annimmt: »Why is the bastard lying to 
me« ist der Geist, in dem oft Politiker-Interviews in 
der BBC geführt werden. 

Ende der reinen Nachricht
Anteil an der Entwicklung trugen ironischerwei-
se interne Reformen, die Generaldirektor John Birt 
während der 90er Jahre mit dem Ziel durchsetzte, 
die Redaktionen zu mehr Sachlichkeit zu verdonnern 
und die gelegentlich agressive Arroganz bekannter 
Moderatoren wie John Humphries (Radio 4) und Jeremy 
Paxman (BBC 2) einzudämmen. Birt propagierte seine 
»Mission to explain«, er beendete die Trennung zwi-
schen den Redaktionen von Nachrichten und current 
affairs und verlangte »Kontextualisierung«: Ereignisse 
sollten in ihren Zusammenhang gestellt werden. 

Eine löbliche Absicht, die sich in der Praxis in ihr 
Gegenteil verkehrte: Das Ende der reinen Nachrichten 

führte zu weitverbreitetem editorialysing, und die 
Dominanz linksliberaler Auffassungen erhöhte die 
Schlagseite der Programme. Für Andersdenkende, 
zumal Tories, die immer schon die BBC der 
Einseitigkeit bezichtigt hatten, aber auch für Labour 
und parteilose Zeitgenossen, die an Fakten und unvor-
eingenommener Analyse interessiert waren, wurde 
die BBC mehr denn je zum Ärgernis.

Was dagegen tun? Man müsse, meinte der stell-
vertretende BBC-Generaldirektor Mark Byford in 
einer internen Sitzung, der »Michael Moorifikation« 
der Programme einen Riegel vorschieben. Doku-
mentationen kommen zuweilen gefährlich nah heran 
an die einseitig gestrickten, mittlerweile der Fehler 
und Verfälschungen überführten Filme dieses ameri-
kanischen Regisseurs.

Islamisten dürfen nicht die Bösen sein
Der liberal bias zieht sich nicht nur durch die jour-
nalistischen Inhalte der BBC, sondern auch durch 
ihre Unterhaltungsprogramme. Die Botschaft, die 
in Serien, Komödien und Thrillern verkündet wird, 
ist oft weitaus politikfeindlicher und wahrscheinlich 
folgenreicher in der Wirkung als Inhalte mancher 
Nachrichten. 

Die Agentenserie Spooks lieferte eindrucksvol-
len Anschauungsunterricht. Bei Spooks, Spionen, 
handelt es sich um Agenten des MI5, die sich mit 
allerlei Gegnern des British way of life abplagen, 
Terroranschläge vereiteln und düstere Umtriebe 
verhindern. Man sollte meinen, die Gefahren der 
britischen Realität lieferten gutes Material; seit dem 
Ende des IRA-Terrorismus wird Britannien nur von 
Suizidbomben islamistischer Dschihadisten bedroht. 

In der letzten Staffel von Spooks ging es denn 
auch dreimal um islamistische Terroristen. Doch siehe 
da, in zwei der Folgen entpuppten sich angeblich 
in Großbritannien geborenen Al-Kaida-Terroristen, 
die die saudische Botschaft besetzten und unschul-
dige Menschen ermorden wollten, als Undercover-
Agenten des israelischen Geheimdienstes Mossad. In 
der dritten Folge richteten es die Drehbuchautoren 
– ganz im Geiste der Verschwörungstheorien über 
den 11. September 2001 – so ein, dass es sich um 
das Komplott eines rechtsgerichteten Ministers 
mit Rechtsextremisten handelte, mit dem Ziel, ein 
Auffanglager für Immigranten in die Luft zu spren-
gen. Das Drehbuch hätten der iranische oder syrische 
Geheimdienst nicht besser schreiben können. 

Ein BBC-Direktor meinte, man
müsse der »Michael 

Moorifikation« der Programme 
einen Riegel vorschieben.
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Vom Sinneswandel, der in der BBC-Führung 
um sich greift, dürfte Spooks kaum berührt wer-
den. Allein die lange Vorlaufzeit wird dafür sorgen 
und der generelle Mangel an Programmüberblick 
seitens der Hierarchen. Sie wissen oft nicht, was in 
den  Programmen abläuft, die sie selbst kaum jemals 
anschauen. BBC-Direktoren konzentrieren sich auf 
den Versuch einer sanften Kurskorrektur zugunsten 
größerer Sorgfalt und Fairness. 

Vereinzelt sind bereits da und dort Ergebnisse zu 
besichtigen. Strittige innenpolitische Themen wurden 
in den Ten O’Clock News auf BBC 1 einige Male 
zugleich von einer linksliberalen und einer konservati-
ven Kolumnistin abgehandelt; bislang tendierten BBC-
Redakteure dazu, vor allem Kommentatoren linkslibe-
raler Blätter wie Guardian und Independent einzula-
den, die ihre Instinke, Vorlieben und Abneigungen 
teilen.

Helen Boaden, die News-Direktorin der BBC, 
verlangt, dass die Programme »Meinungen und 
Stimmungen der Bevölkerung« stärker widerspie-
geln«. Eigentlich eine Selbstverständlichkeit. 

Vertrauen der Zuschauer erodiert
Ein öffentlich-rechtlicher Sender lebt gefährlich, 
wenn er sich zu weit von den Lebenserfahrungen 
seines Publikums entfernt, und er darf sich nicht 
von Emotionen und Bauchgefühlen der eigenen 
Redakteure hinwegreißen lassen. 

Beim Thema Klimawandel wähnt sich die BBC, 
indem sie die wissenschaftliche Debatte für beendet 
erklärt, auf sicherem Terrain. Noch genießt die BBC 
mehr Vertrauen als die Politiker. Doch das Vertrauen 
erodiert, wie Umfragen zeigen. 

Die BBC-Spitze ist sich der Gefahr bewusst und 
behauptet nicht, der bias existiere nur in der überhitz-
ten Vorstellung einiger konservativer Zeitgenossen. 
Sie hat die Warnung der Labour-Regierung, die das 
öffentlich-rechtliche Prinzip erhalten will, verstan-
den: Nach Jahren der Generosität wurde die BBC 
mit einer mageren Gebührenregelung unterhalb der 
Inflationsrate abgespeist. 

Die Konservativen, die sich Chancen ausrechnen, 
nach der nächsten Wahl die Regierung zu bilden, hal-
ten sich zurzeit bedeckt und nehmen zum Konflikt 
um die Voreingenommenheit der Corporation nicht 
Stellung. Sie wollen die mächtige BBC vor den nächs-
ten Wahlen nicht unnötig gegen sich aufbringen. Aber 
eine Regierung Cameron dürfte ganz schnell die Pläne 

aus der Schublade ziehen, die ein Komitee unter David 
Elstein vor zwei Jahren im Auftrag der Partei erarbei-
tet hat. Danach sollte die Gebührenfinanzie  rung abge-
löst werden durch Formen des Bezahlfernsehens und 
Werbung (bisher sind alle nationalen BBC-Programme 
werbefrei).

»Die BBC gefährdet ihre Existenz als öffentlich-
rechtlicher Broadcaster«, schreibt John Lloyd in der 
Financial Times. Lloyd, Direktor des Reuters Institute 
for the Study of 
Journalism an 
der Universität 
von Oxford, 
sagt voraus, die 
Politiker wür-
den früher oder 
später ihre Angst 
verlieren vor der »mächtigsten Medieninstitution des 
Landes«. Nur wenn sich die BBC auf einen »schmerz-
haften, offenen Prozess der Selbstprüfung« einlasse, 
verdiene sie eine »beschützte Zukunft«. 

Bei aller Kritik an der BBC gibt es nicht nur in der 
Labour-Partei genug Befürworter des öffentlich-recht-
lichen Prinzips. Allein die BBC ist in der Lage, bei 
nationalen Ereignissen, ob sie Monarchie, Sport oder 
Politik betreffen, den Briten ein Gemein schafts erleb-
nis und ein Gefühl der Zusammen gehörig keit zu ver-
mitteln. Selbst die schärfsten Kritiker vermögen der 
Cor po ra tion eines nicht abzusprechen: Sie ist in vieler 
Hinsicht der kom merziellen Konkurrenz überlegen 
und vermag immer noch für großartiges Fernsehen 
und ernsthafte Radioprogramme zu sorgen, die der 
freie Markt nicht zu sichern vermag. 

Gerade deshalb wird die BBC der linksliberalen 
Monokultur ein Ende machen und echte Liberalität 
entdecken müssen, also eine neue Vielfalt von 
Meinungen und Stimmen zulassen. Ansonsten könn-
te es sein, dass das Prinzip der Ausgewogenheit und 
Überparteilichkeit, zu der öffentlich-rechtliche Sender 
verpflichtet sind, ganz preisgegeben wird – zusam-
men mit der Gebührenfinanzierung.  Die BBC könnte 
dann ein normaler Tendenzbetrieb sein, so wie es in 
der Presse und im Privatfunk erlaubt und üblich ist. 

Vom Gelingen des derzeitigen Versuches der BBC, 
dem pluralistischen Prinzip wieder Geltung zu ver-
schaffen, hängt also viel ab. Womöglich handelt es 
sich um den letzten Versuch, das öffentlich-rechtliche 
Prinzip im Zeitalter der digitalen Vielfalt doch noch 
aufrechtzuerhalten.  �Q

Eine Regierung Cameron dürfte 
ganz schnell alte Pläne aus der 
Schublade ziehen, um die Gebüh-
renfinanzierung zu beenden.

Jürgen Krönig ist 
freier Autor und 
Großbritannien-
Korrespondent der 
Zeit.
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F
rankreichs Medien stehen im Ruf, eng 
mit der politischen und wirtschaftlichen 
Führung des Landes verbunden zu sein. 
Der Amtsantritt von Staatspräsident Nicolas 

Sarkozy lieferte den Skeptikern einen neuen Beweis 
dafür. Denn die persönlichen Freunde, die Sarkozy 
am Abend seines Wahlsiegs ins Nobelrestaurant 
Fouquet’s auf den Champs-Elysées einlud, reprä-
sentieren geballte Medienmacht: Bernard Arnault, 
Besitzer des Luxuskonzerns LVHM und der 
Wirtschaftszeitung La Tribune; François Pinault, 
Eigner des Luxus- und Einzelhandels-Konzerns PPR 
sowie des Nachrichtenmagazins Le Point; Serge 
Dassault, Rüstungsunternehmer und Besitzer der 
Tageszeitung Le Figaro, der zusammen mit dem 
Chefredakteur des Blattes eingeladen war.

Zugegen waren auch Albert Frère, Unternehmer 
und Aktionär beim Fernsehsender M6, sowie Vincent 
Bolloré, Besitzer eines Werbeunternehmens, einer 
Yacht vor Malta – die er Sarkozy am nächsten Tag 

umsonst zur Verfügung stellte – sowie mehrerer 
Gratiszeitungen.

 Fehlte nur der EADS-Aktionär Arnaud Lagardère, 
Besitzer des populären Rundfunksenders Europe 1, 
weltweit größter Verleger der Magazinpresse und 
insbesondere Besitzer der Wochenzeitung Journal du 
Dimanche (JDD) sowie von Paris Match. Lagardère 
hatte Sarkozy jüngst mit »mehr als ein Freund – ein 
Bruder« eingeführt und bei Match und JDD für 
Entscheidungen im Sinne Sarkozys gesorgt. 

Eingeladen war schließlich auch der Bau unter-
nehmer Martin Bouygues, langjähriger Freund des 
neuen Staatschefs, sein Trauzeuge und auch Pate sei-
nes Sohnes. Bouygues ist Herr über den Fernsehsender 
TF1, der täglich von rund einem Drittel der Zu schauer 
gesehen wird und damit Nummer eins in Frankreich 
ist. TF1 ist traditionell der Rechten zugetan: Der 
Sender wurde vor genau 20 Jahren, im April 1987, 
vom damaligen Premierminister Jacques Chirac pri-
vatisiert. Martin Bouygues revanchierte sich post-
wen dend für Sarkozys Einladung: Er ernannte den 
37-jährigen Laurent Solly, der Sarkozys so überaus 
erfolg reiche Wahlkampagne mitorganisierte, zur 
Num mer zwei des Senders. Konsequenterweise war 
es der Presse sprecher des Elysée, der diese Berufung 
öffentlich machte.

Umgekehrt berief Sarkozy drei politische Jour-
na lis ten aus den Presseorganen seiner Freunde auf 
Be ra ter pos  ten seiner Exekutive – darunter eine aus-
gerechnet mit der Bericht er stattung über Sarkozys 
unterlegene Kon  kur  ren tin Ségolène Royal betraute 
Figaro-Re por terin.

Europas TV-Anstalten   
Viele öffentlich-rechtliche Rundfunkhäuser bauen Journalismus ab 
und geben der Kommerzialisierung nach. In mehreren Staaten    
beugen sie sich dem Einfluss parteipolitischer Akteure.

FRANKREICH: KUMPANEI STATT PROPORZ

VON JOHANNES WETZEL

:
Herrscher und Vasallen: 

Nicolas Sarkozy nach seinem 
Sieg bei der Präsidentschaftswahl 

umringt von Medienvertretern.
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Für den Mediensoziologen Jean Louis Missika 
ist das beunruhigendste und speziell Französische 
daran, dass die Medienbosse gleichzeit ig 
Großkunden des Staates sind. François Jost, Professor 
für Medienwissenschaften an der Universität Paris 
III, bedauert: »Es bleiben nur noch zwei oder drei 
Presseorgane, die nicht irgendwie mit Nicolas 
Sarkozy verbunden sind«. In einer am 14. Juni 
erschienenen Studie (L’empire du loft (suite), ed. La 
Dispute) untersucht Jost, wie Unterhaltungs- und 
Nachrichtensendungen auf TF1 ein dem neuen 
Staatschef gemäßes Weltbild verbreiten.

Charta der »Unabhängigkeit«
Unabhängiger dagegen sind die öffentlich-rechtli-
chen, unter dem Dach von Radio France zusammen-
gefassten Rundfunkanstalten – vor allem France Inter 
und France Culture – und das öffentlich-rechtliche 
Fernsehen France Télévisions – insbesondere France 
2 und France 3. In einer internen »Charta« erklärt 
France Télévisions, seine Be schäf tigten würden jede 
Situation vermeiden, die Zweifel an ihrer »Unpartei-
lich keit« und »Unab hängig keit« aufkommen ließen. 
Darauf legt das öffentlich-rechtliche Fernsehen umso 
mehr Wert, als das staatliche Fern seh-Monopol erst 
1982 aufgehoben wurde.

Freund schaf ten und Verbind lichkeiten schließt 
das nicht aus: Der Prä sident von Radio France, Jean-
Paul Cluzel, ist Pate einer Tochter des früheren 
Premierministers Alain Juppé, heute Nummer zwei 
der amtierenden Regierung. Der Präsident von France 
Culture, David Kessler, war Kulturberater des sozia-
listischen Premier ministers Lionel Jospin. Und der 
Präsident von France Télévisions, Patrick de Carolis, 
ist ein Vertrauter von Bernadette Chirac, Gattin des 
eben ver  abschie deten Staatschefs, die ihm in langen 
Interviews ihr Leben erzählte. Das daraus entstande-
ne Buch war ebenso liebenswürdig wie erfolgreich. 
Die »Kumpanei« von Journalisten und Politikern, so 
die deutsch-französische Medienexpertin Isabelle 
Bourgeois, sei in Frankreich wegen des gemeinsamen 
geografischen Zentrums von Politik und Medien und 
der gemeinsamen Ausbildungswege besonders aus-
geprägt.

Problematischer ist die strukturelle Abhängigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Medien von den politischen 
Mehrheiten: Die Präsidenten von France Télévisions 
und von Radio France werden zwar von der wei-
sungsunabhängigen neunköpfigen Aufsichtsbehörde 
»Hoher Rat für audiovisuelle Medien« CSA gewählt. 
Wer allerdings 
für jeweils sechs 
Jahre Mitglied 
im CSA ist, 
das entscheidet 
die Politik: Je 
drei Mitglieder 
werden vom 
Staatspräsidenten, drei vom Senatspräsidenten 
und drei vom Parlamentspräsidenten ernannt. Die 
Machtverhältnisse der letzten Jahre brachten es mit 
sich, dass gegenwärtig alle neun CSA-Mitglieder von 
der Rechten bestellt wurden. Noch im Januar ernann-
te der scheidende Staatschef Jacques Chirac den 60-
jährigen Michel Boyon, der in den Ministerkabinetten 
der Konservativen Karriere gemacht hatte, zum neuen 
CSA-Präsidenten. Die sozialistische Opposition pro-
testierte vergeblich.

Isabelle Bourgeois relativiert: Journalisten unter-
halb der Führungsebene stünden zumal im öffent-
lich-rechtlichen Bereich weit links – was umso fol-
genreicher sei, als sich die kategorische Trennung 
zwischen Information und Meinung nach angel sächsi-
schem und deutschem Vorbild nie durchgesetzt habe. 
Parteien proporz oder den Anspruch einer Vertretung 
»unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen«, mit 
denen die Rundfunkräte oder der ZDF-Fernsehrat 
die »pluralistische Gesellschaft« zumindest auf dem 
Papier abbilden wollen, gibt es in Frankreich jeden-
falls nicht.

Scheinheiliges Schweigen
Frankreich kennt auch keine in der Verfassung nie-
dergelegte »Medienfreiheit« im Sinne des deut-
schen Grundgesetzes. So sind Zweifel an ihrer 
Unabhängigkeit weit verbreitet. Zu Recht, so Jean 
Louis Missika, habe der Präsident schafts kandidat 
François Bayrou die bevorzugte Behandlung der bei-

    in der Kritik

Freundschaft und Verbindlichkeit: 
Der Präsident von Radio France 
ist Pate einer Tochter von 
Vizepremierminister Alain Juppé. 
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den bestplazierten Bewerber Royal und Sarkozy im 
Fernsehen kritisiert. 

Eine seit Jahren regelmäßig vom Meinungs for-
schungs institut TNS-Sofres durchgeführte Umfrage 
(»La confiance des Français dans les médias 2007«) 

zeigte auch 
Anfang 2007 
wieder, dass 
nur eine Min-
derheit  der 
Fran zosen den 
Medien traut: 
Dass sich etwas 

so oder so ähnlich zugetragen hat wie im Fernsehen 
dargestellt, glauben nur 48 Prozent der Befragten. Für 
die Presse liegt die Zahl bei 51 Prozent, für das Radio 
bei 57 Prozent. 63 Prozent der Befragten glauben 
nicht, dass Journalisten »unabhängig« sind.

Dieses schlechte Image wurde immer wieder 
durch historische Fälle untermauert, wie durch 
das jahrelange scheinheilige Schweigen der natio-
nalen Medien über die außereheliche Tochter des 
verstorbenen Staatspräsidenten Mitterrand. Aber 
auch aktuelle Vorkommnisse tragen dazu bei: Die 
Medien spielten die Komödie einer funktionierenden 

Ehe der beiden Sozialistenführer François Hollande 
und Ségolène Royal bis nach den Wahlen mit, und 
sie behandelten den im Ausland ausgiebig kommen-
tierten Auftritt des vermeintlich angetrunkenen 
Nicolas Sarkozy beim G-8-Gipfel nur in vorsichtigen 
Nebensätzen. 

Die wichtigste, seit zwölf Jahren von France 
Télévisions ausgestrahlte, fernsehkritische Sendung 
des Medienjournalisten Daniel Schneidermann, 
der solche Fälle nicht ohne Impertinenz vorführte, 
wird jetzt eingestellt. Nicht nur, so Schneidermann, 
weil das Medienmilieu schon immer am wenigsten 
bereit gewesen sei, Kritik anzunehmen: Nachdem 
er im Zorn über das Ende seiner Sendung in 
einem Zeitungs interview die Führer von France 
Télévisions als »Nullen« bezeichnete, muss er nun 
mit Sanktionen rechnen; sondern wohl auch, weil 
die Direktion staatlicherseits einen »Rat« bekom-
men habe, so Schneidermann weiter: »Ich bin nicht 
naiv. Ich weiß, wie im öffentlich-rechtlichen Bereich 
Ernennungen zustande kommen und Budgets bewil-
ligt werden. Es gibt eine sehr enge Bindung an den 
Staat.«

In einer Studie zum Präsidentschafts wahlkampf 
2002 hatte Schneidermann gezeigt, wie die 
Fokussierung von TF1 und France 2 auf die innere 
Sicherheit dazu beitrug, den Sozialisten Lionel Jospin 
aus dem Feld zu schlagen und ein Duell zwischen 
dem rechtsextremen Jean-Marie Le Pen und dem 
Gaullisten Jacques Chirac herbeizuführen – Arte hat 
dazu eine im Januar ausgestrahlte dokumentarische 
Fiktion »Die Qual der Wahl« produziert.

Umgekehrt bemühte sich France 2 ebenso 
wie TF1 im Unruhe-Herbst 2005, dem damali-
gen Innenminister Sarkozy keine zusätzlichen 
Kopfschmerzen zu bereiten: Sie drosselten die 
Berichte über brennende Autos und Konfrontationen 
mit der Polizei. Sarkozy bedankte sich ausdrücklich 
bei den Nachrichtenchefs. 

Am 10. November 2005 wurden in den 
Abendnachrichten auf France 2 zwar die Bilder aus-
gestrahlt, die einen oft gegen das Innenministerium 
erhobenen Vorwurf bestätigen: Einige Jugendliche 
wurden von der Polizei übel misshandelt. Anders als 
sonst war diese Nachrichtensendung dann aber nicht 
im Internet verfügbar. Begründung: »Wir wollten die 
Stimmung nicht anheizen«.

Dabei sind Katastrophen, Unfälle und Verbrechen 
in der Regel Aufmacher der 50-minütigen 20-

Eine regelmäßig durchgeführte 
Umfrage zeigte auch 2007 wie-
der, dass nur eine Minderheit der 

Franzosen den Medien traut.

Oben: 
Die kritische Sendung 

Arrêt sur images von Daniel 
Schneidermann wurde abgesetzt.

Unten:
Präsidentschaftskandidatin 

Ségolène Royal bedankt sich für die 
»schöne Kampagne«.
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V
or einem Jahr mag es noch Optimisten ge-
geben haben, die glaubten: Das Fernsehen 
Italiens werde nach dem Regierungswechsel 
ein Stück Unabhängigkeit zurückgewinnen 

und somit aufblühen. Wer immer solche Hoffnungen 
gehegt haben mag, ist inzwischen herb enttäuscht. 
Denn die jetzige Mitte-Links-Koalition erweist sich als 
unfähig, das Fernsehen aus den Fängen der Politik zu 
befreien und damit einen vielfältigeren Austausch der 
Ideen zu ermöglichen.

Es hat sich also nichts geändert, der italienische 
Rundfunk wird weiterhin von den beiden Giganten 
RAI und Mediaset beherrscht. Berlusconis Holding 
Mediaset geht es dabei blendend. Während der Ex-
Ministerpräsident unter Verfolgungswahn zu leiden 
scheint und täglich von neuem einen »Staatsstreich« 
gegen sein Medienimperium wettert, hat sich 
Mediaset für 2,6 Mrd. Euro Endemol einverleibt, 
jene holländische TV-Produktions gesellschaft, die 
mit umstrittenen Programm formaten immer wie-
der Quoten hits landet, indem sie gesellschaftliche 
Tabus bricht.

Die RAI dagegen schlittert von einer Krise in die 
nächste. Obschon sie ebenfalls zum Kundenkreis von 
Endemol gehört, verliert sie Zuschauer und Werbe-

einkünfte an die Mediaset. Und sie steckt tief in 
den roten Zahlen. Wie kürzlich RAI-Generaldirektor 
Claudio Cappon erklärte, liefen im Jahr 2006 ins-
gesamt 79 Millionen Euro Verlust auf. Davon sind 
16 Millionen eine gerichtlich verhängte Strafe, wel-
che die RAI zahlen muss, weil ihr letzter Intendant 
Alfredo Meocci sein Amt nie hätte ausüben dürfen. 
Meocci hatte vorher die TV-Aufsichtsbehörde gelei-
tet und war – trotz dieses Interessenkonflikts – auf 
Biegen und Brechen von der Berlusconi-Regierung als 
RAI-Generaldirektor durchgedrückt worden.

Der jüngste »brillante« Schachzug der Regierung 
Prodi hat die prekäre Situation noch verschärft. 

ITALIEN: SPIELBALL DER POLITIK

VON NATASCHA FIORETTI

Uhr-Nachrichten der zwei großen TV-Stationen. 
Politische Themen folgen erst später, auch wenn 
sich der Premierminister zum Interview eingeladen 
hat. 

Weniger Auslandskorrespondenten
Auf der Jagd nach Einschaltquoten folgt France 
2 darin dem privaten TF1. Besonders groß ist 
das Desinteresse an Auslandspolitik: TF 1 wurde 
2002 wegen der Abschaffung eines ständigen 
Berliner Korrespondenten scharf kritisiert. Das flo-
rierende Unternehmen leistet sich nur noch fünf 
Auslandskorrespondenten – in Washington, Moskau, 
Jerusalem, Rom und London. 

Die unzulänglichen Informationen aus Brüssel 
macht Jean-Louis Missika mitverantwortlich für das 

Scheitern des EU-Verfassungsvertrags in Frankreich. 
Er erkennt einen klaren Trend im Fernsehen: 
Politische Berichte in Nachrichtensendungen gebe 
es nur noch im Schlepptau von Human-Interest-
Stories. Politische Sendungen werden auf entlegene 
Sendeplätze abgedrängt oder verschwinden. 

Die Fortsetzung einer der besten und europäischs-
ten politischen Debattensendungen im Programm 
– »France Europe Express« auf France 3 – ist derzeit 
fraglich. Der Grund dafür ist jedoch untypisch: Die 
Moderatorin Christine Ockrent ist mit dem neuen 
Außenminister verheiratet. Wie bereits im Fall der 
France2-Starjournalistin Béatrice Schönberg, eben-
falls mit einem Minister verheiratet, wird diese allzu 
offensichtliche Nähe zwischen Politikern und Journa-
listen selbst in Frankreich nicht mehr akzeptiert. �Q

Johannes Wetzel ist 
freier Journalist und 
lebt in Paris.

Regierungswechsel: 
Wer Hoffnung auf mehr 
Unabhängigkeit des Fernsehens 
hatte, ist inzwischen herb ent-
täuscht. 
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Wirtschafts minister Padoa-Schioppa entließ einen 
politischen Gegner, Angelo Maria Petroni, den zwei 
Jahre zuvor sein Vorgänger berufen hatte, aus dem 
Führungsgremium der RAI. Damit nicht genug, erklär-
te er öffentlich, am liebsten würde er im Blick auf den 
Schuldenberg der RAI die gesamte Direktorenriege 
feuern. Die Entlassung Petronis wurde indes vom 
Verwaltungsgericht rückgängig gemacht.

»Italienische Anomalie« korrigieren
Während also Mediaset im Verbund mit Endemol 
sich daran macht, mit neuen Formaten weiteres 
Territorium des Staatssenders zu erobern, geistert 
durch die Büroschluchten der Via Mazzini – dem Sitz 
der RAI in Rom – das Gespenst der Unregierbarkeit.

An Gesetzgebungsinitiativen zur Reform des 
Rundfunks, die der RAI zugute kommen sollen, 
mangelt es nicht – nur ist bisher keine einzige 
von ihnen wirklich vorangebracht worden. Pläne 
des Kommunikationsministers Paolo Gentiloni 
sehen vor, den Sender in eine Stiftung zu über-

führen. Der Einfluss der Politik wäre dann deut-
lich reduziert. Gentiloni möchte damit eine »itali-
enische Anomalie« korrigieren: »Seit drei Jahren 
kontrolliert die Regierung, vertreten durch das 
Wirtschaftsministerium, die RAI.« 

Vorgesehen ist, den staatlichen Rundfunk unter 
dem Dach der Stiftung in vier separate Gesellschaften 
mit schlanken Führungsstrukturen aufzuteilen 
und die Stiftung selbst mit einem politikfernen 
Aufsichtsgremium zu versehen. So hofft man, die RAI 
als öffentlich-rechtlichen Sender profilieren zu kön-
nen, sie weniger von Werbung abhängig zu machen, 
sie unabhängiger und effizienter werden zu lassen 
und mehr Innovationsbereitschaft zu mobilisieren.

Doch über solche Hoffnungen kommt man offenbar 
nicht hinaus. Die symbiotische Beziehung zwischen 
Medien und Politik hat sich eher noch verschärft. Der 
Filz nimmt zu und droht alle Reforminitiativen zu 
ersticken. 2006 war von einer Kehrtwende die Rede, 
von einem pluralistischen Fernsehen und vom Ende 
des »Berlusconianismus«. Inzwischen ist noch immer 
das Gesetz von Berlusconis Medienminister Gasparri 
in Kraft. Nicht nur die Reform der RAI ist blockiert, 
sondern auch eine Vorlage, die Obergrenzen der 
Werbe einkünfte für ein Medien unter nehmen von 45 
Prozent fest schrei ben soll. Genauso ergeht es einem 
Gesetzes projekt, das Interessenkonflikte regelt.

Wer immer sich für Reforminitiativen einsetzt, 
muss obendrein damit rechnen, von den Medien heftig 
attackiert zu werden. Das italienische Mediensystem, 
zumal das staatliche Fernsehen, bleibt also vorerst bei-
den politischen Blöcken zu Diensten, die es eigentlich 
als »vierte Gewalt« zu kontrollieren hätte. �Q

Natascha Fioretti 
ist Mitarbeiterin 

am European 
Journalism 

Observatory an der 
Università della 

Svizzera italiana in 
Lugano.

ÖSTERREICH: GLEICHGEWICHT DES SCHRECKENS

VON HARALD FIDLER

L
inksliberalen Bias konnte man dem ORF 
die vergangenen fünf Jahre nun wirklich 
nicht vorwerfen. Wegen des Gegenteils ließ 
vor einem Jahr einer der bekanntesten TV-

Mode ratoren die Alpenrepublik beben. In seiner 
Dankes rede für Österreichs wichtigsten Preis im 
Fern seh journalismus rechnete Armin Wolf öffentlich 
mit seinem Arbeitgeber ab. Vom jahrzehntelangen 

»Gleich gewicht des Schreckens« der Großparteien 
SPÖ und ÖVP im ORF sei unter der Regierung 
Wolfgang Schüssel »nur mehr der Schrecken geblie-
ben«.

Schwarzfunk war die Devise
Die gesamte ORF-Information (das ist die für Politik 
zuständige Abteilung der Nachrichtenredaktion) sei 

Situation noch verschärft::
Vertreter von Prodis Regierung  

würden am liebsten die gesamte 
Direktorenriege der RAI feuern.
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zentral gesteuert und es herrsche ein »Umgangston 
wie auf einer Galeere« unter dem obersten Motto: 
»Ruhe ist oberste Bürgerpflicht«. Dazu »brutaler Druck 
der Regierung auf den ORF«. Schwarzfunk war die 
Devise, kritischer Umgang mit den Mächtigen wurde 
nach Kräften unterdrückt. Selbst der frühere ÖVP-
Politiker Heinrich Neisser staunte: »Noch nie in der 
Geschichte der Zweiten Republik wurde der medien-
politische Machtanspruch so ungeniert artikuliert wie 
unter der ‚Wenderegierung‘. Der ORF wird als Besitz 
betrachtet, Politiker fühlen sich als Hausherren.«

Ruhe wird langweilig: Die Fernsehnachrichten des 
ORF verloren in den vergangenen Jahren Zuschauer 
und Marktanteile. Nicht ruckartig, aber stetig. Sein 
Gebührenmonopol stellten freilich nur private Sender 
ernsthaft infrage.

Armin Wolfs Rede folgten Standing Ovations vieler 
ORF-Kollegen. Dann sammelte die Protestplattform 
»SOS ORF« Unterschriften für einen unabhängigeren 
ORF – gut 70.000 unterstützen sie bei 3 Millionen TV-
Haushalten. Bald darauf verfehlte die bürgerliche ORF-
Führung die Wiederwahl: Eine »Regenbogenkoalition« 
ungewohnter Partner – Sozialdemokraten und Grüne 
sowie die zwei Rechtsaußenparteien FPÖ und BZÖ– 
machte den SPÖ-nahen Alexander Wrabetz, zuletzt 
kaufmännischer Direktor der Anstalt, zum ORF-
General. Und in der Regierung löste Wochen danach 
eine große Koalition aus Rot und Schwarz Kanzler 
Schüssels Rechtskabinett ab.

Journalismus ist wieder Bürgerpflicht
Die ORF-Information atmet schon seit Beginn von 
Wrabetz‘ Management spürbar durch. Kritische 
Fragen sind wieder erwünscht, unangenehme 
Themen werden nicht mehr per Dekret abgewürgt: 
Journalismus ist wieder Bürgerpflicht. Armin Wolfs 
Befund ein Jahr danach: »Die Freiheit der Fernseh-
information ist heute wieder unvergleichlich größer. 
Die strikte Zentralisierung ist abgeschwächt, TV-
Magazine und aktuelle Information wurden getrennt. 
Alle größeren Sendungen und die ZiBs haben eigene 
Sendungsverantwortliche und kleine Teams.«

Mehr innerer Wettbewerb sei stets möglich 
und wünschenswert. Aber immerhin: »Ein neuer 
Chefredakteur, der seine Mannschaft arbeiten lässt. 
Und der politische Druck auf die Redaktionen ist dra-
matisch geschrumpft.« Nachsatz: Vielleicht hat die 
aktuelle Regierungs koalition noch zu viel mit sich 
selbst zu tun.

Mehr Zuschauer brachte die neue Unabhängigkeit 
der ORF-Information freilich nicht. Das liegt weniger 
an Qualität oder an kritischerem Zugang: Wrabetz 
und sein Team stolperten Anfang April freiwillig in 
eine völlig überhastete Programmreform. Die been-
dete den jahrzehntealten Anachronismus, die Haupt-
nach rich ten namens ZiB 1 um 19.30 Uhr in beide 
ORF-Kanäle durch zu schalten, und bietet seither zeit-
versetzt im ersten, jünger programmierten Kanal um 
20 Uhr kürzere Nachrichten (ZiB 20) an. 

Dass die Zuschauerzahlen seither nicht gestiegen 
sind, liegt vor allem an einer völlig gefloppten Daily 
Sitcom und einem noch glückloseren Societymagazin 
direkt vor der ZiB 20. Die merklich besseren, weil 
ein Stück unabhängigeren Nachrichten, leiden quo-
tentechnisch unter der matten Unterhaltung.

Wrabetz ließ ORF 1 nicht aus Jux und Tollerei 
ein eigenes Infoprofil verpassen und verlegte die 
Spätnachrichten von ORF 2 in den ersten Kanal: 
Die EU bereitet gerade ein Wettbewerbsverfahren 
gegen die österreichische Anstalt vor, wie es ARD 
und ZDF gerade mit einem Vergleich hinter sich 
gebracht haben. Der ORF-Chef hat davor mehr 
Bammel als vor den fünf Prozent Marktanteil, die 
er seit der Reform Monat für Monat gegenüber den 

Oben:
Österreichs wohl bekanntester  
Fernsehmoderator Armin Wolf 
sprach in einer Rede von einem 
»Gleichgewicht des Schreckens«.
Unten:
In der Informationssendung ZiB 
sind kritische Fragen wieder 
erwünscht.
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Vorjahreswerten verliert. Erstmals untersuchte der 
Programmbericht der deutschen Medienanstalten (im 
Auftrag der österreichischen) gerade auch die wich-
tigsten TV-Kanäle in Österreich. Erkenntnis über das 
Jahr 2006: »Kein anderes Programm in der Analyse 
hat einen so geringen Informationsanteil« wie ORF 1, 
der damit selbst RTL 2 oder Kabel 1 locker unterbot. 
Da galt es mit Blick auf Brüssel rasch zu handeln. Die 
Wettbewerbshüter dort handeln immer noch schnel-
ler, als die breite Bevölkerung über das natürliche 
Murren hinaus gegen TV-Gebühren mobilisiert.

Trotz des Zuschauerschwunds meint Fern-
seh information in Österreich noch immer 
Fernsehinformation im öffentlich-rechtlichen ORF 
– und dann kommt lange nichts. Der größte inlän-
dische Privatsender ATV schafft Marktanteile von 
drei Prozent und gönnt seinen Nachrichten deutlich 
weniger als zehn Minuten. ProSiebenSat.1 produziert 
eine tägliche Newssendung für den Nachbarstaat 

von wenigen Minuten Länge – mit Achtungserfolgen 
bei jungen Zuschauern. Die Bedeutung regionaler 
Privatprogramme ist noch überschaubarer.

SPÖ und ÖVP ausgewogen vertreten
Zahlen liefern auch die TV-Beobachter von Mediawatch. 
Sie stoppen mit, wer von welcher Fraktion in welchen 
Infosendungen wie lange spricht. SPÖ und ÖVP kom-
men derzeit in den wichtigsten ORF-Hauptnachrichten 
großkoalitionär ausgewogen vor.

Eine Minifraktion freilich scheint in ihren 
Statistiken stets mit vielfach mehr TV-Präsenz 
auf, als dies ihrer Bedeutung entspräche: Das 
BZÖ von Peter Wes ten thaler, der (als damaliger 
Regierungspolitiker) schon nach der Wende 2000 
am heftigsten und lautesten im ORF intervenierte. 
Er pocht augenscheinlich darauf, dass Wrabetz dank 
der Stimmen seiner orange farbenen Fraktion Chef 
der Anstalt geworden ist. �Q

SCHWEIZ: TRIBUT AN DIE DIREKTE DEMOKRATIE

VON ROGER BLUM

J
eden Freitag am späteren Abend begrüßt Urs 
Leuthard im Fernsehen der deutschen und rätoro-
manischen Schweiz (SF 1) eine Diskussionsrunde 
in der Sendung Arena. Meist stehen sich am 

inneren Pult vier Parlamentarier gegenüber, umrun-
det von weiteren Abgeordneten, Parteifunktionären, 
Experten, Regional- und Lokalpolitikerinnen, und von 
Publikum. Es ist immer ein politisches Thema, das 
während rund 85 Minuten debattiert wird.

Früher, als meist bloß zwei Hauptstreithähne in 
der Mitte standen, schimpften viele Schweizerinnen 
und Schweizer auf die polarisierende, schwarz-weiß 
ma len de Sendung. Heute, wenn es Urs Leuthard mit 
vier bis sechs Hauptdiskutanten zu tun hat, gähnen 
man che Leute und wollen die Arena gar nicht mehr 
sehen. Fest steht, dass es die Arena nach den eid-
ge nös  si schen Parlaments wahlen vom 21. Oktober 
2007 weiter geben wird. Fest steht aber auch, dass 
sie umge stal tet wird.

Zu giftigen Angriffen kaum Anlass
Dabei geht es nicht darum, politischen Jour na-
lismus abzubauen. Die Schweizerische Radio- 
und Fernsehgesellschaft (SRG) ist durch Gesetz, 
Konzession und Programmcharta dem öffentlichen 
Dienst (»Service public«) verpflichtet, und das heißt, 
dass sie zur politischen Meinungsbildung beitra-
gen muss. In allen Sprachregionen und in allen 
Programmen finden sich daher mehrere politische 
Sendungen. Zu giftigen Angriffen geben sie heute 
kaum Anlass.

Harald Fidler ist 
Medienredakteur 

der österreichischen 
Tageszeitung

Der Standard.

Urs Leuthard hat es wieder mit 
mehreren Diskutanten zu tun.  

Viele Leute wollen das aber gar 
nicht mehr sehen.
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Das war einst anders: In den frühen 70er Jahren 
führte die rechtspopulistische Schweizerische 
Volkspartei (SVP) eine scharfe Kampagne gegen das 
angeblich linke Fernsehen. Im Jahr 2000 aber stand 
zur Debatte, ob der damalige Chefredakteur und frü-
here Arena-Moderator Filippo Leutenegger nicht allzu 
SVP-hörig sei und das Fernsehen auf einen Rechtskurs 
trimme. Leutenegger ist inzwischen nicht mehr beim 
Fernsehen, sondern Parlamentsabgeordneter der FDP. 
In den meisten Fällen unterstützt er die Positionen 
von Christoph Blochers SVP.

Das Fernsehen aber muss sich kaum vorwerfen 
lassen, dass es politisch einseitig sei. Der für die 
deutsche Schweiz zuständige Ombuds mann, Achille 
Casanova, hat kaum Anlass, SF wegen fehlender 
Ausgewogenheit zu rügen. Wenn, dann könnte ein 
linker Bias in der Suisse romande auftreten, beim 
französischsprachigen Fernsehen TSR, etwa in der 
wöchentlichen Hinter grund sendung Temps présent. 
Insgesamt aber versucht das Fernsehen der SRG, 
zwar kritische Fragen zu stellen, aber alle relevanten 
Standpunkte zu Wort kommen zu lassen.

Die Ge büh ren sind denn auch nicht grund sätzlich 
infrage gestellt. Selbst wenn es der SRG kaum je 
gelingt, Anträge für eine Gebühren er höhung voll 
durchzusetzen, steht doch außer Frage, dass der 
Service public seinen Preis hat und dass über die 
Gebühren ein Finanzausgleich stattfindet zugunsten 
der Suisse romande und der Svizzera italiana. 

Kaum investigativer Journalismus
Wenn Kritik am Fernsehen aufkommt, dann eher 
wegen einer gewissen Boulevardisierung. Und weil 

Sendungen zur Politik und zur Kultur nicht in der 
Prime Time Platz finden, von der Tagesschau ein-
mal abgesehen. Nur die Romands strahlen politische 
Sendungen um 20 Uhr aus. 

Investigativ ist im Übrigen der politische 
Journalismus des Fernsehens in der Schweiz kaum. 
Zu Enthüllungen kommt es selten (und wenn, dann 
am ehesten in der französischen Schweiz). Denn 
obschon beispielsweise Reto Brennwald seine 
Gäste auf dem heißen Stuhl in der wöchentli-
chen Rundschau jeweils ganz schön in die Zange 
nimmt, sind eben die politischen Journalistinnen 
und Journalisten in der Schweiz innerlich auf die 
Harmonie des Konkordanzsystems ausgerichtet und 
nicht auf Konfrontation.

Hingegen stellen sie sich, gerade auch beim 
Fernsehen der SRG, fraglos in den Dienst der direkten 
Demokratie, der sie durch viele aufklärende Beiträge zu 
den Parlaments- und Regierungswahlen sowie zu den 
viermal jährlich stattfindenden Volksabstimmungen 
auch klar Tribut zollen. �Q

DEUTSCHLAND: VIEL DURCHSCHNITT UND VERSTECKTE PERLEN

VON UWE KAMMANN

W
ir sind Teil der Inszenierung« – eigent-
lich ein Eingeständnis journalisti-
scher Ohnmacht. ZDF-Chefredakteur 
Nikolaus Brender grenzte diese 

Selbstverortung jüngst auf den G8-Gipfel in Heiligen-
damm ein, auf ein Terrain innerhalb des Sicherheits-
zauns – eine Welt, in der die Symbiose von Medien 
und Politik offensichtlich ist. Wobei, keine Frage, 

auch sonst entschlossene Akteure die Medien als 
Transporteur vereinnahmen wollen, speziell das 
Fernsehen mit seinem (gefühlten?) Zwang, möglichst 
bewegte und damit bewegende Bilder zu bringen.

Auch hier lieferte Heiligendamm wieder Muster-
beispiele: von den Actionbildern des Schwarzen 
Blocks bis zu jenen der tollkühnen Routiniers in die-
sem Propaganda-Drama, den Schlauchbootaktivisten 

Wird in Zukunft umgestaltet: Die 
Schweizer Politdiskussion Arena.

Roger Blum ist 
Professor für 
Kommunikations- 
und Medien-
wissenschaft an der 
Universität Bern 
und Beiratsmitglied 
von Message.
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von Greenpeace. Ist dieser Inszenierung zu entkom-
men? Können die Fernsehsender im Konkurrenzkampf 
den Gesetz mäßigkeiten der Medien gesell schaft ent-
gehen, in der nur ein kostbares Gut zählt, nämlich  
Aufmerksamkeit?

Potenziell hätten die öffentlich-rechtlichen 
Sender durchaus die Möglichkeit, die Spirale des 

Augenkitzels, der 
Kurzatmigkeit, des 
Schielens auf den 
schnellen Erfolg 
zu verlassen, oder, 
besser noch, sich 
gar nicht erst auf 
sie einzulassen. 

Denn ihre raison d’être, ihr Existenz grund, ist eben 
nicht die höchste Quote als Mengen-Erfolg, son-
dern die besonders verantwortungsvolle Form der 
Vermittlung – im Dienste der Gesellschaft, die gera-
de auch über die journalistischen Sendungen in den 
Stand gesetzt werden soll, mit sich selbst zu sprechen, 
ihre Handlungsmöglichkeiten auszuloten.

Eine Verpflichtung, dies zuallererst; aber darü-
ber hinaus auch eine große Chance, die bestmög-
liche Qualität über alle Versuchungen zu stellen, 

mit dem Schnellen und/oder dem Plakativen, dem 
Sensationsheischenden zu punkten. Sorgfältige und 
gründliche Recherche, genaue und differenzier-
te Analyse, Ausloten und Ausleuchten auch der 
Randzonen, nachhaltiges Verfolgen von langfristigen 
Themen: Das alles wünschte man sich von öffentlich-
rechtlichen Journalismus-Formaten. 

Das Durchschnittliche dominiert
Gibt es das, in der Summe und im Einzelnen? Die posi-
tive Antwort: Ja, es gibt hervorragende journalistische 
Qualitäten bei den öffentlich-rechtlichen Sendern, 
auch in vielfältiger Form. Die negative: Es gibt, gemes-
sen am Programmvolumen und den Möglichkeiten, zu 
wenig davon. Das Durchschnittliche, das Routinierte, 
das Alltägliche dominieren; das Außergewöhnliche, 
das hervorragend Gearbeitete sind eher die 
Ausnahme. Und dies ist besonders bedauerlich: Oft 
genug bleiben die Themen und Bearbeitungen, die 
eine große Zuschauerschaft verdient hätten -- und die 
eben damit auch dem Auftrag der gesellschaftlichen 
Verständigung und Aufklärung nahekämen --, in zeit-
lichen Randzonen verbannt. 

Exzellente Dokumentationen zu einem bren-
nenden Thema wie Schule – beispielsweise von 
Thomas Schadt – finden zur Mitternachtszeit gerade 
jenes Publikum nicht, das davon profitieren könnte. 
Reihen, die erkennbar langfristig und nachhaltig auf 
Erkundung gesellschaftlicher Wirklichkeit aus sind 
– beispielhaft: die story vom WDR – bleiben oft genug 
im Regionalgehege, kommen oft erst gar nicht heraus 
(wie Menschen hautnah vom WDR).

Ein eigentlich mehr als naheliegender Versuch – 
nämlich die Geschichten hinter den Bildern zu entde-
cken und zu rekonstruieren, den Kamera-Realitäten 
auf den Instant-Wahrheiten auf der Schablonen-Folie 
nicht zu trauen und sie stattdessen zum Anlass des 
zweiten und des x-ten Blicks zu machen --, unternom-
men vom HR unter dem Titel Das Rote Quadrat, fand 
nicht die Gnade der zigfachen Geburt: Die Reihe starb 
an der Ungeduld der Quoten-Orientierten.

Kollateralschaden Tagesthemen
Und wie lange dauerte es, die schon länger hoch-
gelobte, weil tatsächlich aufdeckende und dyna-
mische, dazu in ihren Mitteln konsequent auf 
Fernsehmöglichkeiten setzende Diskussionsendung 
Hart aber fair in das Erste zu bugsieren! Was aber 
wiederum mit Kollateralschäden zu bezahlen war, 

Oft genug bleiben die Themen 
und Bearbeitungen, die eine große 
Zuschauerschaft verdient hätten, 
in zeitlichen Randzonen verbannt.

Oben:
Generalklagen über Substanzverlust 
im Journalistischen bemühen gerne 

ritualisierte Show-Tribünen wie 
Sabine Christiansen.

Unten:
Die kritische Sendung Das Rote 
Quadrat wurde schon nach der 

ersten Ausstrahlung wieder 
eingestellt.
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indem die Tagesthemen zeitlich flottieren, nachdem 
sie doch über einen früheren Termin ein größeres 
Publikum erobern sollten.

Krumme Reformwege bei Politmagazinen
Und die eher krummen Wege der (vorwiegend 
zeitschneidenden) Reform der sechs politischen 
Magazine der ARD zeigen, wie wenig zielorientiert 
diese Überlegungen angestellt wurden. Denn eine 
wirkliche Reform hätte an den Eifersuchtslinien 
im föderalen System der Anstalts-Interessen anset-
zen und neue Substanz bilden müssen, um das 
Instrument eines aufmerksamkeitsstarken, inhalts-
betonten Magazinjournalismus zu stärken und zu 
schärfen.

Aber selbst beim ZDF, das mit Frontal 21 hier die 
Nase vorn hat (ein Vorsprung, der durch die Vielfalt 
im ARD-Karussel nicht aufzuwiegen ist), werden die 
theoretisch besseren Steuerungsmöglichkeiten oft 
allzu leichtfertig verspielt: Allein die Präsentation 
des Reporter-Magazins lässt zurückschrecken – die 
Glaubwürdigkeitsfolie wirkt zu dünn.

Generalklagen über Substanzverlust im 
Journalistischen bemühen gerne ritualisierte Show-
Tribünen wie Christiansen, ein eingefahrener 
Ring des Immergleichen; und das Verdikt wird bei 
anderen Zentral formen dieser Talk-Erzeugnisse 
gesprochen (die ohne viel Federlesen ähnliche 
Erscheinungsformen annehmen, gleichgültig ob es 
sich um Hartz IV, Psycho pro bleme, Promisorgen oder 
Kochrezepte handelt).

Das Glättende, Routinierte, das allzu Regelhafte – 
so auch bei den gern zitierten Flaggschiffen, den Nach-
rich  ten sendungen und -magazinen –, es ebnet leider 
all zu leicht ein, was an Besonderem auch jenseits der 
redak tionellen und professionellen Alltäglichkeit zu 
haben wäre.

Hang zum Standardisieren 
Übersehen oder verdrängt wird bei aller berechtig-
ten Kritik aber allzu leicht, dass die Plattformen 
selbst im herkömmlichen Fernsehen inzwischen viel-
fältig verschränkt sind (das Wort Bouquet für diese 
Vielfalt ist aus der Mode gekommen), dass mithin im 
Gesamtpaket der Dritten, von 3sat, arte und Phoenix 
auch zu sehverträglichen Zeiten ständig mindestens 
zwei, drei diskussionswürdige Sendungen zu finden 
sind, welche den höheren Standards eines mehr als 
passablen Journalismus genügen. 

Eine gründliche Studie des Dokumentarfilm-
Spezialisten (und Message-Kolumnisten) Fritz Wolf hat 
– für viele überraschend – gezeigt, dass das Angebot 
auch an langen Dokumentar filmen groß ist, dass 
mithin auch 
der akt ive, 
der selekti-
ve Zuschauer 
gefordert ist, 
die Reichtümer 
des Programms 
w a h r z u n e h -
men. Belegt hat die genannte Studie aber auch, dass 
ein Hang zum Formatieren, zum Standardisieren 
sich verfestigt und dass sogenannte Marken auf-
gebaut werden – als erhofftes Heilmittel gegen die 
immer noch wachsende Konkurrenz der Sparten- und 
Nischenkanäle.

Was will sich die Gesellschaft leisten?
Damit ist schon das Stichwort Multimedialität 
berührt. Wer die Online-Seiten im ARD- und ZDF-
System öffnet, der kann nur staunen über Vielfalt 
und Tiefgang – ein Informations-, Einordnungs- und 
Orientierungsparadies. Was auch heißt: Die journa-
listische Welt ändert sich, die Möglichkeit des Abrufs 
auf vielfältigem Weg von vielfältigen Plattformen, 
zeit- und ortsunabhängig, wird mehr und mehr das 
Seh-, Hör- und Leseverhalten bestimmen. 

Hybridformen werden immer alltäglicher werden, 
ebenso eine Staffelung der Informationsdichte und 
-tiefe. Und: Individualität, auch sperrige und eigen-
willige, wird eine größere Chance bekommen – vor-
ausgesetzt, sie ist im öffentlich-rechtlichen Rahmen 
bezahlbar. 

Insofern ist die Frage nach der Qualität auch an die 
Gesellschaft zu richten: Was will sie sich leisten? �Q

Uwe Kammann ist 
Geschäftsführer des 
Grimme-Instituts.

Marken werden als erhofftes 
Heilmittel gegen die immer 
noch wachsende Konkurrenz der 
Spartenkanäle aufgebaut.

Hat gegenüber der ARD noch 
die Nase vorn:  die ZDF-Sendung 
Frontal 21.
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»Fernsehen ist      

Herr Schawinski, die ProSiebenSat.1 Media AG ist 
nach langem Hin und Her, Feilschen und Schachern 
vor wenigen Monaten verkauft worden. Haben die 
Verkaufsabsichten Ihre Programmarbeit beeinflusst?
Roger Schawinski: Absolut! Es gab ja nicht nur 
diese Verkaufspläne, sondern auch ein Jahr zuvor mit 
Springer. Die Braut musste immer wieder geschmückt 
werden, wir mussten ständig kurzfristige Erfolge 
vorweisen. Das war schon etwas belastend für die 
leitenden Mitarbeiter.

Trotzdem sank kurz vor Ihrem Abschied Ende 2006 
der Marktanteil von Sat.1 von 12,4 Prozent im 
Vorjahr auf 10,9 Prozent. Ging dies auf Ihre Kappe?
Roger Schawinski: Die Quoten gehen immer rauf 
und runter. Und trotzdem: Jeden Morgen, wenn ich 
sie gegen 8 Uhr auf meinem Blackberry analysier-
te, war der Tag gerettet oder im Eimer. Das ist ein 
Riesenstress, gerade wenn man in eine neue Sendung 
viel Herzblut gesteckt hat. Ich habe irgendwann viel 
mehr unter schlechten Quoten gelitten, als ich bei 
guten Freude empfand.

Sie wurden einmal zitiert, dass die Verschlechterung 
der Quoten nichts mit Ihrem Ende bei Sat.1 zu tun 
hatte. Kann das sein?
Roger Schawinski:  Eigentlich lief mein Vertrag 
bis Mitte 2007. Ich hätte ihn im Herbst 2006 ver-
längern müssen. Zu diesem Zeitpunkt stand der 
Besitzerwechsel bevor. Da habe ich entschieden, dass 
ich mich mit den neuen Eigentümern nicht auseinan-
dersetzen möchte.

Haben Sie als oberster Programmchef neue Sendungen 
danach ausgewählt, was das Sat.1-Publikum braucht, 
oder eher danach, was den Sender schmückt?

Der ehemalige Sat.1-Geschäftsführer Roger Schawinski im Gespräch 
mit Message über seine Erfahrungen mit neuen Sendeformaten und 
über seine Versuche, journalistische Vorstellungen und Ansprüche im 
werbefinanzierten Privatfernsehen zu verwirklichen.

Der Schweizer Fernsehjournalist Roger 
Schawinski, Jahrgang 1945, erfand 1979 
den Piratensender Radio 24, der von Italien 
aus in die Schweiz funkte. In den 90ern grün-
dete er TeleZüri und Tele 24 als erste private 
Fernsehkanäle der Schweiz. 2001 verkaufte 
der promovierte Ökonom seine Sender an den 
Zürcher Medienkonzern Tamedia.

Von Ende 2003 bis Ende 2006 war 
Schawinski Geschäftsführer von Sat.1. 
Seine Erfahrungen mit dem quotengejagten 
Kommerzfernsehen bringt er unter dem Titel 
»Die TV-Falle. Vom Sendungsbewusstsein zum 
Fernsehgeschäft« Ende August beim Verlag  
Kain&Aber als Buch heraus.

F
oto: Jochen S

chlevoigt
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  ein Riesenstress«
Roger Schawinski: Beides. Es ist immer eine Frage 
von Versuch und Irrtum. Man kann vorher nie genau 
wissen, welche Sendung ankommt. Selbst Tests und 
Befragungen vorher sind eine unsichere Basis. Jeder 
neue Sendestart ist eine totale Wundertüte. Und die 
Macher irren sich häufiger, als dass sie richtig liegen. 
Fernsehen zu machen, ist eben keine Wissenschaft. 
Es ist eine Kunst.

Sie wollten auch Sendungen mit hohem 
Informationsgehalt entwickeln. Weshalb braucht 
ein Unterhaltungssender wie Sat.1 überhaupt 
Information?
Roger Schawinski: Weil sich in Umfragen 
zeigte, dass die Zuschauer den Sender nur dann 
als Vollprogramm wahrnehmen, wenn er auch 
Informationskompetenz zeigt. Nicht, dass die 
Zuschauer die Informationen unbedingt nutzen. 
Aber sie wollen das Gefühl haben: Ich bin ange-
schlossen. Ich erfahre alles Wichtige.

Also Information aus Imagegründen?
Roger Schawinski: Auch. Mit Nachrichten kann 
man selten besonders tolle Quoten holen. Außerdem 
sind sie teuer herzustellen und dürfen nicht von 
Werbung unterbrochen werden. Man hat also nur 
Ausgaben, keine Einnahmen. Rein unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten müsste ein Privatsender die 
Nachrichten abschaffen oder verkürzen – mal unab-
hängig von den medienrechtlichen Vorgaben. 

Oder Werbeblöcke in die Nachrichten schieben?
Roger Schawinski: Ich finde es falsch, dass 
Nachrichten nicht von Werbung unterbrochen werden 
dürfen wie alle anderen Sendungen. Wahrscheinlich 
würden die Privatsender ohne Werbeverbot mehr 
Nachrichten senden und mehr Geld investieren.

Sie haben mit »Talk der Woche« versucht, eine poli-
tische Talkshow bei Sat.1 zu etablieren. Nach nur 
zehn Folgen wurde die Sendung abgesetzt.
Roger Schawinski: Talk der Woche war ein 
Fehlschlag. Ich als Journalist, mit meiner journalis-
tischen Grundeinstellung, hatte den Ehrgeiz, eine 

Talksendung für jüngere Zuschauer ins deutsche 
Fernsehen zu bringen. Bis dahin lief im Sender alles 
prima – ich fand damals, ich hätte einen Schuss frei.

Und der ging dann hinten raus. Was sollte denn an 
Ihrer Talkshow anders sein?
Roger Schawinski:  Ich habe versucht, die Sendung 
lockerer zu machen und so die Schwelle für jünge-
re Zuschauer tiefer zu setzen. Doch drei Viertel 
der Zuschauer 
sind schon 
ausgest iegen, 
noch ehe die 
erste Sendung 
richtig begann. 
Sie haben sich 
geweigert, sie 
überhaupt anzuschauen, obwohl Harald Schmidt 
und Otto Schily im Studio waren. 

Was haben Sie falsch gemacht?
Roger Schawinski:  Ich habe die Ablehnung der 
jungen Zuschauer unterschätzt. Das Format ist 
viel zu stark geprägt von den tradierten, verknö-
cherten Talkshows bei den Öffentlich-Rechtlichen. 
Hochgelobte Sendungen wie Christiansen oder 
Illner interessieren das junge Publikum grundsätz-
lich nicht.

Die Moderatorin von »Talk der Woche«, Bettina Rust, 
hat in einem Interview gesagt, dass an dem Konzept 
nichts verändert wurde. Warum nicht?
Roger Schawinski: Wenn man innerhalb der 
ersten Wochen eine positive Entwicklung gesehen 
hätte, hätten wir mehr verändert und nach Lösungen 
gesucht. Aber im werbefinanzierten Fernsehen kann 
man keine Sendung ein oder zwei Jahre durchschlep-
pen, wenn sie massiv unter dem Senderschnitt liegt.

Erinnern Sie sich noch an die Situation, als ent-
schieden wurde, die Sendung abzusetzen?
Roger Schawinski:  Der Druck wurde von Woche 
zu Woche stärker. Irgendwann musste ich die 
Reißleine ziehen.

»Ich finde es falsch, dass 
Nachrichten nicht von Werbung 
unterbrochen werden dürfen wie 
alle anderen Sendungen.«
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Hat das »Aus« den Journalisten Schawinski sehr ent-
täuscht?
Roger Schawinski:  Klar, ich sehe das mit großem 
Bedauern: Es wäre sinnvoll, wenn sich die Menschen 
zwischen 14 und 49 Jahren mit den Hintergründen 
aktueller gesellschaftlicher und politischer Themen 
auseinandersetzen würden. Die Öffentlich-Rechtlichen 
tun so, als würden sie das schaffen. Das stimmt aber 
nicht. Sie erzielen in dieser Zielgruppe ernüchternde 
Marktanteile von 4 bis 5 Prozent.

Bei den Sat.1 News hatten Sie mehr Erfolg, nachdem 
Sie Thomas Kausch als News-Anchor von der ARD 
geholt hatten.
Roger Schawinski: Die Sendung war bis letzten 
Sommer wirklich sehr erfolgreich. Aber nach dem 
Finale der Geschichte von Lisa Plenske bei Verliebt in 
Berlin ist ein Abwärtstrend eingetreten. Und der hat 
auch die News erfasst. 

War es eine journalistische Entscheidung, Thomas 
Kausch zu holen?
Roger Schawinski:  Sie war für das Image von 
Sat.1 wichtig. Früher hieß es, Sat.1 bringe nur Info-

Häppchen. Als Bällchen-Sender 
wurden wir nie richtig ernst 
genommen. Das hat sich mit dem 
Start von Thomas Kausch mas-
siv verändert. Inzwischen haben 
wir in der jungen Zielgruppe 
mehr Zuschauer als die heute-
Nachrichten des ZDF. 

Brauchen junge Leute andere 
Nachrichten?
Roger Schawinski:  Entscheidend 
ist die Präsentation: Die Distanz 
zum Publikum darf nicht zu groß 
werden. Informationen müssen 
verstanden werden. Sonst schalten 
die Zuschauer ab und wir haben 
sie verloren. 

Und die Inhalte: mehr weiche als 
harte Nachrichten?
Roger Schawinski:  Das hängt 
von Brisanz und Bedeutung ab. Es 
ist jeden Tag anders. Wichtig für 
die News-Journalisten ist es, ein 

Ereignis richtig einzuschätzen. Wie groß ist es? Wie 
wird es sich entwickeln? Manche Themen, wie zum 
Beispiel der Fall Kampusch, gewinnen eine Dynamik, 
die vorher nicht erkennbar war.

Nach all diesen schmerzlichen Erfahrungen: 
Kann man im Privatfernsehen überhaupt eine 
Nachrichtensendung machen, die gut und zugleich 
erfolgreich ist?
Roger Schawinski:  RTL macht es seit Jahren vor. 
Im letzten Sommer war Sat.1 ganz nahe dran. Wenn 
also alles stimmt, funktioniert es.

Sat.1 am Mittag war als Nachrichtensendung 
konzipiert. Sie funktioniert aber erst, seitdem sie 
Boulevardthemen bringt.
Roger Schawinski:  Nicht unbedingt. Es läuft ja 
nicht nur Boulevard, sondern vor allem Informationen 
mit verhaltensrelevanten Informationen, die der 
Zuschauer direkt nutzen kann. 

Dort wird aber auch viel Wert auf Themen wie »Good 
bye Hüftjeans, hallo Taillenjeans« gelegt. Sind das 
»verhaltensrelevante Informationen«?

F
oto: S

at 1

Wurde von Schawinski 
als Anchorman zu den Sat.1 News 

geholt: Thomas Kausch.
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Roger Schawinski:  Warum nicht? Sie haben sich 
doch auch heute Morgen überlegt, was Sie anziehen. 

Spielt der Nachrichtenwert bei der Themenwahl eine 
untergeordnete Rolle?
Roger Schawinski:  Das Publikum bestimmt den 
Inhalt. Man kann auf die Sekunde genau feststellen, 
wann die Zuschauer abschalten. Sat.1 am Mittag ana-
lysiert das mit großem Aufwand – und sendet mög-
lichst nur Themen, die die Zuschauer interessieren.

Haben Sie die Entscheidungen, Sendungen zu 
ändern oder abzusetzen, allein getroffen?
Roger Schawinski:  Nein. In jedem Fall war die 
Geschäftsleitung involviert. Und auch unsere Kollegen 
aus München haben sich an der Entscheidungsbildung 
beteiligt.

War das auch bei der Absetzung von Anke Late 
Night so?
Roger Schawinski: Das war noch komplexer. Es 
brodelte in der Produktion, weil die Quote nicht 
stimmte. Und dann erschien ein Artikel in der FAZ 
von einem engen Freund von Anke, der schrieb: Bitte 
aufhören! Von da hat Anke selbst nicht mehr an die 
Sendung geglaubt. Ich habe ihr angeboten, weiter zu 
machen. Aber sie war ausgepowert.

Die Sendung lief nur fünf Monate. Ist das nicht zu 
kurz, um sie zu etablieren?
Roger Schawinski: Es gab keine positive Entwick-
lung. Und das private, kommerzielle Fernsehgeschäft 
ist ein brutales Geschäft. Die Öffentlich-Rechtlichen 
hingegen bekommen Anfang des Jahres einen Scheck 
über 7 Milliarden und haben damit über 90 Prozent 
ihrer Ausgaben gedeckt. 

Starb mit Anke Late Night auch der Anspruch, mehr 
Niveau ins Pogramm zu bringen? 
Roger Schawinski: Jedenfalls hat mich das Projekt 
total mitgenommen. Ich habe jede Folge gesehen. Ich 
habe Anke oft per SMS aufgemuntert und sie mich. 
Meine Frau hat mal gesagt, ich kümmerte mich mehr 
um Anke als um sie. 

Trotzdem hat es nicht geklappt.
Roger Schawinski:  Late Night im deutschen 
Fernsehen funktioniert eben nicht. Es ist nach Anke 
Late Night ja auch keiner in die Bresche gesprungen. 

Selbst als Harald Schmidt nach einem Jahr wieder 
gekommen ist: Hat es da funktioniert? Eher weniger! 
Dieses Genre wird im deutschen Privatfernsehen 
nicht angenommen. Das Scheitern der Sendung ist 
deshalb kein persönlicher Misserfolg von Anke. 

Zurück zum Journalismus: Wie müsste er gemacht 
werden, damit er auch bei Sat.1 genügend Quote 
bringt?
Roger Schawinski:  Es gibt immer wieder neue 
Formen, mit denen man ein Publikum findet. Das 
Fernsehen ist kreativ und keineswegs am Ende.

Vielleicht ist 
ja das lineare 
Fernsehen mit 
seinem festen 
Programm sche-
ma veraltet –
weil sich immer 
mehr Menschen über Internet-Plattformen, bald auch 
über Mobiltelefon informieren.
Roger Schawinski: Die Paukenschläge, die vom 
Ende des Fernsehens künden, hören wir schon seit 
mehr als zehn Jahren. Bisher ist nichts passiert. 
Im Gegenteil: Die Nutzung steigt kontinuierlich. 
Vielleicht büßt es seinen Stellenwert ein wenig ein, 
wie alle anderen Medien in einer immer stärker frag-
mentierten Medienlandschaft.

Kann man dagegen etwas tun?
Roger Schawinski: Das Fernsehen kann Events 
schaffen, die die Zuschauer live erleben wollen. Im 
Sport etwa, oder Inszenierungen wie Deutschland 
sucht den Superstar: Das will keiner erst drei Tage 
später sehen. 

Also weiterhin Abbau der journalistischen Inhalte.
Roger Schawinski:  Ich glaube, dass der Stellenwert 
der Nachrichten im Fernsehen weiter sinken wird, 
auch bei den Öffentlich-Rechtlichen. Früher versam-
melte sich die Nation um 20 Uhr vor der Glotze zur 
Tagesschau. Heute ist es nur mehr eine Minderheit.

Und Ihre eigene Zukunft: Wollen Sie dennoch zurück 
zum Journalismus?
Roger Schawinski:  Vor allem will ich etwas 
machen, woran ich wirklich Spaß habe. Journalismus 
steht ganz weit vorne auf meiner Liste. �Q

»Anke Late Night hat mich total 
mitgenommen. Meine Frau hat 
mal gesagt, ich kümmerte mich 
mehr um Anke als um sie.«

Das Gespräch führ-
ten Vi Vien Baldauf 
und Constanze 
Kretzschmar, 
Journalistik-
Studentinnen an 
der Universität 
Leipzig.
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 Ein- und      
D

as lächerlichste Bild des Monats. Die 
Staatschefs der G8 sitzen in einem über-
dimensional gestreckten Strandkorb und 
demonstrieren politisches Wohlgefühl. Es 

mutet an, wie eine XXL-Verkaufsaktion von Ikea. 
Wenige Tage später die traurigsten Bilder des 

Monats. Straßenkämpfe im Gaza, Demonstranten 
gehen zwischen die Kämpfenden. Ein unbewaffneter 
Mann attackiert einen Milizionär, will ihn abdrängen. 
Später sieht man einen Mann mit weißer Fahne blu-
tend auf dem Boden sitzen. Die Bilder treffen den 
Kern der palästinensischen Tragödie. Vielleicht wer-
den wir in einem Jahr einen Dokumentarfilm sehen 
über diesen Mann, seine Motive, sein Schicksal. 
Vielleicht werden wir aus Gaza aber auch bald keine 
Bilder mehr sehen.

An diesem Vergleich sieht man die Irrealität der offi-
ziellen Ansichten vom Gipfel von Scheinheiligendamm 
besonders deutlich. Der G8-Gipfel war von vornher-
ein eine Inszenierung für die Medien, man konnte es 
an der Übermacht der Zeichen erkennen. Alles mit 
visuellen Botschaften umstellt. Als Angela Merkel 
den angeblichen Durchbruch in Sachen Weltklima 
verkündete, trug sie ein grünes Jackett. 

A
ls die Regierungschefs gemütlich beisam-
men saßen, die Herren nunmehr ohne 
Krawatte, und Gipfel-Feierabend spielten, 
da übertrug Phoenix eine Viertelstunde 

lang – es war wie in der ARD-Steinzeit-Doku, als die 
Alpenwanderer sich nachts im Wald fürchteten und 
dabei so taten, als sei kein Kamerateam dabei. 

Die Pseudointimität dieser Szene war der Versuch, 
das Irreale der Politikinszenierungen zu unterlaufen. 
Sie suggerierte Nähe in einer Situation, wo die meis-
ten Journalisten vor dem Zaun bleiben mussten oder 
gerade einmal einige wenige zu Ad-hoc-Briefings 
vorgelassen wurden. Ansonsten durften selbst die 
Stars unter den TV-Moderatoren von Kühlungsborn 
nur einen fernen Kamerablick auf das Tagungshotel 
werfen.

So eingestimmt, gelang es kaum einem Fernsehbild, 
den Mantel des Inszenierten abzustreifen. Bei der 
Pressekonferenz mit Merkel und Busch vielleicht, 

Der Gipfel von 

»Scheinheiligendamm« 

war von vornherein 

eine Inszenierung für 

die Medien, was man   

an der Übermacht 

der Zeichen erken-

nen konnte. Ob 

der Zaun die 

Demonstranten aus- 

oder die Regierenden 

ein sperrte, war 

eine Frage der 

Interpretationshoheit 

über die Bilder. 

FRITZ WOLF IST FREIER JOURNALIST 

IN DÜSSELDORF.
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   Ausgesperrte
als der Dolmetscher plötzlich im Bild stand, seine 
Übersetzung vortrug und Bush bei Merkel nachfragte, 
ob auch richtig übersetzt worden sei. Oder der rät-
selhafte Moment, als bei Putin im Gehen das Handy 
klingelte und er es an Sarkozy weiterreichte. Wer war 
dran? Angela Merkel? Oder hatte sich jemand in der 
Hotelrezeption verwählt? Aber vielleicht waren auch 
diese Szenen einfach verabredet. 

Dass Bilder ambivalent sind, war den Ansichten 
vom Zaun um Heiligendamm immer ablesbar. Man 
konnte in ihnen immer auch sehen, dass er nicht nur 
die Demonstranten aus-, sondern die Regierenden auch 
einsperrte. Es blieb eine Frage der Interpretationshoheit 
über die Bilder. Der Kampf darum prägte vor allem die 
Fernseh-Berichterstattung. 

U
nd man kann nicht sagen, dass die offi-
ziellen, die gewünschten Bilder obsieg-
ten. Denn im Kampf um die Sichtbarkeit 
brachten auch die Demonstranten vor 

dem Zaun ihre visuellen Botschaften an. Da stand 
schwer armierte Staatsgewalt gegen leichtfüßige 
Buntheit und sah dabei gar nicht gut aus. Bei den 
Demonstranten schienen sich Schwarzer Block und 
Clownsarmy wechselseitig zu dementieren. Aber prä-
gend war doch das Durcheinander der gewöhnlichen 
G8-Gegner unterschiedlichsten Alters. Das Huhn von 
Kamerun, die Zeltlager, die Sitzblockaden. 

Mit der Randale von Rostock wäre beinahe alles 
gekippt. Plötzlich beherrschte der Schwarze Block 
den Bildschirm, und gierig zoomten die Kameras auf 
brennende Autos und Steinezertrümmerer. Der sonst 
besonnene Karl-Dietrich Möller sagte in der ARD 
sinngemäß, man würde ja gern über die Anliegen der 
Demonstranten berichten, jetzt müsse man doch über 
die Gewalt reden. Doch auf die Randale folgte in den 
Tagen danach die Eindämmung der Gewalt. 

Die Demonstranten gingen nicht nach Hause, 
sie blockierten friedlich, ließen sich wegtragen und 
überrumpelten am Ende mit ihrem Marsch durch 
Wiesen und Felder alle Sicherheitsphilosophie. 
Fernsehdramaturgisch gesprochen: Auf Action folg-
te die Sommerkomödie. Jedenfalls haben sich die 
Krawallbilder von Rostock nicht als die prägenden 

Bilder des G8-Protests durchgesetzt. Da noch eher die 
spektakulären Szenen, als die Bundespolizei mit ihrem 
Boot ein Schlauchboot von Greenpeace unter Wasser 
drückte. Dafür fand übrigens eine N-24-Reporterin 
die hübsche Formulierung: »Ein Greenpeace-Boot ist 
unter ein Polizei-Boot geraten«.

P
olitisch leisteten die Berater der Regierung 
erstklassige PR-Arbeit. Kaum ein politisches 
Ereignis der letzten Jahre war im Vorfeld in 
nahezu allen Medien derart negativ beurteilt 

worden. Am Ende aber wollten die meisten einen 
Erfolg gesehen haben.

Die Formulierung, man werde eine Reduzierung 
der Treibhausgase »in Betracht ziehen«, die nach län-
geren Verhandlungen wichtigtuerisch noch zu einem 
»ernsthaft in Betracht ziehen« aufgeblasen wurde, 
wurde als nunmehr ernsthaftes Ergebnis wiederge-
geben. Dabei eignet sie sich bloß als Steilvorlage für 
Kabarettisten. 

Am Stimmungswandel haben wohl die Medien 
sich auch selbst beruhigt Sie mussten schließlich 
etwas Positives nach Hause bringen. Was sonst 
hätte den ungeheuren Aufwand gerechtfertigt, mit 
dem ganze Studios nach Kühlungsborn verlegt und 
Sondersendungen reihenweise abgefahren wurden?

N
och eins fiel auf. Seit es Google-Earth gibt, 
liebt auch das Fernsehen den Kamerablick 
von ganz oben, von wo sich so schön mit 
weit hergeholter generöser Geste schein-

bar ans Leben heranzoomen lässt. Heiligendamm mit 
seiner exponierten Lage, mit Zaun und geplantem 
Sicherheitskorridor drumrum war dafür besonders 
geeignet. Auch während des Gipfels selbst wur-
den wir Zuschauer gern auf solche kirmesartigen 
Kamerafahrten mitgenommen. Sieht aus, als würde 
der Google-Earth-Blick (demnächst auch der Google-
Street-Blick), zur dominierenden Blickrichtung in der 
Berichterstattung. 

Sehr viel später allerdings war zu erfahren, dass 
dies mit den Kameras in den Bundeswehr-Tornados, 
als sie über den Camps Aufklärung flogen, schon eine 
sehr reale Option des Überwachungsstaates ist. �Q
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Der Wettlauf       
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   um den Nutzer

E
igentlich deutet alles darauf hin, dass es 
mit den Tageszeitungen rapide bergab geht. 
Kaum hatte das neue Jahr begonnen, da 
häuften sich Nachrichten über Entlassungen 

in den Redaktionen, schrumpfende Auflagen, flauen 
oder rückläufigen Verkauf von Anzeigenplatz, abtrün-
nige Leser und Inserenten, die scharenweise zum 
Internet überlaufen, und verdrossene Investoren. 

Die jüngeren Generationen wachsen mit dem 
Internet auf und sind es nicht mehr gewohnt, 
Gedrucktes zu lesen. Daher scheint es unwahrschein-
lich, dass die Zeitungen angesichts ihrer Kostenstruktur 
überleben können, die um mindestens 50 Prozent 
höher ist als bei ihren Konkurrenten aus der Internet-
Branche. (»Keine Lastwagen, keine Bäume«, kom-
mentiert Ben Taylor, ehemaliger Herausgeber des 
Boston Globe.)

Es gibt allerdings auch ein alternatives, wesent-
lich hoffnungsvolleres Szenario. In diesem entdeckt 
die Mainstream-Presse doch noch, wie sich mit dem 
Internet Geld verdienen lässt, nutzt das Web, um her-
kömmlichen Formen des Journalismus neue Anstöße 
zu geben, und bleibt dabei professionell – begleitet 
von einer Leserschaft, die teils die Printmedien, teils 
das Internet nutzt. Berufskultur und gesellschaftspoli-
tischer Auftrag des Tageszeitungsjournalismus bleiben 
bestehen. Ist das wirklich möglich? 

Die Fürsprecher der Printmedien behaupten unbe-
irrt, dass nichts im Internet an das geballte Potenzial 
einer seriösen Tageszeitung heranreicht, wo reporte-
risches Talent, Professionalität und gesellschaftlicher 
Auftrag zusammenkommen. Der State of the News 
Media Report für das Jahr 2006, erstellt vom Project 
for Excellence in Journalism, ermittelte, dass nur fünf 

Prozent der Blog-Mails »Inhalte aufweisen, die sich 
als seriöse journalistische Berichterstattung bezeich-
nen ließe«. Nicholas Lemann, Dekan der Graduate 
School of Journalism an der Columbia-Universität, 
schrieb im New Yorker, dass nur wenige Beiträge 
in der Blogosphäre »bereits das Niveau einer jour-
nalistischen Kultur erreichen, die fundiert genug ist, 
um ernsthaft mit den alten Medien konkurrieren 
zu können – also sie nicht zu ergänzen, sondern zu 
ersetzen«. John Carroll, ehemaliger Chefredakteur 
der Los Angeles Times, merkt an: »Wenn man eine 
beliebige Geschichte aus einem Blog nimmt und 
sie bis zu ihrem Ursprung zurückverfolgt, dann 
stellt sich heraus, dass etwa 86 Prozent des Inhalts 
letztlich aus Zeitungen stammen. Wer soll denn die 
Berichterstattung übernehmen, wenn es immer weni-
ger Printmedien gibt?«

»Die Zeit der Torwächter ist vorbei«
Im Gegensatz hierzu behaupten Web-Apostel, das 
Internet sei freier, demokratischer, ausgewogener, 
interaktiver und näher an den Bürgern, als es die 
eigennützigen Eliten der alten Medien einzugestehen 
wagten. »Für die Priesterschaft der Torwächter ist die 
Stunde des Abschieds gekommen. Ihre Zeit ist vorbei«, 
sagt Christopher Lyndon, ein ehemaliger Reporter der 
New York Times, der heute Gastgeber der Sendung 
Open Source bei Public Radio International ist. 

Ich wollte herausfinden, ob Zeitungen, wie wir sie 
kennen, weiterbestehen werden – und ob das über-
haupt eine Rolle spielt. Hierzu befragte ich Wall-Street-
Analytiker, Pressekritiker, Journalistik-Professoren, 
Wirtschaftsberater, Herausgeber, Redakteure, Reporter 
sowie die Suchmaschinenbetreiber und mannigfalti-
gen Urheber von Internet-Inhalt, die für Zeitungen 
eine Herausforderung darstellen. 

Die Zeitung der Zukunft ist ein Hybridwesen aus Print und Web. 
Doch wie damit Geld verdienen? Eine Reise durch die USA zu
Projekten, Profitmargen und Befindlichkeiten in einer Umbruchzeit.

VON ROBERT KUTTNER*

* Reprinted with permission of the Columbia Journalism Review.
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Es ist sagenhaft, wie das Internet die Autoritäts-
strukturen auf den Kopf gestellt hat. So ist es viel-
leicht nicht verwunderlich, dass ich eines meiner 
informativsten Interviews mit einem 22-jährigen 
Kollegen führte, einem Wunderkind, das ich hier Ezra 
nennen möchte. Ehe wir Fürsprecher der Zeitungen 
allzu selbstgefällig werden, weil wir uns und die 
Printmedien für etwas Besonderes halten, lohnt es 
sich, ihm zuzuhören. 

Zu Beginn unseres Gespräches regte ich an zu 
vergleichen, wie jeder von uns an seine tägliche 
Informationsdosis kommt. »Jeden Tag lese ich zual-
lererst vier Zeitungen«, bekannte ich unbescheiden. 
»Was tun Sie?«

Ezra unterdrückte ein Schmunzeln. »Ich greife auf 
ungefähr 150 oder 200 RSS-Feeds und Bookmarks 
zurück«, er-klärte er. Ezra überfliegt vier Zeitungen 

online. Er geht 
auf die Web-
sites von Orga-
nisationen wie 
dem unabhängi-
gen Forschungs-
institut Center 
on Budget and 

Policy Priorities. Seinen Appetit auf Popkultur und 
Klatsch stillt er mit Hilfe einiger Sites wie defamer.
com. Ezra surft auch in einigen politischen Blogs, 
aber er greift vor allem auf Spezial-Websites zurück, 
die sich weder eindeutig als Blogs noch eindeutig als 
journalistisch charakterisieren lassen. Es handelt sich 
vielmehr um eine sehr wichtige Kategorie, die von 
altgedienten Medienkritikern oft außer Acht gelassen 
wird, die die Welt in Amateur-Blogger kontra ausgebil-
dete Berichterstatter unterteilen. Viele dieser Websites 
werden von Akademikern oder Forschern betrieben, 
die für Ideenfabriken arbeiten, Geschmack an einem 
breiteren Publikum gefunden haben und sowohl 
Kommentare im Blog-Stil als auch Nachrichten mit 
eigenen Analysen und seriöse Forschungsergebnisse 
ins Netz stellen.

Hochwertige »Crogs« zu jedem Thema
Für diese Art Website gibt es keinen Namen, und 
man spielt ihre Bedeutung herunter, wenn man sie 
als Blogs bezeichnet. Wir wollen sie daher »Crogs« 
nennen, »Carefully-Researched Weblogs« (»Sorgfältig 
Recherchierte Weblogs«). Für Leute wie Ezra und 
mich, die sich in der Politik bis ins letzte Detail aus-

kennen, gehören folgende Crogs zu den interessan-
testen: Dean Bakers Website, die sich damit befasst, 
wie die Presse über Wirtschaftsthemen berichtet; der 
Crog von Juan Cole, Professor an der University of 
Michigan, über Nahost-Angelegenheiten; und ein aus-
gezeichneter Crog zum Thema Gesundheitspolitik auf 
der Website von Daily Kos, geschrieben von einem 
Arzt und Forscher, der sich Dr. Steve B. nennt (er hat 
eine heikle berufliche Stellung und möchte daher sei-
nen richtigen Namen nicht preisgeben). Es gibt tau-
sende qualitativ ebenso hochwertiger Crogs zu beina-
he jedem Thema von öffentlichem Interesse. 

Ezra nutzt auch das beliebte Alert-Feature bei 
Google. Nehmen wir einmal an, Sie interessieren 
sich besonders für den Irak, Gesundheitspolitik, indi-
sche Küche und die National Basketball Association. 
Dann können Sie sich von Google News täglich eine 
Nachricht mit Links zu den neuesten Nachrichten 
Ihrer bevorzugten Autoren, Blogger oder Spezial-Sites 
schicken lassen. 

Tageszeitung in Eigenbau
Die New York Times bringt demnächst eine ausgeklü-
geltere Internet-Version von sich namens »MyTimes« 
heraus. Zielgruppe sind jene Web-Leser, die sich – wie 
Ezra – im Internet eine Zeitung vom Allerfeinsten 
zusammenstellen möchten, wie sie kein einzelnes 
Blatt allein produzieren könnte. Mit MyTimes kann 
man sich seine Tageszeitung in »Eigenbau« herstellen 
und dabei mit den Inhalten der Times beginnen, ohne 
sich auf sie beschränken zu müssen. Und diese Art 
maßgeschneiderte Suchtechnologie wird künftig noch 
besser werden.

Ezra wettete, dass er während der Stunde, die er 
täglich im Web stöbert, mehr und bessere Nachrichten 
und Analysen ausfindig macht als ich während der 
Stunde, die ich mit der Zeitungslektüre verbringe. Er 
vermutete – zu Recht –, dass 90 Prozent der drei Kilo 
Zeitungspapier, die ich jeden Tag durchsehe, unge-
lesen im Papierkorb landen. Umfragen des Boston 
Globe haben übrigens ergeben, dass »Zeitmangel« 
und »Schuldgefühle wegen der Umwelt« die beiden 
meistgenannten Gründe sind, warum Zeitungsleser 
ihre abgelaufenen Abonnements nicht erneuern. 

Unbeirrt behauptete ich: »Aber Sie sind doch 
kaum ein typisches Beispiel!« Vergleicht man ihn 
mit anderen Leuten, die sich fleißig weitergebildet 
haben, dann verhält sich Ezra zum durchschnitt-
lichen Internet-Nutzer wie die National Football 

Zwischen Amateur-Blogs und 
Profi-Journalismus gibt es eine sehr 

wichtige Kategorie im Internet: 
Carefully-Researched Blogs.
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League zum Football-Team des Oberlin-College aus 
Ohio. »Vielleicht«, entgegnete Ezra. »Aber durch die 
Suchtechnologien wird es für die Bürger immer einfa-
cher, sich ihre Informationen selbst zusammenzustel-
len. Wollen wir nicht genau das?«

Mittlerweile fühlte ich mich wie ein Relikt aus 
dem vergangenen Jahrhundert. Aber dann gab mir 
Ezra einen Trumpf in die Hand, vielleicht weil er 
Mitleid mit mir bekam. »In einem Punkt haben Sie 
allerdings Recht«, bemerkte er. »Das beste Material 
im Internet stammt durchweg von den Websites der 
Printmedien.«

Begeisterung von Konvertiten
Also ist der Journalismus doch noch an der Macht. 
Aber wie lange noch? Bei der Beantwortung dieser 
Frage treffen wir auf eine Ironie des Schicksals und 
auf ein Paradoxon. Das Paradoxon besteht darin, dass 
neue Arten von Medien zwar für Zeitungen lebensbe-
drohlich sind, sich aber flugs in deren Retter verwan-
deln – sowohl in journalistischer als auch in geschäft-
licher Hinsicht. Zeitungen nehmen das Internet mit 
einer Begeisterung an, die an religiöse Konvertiten 
erinnert. Die Erträge, die Zeitungs-Websites einbrin-
gen, wachsen jährlich um 20 bis 30 Prozent, und die 
Verlage tun alles in ihrer Macht Stehende, um mehr 
Besucherverkehr auf diese Sites zu ziehen. 

Die Ironie liegt darin, dass manche Zeitungen in 
ihrem Übereifer, die Kosten für ihre Nachrichten-
redaktionen herunterzufahren und ihre Internet-
aktivitäten zu steigern, das Personal in den 
Redaktionen drastisch reduzieren und die übrigge-
bliebenen Journalisten völlig auslaugen. Bei vielen 
Tageszeitungen werden Reporter heute für Internet-
Dienstleistungen eingespannt. Sie aktualisieren 
unentwegt Berichte wie bei Nachrichtenagenturen, 
schreiben Blog-Einträge und führen per Videokamera 
Interviews durch. Wenn Journalismus zu bloßer 
Bloggerei degradiert wird, dann werden die Zeitungen 
ihren Wettbewerbsvorteil einbüßen, von ihrer journa-
listischen Berufung ganz zu schweigen.

Dies ist vor allem bei solchen Zeitungen ein 
Problem, die besonders kräftig Kosten kürzen 
und viele Mitarbeiter entlassen müssen. Bei den 
Qualitätszeitungen werden zusätzliche Mitarbeiter 
für den Internet-Bereich eingestellt, und die meis-
ten Reporter sind nach anfänglicher Skepsis offen für 
das neue Modell der »hybriden« Berichterstattung. 
»Das ist unsere Rettung«, sagt Steve Pearlstein, der 

seit langem als Wirtschaftsberichterstatter für die 
Washington Post arbeitet. »Die meisten Leute hier 
sagen: ‚Versuchen wir’s doch mal!’« Ich hatte erwar-
tet, bei meinen Interviews gemischte Meinungen 
zur Hybridzeitung zu bekommen. Stattdessen schlug 
mir ausschließlich Enthusiasmus entgegen. Die meis-
ten Reporter finden ausgesprochenen Gefallen am 
Internet, und die Chefredakteure, die ich interviewt 
habe, waren geradezu euphorisch. 

»Noch vor kurzem hat die Konkurrenz durch 
das Internet und deren Auswirkungen auf den 
Journalismus mir und vielen anderen Leuten aus der 
Nachrichtenredaktion Sorgen gemacht«, sagt Leonard 
Downie, geschäftsführender Chefredakteur bei der 
Washington Post. »Wir befürchteten, das Internet 
würde sich als Störfaktor erweisen. Stattdessen machen 
wir durch all das Feedback, das wir bekommen, bes-
seren Journalismus.« So brachte beispielsweise im 
vergangenen 
Jahr die Post 
über mehrere 
Monate eine 
Serie mit dem 
Titel »Wie es ist, 
ein Schwarzer 
zu sein«. Im 
Internet boten sich noch mehr Möglichkeiten der 
lebendigen Präsentation als in den Printmedien; die 
Website enthielt persönliche Erfahrungsberichte, 
Fotogalerien und Videos und bezog die Leserschaft 
sehr stark mit ein.

Bloggen hilft beim Denken
Jonathan Landman ist bei der New York Times als 
stellvertretender geschäftsführender Redakteur damit 
betraut, Print und Internet unter einen Hut zu bringen. 
Er sagt, Bloggen könne einem Print-Berichterstatter 
helfen, einen Beitrag zu durchdenken. »Viele die-
ser Print- und Internet-Aktivitäten stehen nicht in 
Widerspruch zueinander, sondern ergänzen sich«, 
fügt er an. 

Während Print- und Internetbereich bei der 
Times ein Ganzes bilden, betreibt die Post ihren 
Internetauftritt auf der anderen Seite des Potomac in 
Arlington, Virginia. Dieser separate Standort wurde 
vor über einem Jahrzehnt aufgebaut, unter anderem, 
weil Virginia ein Bundesstaat ist, in dem die Macht der 
Gewerkschaften kräftig beschnitten ist und die Post 
dort junge »Webbies« zu Löhnen unterhalb der Tarife 

»Wir befürchteten, das Internet 
würde sich als Störfaktor erweisen. 
Stattdessen machen wir durch das 
Feedback besseren Journalismus.«
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beschäftigen konnte. Dazu bemerkt Jay Rosen von der 
New York University, es habe sich im Nachhinein als 
kluge Entscheidung erwiesen, dass sich bei der Post 
eine Web-Kultur außerhalb der Print-Kultur entwi-
ckeln konnte. »Heute möchten die meisten von uns 
alles in einer einzigen Nachrichtenredaktion vereint 
sehen«, sagt Pearlstein von der Post. »Aber wenn wir 
Print-Journalisten damals für das Internet verantwort-
lich gewesen wären, hätten wir die Sache vermas-
selt.«

Nach allem, was man hört, ist die Post mit ihrer 
Art, das Potenzial des Internet für einen interakti-
ven Austausch mit der Leserschaft zu nutzen, unter 
den Zeitungen landesweit führend. In weit höherem 
Maße als die Times bietet sie ihren Lesern online Live-

Kommun ika-
tion mit Repor-
tern. »Die erste 
Reaktion war: 
‚Ich habe schon 
genug Mist 
um die Ohren. 
Woher soll ich 

noch eine Stunde Zeit nehmen, um dieses ganze Zeug 
zu lesen?‘«, sagt Brady. »Die Reporter stellten aber 
schnell fest, dass Leute, die sich in solche Beiträge 
mit Leserbeteiligung einlinkten, zumindest den 
Artikel gelesen hatten. Außerdem war die Resonanz, 
die im Internet kam, meist qualitativ hochwertiger als 
Leserbriefe an die Zeitung.«

Es geht ums Überleben
Für Verlage und Geschäftsstrategen geht es beim 
Internet um nichts weniger als das finanzielle 
Überleben. Ein früher Fan des Internet war Donald 
Graham, CEO der Washington Post. In den spä-
ten 1990er Jahren steckte er bei Web-Geschäften 
Verluste von jährlich über 100 Millionen Dollar 
ein, um die Zeitung internetfähig zu machen. »Wer 
auf vierteljährliche Renditen aus ist, sollte nicht 
in Aktien der Washington Post investieren«, sagt 
Graham. Inzwischen wirft der viel bewunderte Web-
Journalismus der Zeitung kräftig Profit ab. In den ers-
ten neun Monaten des Jahres 2006 erwirtschaftete 
die Post mit ihrem Internetauftritt 72,7 Millionen 
Dollar, ein Anstieg um 31 Prozent. 

Caroline Little, CEO von Washingtonpost.
Newsweek Interactive, zufolge bietet das Internet 
ein gewaltiges Potenzial zur Erwirtschaftung von 

Gewinnen. »Es besteht ein völlig unproportionales 
Verhältnis zwischen der vielen Zeit, die Menschen 
im Internet verbringen, und den relativ niedrigen 
Erträgen aus Werbung im Internet«, erläutert sie. Die 
Erträge aus Anzeigen im Internet sollten auf Kosten 
von Werbung in Zeitungen und Fernsehen schnell 
ansteigen. »Die Frage ist«, fügt Little hinzu, »Wie 
können wir genug zum Nettoprofit beitragen, um den 
eigentlichen Journalismus am Leben zu halten?«

Ungefähr fünf bis sechs Prozent der Erträge, die 
Zeitungen durch Anzeigen erwirtschaften, kommen 
gegenwärtig über das Internet herein. Weil aber 
die Einkünfte aus dem Internet in die Höhe schnel-
len und die aus Print etwa gleich bleiben, erwarten 
Wirtschaftsanalytiker, dass sich in 15 Jahren die 
Linien kreuzen. Das Internet beschert dann den 
Zeitungen die Hälfte der Einkünfte und den Großteil 
der Leserschaft.

Mit Bildschirm am Frühstückstisch
Investitionen sind beim Übergang zu einer Welt der 
Hybridmedien entscheidend. Die New York Times 
gibt derzeit jährlich mehrere Millionen Dollar für eine 
neue Produktentwicklungsabteilung, Mitarbeiter im 
Internetbereich und neue Produkte aus. Je nachdem, 
wie man zählt, sitzen in der Nachrichtenredaktion 
der New York Times über hundert Mitarbeiter, deren 
Aufgabenbereich mehr mit dem Internet als mit dem 
Printbereich zu tun hat. Dazu gehören Producer, 
Software-Entwickler sowie Reporter und Redakteure. 

Die Times bringt gerade eine Software namens 
Times Reader auf den Markt. Damit erscheinen die 
Beiträge auf dem Bildschirm in denselben Schrifttypen 
und mit demselben Layout wie in der Zeitung, dazu 
gibt es aber eine ganze Reihe von Optionen zum 
Suchen, Blättern und Umordnen. Man kann zum 
Beispiel ein Wort oder eine Formulierung anklicken 
und bekommt eine kleine Tabelle – wiederum anklick-
bar – mit sämtlichen Artikeln in der Zeitung, in denen 
dieses Thema vorkommt. Mit Times Reader ist das 
Lesen einfacher als bei einer üblichen Webseite, und 
die Suchmöglichkeiten sind noch ausgeklügelter. Wenn 
die Rechnung der Marketingstrategen bei der Times 
aufgeht, dann werden es sich die Leser künftig mit 
Times Reader am Frühstückstisch oder im Flugzeug 
gemütlich machen, wie jetzt mit der Druckausgabe, 
anstatt wahllos im Internet umherzusurfen. 

Kann die Konkurrenz das nicht einfach nachma-
chen? »Hoffentlich!«, sagt Michael Zimbalist. Er war 

»Wenn wir Print-Journalisten 
damals für das Internet verant-
wortlich gewesen wären, hätten 

wir die Sache vermasselt.«
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früher Imagineer bei Disney, also Entwickler für des-
sen Themen- und Freizeitparks, und wurde dann Ende 
2005 von der Times als Leiter der Produktentwick-
lungsabteilung eingestellt. »Je breiter diese Art 
Plattform genutzt wird, desto besser für uns.« Wenn 
sich diese Form des Zeitunglesens einbürgert, so 
Zimbalist, dann hat die Times einen Vorsprung. 

Was die Einnahmen aus ihrer digitalen Version 
angeht, so setzt die Times auf ein Geschäftsmodell, 
das hauptsächlich anzeigenorientiert ist. Die online 
verfügbaren Print- und Webinhalte sind größtenteils 
gratis. Allerdings müssen sich Nutzer anmelden, 
wodurch die Times präzise Informationen über die 
demographischen Merkmale der Leser bekommt 
und die Einkünfte aus Werbung maximieren kann. 
Nur etwa zwei bis drei Prozent des Materials aus 
der Zeitung oder der Online-Ausgabe – vor allem 
Kolumnen – sind »Verschlusssache« und können nur 
mit einem Premium-Abonnement von jährlich 49,95 
Dollar gelesen werden, außer man ist bereits Print-
Abonnent. 

Im vergangenen Jahr hat die Times Company 3,3 
Milliarden Dollar erwirtschaftet. Zwei Drittel davon 
brachte die Times selbst ein, ungefähr 273 Millionen 
Dollar der Internetbereich. Von diesem Betrag wie-
derum hat der Premium-Inhalt lediglich etwa 11 
Millionen Dollar eingebracht, der Rest sind Einkünfte 
aus dem Verkauf von Werbeplatz. Der Betriebsgewinn 
der Times Company belief sich auf 8,9 Prozent, das 
ist weniger als die Hälfte des branchenüblichen 
Durchschnitts – es war ein Jahr in der Talkurve.

Wall Street Journal kassiert direkt ab
Die Dow Jones Company erfreute sich demgegen-
über steigender Einnahmen. Ihr Wall Street Journal 
basiert auf einem Geschäftsmodell, das im Vergleich 
zur Times kostenpflichtigen Internet-Inhalten viel 
mehr Gewicht beimisst. In der Führungsetage 
von Dow Jones ist man der Ansicht, die Zeitung 
biete ihren situierten, Internet-erfahrenen Lesern 
so fachkundiges und wertvolles Material, dass die 
potenzielle Leserschaft in die Millionen gehe. Bill 
Grueskin zufolge, der geschäftsführender Web-
Chefredakteur beim Wall Street Journal ist, wird im 
Internetbereich ein hoher Arbeitsaufwand in Online-
Updates gesteckt, um Investoren mit ständig aktuel-
len Wirtschaftsnachrichten zu versorgen. Ende 2006 
hatte die Zeitung nach eigenen Angaben ungefähr 
811.000 Premium-Abonnenten, die ausschließlich das 

Online-Angebot bezogen und dafür jährlich 99 Dollar 
zahlten. Eine ungenannte Zahl von Abonnenten der 
Printausgabe zahlten je 49 Dollar, um die zusätzli-
chen Internet-Inhalte nutzen zu können. 

Mit diesem auf kostenpflichtigen Abonnements 
basierenden Modell hat das Journal auf seiner 
Website weitaus weniger Besucherverkehr als die 
Times, obwohl seine Printauflage höher ist. Grueskin 
merkt aber an, dass das Journal mehr für Werbung 
verlangen kann, die sich an die Premium-Abonnenten 
wendet. Für  2007 erwartet das Journal aus seinem 
Internetbereich ein Anwachsen der Erträge um 20 
Prozent, etwas unterhalb des branchenüblichen 
Durchschnitts. 

Mittelgroßen Zeitungen droht größte Gefahr
Times, Post und Journal sind also bereits dabei, zu 
Hybridgebilden aus Print- und digitalen Medien zu 
werden. Am anderen Ende des Spektrums befinden 
sich Wochenzeitungen in Klein- und Vorstädten, klein-
formatige Stadtteilzeitungen und Zeitungen mit eth-
nischen Zielgruppen. Sie sind gegen den Vormarsch 
des Internet wesentlich besser gefeit; durch ihre aus-
geprägt lokale 
Vormachtstel-
lung bleiben 
ihe Bindungen 
zur Leserschaft 
und zu loka-
len Inserenten 
bestehen. Die 
größte Gefahr droht Zeitungen, die zwischen die-
sen beiden Extremen liegen: mittelgroßen, regiona-
len Großstadt-Tageszeitungen wie dem Philadelphia 
Inquirer und dem Minneapolis Star Tribune. 

Als beispielsweise McClatchy 1998 der Familie 
Cowles den ausgesprochen einträglichen Minneapolis 
Star Tribune abkaufte, gehörte die Zeitung zu den 
Pionieren im Internetbereich. Die Familie Cowles 
hatte kräftig in die Website startribune.com inves-
tiert. Als aber die Dot-com-Blase platzte und die 
Gewinnspannen von über 30 Prozent auf unter 
20 Prozent fielen, begann der neue Eigentümer zu 
desinvestieren. Zu allem Übel erging zusätzlich die 
Anordnung, dass die innovative startribune.com-
Website auf die Technologie von McClatchy Interactive 
umgestellt werden sollte. Diese Technologie basierte 
auf der erfolgreichen Website einer anderen Zeitung, 
die McClatchy gehört, des Raleigh News & Observer. 

Die New York Times bietet online 
die meisten Artikel kostenlos an. 
Das Wall Street Journal setzt auf 
teure Abonnements.
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»Dadurch haben wir mindestens ein Jahr verloren«, 
sagt ein Reporter. Und kaum war die technische 
Überholung abgeschlossen, wurde die Zeitung schon 
wieder verkauft. Die Internet-Belegschaft hat die unge-
liebte neue Technologie immer als Fremdkörper emp-
funden und möchte sie lieber heute als morgen wie-
der loswerden. Gewährsleute bei der Zeitung sagen, 
der Besucherverkehr und die Einkünfte aus Anzeigen 
auf der Website seien 2006 gleich null gewesen, im 
Gegensatz zu den meisten anderen Zeitungen, wo sie 
stark angestiegen seien. 

»Reden wir miteinander!«
Der Philadelphia Inquirer entließ im Januar dieses 
Jahres 69 Mitarbeiter der Nachrichtenredaktion – nur 
um kurz darauf sechs von ihnen für die Website der 
Zeitung wieder einzustellen. Das klingt nicht nach 
viel, aber dadurch erhöhte sich die Mitarbeiterzahl 
des Internetbereichs von acht auf vierzehn. »Was dort 
passiert ist, war eine Katastrophe, aber wenigstens hat 
man letztlich noch etwas Gutes dabei herausgeholt«, 
sagt der Reporter Daniel Rubin. 

Der 50-Jährige verkörpert perfekt den Printreporter 
alter Schule, der beim Sprung zum Web-Journalismus 
auf den Geschmack gekommen ist. Er ist ein Veteran 

beim Inquirer, 
für den er 
seit 19 Jahren 
arbeitet, und 
schreibt einen 
sehr belieb-
ten, witzigen 
Blog namens 

Blinq.com. Außerdem berichtet er für die 
Print- und Internetausgabe der Zeitung über die 
Unterhaltungsindustrie – alles von Autoausstellungen 
bis zu Sport und Popkultur. Auf Rubins Homepage 
steht: »Ein weiser Mann hat einmal gesagt, Nachrichten 
seien ein Akt der Konversation. Reden wir also mit-
einander!« Rubin bezeichnet den Web-Journalismus 
als »Adrenalinstoß. Er macht mich unglaublich pro-
duktiv. Ich bekomme umgehend Feedback. Ich merke 
sehr schnell, was funktioniert und was nicht. Ich fühle 
mich wie damals im Haushaltswarengeschäft meines 
Vaters, wenn ich überlegte, was ich am besten ins 
Schaufenster legen sollte, um Kunden anzulocken.«

Bill Marimow, Chefredakteur des Inquirer 
und zweifacher Pulitzer-Preisträger, betrachtet 
den Internet-Journalismus als Rettungsanker. Die 

große, aktuelle Nachricht an dem Nachmittag, als 
wir uns unterhielten, war die Anklageerhebung 
gegen Senator Vincent J. Fumo, der sich seit lan-
gem in South Philadelphia als Strommakler betätigt. 
Innerhalb weniger Stunden stellte der Inquirer zahl-
reiche Multimedia-Elemente ins Netz, darunter eine 
PDF-Datei mit dem vollständigen Anklagetext, über 
Pressemitteilungen ausgetragene Rededuelle, Fumos 
öffentliche Ansprache, eine Tonaufzeichnung von 
der Pressekonferenz des Generalstaatsanwalts, einen 
Extra-Blog aus Harrisburg, archivierte Beiträge, die mit 
dem Thema zu tun hatten, Fotos, Kommentare ande-
rer Amtsträger sowie fünf Artikel, die weitere Aspekte 
der Geschichte beleuchteten. Das war der perfekte 
Beweis dafür, dass die alten Medien sich tatsächlich 
die Werkzeuge der neuen zunutze machen können, 
um besseren Journalismus abzuliefern als irgend-
jemand sonst. Marinow setzt einige Printreporter 
gleichzeitig als Blogger ein. 

Aber kann eine Zeitung, die in ihrer Nach rich-
tenredaktion tiefe Einschnitte vorgenommen hat, 
ihre Qualität aufrechterhalten, selbst wenn sie den 
Internetbereich um ein paar Mitarbeiter aufstockt? 
Im Februar wurde Rubin mehr oder weniger dazu 
gezwungen, fortan in der Printversion der Zeitung als 
Kolumnist zu schreiben, und er und seine Redakteure 
werden entscheiden, ob er weiterhin Zeit für seinen 
Blog erübrigen kann. 

Bürgerjournalismus plus Zeitungsmarke
Von diesem Bild der unter finanziellem Druck stehen-
den mittelgroßen Tageszeitung gibt es Ausnahmen, 
die Mut machen. Einige Strategen setzen sich dafür 
ein, bürgerorientierten Journalismus (die ame-
rikanische Civic-Journalism-Bewegung) mit der 
Markenbekanntheit einer Lokalzeitung zu kombinie-
ren. Auf diese Weise wollen sie die umfassendste und 
interaktivste Website der ganzen Stadt entwickeln. 
Diese Strategie belebt grundsätzlich die journalisti-
sche Arbeit, betritt neue Wege bei der Einbeziehung 
der Bürger und führt zu mehr Besucherverkehr auf 
den Websites, was wiederum die Einkünfte aus der 
Werbung steigern kann. 

Der Milwaukee Journal Sentinel beispielsweise 
hat mittels seines NOW-Projektes (NOW steht für 
»Network of Workstations«) seit Juli 2006 Website-
Ableger für die Vorstädte entwickelt. Anders als 
die Tageszeitungs-Elite bewerkstelligt der Journal 
Sentinel dies fast ausschließlich mit der Print-

»Ich fühle mich wie damals im 
Haushaltswarengeschäft meines 

Vaters, wenn ich überlegte, was ich 
ins Schaufenster legen sollte.«
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Belegschaft. Wenn man die Website der Zeitung, 
JSonline.com, anklickt, wird man von einem 
Drop-Down-Menü zu einer lokalen Site einer der 
26 Vorstädte geleitet. Die Muttergesellschaft, 
Journal Communications, hat für diese Städte frü-
her Wo chenzeitungen gedruckt. Heute erscheint 
diese wöchentliche Printausgabe als ein auf die 
lokalen Zielgruppen ausgerichteter Teil des Journal 
Sentinel, ergänzt durch eine NOW-Website. Klickt 
man etwa auf die Vorstadt Waukesha, so wird man 
zu WaukeshaNow geleitet und findet dort eine 
Fülle an lokalen Nachrichten: »Stadt führt wieder 
Steuerranglisten an«, »Auf der Main Street werden 
Spuren dicht gemacht«, »Busfahren wird teurer«, 
»Kunstprojekt verschoben« – dazu Kommentare, 
Debatten und Veranstaltungsprogramme. 

Die beiden beliebtesten Beiträge im Journal Sentinel 
waren unlängst eine Leserumfrage, ob Brett Favre, 
der Quarterback der Green Bay Packers, seine aktive 
Sportlaufbahn beenden solle, und eine Aufforderung an 
örtliche Köchinnen und Köche, ihre Lieblingsrezepte 
für Bratwurst einzusenden. Daraufhin schickten die 
Leser hunderte Rezepte. »Es ist erstaunlich, auf wie 
viele Arten man eine Bratwurst zubereiten kann«, 
kommentiert Web-Chefredakteur Mike Davis. Und 
bevor jetzt die Verfechter des Civic Journalism ihre 
Gourmet-Nasen rümpfen und hochmütig auf die 
Bratwurst-Leutchen herabblicken, sollten wir uns ins 
Gedächtnis rufen, dass Sport und lokale Küche immer 
schon ein Bindeglied zwischen Zeitungen und ihrer 
Leserschaft gewesen sind. Wenn man mit dem neuen, 
interaktiven Internet-Journalismus Bürgerinteressen 
durchsetzen möchte, etwa in der Bauplanung, dann 
ist es vielleicht eine kluge Idee, dazu eine Bratwurst 
zu essen und dann mit Bier nachzuspülen.

Druck von der Wall Street
Wenn die Zeitungen doch schneller im Digitalzeitalter 
Fuß fassen, als Beobachter befürchtet haben, stellt 
sich trotzdem die Frage: Wird die Wall Street diesem 
vielversprechenden Wandel auch erlauben, sich voll 
zu entfalten? 

Im Jahr 2006, einem für die Zeitungen katastro-
phalen Jahr, lag nach Angaben von Merrill Lynch die 
durchschnittliche Gewinnspanne der Zeitungssparten 
von Verlagen bei 17,8 Prozent. Das ist höher als 
der Durchschnitt aller Industriebranchen. Dennoch 
hinkten im vergangenen Jahr die Zeitungsaktien im 
S&P-500-Index um 21 Prozent hinterher, nachdem 

sie 2005 ebenfalls katastrophal niedrig gestanden 
hatten. Noch 2002 konnten sich Zeitungen und 
ihre Aktionäre über Gewinnspannen von über 22 
Prozent freuen, mit denen sie sogar die enorm ein-
trägliche Pharmaindustrie überflügelten. Läuft bei den 
Zeitungen etwas verhängnisvoll schief? Oder stimmt 
etwas nicht mit der Art und Weise, in der die Wall 
Street den Börsenwert von Zeitungen festsetzt?

Die Medienanalystin Lauren Rich Fine von Merrill 
Lynch sagt, manche Zeitungen sollten mit ihren 
Investoren ehrlich darüber sprechen, dass Geld ins 
Internet rein-
vestiert werden 
muss: »Dann 
sollen sie ein-
fach auf ihrer 
Website ein 
Schild platzie-
ren: ‚In Arbeit. 
Besuchen Sie uns in zwei Jahren wieder, dann wer-
den wir uns Ihnen völlig neu präsentieren.’« 

Allerdings fügt Fine sofort an, dass die Wall 
Street so nicht funktioniert. Weitere Baissen bei den 
Aktienpreisen fordern feindliche Übernahmen und 
Renditeforderungen der Aktionäre förmlich heraus; 
dies hat schon dem Zeitungsverlag Knight Ridder 
das Genick gebrochen. Der Medienanalytiker John 
Morton meint: »Ich mache mir Sorgen, dass manche 
Verlage ihre Internet-Unternehmungen als willkom-
mene Geldquelle sehen und sich dabei nicht bewusst 
machen, dass der Printbereich der Nährboden für 
die Art Journalismus ist, die Besucherverkehr auf die 
Website zieht. Ich fürchte, sie werden nicht genü-
gend in Personal investieren, das guten Journalismus 
betreibt.«

Aber selbst wenn Zeitungsverleger alles rich-
tig machen, bleibt im Zeitalter des Internets für sie 
im Vergleich zur Print-Ära nur ein kleineres Stück 
des Kuchens übrig, wenn es um Einkünfte aus 
Werbung geht. Der Anteil der Zeitungen an den 
424 Milliarden Dollar, die im vergangenen Jahr 
weltweit für Werbung ausgegeben wurden, betrug 
nach Auskunft von ZenithOptimedia zwar immerhin 
stolze 29,1 Prozent – aber er sinkt. Der Anteil des 
Internets betrug zwar lediglich 5,8 Prozent – aber 
er steigt. In der Internet-Branche herrscht ein harter 
Wettbewerb: Es geht darum, den Besucherverkehr 
auf Websites zu Geld zu machen. Die meisten 
Websites sind ausschließlich darauf angelegt, Erträge 

»Es ist erstaunlich, auf wie viele 
Arten man Bratwurst zubereiten 
kann«, erkannte der Web-Chef 
einer US-Regionalzeitung.
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einzufahren. Berichterstattung oder gar ein gesell-
schaftspolitischer Auftrag spielen keine Rolle.

Google, Yahoo und Microsoft investieren indessen 
massiv in immer ausgeklügeltere Suchtechnologien. 
Zusammen mit anderen nicht von Zeitungen betriebe-
nen Websites wie Wikipedia, Amazon und eBay schnap-
pen sie sich den Löwenanteil des Besucherverkehrs, 
der wiederum Geld aus Werbung einbringt. Und keine 
dieser Firmen muss eine teure Nachrichtenredaktion

durchfüttern. 
Die Websites 
der New York 
Times und 
der ihr ange-
s c h l o s s e n e n 
Z e i t u n g e n 
werden jeden 

Monat von 13 Millionen Nutzern besucht. Aber die 
führenden dreißig Zeitungs-Websites verzeichnen alle 
zusammen monatlich weniger als 100 Millionen sol-
cher Besuche, während Microsoft, Google und Yahoo 
nach Auskunft des Marktforschungsunternehmens 
Nielsen Net Ratings  je über 100 Millionen Besucher 
im Monat haben. Die Suchmaschinenbetreiber geben 
einen Teil dieser Einkünfte aus Werbung mittels ver-
schiedener Partnerschaftsmodelle an Zeitungen ab 
– Google stellte seinen »Werbe-Content-Partnern« 
im letzten Quartal 2006 Schecks in Höhe von 780 
Millionen Dollar aus –, aber die anderen großen 
Internet-Unternehmer gelten als reine Rivalen. 

Andererseits investieren Zeitungsfirmen zuneh-
mend in den Kauf gewinnträchtiger Websites. So 
erwarb die New York Times im Jahre 2005 About.
com, und Dow Jones beschloss, sechs seiner fünfzehn 
Tageszeitungen in Ottawa zu verkaufen und den 
Erlös in den Kauf von Factiva.com zu stecken, einer 
Suchmaschinenfirma, deren Angebot ausschließlich 
über Abonnement genutzt werden kann. Im Jahre 
2000 kauften die Tribune Company und Knight 
Ridder CareerBuilder.com, in die sich später Gannett 
einkaufte: Die Seite ist die inzwischen meistgenutzte 
Online-Stellenbörse. 

Für Verlage ist es attraktiv, aus ihrer sogenann-
ten Property (ihrem »Internet-Eigentum«) die weni-
ger gewinnträchtigen Nachrichtenredaktionen 
zu finanzieren. Allerdings lautet das Kalkül eines 
Profitmaximierers von der Wall Street: Behalten Sie 
die weniger ertragreiche Zeitung als Nebenprodukt 
oder machen Sie sie dicht und investieren weiter in 

Ihr lukratives Internet-Eigentum. All das macht deut-
lich, dass Zeitungen wohl Eigentümer brauchen, deren 
Wertesystem sich nicht allein am Markt orientiert. 

Die Medienmagnaten von einst gaben Zeitungen 
nicht nur wegen der Gewinne heraus, sondern auch, 
weil sie ihnen Einfluss und Prestige bescherten. 
Zeitungen in Familienbesitz sind manchmal bereit 
gewesen, den Stürmen der Wirtschaftszyklen zu trot-
zen und mehr in Nachrichtenredaktionen und weit 
verstreute Korrespondenten zu investieren, als es ein 
rein marktwirtschaftliches Kalkül erfordert hätte.

Es gibt mehrere Möglichkeiten, wie neue 
Eigentumsformen aussehen könnten. Zeitungen könn-
ten beispielsweise einer neuen Generation ortsansäs-
siger Eigentümer gehören, denen Lokalpolitik und 
Bürgerinteressen am Herzen liegen. Auch gemein-
nützige Stiftungen könnten zunehmend Eigentümer 
von Zeitungen sein, nach dem Vorbild des Poynter 
Institute, dem die St. Petersburg Times gehört. 
Ein weiteres Beispiel hierfür ist der Guardian in 
Großbritannien, seit 1933 im Besitz einer gemeinnüt-
zigen Treuhandgesellschaft, eingerichtet im Namen 
der Belegschaft. Das hat keineswegs dazu geführt, 
dass sich der Guardian auf seinen Lorbeeren ausruh-
te, im Gegenteil: Er unterhält eine der fantasievolls-
ten, interaktivsten Websites überhaupt, die monatlich 
von 13 Millionen Nutzern besucht wird.

Google ist ein »frenemy« 
Wahrscheinlicher ist aber, dass die wirtschaft-
liche Rettung für Zeitungen in einfallsreichen 
Internet-Lösungen liegen wird, gepaart mit neuen 
Geschäftsstrategien und Einnahmequellen. Die 
enorm lukrativen Suchmaschinenunternehmen könn-
ten dabei der Schlüssel sein. »Eines Tages«, sagt Tom 
Rosenstiel vom Project for Excellence in Journalism, 
»werden es die Anwälte der New York Times und die 
von Google wohl untereinander ausfechten.«

Google ist für Verlagsgesellschaften Konkurrenz und 
Partner zugleich, denn der Suchmaschinenbetreiber 
führt ihnen zwar Erträge aus Werbung und Leser zu, 
macht ihnen zugleich aber auch Einkünfte streitig. Ein 
leitender Angestellter, den ich interviewte, bezeich-
nete Google als Frenemy, also Freund und Feind 
zugleich. Ein anderer nannte die Zusammenarbeit 
Co-opetition, kooperative Konkurrenz. 

In den USA schützt die gesetzlich verankerte 
Doktrin von der »angemessenen Verwendung« (»fair 
use«) Googles Suchmaschinengeschäft vor Prozessen. 

Die Internet-Krise macht deutlich, 
dass Zeitungen wohl Eigentümer 

brauchen, deren Wertesystem sich 
nicht allein am Markt orientiert.
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In Europa dagegen gibt es diese Rechtsdoktrin 
nicht. So hat die Agence France Press Google wegen 
Urheberrechtsverletzung verklagt. Die Associate 
Press wiederum hat mit Google einen Deal ausge-
arbeitet. Dessen Einzelheiten werden geheim gehal-
ten, aber offenbar ging es darum, dass Google auf 
seine übliche Praxis verzichtet, für Inhalte nicht zu 
bezahlen. Und Googles ehrgeiziges Unterfangen, 
Google Books auf den Markt zu bringen, wird 
sich als Testbeispiel dafür erweisen, wie dehnbar 
die Doktrin von der »angemessenen Verwendung« 
ist. Möglicherweise werden dem Unternehmen 
dabei Zügel angelegt: Es könnte zum Rechtsstreit 
kommen; Google könnte mit Buchverlagen eine 
Abmachung hinsichtlich der Lizenzgebühren aus 
Urheberrechten schließen, die einen Präzendenzfall 
schafft; oder der amerikanische Kongress könnte 
eingreifen. In jedem dieser Fälle würden Zeitungen 
wohl indirekt profitieren.

Keines der Deus-ex-Machina-Szenarien wird 
wahrscheinlich den Zeitungen aus ihrer – von ihnen 
selbst etwas aufgebauschten – finanziellen Misere 
heraushelfen, weder veränderte Eigentumsstrukturen 
noch eine lukrativere Aufteilung der Erträge zwi-
schen Zeitungen und Suchmaschinenbetreibern. Die 
Zeitungsverlage werden vielmehr auf ihre eigenen 
Ressourcen zurückgreifen müssen: Es ist an ihnen, 
in Personal und Technik zu investieren, um wohlbe-
halten ins gelobte Land der hybriden Print-Internet-
Medien zu gelangen.

Alle Zeitungen in den USA zusammen beschäfti-
gen weniger Produktentwickler als Microsoft, Google, 
Yahoo und Konsorten. Vor diesem Hintergrund 
ist es umso beachtlicher, dass Zeitungen sich im 
Internetbereich als enorm innovativ erwiesen haben. 
Und bislang reicht keine Zeitung, die ausschließlich 
im Internet erscheint, an das Themenspektrum, die 
Gründlichkeit der Recherche und die Qualität heran, 
die eine gedruckte Zeitung bietet. Man kann Google 
News anklicken, um einen Blick auf Nachrichten-
Schlaglichter zu werfen, aber die meisten Inhalte dort 
stammen aus Zeitungen. Viel mehr Blogger linken 
sich bei Zeitungen ein als umgekehrt.

Redakteure sind unsere Stellvertreter
Bill Kovach und Tom Rosenstiel schreiben in ihrem 
modernen Klassiker »The Elements of Journalism«: 
»Letztendlich ist es eine bestimmte Form des 
Handwerks, die den Journalismus von Unterhaltung, 

Propaganda, Belletristik und Kunst unterscheidet: 
Journalisten sind darin geschult, Informationen kri-
tisch zu überprüfen.« Im Wesentlichen machen wir 
Redakteure zu unseren Stellvertretern: An sie dele-
gieren wir die Aufgabe, Reportern Aufräge zu ertei-
len. Wir überlassen ihnen die Entscheidung, welche 
Nachrichten wir an einem bestimmten Tag zu lesen 
bekommen. Es ist an ihnen, diese Nachrichten auf 
Richtigkeit und Relevanz zu überprüfen. Wir vertrau-
en darauf, dass 
sie in ihrer 
Arbei t  ver-
lässlicher sind 
als wir selbst, 
wenn wir im 
Internet surfen. 
Als Leser müs-
sen wir uns dagegen nicht mehr zwischen »entweder-
oder«, zwischen Nachrichten und den Wildwüchsen 
des Internets entscheiden. Uns steht sowohl die seri-
öse Tageszeitung zur Verfügung, die Informationen 
zusammenfasst und sich für deren Richtigkeit ver-
bürgt, als auch der unermessliche Mischmasch im 
Internet. All das setzt die herkömmliche Presse unter 
einen gesunden Druck: Sie muss innovativ sein und 
neue Qualitätsmaßstäbe setzen.

Ureigene Berufskultur bewahren
Generation Y wächst heran, und Generation Z findet 
den Gedanken, Nachrichten auf Papier zu lesen, noch 
altmodischer. Also werden immer mehr Menschen 
wie Ezra (und seine Kinder) ihre eigenen Redakteure, 
die sich ihre Informationen selbst zusammenstellen. 
Wenn aber die Tageszeitungen den richtigen Weg ein-
schlagen, wird auch die nächste Generation immer 
noch Zeitungen lesen – und zwar online.

Ich gehe davon aus, dass die meisten Tageszeitungen 
die Verwandlung in Hybridwesen heil überstehen wer-
den, und vermute, dass sie in 25 Jahren größtenteils 
in digitalisierter Form erscheinen. Ich vermute auch, 
dass sogar Leute wie ich aus der Generation vor dem 
Internet dem Charme ausgeklügelter Erfindungen wie 
dem Times Reader erliegen werden, ergänzt durch 
News-Alerts, RSS-Feeds und wer weiß was noch. Aber 
es ist gar nicht so wichtig, ob Zeitungen in Zukunft 
als Printausgaben oder im Internet erscheinen. Was 
wirklich zählt ist, dass sie ihre ureigene Berufskultur 
bewahren und weiterhin ihrer historischen Berufung 
nachkommen. �Q

Müssen Suchmaschinen Zeitungen 
bezahlen? »Eines Tages werden es 
die Anwälte von New York Times 
und Google wohl ausfechten.«

Robert Kuttner ist 
Ko-Chefredakteur 
von The American 
Prospect und 
Kolumnist des 
Boston Globe.
Übersetzung: 
Dr. Sabine Lang.
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TV to go
Während der Fußball-WM wirkten die Experimente mit Handy-TV 
noch recht abenteuerlich. Doch allmählich schälen sich professionelle 
Standards für einen neuen Mobilfunk-Journalismus heraus.

VON SONJA KRETZSCHMAR

S
amstagnachmittag, Bundesligazeit in den 
Studios von Plazamedia, einer Produktionsfirma 
im Münchner Medienpark. Ein Tor fällt. 
Jetzt rennt die Zeit. In Dreier-Teams sit-

zen die Mitarbeiter in schallisolierten Arbeitsboxen. 
Rechtsaußen der »Logger«, linksaußen der Cutter, in 
der Mitte der Redakteur. Der Logger (vom englischen 
»to log«, also »Daten aufzeichnen«) markiert die Tor-
Sequenz mit einem Anfang und einem Ende, schnei-
det sie aus und schiebt sie in eine Datei, auf die der 
Cutter zugreift, der zwei Plätze neben ihm sitzt. 

Der Cutter schneidet das Rohmaterial zum 
Filmclip, während der Redakteur, der in der Mitte 
sitzt, den Text schreibt. Währenddes sen verfolgt er 
das Spiel live auf dem Fernseher vor ihm und hat 
den Fernsehkom mentar auf dem Kopfhörer. Dann 
erscheint auf dem zweiten Fernseher vor ihm der 
neue Clip. Vertonung, Sprachaufnahme, »opener« 
davor und »closer« dahinter, damit man auch weiß, 
ob man bei T-Mobile, Vodafone oder O2 ist, und raus. 
Nur vier Minuten nach dem Torschuss klingelt auf 
dem Handy das Signal für »Goal Alert«.

Die spannendsten Szenen des aktuellen 
Bundesligaspiels – Tore, Elfmeter, rote Karten – sind 
geschnitten, speziell für den kleinen Bildschirm 

adaptiert und kommentiert. Schon kurze Zeit später 
kann man sie im »Near Live«-Modus auf den Handys  
empfangen. Ist Handy-Fernsehen eine Möglichkeit, 
die übliche Samstagsfrage »Shoppen, Ausflug oder 
Bundesliga?«, die sich in vielen Familien stellt, ein für 
alle Mal zu lösen?

Nur altbackene Notlösungen
Während der Fußball-WM 2006 lief die Testphase 
für das neue Medium. Das größte Rechtepaket hatte 
damals T-Mobile: Als Hauptsponsor der Fußball-WM 
waren die Handyrechte quasi ein Nebenprodukt des 
Telekom-Engagements.

Was aber passiert, wenn Branchenfremde 
Fernsehen machen, führte T-Mobile seinen Nutzern 
schon in den ersten Spielen vor Augen. Die Gleichung 
»Live-Rechte für Spiele plus Übertragungsmöglichkeit 
gleich Fernsehprogramm« ging nicht auf. Statt des-
sen gab es Pannen und altbackene Notlösungen: In 
der Halbzeitpause blendete man etwas hilflos wir-
kende Bildtafeln wie »Gleich geht’s weiter« ein, zum 
Spielende gab‘s ein »Das war’s!«.

Nach diesem abenteuerlichen Programmstart zum 
Eröffnungsspiel »Deutschland – Costa Rica« folgte 
ein technischer Totalausfall im Spiel »Deutschland 

Bilder im Taschenformat: 
Ausschnitte des regionalen 

Regensburger Handy-Fernsehens 
»R-Mobil« und von der Über-

tragung der Fußball-WM 2006.
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– Polen«. Danach wurde das Angebot zwar struk-
turierter, zusätzliche Clips und eine Premiere-
Adaption liefen in einem speziellen WM-Kanal. Aber 
das Programm blieb von unzähligen technischen 
Störungen begleitet.

»Dabeisein ist alles« war offenbar auch das Motto 
für Vodafone. Der Anbieter hatte im Gegensatz zu 
T-Mobile allerdings keinerlei Übertragungsrechte 
für die WM. Der Konzern stand deshalb vor der 
spannenden Frage: »Wie macht man Fernsehen 
ohne Bilder?«  Neben Fanbefragungen nach der 
Stimmung vor dem Stadion oder auch der engli-
schen Version von Eurosport fand man mit »Visual 
Radio« eine Lösung. Da keine Bewegtbilder, auch 
keine Standbilder zur Verfügung standen, wurden 
Archivbilder der Spieler auf dem Handy-Display 
gezeigt, die an die Sammelbildchen von Hanuta 
erinnern. Über die Bildchen wurde dann ein Audio-
Kommentar gesprochen, der in keinem Radiosender 
als sendefähig durchgegangen wäre – noch dazu oft 
mehrere Stunden zeitverzögert nach dem Spiel oder 
auch erst am nächsten Tag. 

Es blieb das Geheimnis von Vodafone, welche 
Strategie der Konzern mit diesem Konzept verfolg-
te. Bezeichnenderweise lehnte die Pressesprecherin 
eine Gesprächsanfrage zum Vodafone-Angebot wäh-
rend der Fußball-WM ab, und auch im Haus stand 
niemand für Nachfragen zu diesem Thema zur 
Verfügung. 

O2 hingegen hatte ein eigenes Konzept für 
ein medienspezif isches Handy-Angebot wäh-
rend der Fußball-WM. Zusammen mit der freien 
Produktionsfirma Sport 1, die für das Deutsche 
Sportfernsehen (DSF) Inhalte produziert, wurde ein 
Angebot entwickelt, das die Stärken nutzte, die das 
Handy-TV gegenüber dem Fernsehen für Sesshafte 
besitzt: die Möglichkeit, Angebote »on demand« 
abzufragen. 

Mit kurzen Spielzusammenfassungen, die jeweils 
nur einige Minuten dauerten, baute O2 während 
der Fußball-WM ein Archiv auf, das die Abfrage aller 
Spielzusammenfassungen erlaubte. Sollte man also das 
Spiel »Argentinien-Elfenbeinküste« verpasst haben, 
sich aber vor dem Spiel »Argentinien-Deutschland« 
dafür interessieren, wer auf Argentiniens Seite die Tore 
geschossen hatte, konnte anhand des Clip-Archivs die 
wichtigsten Szenen Revue passieren lassen. 

Einmarsch, Hymne und Tore
Das Rechtepaket wurde zum Kassenschlager. Mehr als 
hundert Länder kauften die Rechte für die medienge-
rechten Clips. Der Aufbau war immer ähnlich und da-
mit leicht wie-
dererkennbar: 
Einmarsch der 
Spieler, Singen 
der Hymne, 
ent schei dende 
S p i e l  s z e n e n 
und Zuschauer-
reak tionen. Dieser Inhalt wurde speziell für den klei-
nen Handy-Bildschirm adaptiert: fast ausschließlich 
Nah auf nahmen, möglichst keine Totalen, wichtige 
Szenen nah und oft in »Slow Motion« sowie ange-
passte Einblendungen.
  Die Grafik-Gestaltungen waren dabei aufwendiger 
als im Sofa-Fernsehen, kleine Ziffern und manche 
Farbtöne funktionieren ganz einfach nicht.  Daneben 
wirkt sich das Format auf die Art zu berichten aus: 
»Die Schwäche des kleinen Displays muss über den 
Kommentar ausgeglichen werden: 50 Prozent des 
Bildes sind der Ton«, erklärt Marcus Hochhaus, Leiter 
der Abteilung »Entwicklung und neue Medien« bei 
Plazamedia, die speziellen Anforderungen der Handy-
Berichterstattung. »Wir kompensieren die Bildqualität 
durch eine besonders gute Tonqualität und durch 

»Die Schwäche des kleinen Dis-
plays muss über den Kommentar 
ausgeglichen werden. 50 Prozent 
des Bildes sind der Ton.« 
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einen sehr emotionalen Kommentar, der auch mal 
erklärt, was man vielleicht nicht so genau sieht«.
 
»Die Clips müssen kurz sein«
Was während der Fußball-WM getestet wurde, wird 
jetzt für den News-Bereich übernommen.  Die »100-
Sekunden-Tagesschau« sendet ab dem 16. Juli. Das 
Angebot steht werktags von 8.00 bis 21.00 Uhr 
zur Verfügung und wird jeweils zur vollen Stunde 
aktualisiert. In den kommenden Monaten soll der 
Mobilservice auch auf die Wochenenden ausgeweitet 
werden. Die Mobilfunkanbieter können das kosten-
lose Angebot für ihre Kunden übernehmen: T-Mobile 
und Vodafone haben bereits Interesse signalisiert, 
den Service zu übertragen. Die Handy-Tagesschau 
soll eine Mischung aus Klassik und Moderne sein: 
Inhaltlich sollen Aktualität, fundierte Recherche 
und eine verständliche Aufbereitung das Credo der 
Sendung bleiben, das Design, Schriften und Grafiken 
werden handyspezifisch angepasst.       

Ähnliche Pläne verfolgt auch das ZDF. Schon mit 
der UMTS-Technologie wurde die Bildübertragung 
auf das Handy möglich. Nun entwickeln sich auch 
handfeste Projekte. »Handy-TV hat ein großes 
Potenzial. Es kann orts- und zeitunabhängig genutzt 
werden«, bestätigt Thomas Hagedorn, Pressesprecher 
des ZDF. »Seit der IFA 2003 gibt es ZDF mobil. Wir 

arbeiten daran, Angebote bereitzustellen, die dem 
Medium auch gerecht werden.« 

Auch beim MDR sind neue Angebote im Gespräch. 
Der Sender plant ein eigenes Programmangebot, 
das über die Technologie »Digital Multimedia 
Broadcasting«  (DMB) verbreitet werden soll. »Handy-
TV« wird es nicht heißen, der offizielle Arbeitstitel 
ist erst einmal  »DMB-Projekt«. Es steht für ein neues 
mediales Angebot, das weder auf Fernsehen noch 
auf Hörfunk festgelegt ist. Über Inhalte wird noch 
verhandelt, Nachrichten und Boulevard sollen auf 
jeden Fall angeboten werden. Fest steht, dass es keine 
1:1-Übernahmen des bestehenden MDR-Angebotes 
geben wird, sondern ein Programm, das handyspezi-
fisch angepasst wird. »Große Kamerafahrten machen 
natürlich keinen Sinn, der Moderator muss nah im 
On sein, Grafiken und Schriftarten müssen ange-
passt werden, die Clips müssen kurz sein«, erklärt 
Stefan Mugrauer, Sprecher des Mitteldeutschen 
Rundfunks. 

Hürde crossmediales Arbeiten
In der Experimentierphase ist auch die Bayrische 
Landeszentrale für neue Medien (BLM) mit ihrem 
Projekt »Mi Friends«. Von Juni bis November wer-
den im Pilotprojekt Regensburg neue Modelle 
und Inhalte für mobile Endgeräte entwickelt 
und in einem Panel von 100 Testnutzern auf 
ihre Nutzerattraktivität getestet. Neben einem 
Musiksender von Rockantenne Bayern, der »visuel-
les Musikradio« anbietet, und einem überregiona-
len »Mobile Media Mix«, für das unter anderem die 
Deutsche Welle und Focus TV Inhalte zuliefern, gibt 
es auch das regionale Regensburger Handy-Fernsehen 
»R-Mobil«. Die Mittelbayerische Zeitung, das 
Funkhaus Regensburg, der regionale Fernsehsender 
TVA und das Anzeigenblatt Regensburg Aktuell sind 
hier beteiligt. 

Das Projekt mit journalistischen Inhalten zu versor-
gen, gestaltete sich anfangs nicht immer einfach. Das 
crossmediale Arbeiten war für die Projektteilnehmer 
anfangs ungewohnt. Eine Zusammenarbeit der ein-
zelnen Medien kommt etwa dann zum Tragen, wenn  
das lokale Fernsehen den Beitrag dreht und der Info-
Inhalt für das Laufband dazu von der Tageszeitung 
kommt oder der Radiobeitrag mit Einzelbildern von 
der Tageszeitung beliefert wird. Die Arbeitsabläufe 
mussten erst entwickelt werden: »Zuerst hatten wir 
die Projektteilnehmer medial geordnet, sind aber dann 

DIE TECHNIK IM HINTERGRUND

UMTS: »Universal Mobile Telecommunications System« gilt 
als Mobilfunk-Standard der dritten Generation. Vom derzeitig 
üblichen Standard GSM unterscheidet sich UMTS durch eine 
Übertragungsrate von bis zu zwei MBit pro Sekunde, was etwa 
100 DIN A 4-Seiten pro Sekunde entspricht.   
DMB: »Digital Multimedia Broadcasting«  ist ein digitales Daten- 
und TV-Übertragungssystem, das entweder terrestrische (T-DMB) 
oder Satelliten- (S-DMB) Übertragungswege nutzt. In Deutschland 
wird mobiles Fernsehen seit der Fußball-WM 2006 über DMB über-
tragen. In Südkorea und China wird ebenfalls DMB genutzt. 
DVB-H: »Digital Video Broadcasting: Handhelds« wird, im 
Gegensatz zu DMB, über Antenne ausgestrahlt und ist leistungsfä-
higer als DMB. In Deutschland ist ein Sendestart für 2008 geplant. 
In Italien hat der DVB-H-Betrieb mit der Fußball-WM 2006 begon-
nen, auch in einigen anderen Ländern gibt es Fernsehprogramm 
über DVB-H. 
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dazu übergegangen, thematisch zu ordnen«, erklärt 
Andreas Klein, Projekt-Manager von »Mi Friends« 
Regensburg, »das war nicht immer einfach, denn die 
Fernsehleute wollten nicht mit den Radioleuten spre-
chen, weil da jeder in seiner Welt lebt«. 
  
Junge haben andere Ansprüche
Vor allem für junge Leute ist das Handy als Medium 
attraktiv. Sie sind mit der Interaktivität des Computers 
groß geworden und gehen selbstverständlich davon 
aus, dass News immer zur Verfügung stehen, 
nicht nur zu festen Sendezeiten im strukturierten 
Tagesablauf. Die an Fernsehen oder Radio angelehn-
ten Formate wie auch neue Mischformen passen 
also gut auf diese Zielgruppe: »Es ist unstrittig, dass 
junge Nutzer andere Ansprüche haben. Auch für 
sie müssen wir Angebote machen«, erklärt MDR- 
Sprecher Stephan Mugrauer. »Uns ist allen klar, dass 
man die jungen Nutzer verlieren wird, wenn man 
ausschließlich traditionelles Fernsehen und traditio-
nellen Hörfunk anbietet.« 

Interessant sind die Handy-Clips nach wie vor 
auch in der Sportberichterstattung. Beispielsweise 
in Ländern, die aufgrund der verschiedenen 
Zeitzonen die jeweiligen Sportereignisse nicht live 
verfolgen können. Sport-Clips von den Olympischen 
Sommerspielen in Peking 2008, die man auf dem 
Weg zur Arbeit ansehen kann, können auch für 
Länder wie Deutschland interessant sein. Über das 
On-demand-Archiv ließe sich auch das Problem lösen, 
wie man die Zuschauerinteressen für Rands portarten 
abdeckt.  Dann muss auch niemand mehr für das 
Dressurreiten wach bleiben: denn Pferdehufe lassen 
sich sicher ähnlich handygerecht in Nah auf nahmen 
umsetzen wie Männerfüße mit Fußbällen. 

Mehr Experten
Bei den Mobilfunkanbietern wächst das Bewusstsein 
für Handy-TV und ein Trend zur Pro fes sionalisierung 
zu beobachten. Die Te  le kom  muni kations an biet er set-
zen bei der Produktion von Inhalten zunehmend auf 
diejenigen, die Erfahrung mit der Medienproduktion 
besitzen. »Wir sehen uns nicht als Content-Lieferanten, 
sondern als Dienstleister«, erklärt T-Mobile-Sprecher 
René Bresgen. Für T-Mobile und Vodafone produziert 
RTL als Auf trags produktion seit wenigen Monaten 
den UMTS-Channel »RTL Mobile TV«. 

Im News-Bereich sind mittlerweile die Nach-
richtensender N-TV, N24 und CNN über Handys 

abrufbar, Unterhaltungs angebote mit den 
Programmen von ProSieben, SAT1 und RTL sind 
ebenfalls schon verfügbar. 

Vermutlich haben solche kompletten Übernahmen 
des Fern seh pro gramms bislang nur eine Platz hal ter-
funktion und anzunehmen ist eine ähnliche Ent-
wicklung wie im Online-Jour nalismus. Auch hier 
begann man 
da m it ,  d ie 
Z e i t u n g  s  i n -
halte 1:1 ins 
Internet zu 
stellen; heute 
ist das Angebot 
weit mehr als 
das. Mit der Technik entwicklung wurden im »Web 
2.0« neue Angebote möglich, die in der Frühzeit des 
Online-Journalismus noch nicht denkbar waren, und 
inzwischen entwickelt sich ein eigenes journalisti-
sches Angebotsprofil. 

Leistungsfähigeres Übertragungssystem
Ab 2008 sol l das noch leistungsfähigere 
Übertragungssystem DVB-H für Handy-Fernsehen 
in Deutschland Standard werden –  So wollen es 
jedenfalls die Anbieter. Und auch die Europäische 
Kommission setzt auf DVB-H. EU-Kommissarin 
Viviane Reding, die in Brüssel für den Bereich 
Telekommunikation zuständig ist, fand bei ihrem 
Besuch auf der CeBIT im März klare Worte für die 
neue Übertragungs form: »Ein einheitlicher Standard 
ist nötig, um die Marktchancen in Europa für Handy-
TV zu nutzen. Jemand muss es in die Hand nehmen. 
Und wenn ich es sein muss, werde ich es tun.« 

Diese leistungsstarke Sendeform wird die Über-
tragung von zahlreichen TV-Sendern auf das Handy 
ermöglichen. T-Mobile, Vodafone und O2 haben ein 
Konsortium gegründet, um gemeinsam ab Frühjahr 
2008 Handy-Fernsehen über DVB-H auszustrahlen. 
Mitte April wurde das Fusionskontrollverfahren beim 
Bundeskartellamt angemeldet. Eine Entscheidung, ob 
dieser Zusammenschluss gegen das Wettbewerbsrecht 
verstößt, wird im Juli 2007 erwartet. 

Mobil-Journalismus – ob als Handy-Fernsehen, 
visuelles Radio oder mehrmediale Lokalnachrichten 
– könnte ein neuer Ausspielkanal der crossmedial 
produzierenden Newsrooms sein, und damit mehr 
werden als ein sozialer Friedensstifter mit »Goal 
Alert« in Bundesliga-Zeiten.  �Q

Dr. Sonja 
Kretzschmar ist 
Habilitations-
stipendiatin 
am Institut für 
Kommunikations-
wissenschaft an der 
Universität Münster.

Die Mobilfunkanbieter setzen 
bei der Produktion von Inhalten 
zunehmend auf erfahrene 
Medienproduzenten.
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Alpha-Journalisten    
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   embedded?

Z
ehntausende Protestler, Kundgebungen, 
Ausschreitungen, Wasserwerfer und 
Tränengas: Viel Aufruhr verursachte das 
Treffen der G 8 im Ostseebad Heiligendamm. 

Dass sich die Spitzen der mächtigsten Industrienationen 
in einem Luxushotel hinter einem Zaun treffen, um 
über die wichtigsten Probleme des Planeten informell 
zu beraten, stößt vielen sauer auf: Undemokratisch 
sei der Gipfel und völkerrechtlich nicht legitimiert.

Was die fehlende formelle Legitimation angeht, so 
kann eine andere wichtige Konferenz locker mithalten, 
die im Windschatten der G-8-Aufregung unbemerkt 
von der Öffentlichkeit abgehalten wurde und die so 
geheim ist, dass die meisten Globalisierungskritiker 
und Graswurzelaktivisten nicht einmal etwas von 
ihr ahnen: die Bilderberg-Konferenz. Just an jenem 
Wochenende, an dem in Rostock Steine flogen, tra-
fen sich im Istanbuler Luxushotel Ritz-Carlton 130 
führende Persönlichkeiten aus Nordamerika und 
Westeuropa, um miteinander zu reden. Vertraulich.

Die Gästeliste ist erlesen: Multimillliardär David 
Rockefeller, Elder Statesman Henry Kissinger, die 
Vorstandschefs von Siemens, Goldman Sachs, 
Coca-Cola und Royal Dutch Shell, die Königinnen 
von Spanien und den Niederlanden, die EU-
Wettbewerbskommissarin, Minister europäischer 
Staaten, Österreichs Bundeskanzler, die Präsidenten 
der Federal Reserve, der Europäischen Zentralbank 
und der Weltbank. Mittendrin auch einige Journailsten 
wie der Chefredakteur des Economist, R. John 
Micklethwait, der stellvertretende Chefredakteur der 
Zeit, Matthias Nass, und Paul A. Gigot vom Wall Street 

Journal. Auch Medieneigentümer und -manager wie 
Hubert Burda und Mathias Döpfner nahmen teil.

Die Öffentlichkeitsarbeit der Konferenz lässt zu 
wünschen übrig. Es gibt keine offizielle Website, 
man muss über conspiracy sites wie bilderberg.org 
gehen, um die Telefonnummer des Organisationsse  -
k retariats im holländischen Leiden zu bekommen. 
Ruft man in Holland an, hat man es mit einer wortkar-
gen Sekretärin zu tun. Sie könne nicht sagen, wann 
das diesjährige Treffen stattfindet und auch keine 
Teilnehmerlisten vergangener Jahre herausgeben. Sie 
könne nur anbieten, die diesjährige Teilnehmerliste 
zuzufaxen, sobald die Konferenz beginne. 

Das geschieht dann auch, eines Morgens rattert 
das Faxgerät und spuckt eine »Press Release« ohne 
Absender und Kontaktdaten aus. »Das 55. Bilderberg-
Treffen wird in Istanbul, Türkei, vom 31. Mai bis 3. 
Juni 2007 stattfinden. Themen sind vor allem die Neue 
Weltordnung, die Türkei, der Nahe Osten, Europa, 
USA, Demokratie und Populismus, die Nichtverbrei-
tung von Nuklearwaffen, Informationstechnologie 
und Klimawandel.« Die Bilderberg-Konferenz habe 
ihren Namen von dem Hotel in Holland, in dem sie im 
Jahr 1954 erstmals abgehalten wurde; sie sei damals 
ins Leben gerufen worden, um die transatlantischen 
Beziehungen zu festigen. Der private Charakter der 
Treffen »erlaubt es den Teilnehmern, offen und frei zu 
reden«. Anbei die Liste der Teilnehmer, und: »Es wird 
keine Pressekonferenz geben.«

Königin der Verschwörungstheorien
Es gibt wenige verlässliche Informationen über die 
Konferenz, was wohl auch der Grund dafür ist, 
dass sie es zur Königin der Verschwörungstheorien 
gebracht hat. Bilderberg als geheime Weltregierung 
oder als deren Vorstufe, Bilderberg als Elitenklub, 

Jedes Jahr treffen sich über 100 Spitzenpolitiker, Konzernlenker und 
Bankiers der westlichen Welt zur geheimen Bilderberg-Konferenz. 
Die Medien schweigen darüber – obwohl sie selbst dabei sind. 

VON UWE KRÜGER

Illustre Gäste in vertraulicher Atmosphäre: Hotel und Teilnehmerliste 
der diesjährigen Bilderberg-Konferenz. (Unter www.message-online.com 
kann die Liste heruntergeladen werden).
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der die Weltbevölkerung »versklavt« – wildeste 
Spekulationen findet man in den Verschwörungsecken 
des Internets. 

Weniger aufgeregt klingt ein Politikwissenschaftler, 
der sich mit der Bedeutung der Konferenz für die 
Entstehung einer »transatlantischen herrschenden 
Klasse« beschäftigt hat: Kees van der Pijl, Professor 

für internationale Beziehungen an der University of 
Sussex. »Bilderberg ist keine Verschwörung«, sagt er, 
»sondern einer von mehreren Orten, an dem Konflikte 
innerhalb der herrschenden Klassen zur Sprache kom-
men. Ziel ist es, einen – wenn auch nur temporären 
– Konsens herzustellen.« Auch das wäre allerdings 
alles andere als irrelevant für die Weltpolitik.

USA

Barone, Michael – Senior Writer, US News & World 

Report (2007)

Bartley, Robert L. – Editor, Wall Street Journal 

(1997)

Bernstein, Richard – Book Critic, New York Times 

(1997)

Boot, Max – Features Editor, Wall Street Journal 

(2004)

Buckley, Jr., William F. – Editor-at-Large, National 

Review (1996)

Friedman, Thomas L. – Foreign Affairs Columnist, 

New York Times (1995, 2003)

Gigot, Paul A. – Washington Columnist, Wall Street 

Journal (1996), Editor of the Editorial Page, Wall 

Street Journal (2002, 2003, 2006, 2007)

Graham, Donald E. – Chairman and CEO, The 

Washington Post Company (1999, 2000, 2001, 2004, 

2005)

Graham, Katharine – Chairman of the Executive 

Committee, The Washington Post Co. (1994)

Hoagland, Jim – Associate Editor, Senior Foreign 

Correspondant, The Washington Post (1993, 1998, 

1999, 2002)

Hoge, Jr., James F. – Editor, Foreign Affairs (1998)

Jennings, Peter – Anchorman, ABC News (1995)

Kann, Peter – Chair, CEO Dow Jones, Wall Street 

Journal (1995)

Krauthammer, Charles – Columnist, The Washington 

Post (2002)

Mitchell, Andrea – Chief Foreign Affairs 

Correspondent, NBC News (2002)

Maynes, Charles W. – Editor, Foreign Policy (1994)

Pearlstine, Norman – Editor-in-Chief, Time (2005, 

2006)

Podhoretz, Norman – Editor, Commentary (1996)

Rockefeller, Sharon Percy – President and CEO, Weta 

TV and FM (1993, 1997)

Stahl, Lesley R. – National Affairs Correspondent, 

CBS News (1997)

Vinocur, John – Senior Correspondent, International 

Herald Tribune (2005, 2006)

Zakaria, Fareed – Editor, Newsweek International 

(2003, 2005)

Zuckerman, Mortimer B. – Editor, U.S. News & 

World Report (1994)

Kanada

Black, Conrad M. – Chairman, The Telegraph Group 

(1993, 1994, 1995, 1996, 1997, 1998, 1999, 2000, 

2001, 2002, 2003)

Crawley, Phillip – Publisher and CEO, The Globe 

and Mail (2006)

Frum, David – Political Commentator (1997), 

Columnist, National Post Newspaper (2000)

MacMillan, Margaret O. – Editor, International 

Journal (1999)

Prichard, J. Robert S. – President Torstar Media 

Group and CEO Torstar Corp. (2005, 2006)

Steyn, Mark – Journalist for various publications 

(2003)

Thorsell, William – Editor, The Globe and Mail 

(1994)

Whyte, Kenneth – Editor/Editor-in-chief, The 

National Post (2001, 2002)

Großbritannien

Amiel, Barbara – Columnist, Sunday Times (1993)

Bredow, Vendelin A. H. von – Paris Correspondent, 

Economist (2006), Business Correspondent, 

Economist (2007)

Hogg, Christopher – Chairman, Reuters Group plc 

(1998)

Hutton, Will – Editor, The Observer (1997)

Job, Peter – Chief Executive, Reuters Holding PLC 

(1996)

Kaletsky, Anatole – Associate Editor, The Times 

(1998), Editor at Large, The Times (2006)

Knight, Andrew – Editor, News International (1991), 

Director News Corp., former Editor, Economist 

(1993, 1994, 1995)

Micklethwait, R. John – Business Editor, Economist 

(1996, 1998), United States Editor, Economist (1999, 

2000, 2001, 2003, 2005), Editor, Economist (2007)

Rachman, Gideon – Brussels Correspondent, 

Economist (2003, 2004)

Rees-Mogg, William – Chairman, Broadcasting 

Standards Council; Chairman The American Trading 

Company Ltd.; Former Editor, The Times (1993)

Sieghart, Mary Ann – Editorial Writer and Assistant 

Editor, Times of London (2001)

Villeneuve, Andre-Francois H. – Executive Director, 

Reuters Group Holdings (1997)

Wolf, Martin H. – Associate Editor and Economics 

Commentator, Financial Times (1999, 2000, 2001, 

2003, 2004, 2005, 2006)

Woolridge, Adrian D. – Foreign Correspondent, 

Economist (1998, 1999, 2000, 2001, 2005, 2006, 

2007)

Deutschland

Bertram, Christoph – Diplomatic Correspondent, Die 

Zeit (1993, 1994, 1995, 1996), Director Foundation 

Science and Policy (1998)

Burda, Hubert – Publisher and CEO Hubert Burda 

Media Holding GmbH & Co. KG (1997, 1998, 2001, 

2003, 2005, 2006, 2007)

Döpfner, Mathias – Chairman and CEO Axel Springer 

JOURNALISTEN, MEDIENMANAGER UND MEDIENEIGENTÜMER ALS   
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Umso verstörender ist es, dass sich die etablier-
ten Medien über die Konferenz mehr oder weniger 
ausschweigen. Gab man in den Tagen nach der dies-
jährigen Konferenz bei Google News das Stichwort 
»Bilderberg« ein, erhielt man eine Meldung der 
österreichischen Agentur APA über die Teilnahme 
von Bundeskanzler Gusenberg auf der Website des 

Standard sowie eine Pressemitteilung der FDP, dass 
Guido Westerwelle auch da war. Mehr nicht.

Im gesamten Spiegel-Archiv kommt die 
Bilderberg-Konferenz genau drei Mal vor: zweimal 
in Nebensätzen als »vornehmster Debattierklub der 
Welt« (6.4.1987 und 3.10.1988), einmal als kurze 
Personalie über Alt-Bundespräsident Walter Scheel, 

AG (2005, 2006, 2007) 

Joffe, Josef – Foreign Editor, Süddeutsche Zeitung 

(1993); Publisher-Editor, Die Zeit (2006)

Nass, Matthias – Deputy Editor, Die Zeit (1997, 

1998, 1999, 2000, 2001, 2003, 2004, 2005, 2006, 

2007)

Perger, Werner A. – Political Correspondent, Die 

Zeit (1999)

Sommer, Theo – Editor-in-Chief, Die Zeit (1993)

Österreich

Bronner, Oscar – Publisher and Editor, Der Standard 

(2005, 2006, 2007)

Lendvai, Paul – Director, Austrian International 

Radio (1993)

Schweiz

Butler, Hugo – Editor-in-Chief, Neue Zürcher Zeitung 

(1997)

Ringier, Michael – Publisher (1993)

Frankreich

Adler, Alexandre – Editorial counsel, Le Figaro 

(2003)

Belot, Jean de – Editor-in-Chief, Le Figaro (2002)

Beytout, Nicolas – Editor-in-Chief, Les Echos (2001, 

2003, 2004), Editor-in-Chief, Le Figaro (2005, 

2007)

d’Orcival, Francois – Editor, Valeurs Actuelles 

(1993)

Guetta, Bernard – Editor-in-Chief, Le Nouvel 

Observateur (1998)

Kerdrel, Yves de – Editor, Le Figaro (2006)

Ockrent, Christine – Editor-in-Chief, France 

Télévision (2007)

Italien

Cerretelli, Adriana – Journalist Brussels, Il Sole 24 

Ore (1995)

Panara, Marco – Journalist, La Republica (2003)

Riotta, Gianni – Deputy Editor, La Stampa (2000, 

2001) Editorialist, Corriere della Serra (2004)

Rossella, Carlo – Editor, Editrice La Stampa S. p. A. 

(1997)

Spinelli, Barbara – Editorialist and European 

Correspondent, La Stampa (1993)

Veltroni, Valter – Editor, L’Unita (1996)

Spanien

Cebrián, Juan Luis – CEO, Prisa (El Pais) (1993, 

2001, 2002, 2003, 2004, 2005, 2006, 2007)

Portugal

Marante, Margarida – TV Journalist (1996)

Santos, Nicolau – Editor-in-Chief, Expresso (1999)

Santos, Nuno Brederode – Columnist, Expresso 

(1993)

Griechenland

Papahelas, Alexis – Foreign Policy Columnist, Tovima 

(2002)

Dänemark

Reves, Chresten W – President and CEO, Berlingske 

Tidende (1993)

Seidenfaden, Toger - Editor-in-Chief, Politiken (1994, 

1995, 1996, 1997, 1998, 1999, 2000, 2001, 2002, 

2003, 2006)

Norwegen

Bernander, John G. – Director General, Norwegian 

Broadcasting Corporation (2002)

Hegge, Per Egil – Editor, Aftenposten (1999)

Udgaard, Nils M. – Foreign Editor, Aftenposten 

(1998)

Finnland

Kivinen, Olli – Senior Editor & Columnist, Helsingin 

Sanomat (2003)

Virkkunen, Janne – Senior Editor-in-Chief, Helsingin 

Sanomat (1998, 2001)

Schweden

Bergstrom,  Hans – Political Editor, Dagens Nyheter 

(1994)

Niederlande

Knape, Ben – Editor (1993)

Irland

Brady, Connor - Editor, The Irish Times (1993)

Türkei

Birand, Mehmet A. – Columnist (2007)

Candar, Cengiz – Journalist, Referans (2007)

Cemal, Hasan – Senior Columnist, Milliyet 

Newspaper (2004)

Çolakoglu, Nuri – Chairman and CEO, NTV (2000)

Ergin, Sedat – Ankara Bureau Chief, Hürriyet (1999)

Koru, Fehmi –  Senior Writer, Yeni Safek (2006, 

2007)

Ülsever, Cüneyt – Columnist, Hürriyet (2005)

Quelle: www.bilderberg.org (Website des briti-

schen Journalisten Tony Gosling, der Bilderberg-

Teilnehmerlisten sammelt) und eigene Liste von 

2007.

  TEILNEHMER AN BILDERBERG-KONFERENZEN 1993-2007
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als er Präsident der Konferenz wurde (17.3.1980). 
Die Wirtschaftswoche beleuchtete Bilderberg ein-
mal kurz in einer Riege anderer mehr oder weniger 
exklusiver Treffpunkte der Mächtigen (21.1.1999), 
das Deutschlandradio Berlin widmete dem Thema 
am 29.5.2004 ein Kalenderblatt, als sich die erste 
Bilderberg-Konferenz zum 50. Mal jährte.

Selbst als die Konferenz im Mai 2005 am bayri-
schen Tegernsee stattfand, war das Echo sehr verhal-
ten. Der Münchner Merkur bedachte sie immerhin 
mit einer Seiten auf machung, die sich auf die nachträg-
lich versandte Pressemitteilung stützte; die Münchner 
Abendzeitung mit einer kleinen Meldung. Der eben-
falls in der Region verankerten Süddeutschen war die 
Konferenz keine Silbe wert, weder im Lokalteil noch 
in der Außenpolitik. Obwohl CDU-Chefin Angela 
Merkel teilnahm und sogar Kanzler Schröder für ein 
Grußwort einflog – so ganz außerhalb des Radars kann 
die Konferenz für die politischen Korrespondenten 
kaum gelegen haben.

Unliebsame Journalisten ferngehalten
Schnipsel, Nebensätze, Andeutungen, Schweigen: 
Journalistische Neugier oder gar Aufklärungseifer spürt 
man in den etablierten Medien nicht. Es gibt Hinweise 
dafür, dass das nicht von ungefähr kommt. So wurde 
1967 in England ein Memorandum bekannt, in dem 
der Chef der Newspaper Proprietors Association, 
Cecil King, seine Verlegerkollegen daran »erinnerte«, 
dass »unter keinen Umständen ein Bericht oder auch 
nur eine Spekulation über den Inhalt der Konferenz« 
im St. Johns College, Cambridge, gedruckt werden 
solle (s. Literaturliste, Rarick). 

1976 wurde bei der Financial Times der Kolumnist 
C. Gordon Tether gefeuert, nach mehrjährigen 
Auseinandersetzungen mit dem Chefredakteur über 
den Inhalt seiner »Lombard column«. Tether behaup-
tete, dass das auch mit seiner Kritik an Bilderberg zu 
tun gehabt habe. Ein Jahr später brachte er ein Buch 
namens »The Banned Articles of C. Gordon Tether« 
heraus – darin 46 Kolumnen, die seine Zeitung nicht 
gedruckt hatte. Artikel Nr. 30 hieß »The Prince and 
the Bilderbergers«. Er handelte von Prinz Bernhard 
von den Niederlanden, einer Schlüsselfigur der frü-
hen Bilderberg-Jahre, und fragte: »Wenn es so wenig 
zu verbergen gibt, warum wird dann so viel Mühe 
hineingesteckt, um es zu verbergen?«

Mühe gibt man sich einige, um unliebsame 
Journalisten von den Konferenzen fernzuhalten. Als 
der US-Aktivist und Filmemacher Alex Jones 2006 
nach Ottawa flog, um die dortige Bilderberg-Konferenz 
zu dokumentieren, wurde er 16 Stunden lang von 
Beamten der kanadischen Einwanderungsbehörde 
auf dem Flughafen festgehalten (der Ottawa Citizen 
berichtete am 8.6.2006). Der Journalist Campbell 
Thomas landete für acht Stunden im polizeilichen 
Gewahrsam, als er 1998 im schottischen Turnberry in 
der Umgebung des Konferenz-Hotels Leute interview-
te (UK Press Gazette, 22.5.1998). Von einer zehnstün-
digen Befragung durch den deutschen Geheimdienst 
auf dem Münchner Flughafen berichtet Bilderberg-
Buchautor Daniel Estulin aus Spanien, als er 2005 auf 
dem Weg nach Rottach-Egern war. Auch sein kleines 
Hotel in Rottach-Egern, wo er anschließend über-
nachtete, sei voller Geheimdienstler gewesen.

Interessant ist dabei, dass die Konferenz offen-
sichtlich von staatlichen Sicherheitsorganen geschützt 
wird, wo doch die Organisatoren stets betonen, das 
Treffen sei rein privat – ergo müssten eigentlich auch 
die Kosten für die Sicherheit privat getragen werden.

In den Medien finden sich 
über Bilderberg meist nur 

Andeutungen und Nebensätze, 
ansonsten Schweigen. 

Eine Ausnahme: Münchner Merkur 
vom 9. Mai 2005.
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»Demokratie kann doch nicht hei-
ßen, dass Menschen nicht mehr 
vertraulich über öffentliche Ange-
legenheiten nachdenken dürfen.«

Während sich manche Journalisten die Köpfe an den 
Schutzwällen von Bilderberg einrennen, sitzen ande-
re mitten drin im Fünf-Sterne-Hotel, in einem Saal mit 
Regierungschefs, Ministern und Konzernvorständen. 
Fragen drängen sich auf: Was tun sie da, wenn sie 
nicht darüber berichten, ja sogar zur Verschwiegenheit 
verpflichtet sind? Wie steht es mit Hajo Friedrichs 
Forderung, stets kritische Distanz zu wahren und sich 
nicht gemein zu machen, auch nicht  mit einer guten 
Sache? Gilt das Motto »Überall dabei sein, ohne dazu-
zugehören« für Bilderberg-Journalisten nicht?

So manche Anfrage dazu bleibt unbeantwortet. 
R. John Micklethwait und Adrian Woolridge vom Eco-
nomist reagieren überhaupt nicht. Beide waren viele 
Jahre als »Rapporteurs« anwesend, als Berichterstatter 
– aber nicht für die Öffentlichkeit, sondern für die 
Bilderberger selbst, denn nach jeder Konferenz wird 
ein Bericht an alle Teilnehmer und Ehemaligen gesandt 
(allerdings anonymisiert, zu zitierten Äußerungen gibt 
es keine Namen, nur Nationalitäten).

Josef Joffe, Mit-Herausgeber der Zeit, antwor-
tet auf die Interview-Anfrage lapidar in einer Mail: 
»Sorry, Vertraulichkeit wird vereinbart und eingehal-
ten.« Dazu passt vielleicht eine Aussage von ihm aus 
dem kürzlich erschienenen Porträtband »Die Alpha-
Journalisten«: Dort nennt »Groß-Atlantiker« Joffe die 
Verflechtungen zwischen Journalisten und Eliten aus 
Politik und Wirtschaft eine »schreckliche, symbioti-
sche Beziehung«.

Auch Matthias Nass mag öffentlich nicht viel 
sagen. Der Vize-Chefredakteur der Zeit ist aktuell 
ein wichtiger Mann bei Bilderberg, denn er sitzt 
im steering committee, dem rund 20-köpfigen 
Lenkungsausschuss, der über Themen und Gästeliste 
entscheidet. »Man lernt sehr viel und schärft sein 
Urteil«, gibt er lediglich zu Protokoll, »das ist wie ein 
Intensivkurs in internationaler Politik.«

Die Ehemaligen plaudern
Gesprächiger sind naturgemäß die Ehemaligen: etwa 
der Vorgänger von Matthias Nass im steering com-
mittee, Christoph Bertram. Er war von 1982 bis 
1998 diplomatischer Korrespondent und zeitweise 
Politikchef der Zeit, nahm aber bereits Ende der 70er 
Jahre an Bilderberg teil, als er noch das International 
Institute for Strategic Studies in  London leitete. 

Den Weltregierungs-Verdacht weist er als unsin-
nig zurück. »Der einzige Zweck ist die Vertiefung 
der transatlantischen Verbindungen jenseits offizieller 

Staatenkontakte durch engen Austausch einer relativ 
kleinen Gruppe von wichtigen Persönlichkeiten zu 
beiden Seiten des Atlantik.« Damit könne gelegentlich 
auch die Vorbereitung politischer oder unternehme-
rischer Entscheidungen in jenen Gremien, die dazu 
befugt sind, erleichtert werden – auch wenn dies 
nicht der Hauptzweck sei. »Das entscheidende Motiv 
für alle, auch 
für die wenigen 
Medienleute, ist 
der Austausch 
über anste-
hende Fragen 
in einer sonst 
nie erreichten 
Offenheit.« Journalisten, sagt der 69-Jährige, hielten 
sich an die Vertraulichkeit, »weil sie Hintergrundin-
formationen schätzen und brauchen«. 

Fragt man ihn, ob solche vertraulichen Konferenzen 
nicht problematisch für eine Demokratie seien, die 
von Öffentlichkeit und informierten Bürgern lebt, gibt 
er zurück: »Das ist, mit Verlaub, eine recht törich-
te Frage. Demokratie kann doch nicht heißen, dass 
Menschen nicht mehr vertraulich miteinander über 
öffentliche Angelegenheiten nachdenken dürfen! Es 
heißt allerdings, dass sie sich nicht an die Stelle der 
dafür legitimierten Gremien setzen – und das hat 
Bilderberg auch nie getan.«

»Spielregeln gibt es überall«
Zu einem Gespräch kommt es auch mit Werner A. 
Perger, Reporter bei der Zeit. Perger, Jahrgang 1942, 
war nur einmal bei Bilderberg, man hatte ihn 1999 für 
ein spezielles Thema als Podiumsdiskutant eingeladen. 
»Ich habe auf meinem Gebiet als politischer Journalist 
zur Meinungsbildung beigetragen. Gleichzeitig hat 
Bilderberg zu meiner Meinungsbildung beigetragen. 
Ja, insofern war ich Teil des Ganzen.«

Für ihn als Journalist sei die Konferenz »eine 
Goldgrube« gewesen, sowohl was Einsichten in 
bestimmte Themen als auch was Kontakte angeht. 
»Ich habe dort Vertreter des öffentlichen Lebens 
verschiedener Länder kennengelernt, die ich später 
anrufen und leichter zu Gesprächen und Interviews 
bewegen konnte. Der Hinweis ‚Wir kennen uns aus 
Bilderberg‘ lässt die Sekretärinnen überhaupt erst 
richtig zuhören.« Angst vor zu viel Nähe? »Nein. 
Man verpflichtet sich zu nichts, außer zu Diskretion. 
Spielregeln gibt es überall.«
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Die Vertraulichkeit sei für die Teilnehmer notwen-
dig, sagt Perger, habe aber einen Mythos entstehen 
lassen. »An dem stört mich vor allem eins: dass viele 
Bilderberger gern dazu beitragen, dass er weiterlebt, 
weil sie es genießen, für einflussreich gehalten zu wer-
den.« Die Bedeutung der Konferenz sieht er durch-
aus kritisch. »Als Verbund von Eliten ist Bilderberg 
alles andere als belanglos. Wenn so viele Menschen 
mit Einfluss aufeinandertreffen, entsteht Energie, die 
nach außen wirksam werden kann, und ein globales 
Netzwerk.« Deshalb solle man die Bilderberger durch-
aus beobachten: »Ich finde es gut, wenn es Leute gibt, 
die versuchen, etwas darüber herauszubekommen.«

Off-The-Record: Nichts Ungewöhnliches
Der Chefredakteur der dänischen Tageszeitung 
Politiken hat sogar selbst etwas dafür getan – obwohl 
er Bilderberger ist. »Vor einigen Jahren hatten wir 

ein zweiseitiges 
Feature in unse-
rer Sonntagsaus-
gabe, wo wir 
die Rolle der 
K o n  f e r e n z 
b e  s c h r i e b e n 
haben«, sagt 

Toger Seidenfaden, »und ich wurde zu dem Thema 
inter viewt.« Ein Schritt, der etwa in der Zeit noch 
aussteht.

Seidenfaden saß von 1994 bis 2003 im stee-
ring committee, und er erinnert sich, dass er auf 
Empfehlung von Christoph Bertram dorthin kam. 
Über sein Rollenverständnis als Journalist sagt er: »Es 
ist nicht ungewöhnlich für einen Journalisten und 
Kommentator wie mich, an Off-The-Record-Meetings 
teilzunehmen. Die Hinter grundinformationen, die 
man dort bekommt, können sehr nützlich sein.« 
Sein Ziel sei es, ein Gefühl dafür zu bekommen, was 
Entscheidungsträger denken, um seine Leser besser 
über Trends informieren zu können. »Und ja, auch 
manchmal meine Ansichten anderen interessanten 
Leuten mitzuteilen, als ein betroffener Bürger und 
Meinungsmacher.«

Eine Gefahr für die Demokratie sieht Seidenfaden 
keineswegs, da »keine Entscheidungen gefällt wer-
den.« Bilderberg sei »keine größere Gefahr für das 
Öffentlichkeitsprinzip als das Recht, ein Abendessen 
für seine Freunde auszurichten, ohne eine Kamera 
mitlaufen zu lassen.«

Bleibt die Frage: Wie wichtig sind denn nun die 
Journalisten bei Bilderberg? »Da sich die Bedeutung 
der Teilnehmer auch nach ihrer Stellung als decision 
maker bemisst, sind Journalisten meist weniger inte-
ressant als Politiker und andere Schlüsselakteure«, 
urteilt Seidenfaden. »Aber ihnen zuzuhören mag 
unterhaltsamer sein.« 

Auch Zeit-Reporter Perger hält die Journalisten 
»für weniger wichtig, als die meisten von ihnen glau-
ben. Manche haben sich in den Diskussionen, die ich 
erlebt habe, aufgeführt wie Staatsmänner oder weise 
Berater.« Sie hätten kleine Leitartikel abgeliefert, die 
nicht mehr gewesen seien als heiße Luft. »Auf mich 
wirkte das ausgesprochen peinlich.«

Für Christoph Bertram ist die Teilnahme von 
Journalisten jedoch »sehr sinnvoll, weil sie sich klar 
ausdrücken, anders als Politiker keine Geheimnisse 
zu hüten haben und anders als Firmenchefs bereit 
sind, in politischen Fragen Position zu beziehen. Sie 
stehen auch gern auf der Bühne. Das alles macht sie 
als Anreger für Debatten besonders nützlich.« �Q

Literatur über die Bilderberg-Konferenz

Kees van der Pijl: The Making of an Atlantic Ruling Class. 
Verso 1984 (politikwissenschaftliche Analyse)
Thomas Gijswijt: Uniting the West. The Bilderberg Group, the 
Cold War and European Integration, 1952-1966. Universität 
Heidelberg, 2007 (Dissertation eines Historikers)
Valerie Aubourg: Organizing Atlanticism: The Bilderberg 
Group and the Atlantic Institute. In: Giles Scott-Smith 
und Hans Krabbendam (Hrsg.): The Cultural Cold War in 
Western Europe 1945-60, Frank Cass Publishers, 2004 
Peter Thompson: Bilderberg and the West. In: Holly Sklar 
(Hrsg.): Trilateralism: The Trilateral Commission and Elite 
Planning for World Management, South End, Boston 1980
Hans-Jürgen Krysmanski: Hirten und Wölfe. Wie Geld- 
und Machteliten sich die Welt aneignen oder: Einladung 
zum Power Structure Research. Westfälisches Dampfboot, 
Münster 2004 (Münsteraner Soziologe über Amerikas 
Machtentfaltung im 20. Jh.)
John Pomian (Hrsg.): Joseph Ratinger – Memoirs of an 
Eminence Grise. With a foreword of Prince Bernhard of the 
Netherlands. Sussex University Press, 1972 (Biografie über 
den Gründer der Konferenz)
John R. Rarick: Bilderberg: The Cold War Internationale. 
In: Congressional Record. Proceedings and Debates of 
the 92d Congress, Vol. 117, September 15, 1971 (Ein 
Kongressabgeordneter dokumentierte die Erkenntnisse 
zweier US-Journalisten)
Daniel Estulin: The True Story of the Bilderberg Group. 
Independent Publishers Group 2007 (der seriöseste 
Investigativ-Journalist in Sachen Bilderberg)

»Manche Journalisten führten 
sich in den Diskussionen, die ich 
erlebt habe, wie Staatsmänner 

oder weise Berater auf.«

Uwe Krüger ist 
Redaktionsmitglied 

von Message.
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Theo Sommer, Jahrgang 1930, war Chefredakteur 
der Zeit von 1973 bis 1992. Danach fungierte er 
als deren Herausgeber, seit 2000 ist er dort Editor-
at-Large. Während seiner Chefredakteurszeit nahm 
Sommer regelmäßig an Bilderberg-Konferenzen teil 
und saß für Deutschland im Lenkungsausschuss.
   
Um Bilderberg ranken sich wilde Verschwörungsthe-
orien. Die können Sie sicher entkräften?
Theo Sommer: Es ist keine Weltregierung und auch 
kein Klub von Verschwörern, sondern ein Treffen von 
Leuten, die Verantwortung tragen und die versuchen, 
sich gegenseitig ihre Positionen und Probleme zu erklären. Bilderberg 
ist der Versuch, einen Dialog zwischen Amerikanern und Europäern in 
Gang zu halten. Die Vertraulichkeit hat den Sinn, den größtmöglichen 
Grad an Offenheit zu ermöglichen. 

Wie läuft so eine Konferenz ab?
Theo Sommer: Im Grunde nicht anders als eine akademische Konferenz 
oder eine Konferenz der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik. 
Alle sitzen in einem Konferenzraum, es gibt zu einem Thema jeweils 
ein oder zwei einführende Referate und dann wird debattiert. Bloß dass 
da eben Prime Ministers oder Weltbankpräsidenten sitzen und nicht 
irgendein Ministerialdirigent oder Doktorand. Das ist Networking auf 
sehr hohem Niveau.

Es sind auch Journalisten mit dabei. Die stehen ja eigentlich im Dienst 
der Öffentlichkeit, aber hier sind sie zum Schweigen verpflichtet. Was 
haben Journalisten bei Bilderberg zu suchen?
Theo Sommer: Ich habe nie empfunden, dass ich da Verrat an meiner 
Profession übe. Ich darf zwar nicht berichten über die Tagung, habe aber 
als Journalist durchaus meinen Nutzen davon. In diesen zwei, drei Tagen 
habe ich doch so viel gehört, was ich als Leitartikler in den nächsten 
sechs Monaten irgendwo unterbringen kann. 

Man kann auch vieles besser einschätzen: Wenn zum Beispiel einer 
eine Rede hält, kann man sie damit vergleichen, was er vor drei Monaten 
bei Bilderberg gesagt hat, und man sieht vielleicht, was dahinter steht. 
Und ein weiterer Vorteil: Man lernt Leute kennen, mit denen man dann 
abends an der Bar sitzt oder nachmittags in der Sauna. Später kann man 
dann halt anrufen.

Sie haben als Mitglied im Lenkungsausschuss über Themen und 
Teilnehmer mit entschieden. Überschreitet man da nicht doch eine 
Grenze – in dem Sinne, dass man selbst Politik macht? 
Theo Sommer: Ich sage allenfalls meine Meinung und organisiere eine 
Veranstaltung mit, in der andere ihre Meinung sagen können. Wenn 
Sie so wollen, erschließe ich mir dadurch auch Bekanntschaften. Das 

ist das alte Problem: Ohne Nähe zu den Politikern 
können Sie gar nicht urteilen. Und das allgemeine 
Vorurteil, dass man durch diese Nähe die Objektivität 
verliert, ist einfach falsch. Im Gegenteil: Ich habe 
manchmal das Gefühl, unsere Freunde behandeln 
wir viel kritischer. Die Maßstäbe, die man an sie legt, 
sind viel strenger als an die Gegner oder die Anders-
eingestellten. Und warum sollten wir Journalisten uns 
ausschließen? Wir gehören nun einmal mit auf diese 
Bühne, in dieses Spiel hinein.

Sie sagten, die Konferenz soll das gegenseitige 
Verständnis fördern. Aber was versteht man da besser? Eigentlich doch 
nur die Ansichten der Amerikaner, nicht aber die von Russen oder 
Arabern? 
Theo Sommer: Die Ansichten der Russen und der Araber kann ich auf 
anderen Konferenzen erfahren.

Wissen Sie noch, wie Sie zu Bilderberg gekommen sind?
Theo Sommer: Ich glaube, es war der Unternehmer Otto Wolff von 
Amerongen, der mich hineinholte. Er gehörte auch zu den Gründern, 
neben Prinz Bernhard, David Rockefeller und Giovanni Agnelli. Für 
Deutschland saßen im Lenkungsausschuss immer zwei Leute: Einer, den 
den intellektuellen Input brachte, der sagte: Das wäre ein Thema, das 
wäre ein Redner. Und einer, der die Finanzen besorgte, der Fundraising 
betrieb bei Banken und großen Unternehmen. Lange Zeit war ich dann 
der ideelle Part und der finanzielle war Alfred Herrhausen. Nach mir hat 
sich dieser Sitz innerhalb der Zeit vererbt: Erst kam Christoph Bertram, 
und jetzt ist Matthias Nass im steering committee.

Wie kam es zu diesem Monopol der Zeit? Warum war da nicht mal einer 
vom Spiegel oder von der FAZ?
Theo Sommer: Das hat sicher damit zu tun, dass die Zeit immer sehr 
international ausgerichtet war und draußen besser bekannt ist. Oder 
Einzelne sind besser bekannt. 

Sie haben während Ihrer langen Zeit dort sicher viele Leute zur 
Teilnahme vorgeschlagen?
Theo Sommer: Ich erinnere mich, dass ich in den 1980er Jahren, noch 
ehe er Kanzler wurde, Helmut Kohl eingeladen habe. Man hat immer 
versucht, die kommenden Leute mit heranzuziehen. Horst Teltschik 
hatten wir da, und Genscher sowieso. Wir hatten auch Edmund Stoiber 
mal dort und Kurt Biedenkopf. 

Mit welchem Ziel?
Theo Sommer: Damit sie Kontakt mit ihresgleichen finden konnten. 

Die Fragen stellte Uwe Krüger.     

»NETWORKING AUF SEHR HOHEM NIVEAU«

F
oto: K

laus K
allabis
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Dichterische Freiheit
Deutsche Medien legen oft schon mit dem ersten Wort ihre 
Leser herein: Sie fälschen die Ortsmarke, die den Standort des 
Korrespondenten angibt. Das hat Folgen für die Korrespondenten. 

VON SUSANNE GÜSTEN

E
rdbeben in der Provinz, die Opferzahl steigt, 
die Rettungsmannschaften sind überfordert, 
die verzweifelte Bevölkerung stürmt den 
Gouverneurssitz, die Polizei feuert in die 

Menge. Soll der Korrespondent sofort hinfliegen? 
Nicht nötig, heißt es in mehr als einer Redaktion 
in Deutschland: Die Agentur sei ja vor Ort. Zwar 
stimmt dies keineswegs: Ihre Korrespondenten sitzen 
in der Hauptstadt vor dem Fernseher und schreiben 
sich die Finger wund. Aber die Agentur sendet 
ihre Meldungen mit der Ortsmarke der betroffenen 
Provinzstadt und suggeriert damit, sie berichte unmit-
telbar vom Ort des Geschehens. 

In der deutschen Presse steht die kostbare 
Ortsmarke am nächsten Tag überall in den Zeitungen: 

Einige Blätter 
haben ihren 
Korresponden-
ten tatsächlich 
an den Ort des 
G e s c h e h e n s 
g e s c h i c k t , 
andere haben 

die Agenturberichte mit der gefälschten Ortsmarke 
gedruckt, wieder andere haben vor den Bericht ihres 
Korrespondenten aus der Hauptstadt einfach selbst 
die Ortsmarke der Provinzstadt gesetzt. Für den Leser 
ist nicht mehr nachvollziehbar, welche Berichte aus 
erster Hand stammen und welche auf Informationen 
aus zweiter oder dritter Hand beruhen.

Kostensenkung ist vermutlich das Motiv, weshalb 
in deutschen Medien immer öfter die Ortsmarke 
gefälscht wird. Verlierer sind nicht nur die ehrlichen 
Zeitungen – also die Blätter, deren Korrespondenten 
tatsächlich vor Ort sind, und jene, die mit ihrer 
Ortsmarke dazu stehen, dass sie aus der Ferne 

berichtet haben. Verlierer sind vor allem die Leser, 
die aufgrund der gefälschten Ortsmarke nicht mehr 
beurteilen können, ob der Korrespondent aus eige-
ner Anschauung berichtet oder ob er sich auf die 
Beobachtungen, Einschätzungen und Werturteile der 
lokalen Medien verlassen musste. 

Verstoß gegen ungeschriebenen Vertrag
Dem anglophonen Journalismus ist die Ortsmarke 
heilig. »Die Ortsmarke vor einem Bericht ist eine 
Erklärung an den Leser, dass der Reporter zu einer 
bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort war«, 
sagt Serge Schmemann, Chef der Meinungsseite bei 
der International Herald Tribune und langjähriger 
Korrespondent der New York Times in Russland, 
Deutschland und Israel. »Sie ist für die Integrität 
eines Berichts enorm wichtig, weil sie dem Leser ver-
sichert, dass aus erster Hand recherchiert wurde und 
dass der Reporter die beschriebenen Ereignisse selbst 
gesehen hat.« Schmemann erinnert an die Krise, die 
bei der New York Times durch die Entdeckung aus-
gelöst wurde, dass der Reporter Jason Blayr nicht an 
den Orten recherchiert hatte, die er als Ortsmarke 
nutzte. »Eine Ortsmarke zu fälschen ist ein schwer-
wiegender Verstoß gegen die journalistische Integrität 
und den ungeschriebenen Vertrag zwischen Journalist 
und Leser«, sagt Schmemann.

Der sorgfältige Umgang mit der »dateline« als 
Markenzeichen für Qualitätsjournalismus ist auch in 
den Handbüchern anglophoner Medien kodifiziert. 
»Die Ortsmarke garantiert, dass der Reporter zur 
angegebenen Zeit am angegebenen Ort war und das 
Gros der Informationen erarbeitet hat«, heißt es im 
»Manual of Style and Usage« der New York Times, 
und das »Stylebook« der Associated Press schreibt vor, 
dass eine auswärtige Ortsmarke nur dann verwen-

Dem anglophonen Journalismus ist 
die Ortsmarke heilig. In Deutsch-
land geht man sorglos damit um, 

vermutlich aus Kostengründen.
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det wird, »wenn die grundlegenden Informationen 
darin von einem Korrespondenten erbracht wur-
den, der körperlich an diesem Ort anwesend war«. 
Vermeldet die Agentur etwa Informationen aus 
einem Rundfunkbericht, muss die Ortsmarke den Ort 
bezeichnen, an dem der Bericht abgehört wurde. 

Die Ortsmarken-Ehrlichkeit der anglophonen 
Medien schlägt auch auf deren deutsche Ableger durch, 
etwa beim deutschen Dienst der Nachrichtenagentur 
Reuters. »Reuters verwendet eine Ortsmarke nur, 
wenn wir auch am genannten Ort zugegen waren«, 
heißt es bei dessen Chefredaktion. »Telefonanrufe am 
Ort oder Ähnliches genügen nicht.« 

Ein Telefonat genügt
Anders ist das bei den einheimischen deutschen 
Nachrichtenagenturen. Bei dpa zum Beispiel gibt 
es nach Angaben des Hauses keinen »verbindlichen 
Wortlaut als Dienstanweisung« zum Umgang mit 
Ortsmarken. Grundsätzlich bestehe die Agentur nicht 
darauf, dass die Ortsmarke den Ort bezeichne, an dem 
der Berichterstatter sich befindet. Selbst innerhalb von 
Deutschland genügt es der Agentur demnach, mit 
einem Ort telefoniert zu haben, um dessen Ortsmarke 
zu verwenden. Im Ausland dürfen die Korrespondenten 
die Ortsmarken örtlicher »Partneragenturen« 
– irgendeiner einheimischen Nachrichtenagentur 
– übernehmen, wenn sie 
diese für vertrauenswürdig 
halten. Und wenn etwas 
im Fernsehen kommt, kann 
man auf Korrespondenten 
ganz verzichten: »Bei 
Berichten/Zitaten aus TV-
Übertragungen zum Beispiel 
von CNN wird der Ort des 
Ereignisses genommen, wenn 
der Sender eindeutig direkt 
von dort aus überträgt.«

Trägt ein Bericht der größ-
ten deutschen Nachrichten-
agentur also die Ortsmarke 
eines »heißen« Ortes, so 
bedeutet das möglicherwei-
se nur, dass er der lokalen 
Nachrichtenagentur des 
Landes vertraut – oder viel-
leicht auch nur, dass ein 
Redakteur in der Zentrale 

ferngesehen hat. So hat dpa seinerzeit noch mit 
Ortsmarke »Sarajevo« berichtet, als längst keine 
Agenturkorrespondenten mehr in der belagerten 
Stadt waren. Und so kam es auch, dass dpa sich im 
türkischen Militäreinsatz gegen kurdische Rebellen in 
den 90er Jahren von der halbamtlichen türkischen 
Agentur Anadolu genauso gut vertreten fühlte wie 
von einem eigenen Korrespondenten.

Alleine ist dpa in ihrem sorglosen Umgang mit der 
Ortsmarke freilich nicht – es scheint sich vielmehr 
um eine deutsche Unsitte zu handeln. Bei einer klei-
neren deutschen Nachrichtenagentur gilt es etwa 
als selbstverständlich, dass ein Telefonat aus der 
deutschen Redaktionszentrale schon eine Ortsmarke 
am anderen Ende der Welt rechtfertigt. Eine ande-
re deutschsprachige Nachrichtenagentur strickt sich 
die Berichterstattung aus fernen Ländern neuerdings 
selbst, indem sie in der heimischen Redaktion die 
Online-Meldungen englischsprachiger Publikationen 
in jenen Ländern zu Berichten verarbeitet, die sie 
dann mit der Ortsmarke des fernen Landes garniert.

Einsam in Scharm-el-Scheich
Was den deutschen Agenturen recht ist, lassen sich 
deutsche Zeitungen gerne billig sein. Vor allem 
im Ausland, wo Ortsmarken-Ehrlichkeit mit viel 
Aufwand und hohen Reisekosten verbunden ist, ver-

S.062-064_Ortsmarke.indd   63S.062-064_Ortsmarke.indd   63 27.06.2007   10:47:29 Uhr27.06.2007   10:47:29 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



64

STANDARDS | ORTSMARKE

���Q��3 / 2007

zichten nicht wenige deutsche Blätter auf den Luxus 
und setzen Fantasie-Ortsmarken. 

Ein Phänomen, das Auslandskorrespondenten nur 
zu gut kennen. Bei seinem ersten Gipfeltreffen in 
Scharm-el-Scheich wunderte sich der junge Nahost-
Korrespondent Felix Zimmermann noch darüber, 

dass außer ihm 
nur der FAZ-
Korrespondent 
angereist war. 
Sollte er sich in 
der Bedeutung 
des Gipfels ver-
schätzt haben? 

Nein: Andere deutsche Korres pon denten »blieben 
in Je ru salem und Tel Aviv und berichteten trotzdem 
unter der Orts marke Scharm-el-Scheich«, merkte 
Zimmermann bald. 

Nach Erfahrung vieler Auslandskorrespondenten 
sind es die heimischen Redaktionen, denen der Sitz 
des Korrespondenten als Ortsmarke nicht schick ge-
nug ist – und die deshalb zwar noch keine Reisekosten 
locker machen, dafür aber die Orts marke um dich ten. 
Mit der Ortsmarke »Havanna« fand sich zu seiner 
Über raschung der Zentralamerika- und Karibik-Korres-
pondent Klaus Ehringfeld kürzlich im Blatt, als er von 
Mexiko aus über die Lage in Kuba berichtete – obwohl 
dasselbe Blatt erst kurz zuvor über sein Einreiseverbot 
nach Kuba berichtet hatte. »Ich habe früher gedacht, 
manche Kollegen hier schrieben frech ‚Mogadischu’ 
vor ihre Berichte, obwohl sie nie dort waren«, sagt die 
Ostafrika-Korrespondentin Judith Reker. »Inzwischen 
weiß ich, dass es die Redaktionen sind.«

Lebensgefahr ist nichts mehr wert
Welche Folgen dieser sorglose Umgang mit 
Ortsmarken hat, zeigt das Beispiel Somalia. Teuer 
ist es für einen Korrespondenten, in Mogadischu zu 
recherchieren, denn dort müssen nicht nur Transport 
und Übernachtung bezahlt werden, sondern auch 
Personenschutz und sogenannte »technicals« – das 
sind Kleinlaster mit schwerbewaffneten Männern. 
Rund 4.000 Euro kostete einen festangestellten 
deutschen Korrespondenten jüngst eine zehntägi-
ge Recherche in der somalischen Hauptstadt – eine 
Summe, die deutsche Regionalzeitungen ihren freien 
Ostafrika-Korrespondenten nicht zur Verfügung stel-
len können. Umso schlimmer, dass die Ortsmarke 
»Mogadischu« immer wieder vor ihren Artikeln auf-

taucht. »Da muss ich mir dann von den Redaktionen 
anhören, der und der war doch auch dort«, seufzt 
Judith Reker. »Dabei war der noch nie dort.«

Noch krasser liegt der Fall in Bagdad, wo sich fast 
kein deutscher Korrespondent mehr hinwagt. »Wenn 
man die bundesdeutschen Zeitungen betrachtet, so 
scheinen fast alle einen Korrespondenten in Irak zu 
haben: Berichte mit Ortsmarke Bagdad finden sich 
fast überall«, klagt die Irak-Korrespondentin Birgit 
Svensson, deren Berichte aus Bagdad deshalb von 
den Lesern überhaupt nicht als die Rarität gewürdigt 
werden können, die sie sind. Wegen der Lebensgefahr 
berichten seit einem Jahr überhaupt nur noch drei 
deutschsprachige Korrespondenten regelmäßig 
aus Bagdad. »Natürlich stellt sich angesichts der 
Sicherheitslage die Frage, ob es sinnvoll ist, das Leben 
für eine Berichterstattung aus Bagdad und Basra aufs 
Spiel zu setzen«, sagt Svensson. Doch dies sei kein 
Grund, die Leser in die Irre zu führen.

Rückwirkungen auf die Qualität
Nicht nur in Krisengebieten wie Irak hat die 
Ortsmarkenfälschung Auswirkungen auf die Qualität 
der Auslandsberichterstattung der deutschen Presse. 
Wo die Ortsmarke bequem und billig per Tastendruck 
zu haben ist, da sehen Redaktionen oft nicht mehr 
ein, wozu ihre Korrespondenten die Zeit und 
das Geld für Recherchereisen vor Ort brauchen. 
Und weil die gefälschte Ortsmarke kaschiert, wie 
Informationen zustande gekommen sind, können 
schlechte, falsche und gefärbte Informationen aus 
zweiter Hand die Überhand über authentische und 
vor Ort recherchierte Informationen gewinnen: »Die 
Agentur X oder Zeitung Y berichtet aber anders von 
dort«, bekommt der Korrespondent vor Ort dann von 
seiner Heimatredaktion zu hören, die der gefälschten 
Ortsmarke der Konkurrenz aufgesessen ist. 

Die meisten Redakteure haben vermutlich nicht 
den Vorsatz, ihre Leser zu betrügen, wenn sie die 
Ortsmarke fälschen. Doch aus Sicht der Leser ist es 
Betrug, wenn sie ihren Korrespondenten flugs tau-
send Kilometer näher ans Geschehen beamen. 

Manchmal landet der Korrespondent auch ein paar 
hundert Kilometer vom Geschehen entfernt. Judith 
Reker, die von schwer zugänglichen und gefährlichen 
Orten zum Beispiel im Kongo berichtet, erzählt: »Es ist 
mir schon passiert, dass die Redaktion die Ortsmarke 
an einen hunderte Kilometer entfernten Ort verlegte, 
nur weil sie den auf einer Karte gefunden hat.« �Q

»Die Agentur X oder Zeitung Y 
berichtet aber anders von dort«, 
bekommt der Korrespondent vor 
Ort von der Redaktion zu hören.

Susanne Güsten 
arbeitet als freie 

Korrespondentin 
in Istanbul und 

gehört dem 
Netzwerk weltre-

porter.net an.
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Neu
Jens-Uwe Meyer
Radio-Strategie
2007, 212 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-86764-001-5
€ (D) 24,90 / SFr 42,70
Praktischer Journalismus 75

Claims, Promotion und Musik – das Rezept für ein erfolgreiches Ra-
dioprogramm? Nein, Radio-Strategien von der Stange funktionieren
nicht und es gibt auch kein Patentrezept, das ein Programm zum Er-
folg führt. Vielmehr geht es darum, sämtliche Programmbereiche wie
z.B. Musik und Moderation, Slogans, Trailer und Promotions oder Pro-
grammmarken und Wortprogramm sinnvoll aufeinander abzustimmen.
Das Buch wirft einen kritischen Blick auf die Media-Analyse und zeigt
ein strategisches Modell zur Steuerung und Planung von Radiopro-
grammen. Durch die systematische und verständliche Darstellung
wird es zu einem nützlichen Ratgeber für die Programmsteuerung und
-planung.

Neuauflage
Udo Zindel, Wolfgang Rein (Hg.)
Das Radio-Feature
Inklusive CD mit Hörbeispielen
2., überarbeitete Auflage
2007, 424 Seiten, 74 s/w Abb., broschiert
ISBN 978-3-89669-499-7
€ (D) 24,90 / SFr 42,70
Praktischer Journalismus 34

Features zeichnen sich neben journalistischer Sorgfalt und solider
Recherche auch durch dramaturgische und akustische Gestaltung aus.
Diese grundlegend überarbeitete und erweiterte Einführung begleitet
Radiojournalisten von der Idee über erste Entwürfe, der Konstruktion
von Spannungsbögen, dem Einsatz von Musik, Geräuschen und Ori-
ginaltönen bis hin zu Schnitt, Regiearbeit, Montage und Mischung.
Für die zweite Auflage wurden aktuelle journalistische und techni-
sche Aspekte berücksichtigt. 
Neben der Entwicklung des Features in der BRD geht der Band nun
auch auf die Feature-Geschichte in Österreich, in der Schweiz und der
ehemaligen DDR ein.
Mit neuen Hörbeispielen auf CD.

Neuauflage
Johannes Ludwig
Investigativer Journalismus
2., überarbeitete Auflage
09-2007, ca. 430 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-89669-588-8
ca. € (D) 29,90 / SFr 50,50
Praktischer Journalismus 48

Wer investigativ arbeitet, muss int ensiv recherchieren. Dabei geht
es um die Erschließung schwer zugänglicher Informationsquellen so-
wie komplexer Strukturen in Wirtschaftsunternehmen und Politik.
Weiter bedarf es Vertrauen und Schutz der Informanten und den klu-
gen Umgang mit sensiblen Unterlagen. Johannes Ludwig erklärt in der
neu bearbeiteten Auflage den investigativen Journalismus als er-
lernbares Handwerk – systematisch und anhand von zahlreichen
Fallbeispielen.

Neuauflage
Julian J. Rossig
Fotojournalismus
2., überarbeitete Auflage
07-2007, ca. 230 Seiten, broschiert
mit zahlreichen Farb- und s/w-Fotos
ISBN 978-3-86764-027-5
ca. € (D) 24,90 / SFr 42,70
Praktischer Journalismus 66

Kritisch, neutral, emotional. Was macht ein aussagekräftiges Presse-
foto aus? Wie bekommt man ein Foto, das die Aufmerksamkeit auf
sich zieht und seine eigene »Story« erzählt? Wie bringt man Dynamik
in ein langweiliges Gruppenbild, mit welchen Symbolen lassen sich
bestimmte Assoziationen wecken, und wie entstehen wirklich pack-
ende Action-Fotos? Mit zahlreichen Beispielfotos und wertvollen
Tipps aus der Praxis.
Für die zweite Auflage hat der Autor Themen wie digitale Nachbear-
beitung und Bildauswahl vertieft und geht jetzt auch auf die neue
Konkurrenz durch Leserreporter ein.
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Fallende     
V

erben, Verben, Verben! Substantive dürfen 
Sie noch, aber bevor Sie ein Adjektiv ver-
wenden, kommen Sie noch mal in mein 
Büro!« Diese Sätze legt Tucholsky einem 

Redakteur in den Mund und spitzt damit eine alte 
Stilweisheit zu: Verben machen Darstellungen plas-
tisch und ansprechend. Auch Schriftsteller nutzen 
allerlei Tricks, um zu farbigen Verben zu gelangen. 
Mancher erzählt im Präsens, um in Rückblenden all 
das »hatte« und »war« zu meiden. Rilke entwickelt 
besonders viel Phantasie, um diese Verben lautlich auf-
zufächern. Ja, das Umsetzen statischer Sachverhalte 
in tätige Bewegung scheint ihm von solch poetischer 
Schlagkraft, dass es ihm angesichts eines schlicht-erha-
benen Gegenstands bereits als Anlass für ein Gedicht 
ausreicht: 

Mittelböhmische Landschaft

Fern dämmert wogender Wälder
Beschatteter Saum.
Dann unterbricht
Nur hie und da ein Baum
Die falbe Fläche hoher Ährenfelder.
Im hellsten Licht
Keimt die Kartoffel; dann
Ein wenig weiter Gerste, bis der Tann
Das Bild begrenzt.
Hoch überm Jungwald glänzt
So goldig-rot das Kirchturmkreuz herüber,
aus Fichten ragt der Hegerhütte Bau;-
und drüber
wölbt sich ein Himmel, blank und blau.

W
as Rilke recht ist, ist dem Journalisten 
nur billig. Und so haben Generationen 
von Redakteuren ihre Blätter mit aller-
lei bunten Verben verziert. Dass sie 

dabei manchmal stereotyp vorgehen, ist noch das 
kleinere Übel. Was häufig wiederholt wird, ist zwar 
bald ein Klischee, verschleift aber beinahe ebenso 
schnell zu einer stehenden Wendung, die als stilisti-
scher Missgriff gar nicht mehr auffällt. Wenn es »an 
den Rändern des Vielvölkerstaates« (FAZ 19.4.) »gärt«, 

Generationen von 

Journalisten verzie-

ren ihre Blätter mit 

bunten Verben. Dass 

sie dabei manchmal 

stereotyp vorgehen, 

ist noch das kleinere 

Übel. Was häufig wie-

derholt wird, ist bald 

ein Klischee und ver-

schleift beinahe eben-

so schnell zu einer 

stehenden Wendung, 

die als stilistischer 

Missgriff gar nicht 

mehr auffällt. 

von Bertram Reinecke

Eine Kolumne des
Deutschen 

Literaturinstituts 
Leipzig

S.066-067_Sprachkol.indd   66S.066-067_Sprachkol.indd   66 27.06.2007   10:48:08 Uhr27.06.2007   10:48:08 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



67

SPRACHE UND STIL

���Q��3 / 2007

   Wendungen
ruft das nicht mehr das betuliche Bild von den Hefen 
des Volkes hervor, sondern bezeichnet schlicht einen 
Tatbestand. Längst »genießen« wir »mit Vorsicht«: 
»Erstickt« etwas, wird es wieder »ein Aufbegehren im 
Keim“ (ebenda) sein. »Leidet« etwas, ist es vielleicht, 
Gott sei Dank, nur die Glaubwürdigkeit. »Toben« 
wird der Kampf (z. B. »aller gegen alle« FAZ 19.4.), ist 
jemand »verwickelt«, dann in Kapitalverbrechen (SZ 
4.5.) oder einen Korruptionsskandal (Freitag 16.3.). 
Dass die Nato-Partner da »eingebunden werden« 
müssen, weiß nicht nur die SZ (4.5.). 

G
elegentlich wird ein Text durch ein auf 
diese Weise erschlichenes Synonym 
durchaus geschmeidiger: In einen Skandal 
kann man ja ebenso gut auch »schlittern« 

(Freitag ebenda). Reste der ursprünglichen Bedeutung 
treten jedoch dann wieder störend hervor, wenn sol-
che Verben in andere Metaphern eingesetzt werden. 
Diejenigen, die so ihren blassen Berichten aufhelfen 
wollen, übersehen, dass der hier in den Blick genom-
mene Verbgebrauch aus uneigentlicher Redeweise 
entsprang. Es ist wie in der Medizin: Je stärker die zu 
erzielende Wirkung, umso häufiger muss mit uner-
wünschten Nebenwirkungen gerechnet werden.

Bei einem »Machtkampf rivalisierender Flügel«, 
der im Iran »tobt« (FAZ 29.4.), darf man sich genauge-
nommen unter dem Verb nicht nur nichts vorstellen, 
sondern gerade etwas vom Gegenteil: Flügelkämpfe 
haben eher mit geräuschloser Hinterzimmerpolitik 
zu tun als mit Schlachtenlärm. Tobt er aufgrund 
einer bewussten Provokation, so müsste man fragen, 
wenn es heißt, dass Schäuble in der Diskussion einen 
»Sturm der Entrüstung« »entfacht« (FAZ 19.4.).  
Schließlich ist das Verb »entfachen« zielgerichtet 
und anders als bei »verbrennen«, »toben« oder »ersti-
cken« ist das Akkusativobjekt Pflicht.

Mitunter kommt es soweit, dass die Metaphern 
durch das Verb nicht nur Schrammen bekommen, 
sondern die ganze Wendung phraseologisch kolla-
biert: »Bush ... war nicht bereit die Zollmauer der 
USA zu senken.« (Freitag 16.3.) Schließlich ist eine 
Zollmauer keine Beitrittshürde. Je lebendiger das 
Verb, desto mehr drängt sich die Widersinnigkeit der 

so entstandenen Wendungen in den Vordergrund: 
»Strahlenblitze ätzen [dann] Gashüllen ... weg«, 
und zwar nicht einfach so, sondern »förmlich« (FAZ 
29.4.). Und: »Es grast manches schwarze Schaf unter 
den Seelenhirten«, wie der Freitag titelt (16.3.). Wer 
soll da ins Gras beißen? 

Aber auch anderes lebt gefährlich: »Das Blatt  
erstickt im eigenen Fett« meint der sportliche Freitag 
(16.3.) mit Blick auf die dickere Zeit. »Schlägt das 
Herz ..., wo die Brieftasche sitzt« (FAZ 17.4.) muss 
diese vielleicht Kollateralschäden befürchten? »Dieser 
Streit kann in einem Szenario zusammengefasst wer-
den, das man längst tot geglaubt hat.« (taz 23.3.) Da 
wirft der Stilist das Handtuch. Auch die »Aufladung« 
(versichert der Freitag vom 16.3.) hat »hingeworfen«: 
Nämlich die »popkulturelle« »der elitär miesepetrigen 
Literaturpräsentation den Fehdehandschuh«. 

Die letzten Beispiele machen das zweite Problem 
solcher Verben deutlich: Die meisten Handlungen wer-
den Menschen zugeschrieben, und die Verben sind 
darauf ausgerichtet. Anthropomorphisierung heißt die 
Stilfigur, die häufig unwillentlich Anwendung findet, 
wenn erlesene Verben zum Einsatz kommen sollen. 

Ü
berrascht es da, dass gedankenlose 
Redakteure die wunderlichsten Wesen 
auf ihre Leser loslassen? »Ein älteres 
Semester« »wirft« in der FAZ (17.4.) »mit 

Strahlung um sich«. Jemand anderes »demonstriert« 
»die Handlichkeit eines Halmasteines, ohne nervös zu 
wirken« und »zeigt dabei Souveränität«, die sich »aus-
zeichnet durch Verzicht auf Schaukeln«. Es handelt 
sich laut FAZ vom 29.4. nicht um ein Vorschulkind 
nach erfolgreicher Therapie gegen Hyperaktivität, 
sondern schlicht um ein Auto.

Ja, Verben können den unterschiedlichsten 
Nebensinn transportieren. Was für Dichter eine 
Chance ist, wird unter Zeitdruck rasch zum 
Problem, denn der eilige Schrotschuss geht oft dane-
ben. Hilfreich können da Hilfsverben sein. Sie sind 
mitunter treffender.

Bertram Reinecke ist Schriftsteller und Absolvent 
des Deutschen Literaturinstituts Leipzig.
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Ein wundersamer  

A
m 6. April 2006 meldete sich beim Stern 
telefonisch ein angeblicher Informant. 
Er stellte sich als Adel Massaad vor und 
sagte, dass es einen Skandal beim IQWiG 

gebe, dass er brisante Unterlagen über dessen Leiter, 
Professor Peter Sawicki, habe und dass man sich 
dringend treffen müsse. Er schlage das Hilton Hotel 
in Berlin am Gendarmenmarkt vor.

Ich wusste bis dahin nicht viel über das »Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen« 
(IQWiG). Es wurde im Rahmen der Gesundheitsreform 
2004 geschaffen und ist der Pharmaindustrie ein 
Dorn im Auge, weil es unabhängig den Nutzen von 
Medikamenten prüft und sich dabei an die strengen 

Maßstäbe evi-
denzbasierter 
Medizin hält. 

Der Anrufer 
kam mir schon 
am Anfang ein 
wenig verdäch-
t ig vor: Ich 

fragte mich, welches Interesse er wohl habe? Wieso 
wollte er diese unabhängigen Medikamentenprüfer 
und ihren Institutsleiter anschwärzen? War Massaad 
ein IQWiG-Mitarbeiter, der sich schlecht behandelt 
fühlte? Offenbar nicht. Geld wollte Massaad für 
seine Informationen auch nicht. Und das ehren-
werte Motiv, einen Medizinskandal uneigennützig 
aufzudecken, nahm ich ihm nicht ab, dazu drängte 
er zu sehr auf eine Veröffentlichung mit einer ganz 
bestimmten Tendenz. 

Ich ließ mich also auf das Treffen ein, wollte erfah-
ren, was für einen Skandal dieser Herr da aufzude-
cken hatte. Vier Tage nach seinem Anruf fuhr ich 
nach Berlin, um ihn kennenzulernen. 

Ich wartete im Foyer des Hilton, Massaad kam 
aus dem Fahrstuhl: ein etwa 40-jähriger, drahtiger 
Mann, in Sakko und Jeans, ein Deutsch-Ägypter, 
Tischtennisprofi, wie ich später erfuhr. Er hatte einen 
Laptop dabei. Wir gingen eine halbe Etage höher, setz-
ten uns an einen Tisch, und er begann auf dem Laptop 
eine DVD zu zeigen, einen TV-Beitrag, der wenige 
Wochen zuvor, im Februar 2006, im Bayerischen 
Rundfunk lief, »damit man das alles besser versteht«.

Der TV-Beitrag zeigte den Fall eines Diabetes-
Patienten, der bisher Analoginsulin nahm und nun 
erzählt, dass er Angst habe, darauf verzichten zu 
müssen, weil die Krankenkassen diese Präparate 
womöglich bald nicht mehr bezahlen. Das sei doch 
ein Skandal, schimpfte Massaad nach Ende des Films 
und meinte, dass man jetzt Druck erzeugen müsse, 
damit der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA), das 
oberste Gremium aus Ärzten und Krankenkassenfunk-
tionären in Deutschland, nicht Sawickis Gutachten 
folgt. Ich fragte ihn direkt, warum die betroffenen 
Pharmafirmen das nicht selbst machen? »Die müssen 
im Hintergrund bleiben, weil sie kein gutes Standing 
in den Medien haben«, erwiderte Massaad.

Newsletter für 650 Euro monatlich
Bei den angeblich belastenden Unterlagen, die er 
dann auftischte, handelte es sich um einen inter-
nen Beschlussentwurf des G-BA, laut dem die 
Analoginsuline künftig nicht mehr erstattet werden 
sollten. Woher hatte Massaad die Papiere? Waren sie 
überhaupt echt? In wessen Auftrag war er wirklich 
unterwegs? 

Er sagte, es gehe ihm um die Sache. Und wovon 
lebt er? Okay, er unterhalte im rheinischen Geldern 
ein »Institut für Gesundheitsaufklärung« (IFGA) und 
gebe einen Newsletter zu Gesundheitsthemen heraus, 

Ein Informant rief beim Stern an: Er wisse um einen schlimmen 
Skandal bei einem unabhängigen Arzneiprüfinstitut. Am Ende der 
Recherche war er als hochbezahlter Pharma-PR-Agent entlarvt.

VON MARKUS GRILL

»Die Pharmafirmen müssen im 
Hintergrund bleiben, weil sie kein 

gutes Standing in den Medien ha-
ben«, sagte der dubiose Informant.

Für diese Recherche 
wurde Stern-Redak-

teur Markus Grill mit 
dem Journalistenpreis 
»Goldener Apfel« aus-
gezeichnet und für den 
Henri-Nannen-Preis 2007 
nominiert.
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   Whistleblower
den man für 650 Euro im Monat abonnieren könne. 
Wenn man Material brauche, könne man sich jeder-
zeit an ihn wenden, er könne Medizinprofessoren für 
Stellungnahmen besorgen oder ein Gespräch mit dem 
Vorsitzenden des Deutschen Diabetiker Bundes ver-
mitteln, der größten Patientenorganisation. 

Zurück in der Redaktion, lasse ich mich von einem 
Kollegen aus dem Medizinressort über den Streit um 
die Analoginsuline aufklären und erfahre, dass diese 
Medikamente zwar 30 Prozent teurer sind als das 
bewährte Humaninsulin, dass es aber keine Studien 
gibt, die einen Vorteil dieser neueren Insuline bele-
gen. Genau das hatte auch das IQWiG herausgefun-
den und in einem Gutachten festgehalten. Es war 
der erste Auftrag dieser Art, den das neu geschaffene 
IQWiG bearbeitete, und die Pharmakonzerne beäug-
ten den Bericht argwöhnisch. 

Ihre Sorge: Sawicki und sein Institut werden peu 
à peu den ganzen Medikamentendschungel durch-
forsten und vielen Scheininnovationen einen feh-
lenden Zusatznutzen gegenüber älteren Präparaten 
attestieren. Wenn die Krankenkassen aber aus 
den IQWiG-Gutachten die logischen Schlüsse 
ziehen, die Präparate also nicht mehr erstatten, 

gehen der gesamten Pharmabranche Milliarden 
Kassenbeitragsgelder verloren. Wem Massaad in der 
aktuellen Auseinandersetzung vor allem nützte, war 
offensichtlich: den Herstellern von Analoginsulinen. 
In Deutschland sind dies die Pharmakonzerne Novo 
Nordisk, Lilly und Sanofi Aventis. 

Dauergast in Talkshows
Doch um wen handelt es sich bei dem angebli-
chen Informanten Massaad tatsächlich? Eine simple 
Internet-Recherche ergab erste Hinweise: Im Jahr 
2002 war Massaad zum Beispiel als Gast in der SWR-
Talkshow Nachtcafé zu sehen. Ich besorge mir einen 
Mitschnitt der Sendung und entdecke, wie er dort als 
Betroffener zum Thema Schönheitsoperationen sitzt, 
als ein Mann, der sich Botox hat spritzen lassen. »Der 
Eingriff hat keine zwei Minuten gedauert, da braucht 
man keine Betäubung.« Sein TV-Auftritt ist die reinste 
Werbung für das Nervengift Botox: »Du siehst frisch 
und erholt aus, man geht ganz anders in den Tag.«

2004 ist Massaad in Focus-TV zu sehen, wo 
es ebenfalls um Schönheitsoperationen geht; im 
April 2005 tritt er als Gesundheitsexperte zum 
Thema Erektionsstörungen in Erscheinung. Wenige 
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Ein neues, unabhängiges Institut bedroht die Pharmaindustrie.
Von seinem Urteil hängt es ab, welche Medikamente die Kranken-
kassen künftig noch bezahlen. Der stern enthüllt, zu welchen
Methoden die Konzerne greifen, um ihre Gewinne zu  verteidigen.
Ein LEHRSTÜCK ÜBER LOBBYISMUSzulasten der Beitragszahler

DAS PHARMA-DUELL

Es gibt vermutlich keinen Menschen,
den die Pharmaindustrie zurzeit
mehr hasst als Peter Sawicki. Es gibt

aber auch keinen, den sie mehr fürchtet.
Sawicki ist ein smarter 49-jähriger Arzt
und Medizinprofessor, der zehn Jahre lang
Mitherausgeber des pharmakritischen
ŒArzneitelegramm• war. Seine Karriere
begann der Diabetologe als Oberarzt an
der Uni-Klinik Düsseldorf, im Jahr 2000
wurde er Direktor der Inneren Medizin
des St. Franziskus Hospitals in Köln. Sawi-
cki hat sich nicht nur als Arzt, sondern
auch als Wissenschaftler einen Namen ge-
macht und gilt heute als einer der angese-
hensten Diabetesforscher in Europa.

In der Schusslinie der Pharmaindustrie
befindet er sich, seit er vor mehr als einem
Jahr die Leitung des neu geschaffenen In-
stituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit
im Gesundheitswesen (IQWiG) in Köln
übernahm. Dessen Aufgabe: zu prüfen, ob
es sich bei neuen Arzneimitteln um echte
Neuheiten handelt oder nur um teure
Scheininnovationen. Was für Krankenver-
sicherte große Vorteile bringt, empfindet
die Pharmaindustrie zunehmend als Be-
drohung. Denn von Sawickis Gutach-

Gegenspieler
Heinz Letzel:
Der Professor
stützt die Kritik
der Firmen 
am IQWiG

Ebenfalls im Visier der Medikamenten-Prüfer: 
das Analoginsulin ŒHumalog• der Firma Lilly

PR-Agent: 
Adel Massaad
tritt als Infor-
mant auf …
und wird 
von Pharma-
firmen bezahlt

Novo-Nordisk-
Chef Markus
Leyck Dieken
nennt Sawicki
und dessen 
Kollegen Œseit
Jahren bekannte
Extremisten 
der Szene• 

Streitfall 
Analoginsulin:
Das Präparat
ŒNovorapid•
wurde vom
IQWiG unter-
sucht. Als
ŒScheininno-
vation• könnte 
es schon bald
von den Kassen
nicht mehr
erstattet
werden

�

Von MARKUS GRILL

Einer gegen alle: 
Professor Peter Sawicki, 49,
leitet seit über einem Jahr
das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesund-
heitswesen (IQWiG) in Köln,
gegründet im Rahmen der
Gesundheitsreform 
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ten hängt es ab, welche der Medikamente
die Krankenkassen künftig noch bezahlen.

Im Februar hat Sawicki den Pharma-
konzernen erstmals gezeigt, was eine 
Harke ist. Da veröffentlichte er den Ab-
schlussbericht ŒKurzwirksame Insulin-
analoga zur Behandlung des Diabetes
mellitus Typ II•. Hört sich spröde an, birgt
aber so viel Sprengstoff, dass bei den Her-
stellern von Insulinmedikamenten erst-
mals alle Alarmglocken schrillen. Denn
Sawicki und sein Institut kommen nach
Sichtung von rund 1000 medizinischen
Studien zu dem Ergebnis, dass die unter-
suchten Analoginsuline, die allein in
Deutschland 400 000 Diabetespatienten
spritzen, keinen Zusatznutzen haben ge-
genüber herkömmlichem Humaninsulin.

Einen Zusatznutzen haben die Analog-
insuline dagegen für die Pharmafirmen,
denn die Präparate sind rund 30 Prozent
teurer als Humaninsulin. Die Konzerne
Sanofi-Aventis, Novo Nordisk und Lilly
machen mit Analoginsulin in Deutsch-
land insgesamt 330 Millionen Euro Um-
satz im Jahr. Dabei handelt es sich bei 
den bisher untersuchten kurzwirksamen
Analoginsulinen nach Angaben von Gerd
Glaeske, Mitglied im Sachverständigenrat
für das Gesundheitswesen, lediglich um
Œökonomische Innovationen, die durch
hohe Preise auffallen•.

DAHINTER VERBIRGT SICH eine generel-
le Strategie: Weil Pharmafirmen zu wenig
echte neue Forschungsergebnisse haben,
verändern sie häufig bisherige Präparate
minimal, um erneut Patentschutz bean-
tragen zu können. Denn ohne Patent-
schutz kann jedes Medikament als günsti-
ges Generikum nachgebaut werden, wo-
durch der Gewinn des Originalher-
stellers deutlich schrumpft. Das Problem
ist bekannt: Der ŒArzneiverordnungs-
Report 2005• geht davon aus, dass mitt-
lerweile fast 50 Prozent der in Deutsch-
land neu zugelassenen Medikamente sol-
che Scheininnovationen sind. Von den 7,6
Milliarden Euro, die die Krankenkassen
pro Jahr für patentgeschützte Arzneimit-
tel ausgeben, entfielen 3,4 Milliarden auf
Scheininnovationen. Würden die bisheri-

gen günstigeren Mittel verschrieben,
könnten die Krankenversicherten mehr
als eine Milliarde Euro im Jahr sparen.

Die meisten europäischen Länder haben
mittlerweile ein Institut wie das IQWiG ein-
gerichtet, um bei neuen Medikamenten die
Spreu vom Weizen zu trennen. Angefangen
damit haben die Australier: das ŒPharma-
ceutical Benefits Advisory Committee•, ein
Beratungskomitee der Regierung, gibt seit
1987 eine Liste von Medikamenten heraus,
die von der Krankenversicherung bezahlt
werden. Um sein Medikament auf der Liste
unterzubringen, muss ein Pharmakonzern
mit Studien nachweisen, dass sein Präparat
entweder einen Zusatznutzen gegenüber
bisherigen Präparaten hat oder billiger ist.
1994 gründeten Kanada und die Schweiz
vergleichbare Institute, später folgten die
Niederlande, Finnland, Frankreich, Groß-
britannien, Neuseeland, Norwegen, Schwe-
den und Österreich. Das deutsche IQWiG
wurde erst 2004 als Teil der Gesundheitsre-
form gegründet und als unabhängige Stif-
tung verankert. Es beschäftigt 60 Mitarbei-
ter und wird von den Krankenkassen mit elf
Millionen Euro im Jahr finanziert. Im Janu-
ar 2005 begann das Institut mit seiner Ar-
beit, doch Cornelia Yzer, einst CDU-Staats-
sekretärin im Forschungsministerium und
seit 1997 Hauptgeschäftsführerin des Ver-
bands Forschender Arzneimittelhersteller,
erklärte schon kurz nach der Gründung:
ŒDie Einrichtung des IQWiG war aus unse-
rer Sicht nicht notwendig.• 

Das Gutachten über Analoginsuline ist
für die Pharmafirmen schon ärgerlich ge-
nug. Doch es gibt eine zweite, bedeuten-
dere Ebene, auf der ein Milliardengeschäft
in Gefahr gerät. Denn der neueste Schrei
der Hersteller sind nicht die Analoginsuli-

ne, sondern Sprühinsuline, so genannte
Exubera. In einer ersten Stellungnahme
hat das IQWiG auch für die Sprühinsuline
keine Vorteile entdeckt, sondern eher Ri-
siken. ŒDas IQWiG sorgt dafür, dass die
Pharmaunternehmen nicht mehr die
Deutungshoheit über die Qualität der
Arzneimittel haben•, sagt der Gesund-
heitsökonom Gerd Glaeske. ŒDas finden
einige von ihnen bedrohlich.•

DABEI MACHT SAWICKIS INSTITUTei-
gentlich etwas Harmloses: Es wertet nur
vorhandene Studien aus und orientiert
sich dabei an Œevidenzbasierter Medizin• …
eine Methode, die sich streng an beweisba-
re Ergebnisse aus klinischen Studien hält.
Doch gerade die Konzentration auf Unter-
suchungen höchster Qualität wirkt provo-
zierend. Sawicki lädt die Industrievertreter
regelmäßig zu Sitzungen in sein Institut
ein, auch Patientenorganisationen sind da-
bei. Doch egal wie massiv sie sich für die
jeweiligen Medikamente ins Zeug legen,
am Ende fragt Sawicki ruhig: Haben Sie
eine Studie, die die Vorteile belegt? Und
wenn es diese klinische Studie nicht gibt,
schreibt Sawicki das eben ohne Schnör-
kel in sein Gutachten. In Anlehnung an

Plavix, ein 
Medikament 
gegen Gefäß-
krankheiten.
Umsatz: 
176 Millionen
Euro* 

Iscover,
ebenfalls 
ein Mittel
gegen Gefäß-
krankheiten.
Umsatz: 152
Millionen Euro 

Ärzte- und Krankenkassenvertreter haben das IQWiG
beauftragt, den Zusatznutzen zahlreicher Medikamente
zu überprüfen. Ihre Heilkraft ist nicht umstritten.
Bei der Prüfung der abgebildeten Arzneien geht es
darum, ob es sich um wirklich neuartige Medikamente
handelt oder um teure Scheininnovationen

ŒWENN MAN DAS IQWIG IN DEN GRIFF
BEKOMMEN WILL,MUSS SAWICKI WEG•

AUFDEM PRÜFSTAND

* Umsätze laut ŒArzneiverordnungs-Report• 2005 in Deutschland

Rivalen: Novo Nordisk präsentiert Insulin-
medikamente auf der Messe in Leipzig. Sitz des
unabhängigen Instituts IQWiG ist Köln (r.)
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den englischen Philosophen Karl Popper
rechtfertigt sich Sawicki: ŒIch würde nie
behaupten, dass es keine grünen Schwäne
gibt, sondern nur, dass es bisher noch kei-
nen Beleg für einen grünen Schwan gibt.• 

In der Mitteilung zu seinem Gutachten
liest sich das dann so: ŒFür alle kurzwirksa-
me Insulinanaloga gilt, dass ihr Zusatznut-
zen nicht belegt ist. Dies gilt für die Zielkri-
terien ,Krankheitshäufigkeit• und ,Sterb-
lichkeit• sowie für sonstige Aspekte des 
patientenrelevanten Nutzens wie ,Rate
schwerwiegender Hypoglykämien•, ,Le-
bensqualität• und ,Therapiezufrieden-
heit•.• Das fertige Gutachten übergab Sawi-
cki Mitte Dezember dem Gemeinsamen
Bundesausschuss (GBA), einem 21 Mit-
glieder starken Gremium aus Funktionä-
ren der Ärzteschaft und der Krankenkas-
sen. Erst der GBA entscheidet, ob ein Me-
dikament weiter von der Krankenkasse be-
zahlt wird. Die erste derartige Entschei-
dung steht in vier Wochen, am 18. Juli, an …
es ist die Entscheidung über Analoginsuli-
ne. Falls die Präparate nicht mehr erstattet
werden, würde den Patienten wieder das
herkömmliche Humaninsulin verschrie-
ben. Wer weiterhin Analoginsulin nehmen
möchte, müsste es selbst bezahlen.

ŒSawicki ist lange unterschätzt worden•,
sagt der Gesundheitsexperte der SPD, Karl
Lauterbach. Das sei auch einer der Gründe,
weshalb die Vorstandsvorsitzenden großer
deutscher Pharmafirmen derzeit im Kanz-
leramt bei Frau Merkel vorstellig würden,
um die ŒPersonalie Sawicki• zu thematisie-
ren. Lauterbach: ŒDie Pharmaindustrie hat
erkannt: Wenn man das IQWiG in den
Griff bekommen will, dann muss Sawicki
weg.• Und genau das wird zurzeit versucht.

AM 6. APRIL MELDET SICH ein Infor-
mant in der stern-Redaktion. Er stellt sich
als Adel Massaad vor und sagt, dass es ei-
nen Skandal beim IQWiG gebe, dass er
brisante Unterlagen über Herrn Sawicki
habe, man müsse sich dringend treffen, er
schlage das Hotel Hilton in Berlin vor.
Massaad kommt aus dem Fahrstuhl des
Hilton: ein junger, drahtiger Mann in
Sakko und Jeans. Später erwähnt er, dass
er mal Tischtennisprofi war. Massaad hat
einen Laptop dabei mit einen Film, den
vor kurzem der Bayerische Rundfunk
ausstrahlte, Œdamit man das alles besser
versteht•. Die Sendung zeigt den Fall des
Diabetespatienten Hartmut Kraft, der
bisher Analoginsulin nimmt und Angst
hat, darauf verzichten zu müssen, weil die
Krankenkassen es womöglich bald nicht
mehr bezahlen. Das sei doch ein Skandal,
schimpft Massaad und meint, dass man
jetzt Druck erzeugen müsse, damit der
Gemeinsame Bundesausschuss nicht Sa-
wickis Gutachten folge. Warum machen
das die betroffenen Pharmafirmen nicht
selbst? ŒDie müssen im Hintergrund blei-
ben•, sagt Massaad leise, Œweil sie kein gu-
tes Standing in den Medien haben.• 

Bei den Œbelastenden Unterlagen•, die
Massaad dann auftischt, handelt es sich
um einen internen ŒBeschlussentwurf•
des Gemeinsamen Bundesausschusses,
nach dem die Analoginsuline künftig
nicht mehr bezahlt werden sollen. Woher
hat Massaad die Papiere? In wessen Auf-
trag ist er wirklich unterwegs? Er sagt, es
gehe ihm um die Sache. Und wovon lebt
er? Okay, er unterhalte im rheinischen
Geldern ein ŒInstitut für Gesundheitsauf-
klärung• und gebe einen Newsletter zu

Gesundheitsthemen heraus, zu abonnie-
ren für 650 Euro pro Monat. Wenn man
Material brauche, könne man sich jeder-
zeit an ihn wenden, er könne Medizin-
professoren für Stellungnahmen besor-
gen oder ein Gespräch mit dem Vorsit-
zenden des Deutschen Diabetiker Bundes
vermitteln, der größten Patientenorgani-
sation.

Massaad hat es schon häufiger mit
wechselnden Anliegen in die Medien ge-
schafft. Im Jahr 2002 ist er Gast in der
SWR-Talkshow ŒNachtcafé•. Er sitzt dort
als ŒBetroffener• zum Thema Schönheits-
operationen und erzählt, wie er sich Bo-
tox habe spritzen lassen. ŒDer Eingriff hat
keine zwei Minuten gedauert, da braucht
man keine Betäubung.• Sein TV-Auftritt
ist die reinste Werbung für Botox: ŒDu
siehst frisch und erholt aus, man geht
ganz anders in den Tag.•

Im Dezember 2004 ist Massaad erneut
im Fernsehen, diesmal in ŒFocus TV•. Im
Pressetext zur Sendung war er bereits zum
Operateur aufgestiegen. Pro Sieben kün-
digt ihn als ŒDr. Adel Massaad• an und
schreibt: ŒDer plastische Chirurg repa-
riert, was andere verpfuscht haben.•

Im April 2005 tritt Massaad als ŒGe-
sundheitsexperte• in Erscheinung und
lädt zu einer Pressekonferenz, um eine
Studie über die Potenzpille Levitra vorzu-
stellen. Sieben Millionen Männer in
Deutschland litten unter Erektionsproble-
men. Pillen wie Levitra seien da Œein effek-
tiver möglicher Lösungsansatz•.

Im vergangenen August warnt Mas-
saads ŒInstitut für Gesundheitsaufklä-
rung• vor der Vogelgrippe, die Œmindes-
tens 160 000 Tote• in Deutschland zur Fol-
ge haben könnte, weil die Bundesländer zu
wenig Tamiflu gekauft hätten. ŒDas ist ei-
ner der größten menschenverachtenden
Skandale der Nachkriegszeit•, empört sich
Massaad. ŒBild• greift die Meldung auf
und schreibt: ŒZu wenig Medikamente ge-
gen Vogelgrippe•, Quelle: Massaads ŒInsti-
tut für Gesundheitsaufklärung•. Auch die
ŒWelt am Sonntag• bringt die Behauptung.
Dem schon damals skeptischen ARD-
Magazin ŒMonitor• vermittelt Massaad
den Kontakt zu Hans-Ulrich Jelitto,

Diabetes-
medikament
Avandia.
Umsatz: 
22 Millionen
Euro

Diabetes-
präparat
Avandamet.
Umsatz: 
6,7 Millionen
Euro
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Kurzwirksames
Analoginsulin
Apidra. Keine
Umsatzzahlen
bekannt, da erst
seit 2004 auf
dem Markt

Harte Bandagen: Der enthüllende 
Stern-Bericht über unlautere 
Pharma-PR (Heft 25/2006).
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Wochen später, im August 2005, warnt Massaads 
»Institut für Gesundheitsaufklärung« schließlich vor 
der Vogelgrippe, die »mindestens 160.000 Tote« 
in Deutschland zur Folge haben könnte, weil die 
Bundesländer zu wenig Tamiflu gekauft hätten. »Das 
ist einer der größten und menschenverachtendsten 
Skandale der Nachkriegszeit«, gibt sich Massaad 
empört. Die Bild-Zeitung greift die Meldung auf und 
schreibt: »Zu wenig Medikamente gegen Vogelgrippe«, 
Quelle: Massaads Institut. Als das ARD-Magazin 
Monitor den Pharmakonzern Roche als Hersteller von 
Tamiflu fragt, ob er Massaad beauftragt habe, weicht 
der Roche-Sprecher der Frage aus. 

Meist tritt Massaad nicht als Privatperson in 
Erscheinung, sondern als Sprecher oder Geschäftsführer 

des »Instituts für 
gesundheitliche 
Aufk lärung«. 
Dabei scheint 
dieses Institut 
eine ziemlich 
überschaubare 
Veranstaltung 

zu sein: Laut Handelsregister-Auszug ist Massaad allei-
niger Gesellschafter und einziger Geschäftsführer. 

Auf der Homepage des Instituts heißt es zwar, dass 
es über einen wissenschaftlichen Beirat verfüge, der 
aus »Vertretern medizinischer Verbände, Institutionen, 
Fachkliniken und Universitäten – kurzum: angesehe-
nen Experten in ihrem Fach« bestehe. Eine schrift-
liche Anfrage, um welche Experten es sich dabei 
denn handelt, ließ Massaad allerdings unbeantwor-
tet. Womöglich handelt es sich bei dem Institut auch 
nur um eine Fassade: Der Begriff ist schließlich nicht 
geschützt und so besteht auch keine Möglichkeit zu 
überprüfen, was dieses Institut wirklich macht und ob 
es überhaupt noch aus irgendjemand anderem besteht 
außer eben aus Massaad.

Aus der Reserve gelockt
Diese ersten Recherchen genügten zwar, um an 
der Seriosität von Massaad zu zweifeln. Um eine 
Geschichte über ihn zu schreiben, war es aber 
noch zu wenig. Dubiose PR-Agenten sind schließ-
lich keine Ausnahmeerscheinung, sondern fallen 
in die Kategorie »Hund beißt Mann«. Ich wollte 
schauen, ob man einen direkten Bezug zu mögli-
chen Auftraggebern herstellen kann, und versuchte, 
Massaad aus der Reserve zu locken. In den kommen-

den Wochen zeigte ich mich ihm gegenüber weiter 
interessiert am Streit um die Analoginsuline. 

Anfang Mai 2006 schickte Massaad neue Unterlagen 
zu, unter anderem eine E-Mail, die Andreas Pfützner 
an ihn gesandt hatte (»Betreff: Sawicki 2«). Pfützner 
liefert in dieser E-Mail an Massaad nach eigenem 
Bekunden »noch ein paar Argumente zum IQWiG 
Analoga Endbericht«. Wer ist Pfützner? Er leitet heute 
ein privates klinisches Forschungsinstitut in Mainz. 
Interessanter ist aber, was er zuvor war: Leiter der 
Diabetologie beim Pharmakonzern Lilly.

Mitte Mai ließ mir Massaad dann noch einen inter-
nen Brief zukommen, den ein ehemaliger Weggefährte 
von Sawicki, Professor Lutz Heinemann, an den G-BA, 
das oberste Gremium aus Ärzten und Krankenkassen 
in Deutschland, geschrieben hatte und dessen unaus-
gesprochene Schlussfolgerung lautete: Vertagt die 
Entscheidung über die Analoginsuline und wartet 
auf weitere Studien. Professor Heinemann erwähnte, 
diesen Brief »auf Anregung der Firma Novo Nordisk« 
geschrieben zu haben. 

Wie aber kam Massaad an den Brief? Professor 
Heinemann selbst sagt, dass er eine Kopie nur an Novo 
Nordisk und Sanofi Aventis geschickt habe, an sonst 
niemanden. Am 23. Mai 2006 verschickte Massaads 
IFGA sogar eine Pressemitteilung mit Auszügen aus 
Heinemanns Brief über die dpa-Tochter news aktu-
ell an Zeitungsredaktionen in ganz Deutschland. Die 
Pressemitteilung strotzt zwar vor Fehlern, doch im 
Internet findet sie dennoch dankbar Verbreitung, 
selbst auf der Homepage des Bundesverbands nieder-
gelassener Diabetologen war sie zu finden.

Ende Mai ruft Massaad erneut an. In Leipzig 
findet die Jahrestagung der Deutschen Diabetes 
Gesellschaft statt, mehr als 6.000 Ärzte kommen, 
dazu 300 Journalisten. Ich frage Massaad, wer sich 
bei den Firmen wohl für ein Gespräch eigne. Kurz 
darauf bietet Massaad an, ein Interview mit dem Chef 
des Pharmaunternehmens Novo Nordisk zu organisie -
ren – in Leipzig. 

Ich sage zu, fahre nach Leipzig und treffe am futu-
ristisch wirkenden Messestand von Novo Nordisk den 
damaligen Geschäftsführer Markus Leyck Dieken. 
Außerdem stehen am Stand von Novo Nordisk 
für Interviews bereit: der Bundesvorsitzende des 
Deutschen Diabetiker Bundes, Manfred Wölfert und 
der Briefschreiber Professor Lutz Heinemann. Massaad 
ist auch da, und dem Stern-Fotografen gelingt es, aus 
der Hüfte ein paar Fotos zu schießen, auf denen man 

»Zu wenig Medikamente gegen 
Vogelgrippe« hatte Bild geschrie-

ben. Die Quelle war Massaads 
Institut für Gesundheitsaufklärung.
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den Bundesvorsitzenden der Diabetiker zusammen 
mit Massaad sieht (später wird Massaads Anwalt ver-
suchen, den Abdruck dieser Fotos zu verhindern). 

Pharmaboss Leyck Dieken gibt in dem Gespräch 
zu, dass die anstehende Entscheidung über die 
Analoginsuline Präzedenzcharakter habe, schließlich 
werde das IQWiG in den kommenden Monaten auch 
viele andere Medikamente überprüfen, Medikamente 
in einem Gesamtwert von mehr als einer Milliarde 
Euro. Leyck Dieken sagt: »Die Interessenlagen der 
Pharmaunternehmen sind so eindeutig, dass sie sich 
gar nicht absprechen müssen.« 

Das Gespräch zeichne ich auf Tonband auf. Leyck 
Dieken denkt wohl, dass der geplante Artikel in eine 
ihm genehme Richtung läuft, jedenfalls verzichtet er 
auf die Forderung, seine Zitate zu autorisieren. Erst 
wenige Tage vor Veröffentlichung will er plötzlich 
seine Zitate gegenlesen. Ich ignoriere das, weil es
zuvor nicht abgemacht war – so kann man endlich mal 
ungeschützt lesen, was ein Pharmaboss von unabhän-
gigen Medizinern wie Professor Peter Sawicki hält.  

Kanzlei von Matthias Prinz aktiviert
Weitere Erkenntnisse aus den Tagen nach dem 
Leipziger Kongress bestätigen die Vermutung, um 
wen es sich bei Adel Massaad in Wirklichkeit handelt. 
So soll er nach detaillierten Informationen, die dem 
Stern vorliegen, allein von Januar bis März 2006 die 
enorme Summe von mehr als einer Million Euro von 
Pharmafirmen und PR-Agenturen erhalten haben. Als 
ich Massaad schriftlich mit diesen Erkenntnissen kon-
frontiere und um eine Erklärung bitte, beruft er sich 
auf Geschäftsgeheimnisse und versucht, dem Stern 
die Veröffentlichung dieser Informationen zu verbie-
ten. Auch die angeschriebenen Pharmaunternehmen 
verweigerten jede Auskunft, wofür Massaad das viele 
Geld von ihnen erhalten habe. 

Massaad setzt die Kanzlei des Staranwalts 
Matthias Prinz in Bewegung, die sogleich Schriftsätze 
an die Chefredaktion und die Rechtsabteilung des 
Stern faxt: »In Anbetracht der äußerst bedenklichen 
journalistischen Praxis von Herrn Grill sowie zur 
Vermeidung von rechtlichen Auseinandersetzungen, 
die Herr Massaad mit aller Schärfe unter Einschluss 
der Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 
führen wird, bitten wir um Abgabe der beigefügten 
Unterlassungsverpflichtungerklärung.« Druck gab es 
vor der Veröffentlichung übrigens nicht nur juristisch 
von Adel Massaad. 

Ein Pharmakonzern nutzte auch die guten persön-
lichen Verbindungen zum Verlag, um auf einen der 
beiden Stern-Chefredakteure Einfluss zu nehmen. 
Der Stern entschied sich trotzdem, die Geschichte 
über Massaad und den Kampf gegen das IQWiG zu 
drucken. 

Juristerei auf Nebenkriegsschauplätzen
Nach Veröffentlichung der Geschichte im Juni 2006 
gingen die Pharmakonzerne auf Tauchstation. Mit 
Massaads Anwalt dagegen traf man sich vor dem 
Landgericht Berlin, wegen der nicht unterzeichneten 
Unterlassungsverpflichtungserklärung. Lediglich in 
zwei Punkten 
gab das Gericht 
Massaad Recht: 
Es dürfe nicht 
der Eindruck 
erweckt wer-
den, Massaad 
selbst habe sich 
als promoviert ausgegeben. Der Eindruck sei aber ent-
standen, so das Gericht, weil im Artikel zwei mal berich-
tet worden war, dass Massaad in Fernsehsendungen 
als »Dr. Massaad« vorgestellt worden war. Auch der 
zweite Punkt betraf einen Nebenkriegsschauplatz, 
in dem es um die Einladung zu einer früheren 
Pressekonferenz über Erektionsstörungen ging. 
Weitere Unterlassungswünsche erkannte das Gericht 
nicht an. 

Obwohl ich an der Rechtmäßigkeit der beiden 
zugestandenen Punkte zweifle, kann ich damit 
leben, weil sie die Gesamtaussage des Artikels nicht 
schmälern. Man kann sich fragen, was der Zweck 
solcher Kämpfe auf Nebenkriegsschauplätzen ist. Es 
geht wohl um zwei Dinge: Die Antragssteller wie 
Massaad können sich gegenüber anderen Medien 
oder Geschäftspartnern brüsten, einen juristischen 
Sieg über die Zeitschrift errungen zu haben, die 
Kritisches über sie berichtet hat – wie klein der Sieg 
ist, muss man ja nicht erwähnen. 

Zweitens dienen diese Gerichtsverfahren womög-
lich der Einschüchterung: Prozesse binden Zeit und 
Ressourcen und kosten Geld. Erfolg hätten so klage-
freudige Leute wie Massaad, wenn sich Journalisten 
so sehr davon beeindrucken lassen, dass sie künftig 
versuchen, unanfechtbar zu schreiben: ohne Namen 
der Firmen und Akteure und ohne präzise Schilderung 
der Vorgänge. �Q

Ein Pharmakonzern nutzte die 
guten persönlichen Verbindungen 
zum Verlag, um auf einen Stern-
Chefredakteur Einfluss zu nehmen.

Markus Grill ist 
Redakteur des Stern 
im Ressort Politik 
und Wirtschaft. Im 
August erscheint 
sein Buch »Kranke 
Geschäfte. Wie die 
Pharmaindustrie 
uns manipuliert.«
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Korruption am     
Ein Zeitungsreporter enthüllte im Bildungssystem von Alabama 
einen riesigen Schwarzgeldsumpf: Jahrelang füllten sich Abgeordnete, 
Unternehmer und Hochschulfunktionäre die Taschen.

VON BRETT J. BLACKLEDGE

W
ie so viele Ideen entstand auch die-
se während eines der regelmäßigen 
Planungsmeetings am Jahresende, 
beim Brainstorming von Reportern und 

Redakteuren zu Projekten des nächsten Jahres. Ich hat-
te immer mal wieder Gerüchte gehört über Korruption 
an den Colleges von Alabama. Jeder Reporter, der 
durch die Hallen des Parlaments gebäudes geht, hat 
es gehört: Ge tu schel, dass ein Ab ge ord ne ter einen Job 
an einem Com mu nity College be  kom  men habe, oder 
die Behauptung, Freunde von führenden Politikern im 
Bundesstaat hätten Verträge an Colleges bekommen.

Es handelte sich um das vom wohl bekanntesten 
ehemaligen Gouverneur George Wallace gegründete 
College-System von Alabama. Das Konzept wurde 
1963 ausgeheckt – im gleichen Jahr, als Wallace sich 
symbolträchtig in die Tür eines Universitäts gebäudes 

stel l te,  um 
schwar zen Stu-
denten den 
Zutritt zur Uni -
versity of Ala -
bama zu ver-
wehren. Walla-
ce baute das 

Community-College-System mit der Unter stützung 
von Abgeordneten auf, die große, schöne Campus-
An lagen in ihren Bezirken bekamen, und er füllte 
die Gehalts listen der Hochschulen mit Freunden, An-
hängern und Spendern.

Deshalb waren die Gerüchte über Vetternwirtschaft 
und Korruption, die 40 Jahre später umgingen, 
durchaus glaubhaft. The Birmingham News sollte 
dieses Thema recherchieren, um ein für alle Mal die 
Geschichte dieses im Schatten von Wallace begründe-
ten Systems zu erzählen. 

Im Herbst 2005 begann ich, alles zu sammeln, was 
ich finden konnte, um zu verstehen, wie das System 
funktioniert. Es gab 26 Colleges, einige davon mit 
mehreren Standorten. Ich hatte gehofft, alle Finanz- 
und Gehaltsunterlagen der Colleges würden bei einer 
zentralen Geschäftsstelle archiviert.

Ich wollte herausfinden, wer wie an Verträge ge-
kommen war und wer auf den Gehaltslisten stand. 
Aber das Department of Postsecondary Education, 
die für die Aufsicht der Hochschulen zuständige 
Behörde, führte keinerlei Unterlagen darüber. Es 
gab einen Kanzler (eine Art Hauptgeschäftsführer) 
und eine Vizekanzlerin für Finanzen (so etwas 
wie eine Finanzchefin). Aber es gab keine zentrale 
Buchhaltung für die 267 Millionen Dollar, die das 
Hochschulsystem jedes Jahr ausgibt. Wenn ich die-
se Informationen haben wollte, so sagten mir die 
Beamten, müsste ich jeden einzelnen Campus aufsu-
chen und die Aufzeichnungen dort durchsehen.

Der Schlüssel lag im Buchhaltungssystem
Es war klar, dass das nicht einfach sein würde. Doch 
dann bekam ich von einem Informanten, der unge-
nannt bleiben wollte, einen braunen Umschlag zu-
geschickt: darin die Kopie eines Rechnungsprüfungs-
berichts. Die Rechnungsprüfer kritisierten, dass der 
Präsident eines Community College im nordöstlichen 
Alabama mehr als 100.000 Dollar an Hochschulgeldern 
für die Renovierung seines Wohnhauses ausgegeben 
hatte, ohne zuvor mehrere Angebote einzuholen. Der 
getippte Begleitzettel enthielt die dringende Bitte, der 
Sache nachzugehen – und die Verheißung, dass eine 
gründliche Prüfung der Ausgaben des College weite-
ren Missbrauch von Steuergeldern enthüllen werde.

Ich bat das College um eine Übersicht der 
Finanzbelege im Zusammenhang mit dem Reno-

In dem braunen Umschlag lag die 
Kopie eines Rechnungsprüfungs-
berichts und eine Notiz mit der

Bitte, der Sache nachzugehen.

Brett J. Black ledge ist 
Träger des Pulitzer-

Preises 2007 in der 
Kategorie »Investigative 
Reporting«. Für Message 
protokollierte er seine 
Recherchearbeit.
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   College
vierungs projekt. Aus dieser Übersicht konnte ich 
ersehen, wie das College Bauunternehmer bezahlt, 
welche Arten von Nachweisen sie für die Zahlung 
verlangten und nach welchem Buchhaltungssystem 
sie ihre Finanzaufzeichnungen führten. 

Treff mit dem Geschäftsführer
Nachdem ich die Unterlagen durchgesehen hatte, traf 
ich mich mit dem Geschäftsführer der Hochschule. Er 
erklärte mir, wie ein Anbieter ausgewählt wird, wel-
che Unterlagen geführt werden, um die Ausgaben zu 
belegen, und – das Wichtigste – wie alle Ausgaben im 
Buchhaltungssystem des College archiviert werden. 

Ich fragte den Geschäftsführer, ob ich eine 
Kopie aller Ausgaben als Datei anfordern könne, 
etwa in einer Tabelle, die alle Schecks über ei-
nen Zeitraum von zwei Jahren auflistet. Er griff 
zu seinem Mobiltelefon und rief den Direktor des 
College-Informationsdienstes an. Einige Minuten 
später betrat dieser das Büro und plauderte ein bis-
schen mit uns. Das sei überhaupt kein Problem, 
die Zahlungsunterlagen von zwei Jahren in eine 
Tabelle zu packen, erklärte er. Er zeigte mir, wel-
che Angaben jeder Datensatz in der Datei enthalten 
würde: Scheck nummer, Betrag, Zahlungs empfänger, 
Datum und einen 20-stelligen Abrechnungscode.

Der Code gab mir die 
Möglichkeit, bei jedem 
einzelnen Scheck zu ver-
folgen, welche Abteilung 
das Geld ausgegeben 
hatte und wofür. Der 
Code würde es mir auch 
erlauben, alle Schecks, 
die jede Abteilung ausge-
stellt hatte, zum Beispiel 
für Rechtshilfe oder für 
Landschaftsgärtner, zusam-
menzufassen.

Andere Hochschulen 
verwendeten die gleiche 
Software, sagte mir der 
Computerexperte. Da 
wurde mir klar, wie ich die 
Finanzdaten erfassen könn-
te, um genauer zu recher-
chieren, wie die Colleges 
im ganzen Bundesstaat ihr 
Geld ausgeben.

Wir vereinbarten, dass 
mir das College eine Datei 
mit allen Ausgaben über 
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Dozens of legislators
paid by 2-year colleges

By BRETT J. BLACKLEDGE
News staff writer

Alabama•s two-year college
system has paid more than three
dozen state lawmakers or their
relatives in recent years, includ-
ing several legislators who re-
ceived paychecks from two dif-
ferent colleges, system records

show.

One quarter of the 140 mem-
bers of the current Legislature,
elected since 2002, has financial
ties to the system, the records
show. There are 28 legislators
who were on community college
payrolls; five whose wives were
on payrolls; two legislators

whose businesses received work;
one whose brother was on the
payroll; and one legislator
whose business and wife were
paid, records show.

Most of those jobs or con-
tracts went to legislators after
they were elected, records show.

The payments, made since
2002, ranged from $162,930 a
year to Rep. Yvonne Kennedy as
president of Bishop State Com-
munity College in Mobile to

yySSeeee CCoolllleeggeess,, PPaaggee 88AA

Most got jobs, contracts after
being elected to House in 2002

THE ALABAMA LEGISLATURE
AND TWO-YEAR COLLEGES

37
lawmakers,

relatives and
businesses paid
by the two-year

system

26
of those

received the
work after

their
election

28
lawmakers

paid
salaries
by the
system

5 3wives of
lawmakers

paid salaries
by the system

lawmakers paid
salaries by

two colleges at
the same time

CHASE FOR THE CUP

UAW-FORD 500  |   Talladega SuperspeedwayHitting the wall on the last lap

CAMPAIGN 2006Gubernatorial issues

Baxley, Riley
want changes
in PAC money

SPECIAL/BUTCH DILL

Mike Wallace (15) hits the wall while Derrike Cope (40) goes airborne in Turn 3 on the final lap of the John Deere 250 on
Saturday. Wallace was in second place and Cope was running eighth at the time of the crashes. Mark Martin, who started
from the pole, was the winner of the inau gural NASCAR Craftsman Truck Series race at Talladega Superspeedway.

ySee Ethics, Page10A

ySee Talladega, Page9A

ySee Soldiers, Page11A

Von den Birmingham News 
aufgedeckt: Fast ein Drittel aller 
Parlamentarier Alabamas waren in 
den Skandal verwickelt.
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zwei Jahre per E-Mail schicken sollte. Anschließend 
begann ich, auch andere Hochschulen anzuschrei-
ben mit der Bitte um die gleichen Daten aus ihren 
Unterlagen.

Hohe Kosten angedroht
Innerhalb weniger Tage bekam ich einen Anruf aus 
dem Ministerium für Hoch schul ausbildung. Man frag-
te mich, was für Daten ich anforderte und warum. 
Ich erklärte, dass ich einen für die Colleges einfachen 
Weg ge fun den hätte, ihre Fi nanz unterlagen zur Ver-
fü gung zu stellen. Doch ein paar Tage später teilte 
man mir mit, das Minis te ri um werde die Er fassung 
der Daten von allen Colleges für mich ko ordinieren. 
Ich könne die Infor  mationen bekommen, sagte man 
mir, aber ich müsse dafür bezahlen. Acht Colleges 
hatten sich sofort bereit erklärt, ihre Daten zu liefern.  
Gesamtkosten: fast 3.500 Dollar.

Das Geld an sich war nicht das Problem, obwohl 
mir klar war, dass ich schon starke Argumente vorbrin-
gen müsste, damit meine Vorgesetzten den Scheck 

unterschreiben. 
Das Problem 
war, dass das 
System jedem 
Campus er-
laubte, mir die 
Kosten weit-
gehend nach 

eigenem Ermessen zu berechnen. Einige verlangten 
beispielsweise einen Kostenaufwand von mehr als 
54 Dollar pro Stunde dafür, dass die Angestellten 
das Material lieferten. Andere würden vielleicht 
noch mehr berechnen können, wenn ich meine 
Bemühungen um Finanzdaten aller College-Einheiten 
fortsetzte. 

Aus meiner ersten Erfahrung mit dem College 
im Nordosten von Alabama wusste ich, dass es sehr 
einfach war, eine Kopie der Finanzbelege im Buch-
haltungs programm des College zu anzufertigen. Von 
November 2005 bis Februar 2006 stritt ich mich des-
halb mit dem Kanzler und seinen Mitarbeitern we-
gen der überhöhten und unangemessenen Gebühren 
herum. Schließlich gab der Kanzler insofern nach, 
als er zwar selbst keine Bezahlung für das Material 
verlangen, es aber den einzelnen Colleges überlassen 
würde, eine angemessene Gebühr festzusetzen. Er 
sagte mir, ich könne jedes einzelne College anspre-
chen und um die Daten bitten. Und das tat ich.

In den folgenden Wochen gelang es mir, Daten von 
14 Community Colleges zusammenzutragen. Nicht 
jeder Campus antwortete, aber immerhin stellten vie-
le ihre Daten zur Verfügung, um eine erste Analyse 
zu machen. Mit Hilfe der Tabellen erstellte ich eine 
Liste der Auftragnehmer, die vom System bezahlt 
worden waren. Dadurch konnte ich sehen, welche 
Firmen Zahlungen von mehreren Hochschulen er-
halten hatten. Es ergab sich eine Art Top-10-Liste, 
und ich erkannte, dass es sich lohnen würde, diese 
Firmen, die quer durch den Staat an verschiedenen 
Hochschulstandorten arbeiteten, näher zu untersu-
chen.

Ein Strippenzieher war der Kanzler selbst
Ich entdeckte, dass der Schwiegersohn des Kanzlers 
von mehreren Colleges bezahlt wurde. Eine Firma aus 
der Stadt Jasper, die seine Tochter eingestellt hatte, 
bekam von fast allen Colleges Geld; ein Architekt, der 
dem Kanzler beim Bau seines Hauses geholfen hatte, 
wurde von vielen Colleges bezahlt; Lobby-Firmen, die 
ehemalige Funktionäre des College-Systems anstell-
ten, bekamen an fast allen Colleges Aufträge.

Sobald die Zahlungen identifiziert waren, bat 
ich die Colleges, die Unterlagen zu den Aufträgen 
zu überprüfen. In einigen Fällen gab es gar keine 
Unterlagen, weder ein Arbeitsprodukt noch einen 
anderen Nachweis, dass der bezahlte Auftragnehmer 
tatsächlich irgendwelche Arbeit geleistet hatte. In an-
deren Fällen entdeckte ich, dass der Kanzler selbst ir-
gendwie involviert gewesen war, indem der die Firma 
dem College empfohlen hatte oder dem College Geld 
beschafft hatte, um sie zu bezahlen.

Nach einer Reihe von Artikeln, in denen diese 
Firmen sowie die Zahlungen und ihre Verbindungen 
zur Familie des Kanzlers veröffentlicht wurden, ver-
langten einige der acht gewählten Mitglieder des 
Bildungsausschusses von Alabama (Alabama Board 
of Education), der den Kanzler überwacht und das 
System steuert, vollständige Rechenschaft über alle 
Aufträge. Diese Liste, die etwa sechs Wochen später 
geliefert wurde, half mir wiederum, Aufträge von 
Colleges ausfindig zu machen, die bisher noch keine 
Daten zu ihren Ausgaben vorgelegt hatten.

Anhand einer Auflistung aller Hochschulangestell-
ten konnte ich sehen, wie viel Geld genau an den 
Kanzler und seine Familie gezahlt wurde. Mit Hilfe 
der Tabellen über die Zahlungen an Firmen und 
anhand dieser Liste der Angestellten ermittelte ich, 

Ich fand heraus, dass eine Firma, 
die die Tochter des College-

Kanzlers eingestellt hatte, von fast 
allen Colleges Geld bekam. 
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dass der Kanzler und seine Familie 2005 mehr als 
560.000 Dollar aus dem Hochschulsystem bezogen 
hatten. Einige Monate später stieg der Betrag auf über 
600.000 Dollar, als ich weitere Zahlungen entdeckte, 
die Verwandte des Kanzlers von Firmen bekamen, die 
von Hochschulen angeheuert worden waren.

Die Liste half mir auch, weitere Abgeordnete 
Alabamas zu identifizieren, die Zahlungen von 
Colleges bekamen. Ich erstellte eine Übersicht mit 
den Namen der Abgeordneten, ihrer Ehepartner und 
Kinder, und verglich sie mit der Liste der Angestellten 
der Hochschulen. Ich fand mehrere Fälle, in denen 
ein Abgeordneter von zwei Hochschulen gleichzei-
tig bezahlt wurde. Der Führer der Demokraten im 
Repräsentantenhaus von Alabama zum Beispiel hatte 
insgesamt fast 100.000 Dollar von zwei Colleges be-
kommen, die ihm beide ein Teilzeitgehalt zahlten. 
Ich identifizierte zunächst 37 Abgeordnete, ihre na-
hen Verwandten oder Unternehmen, die von 2003 
bis Ende 2006 von Colleges bezahlt worden waren. 

Fast ein Drittel der Abgeordneten involviert
Nachdem dieser Artikel veröffentlicht worden war, er-
mittelten Hochschulbeamte weitere sechs Abgeordnete 
mit finanziellen Verbindungen zu den Colleges, damit 
erhöhte sich die Gesamtzahl auf 43 beziehungsweise 
fast ein Drittel der 140 Abgeordneten im Parlament 
von Alabama. 

Das war der Beweis, dass etwas Wahres dran 
war am Gerücht über das von Wallace gegründete 
College-System. Niemand hatte zuvor die Zahl der 
Abgeordneten ermittelt, die tatsächlich finanzielle 
Verbindungen zum System hatten. Im Oktober veröf-
fentlichten wir die Fotos, Stellenbezeichnungen und 
die erhaltenen Geldsummen auf einer ganzen Seite  
–  eine Darstellung, die wohl mehr Aufmerksamkeit 
bei den Lesern erregte als irgendeiner der dutzenden 
von Artikeln, die bereits im Rahmen dieser Recherche 
geschrieben worden waren. Einige Abgeordnete wa-
ren als Geschäftsführer bezahlt worden, einige als 
Mid-Level-Manager, andere als Dozenten, einige als 
Rechtsanwälte, Unternehmer oder Berater.

Nachdem die Artikel gelaufen waren, gaben etli-
che Abgeordnete ihre Jobs auf. Einige wurden von 
Hochschulbeamten entlassen, weil nicht ersichtlich 
war, welche Leistungen sie erbracht hatten.

Im Januar 2007 begannen wir, die Einstel-
lungsunterlagen durchzusehen, um mehr über die 
Jobs der Abgeordneten zu erfahren. Nur acht von 43 

Abgeordneten, ihre Verwandten oder Unternehmen, 
hatten die Jobs vor ihrer Wahl bekommen. Ich woll-
te wissen: Wie und warum wurden sie eingestellt? 
Was machen sie eigentlich am College? Gibt es ir-
gendeinen Nachweis ihrer Arbeit? Ich forderte ihre 
Personalakten, Zahlungsbelege und andere verfügbare 
Unterlagen zu ihrer Beschäftigung, zu Beförderungen 
oder Sonstigem an.

Ich fand Beweise in den Personalakten, die einige 
Colleges freigege ben hat ten: Ab ge ord nete wa ren auf 
Grund be   son-
de rer Ab spra-
chen eingestellt 
wor den. Ein 
Ab ge ord ne ter 
prahlte in ei-
nem Vor stel-
lungsgespräch 
damit, wie er durch sein Mandat Geld für speziel-
le Projekte sichern könne. Doch es gab wenige 
Unterlagen über tatsächlich geleistete Arbeit. Ich bin 
immer noch dabei, Personalakten von Ab ge ord neten 
zu studieren, viele der geschriebenen Artikel – nun-
mehr über 125 seit Beginn der Arbeit im Herbst 2005  
– entstanden aus den Dateien zu Auftragnehmern 
und Personal.

Das Ende der Recherche ist der Anfang
Die Rechercheleistung dieses Projekts zeigt, dass das 
beste Material oft erst auftaucht, wenn die meisten 
Leute glauben, die Geschichte sei abgeschlossen.

Nachdem der Bildungs ausschuss des Staates den 
Kanzler nach Veröffentlichung der Berichte über sei-
ne Verwandten im Juli 2006 feuerte, beschloss ich, 
weiter die Zahlungen an Unternehmen und deren 
Beziehung zu den führenden Persönlichkeiten im 
System zu untersuchen. Und als dann Abgeordnete 
begannen, ihre College-Jobs als Folge der 
Veröffentlichung ihrer erhaltenen Zahlungen aufzu-
geben, wollte ich mehr darüber erfahren, warum sie 
eingestellt wurden.
Nun, da der Gouverneur von Alabama versucht, 
Vorschläge einzubringen, die verhindern sollen, dass 
Abgeordnete Jobs an Hochschulen bekommen, versu-
che ich mehr darüber herauszufinden, wer gegen die-
se Initiativen votiert und warum. So wie ich im Herbst 
2005 keine Ahnung hatte, wohin diese Geschichte 
führen würde, bin ich einfach neugierig, was bei der 
neuesten Recherche herauskommt. �Q

Der Führer der Demokraten in 
Alabama hatte von zwei Colleges 
Teilzeitgehälter von insgesamt fast 
100.000 Dollar bekommen.

Brett J. Blackledge 
ist Reporter für 
besondere Projekte 
bei The Birmingham 
News in Alabama.
Übersetzung: 
Ingrid Lorbach
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Vertrauensselige   

K
ultur und Kommerz liegen bei der »Ware 
Buch« nahe beieinander. Günter Grass 
und Eva Hermann sind Fälle aus jüngs-
ter Zeit, bei denen die Öffentlichkeit ein 

Gespür für echte oder vermeintliche PR-Strategien bei 
Neuerscheinungen entwickelt hat. Das Klima in der 
literarischen Welt ist rauer geworden, das Ringen um 
mediale Aufmerksamkeit zäher. 

Der Buchmarkt ist heiß umkämpft: Allein im Jahr 
2005 gab es 89.869 Neuerscheinungen. Für die 
Verlags-Pressereferenten ist es daher wichtig, eine ver-
trauliche Beziehung zu den Journalisten herzustellen, 
um auf deren Entscheidungen einzuwirken. Denn: 
Buchverlage brauchen die Medien, um Bücher in gro-
ßen Auflagen verkaufen zu können. In erster Linie 
geht es um eine effektive Streuung der Buchkritiken in 
möglichst vielen Zeitungen, Zeitschriften, Magazinen 
und Talkshows.

Auf der anderen Seite stehen auch die Medien in ver-
schärfter Konkurrenz zueinander, der Aktualitätsdruck 
ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Häufig 
verlagert sich die Berichterstattung über Bücher auf 
die Zeit vor dem offiziellen Erscheinungstermin: »Bei 
wichtigen oder scheinbar wichtigen Titeln beginnt ein 
Wettrennen der Redaktionen, das nicht selten von cle-
veren Presseabteilungen gesteuert wird«, meint zum 
Beispiel Ulrich Greiner, Literaturchef der Zeit.

 
Oberflächlichkeiten statt Inhalte
Die klassische literarische Kritik wird dabei immer 
mehr verdrängt und zu kurzen Statements verein-
facht. Oft zählen nicht die Inhalte, sondern einzig 
und allein die Tatsache, dass die Biografie eines 
neuen Autors eine gute Personality-Story liefert 
oder dass der Autor fotogen genug ist, um in den 
Hochglanzmagazinen abgebildet zu werden. Karsten 

Rösel, Pressereferent beim Luchterhand Verlag, bestä-
tigt, dass bei Buchkritiken die Eigenschaften »leichter, 
kürzer, populärer und möglichst massenkompatibel« 
derzeit einen hohen Stellenwert haben.

Literaturberichterstattung ist keine von äußeren 
Einflüssen unabhängige Instanz des Feuilletons mehr: 
Bücher werden heute überall und von vielen bespro-
chen. Die Medien konzentrieren sich dabei in erster 
Linie auf die bekannten Autorennamen der großen 

Buchrezensionen sollten unabhängige Empfehlungen an die Leser 
sein. Eine neue Studie zeigt, dass die Waschzettel der Verlage häu-
fig ungefiltert auf den Literaturseiten der Tagespresse landen.

VON ANJA BEER
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   Kritiker      
Verlage. Deren Bücher tauchen dann plötzlich in allen 
Zeitungen, Zeitschriften und Talkshows auf, so dass 
der Eindruck entstehen kann, dies seien die wichtigs-
ten und besten Titel der Saison.

 Ijoma Mangold, Literaturkritiker bei der 
Süddeutschen Zeitung, bescheinigt vor allem 
dem Spiegel den Anstoß einer solchen Auf merk-
samkeitsspirale: »Sowie etwas im Spiegel steht, 
ist es in der Medienwelt, und alle anderen müs-
sen nachziehen«. Der Literaturchef des Spiegel, 
Volker Hage, spricht lieber von einem »anregenden 
Konkurrenzsspiel«. Er räumt jedoch ein, »dass der 
Spiegel von den Verlagen bevorzugt wird«.

Da der Produktionsdruck medienübergreifend 
enorm ist, stellen immer weniger Journalisten in kür-
zester Zeit immer mehr Inhalte her: Die unterhalt-
sam aufbereiteten Kurzrezensionen und Buchtipps, 

die in den Pressestellen der Verlage verfasst und als 
»Waschzettel« an die Redaktionen weitergereicht wer-
den, kommen da gerade recht. Nicht selten werden 
sie gerade von kleineren Zeitungen und Zeitschriften 
einfach eins zu eins übernommen und als eigene 
Kritik verkauft.

Umfangreiche Input-Output-Analyse
Aber wie erfolgreich schlägt Verlags-PR auf die 
Buchseiten deutscher Zeitungen und Zeitschriften 
tatsächlich durch? Um diese Frage zu beantworten, 
wurde die Pressearbeit der Random-House-Verlage 
Heyne, Diana, Luchterhand und Blessing und ihr 
Ergebnis untersucht. Die Erhebung beschränkte 
sich auf 13 der in den Verlagsvorschauen bewor-
benen Belletristik- und Sachbuchtitel aus den 
Frühjahrsprogrammen 2006, die im Februar und 
März in die Buchhandlungen kamen.
Aus Romanen wurden ausgewählt:

�Q��»Helle Tage« von Michael Cunningham
�Q��»April in Paris« von Michael Wallner 
�Q��»Das Wasser, in dem wir schlafen« von Rabea 

Edel
�Q��»Die Mondgöttin« von Bi Feiyu 
�Q��»Der Befehl« von Scott Turow
�Q��»Puls« von Stephen King
�Q��»Verblendung« von Stieg Larsson 
�Q��»Dem Himmel so fern« von Ayelet Waldman 

Aus Sachbüchern wurden ausgewählt: 
�Q��»Minimum« von Frank Schirrmacher 
�Q��»Gute Freunde« von Thomas Hüetlin 
�Q��»Göttin auf Zeit« von Gerhard Haase-Hin den-

berg
�Q��»Phaic Tan« von Tom Gleisner, Santo Cilauro 

und Rob Sitch 
�Q��»Wie man mit Fußball die Welt erklärt« von 

Franklin Foer 
Bei der Titel auswahl ging es vor allem darum, ein 

mög lichst brei tes Spektrum abzudecken. Es wurden bei-
spiels weise bewusst Bücher sowohl von bekannte ren 
als auch unbekannteren Autoren in die Analyse ein be-

Waschzettel im Schongang: Oft werden die Pressemitteilungen der 
Buchverlage von Blattmachern in Teilen einfach übernommen.
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zo gen, um später beurteilen zu können, ob der Fak tor 
»Prominenz« bei der Buch auswahl eine Rolle spielt. 

Die Output-Analyse umfasst sämtliche Rezensionen, 
Buchtipps und Berichte in deutschen Zeitungen, 
Zeitschriften und Magazinen, die bis zu drei Monate 
nach Erscheinen des jeweiligen Titels in den Verlagen 
gesammelt wurden. 22 Pressemitteilungen aus den 
Verlagen standen am Ende 580 Medienbeiträgen 
gegenüber. 

Deutlicher Einfluss der Verlags-PR
Bezogen auf die in der Erhebung untersuchten Bücher 
ist ein Einfluss der Verlags-PR auf die Buchkritik bezie-
hungsweise Literaturberichterstattung deutlich zu 
erkennen. In 30 Prozent aller Artikel, die die jewei-
lige Presse mit tei lung über nommen hatten, wurden 
die Mit teilun gen un verändert in gekürzter Form (14 

Prozent), zu 
mehr als zwei 
Dr i t te ln (9 
Prozent) oder 
zur Hälfte (8 
Prozent) über-
nommen. Von 
den 580 unter-

suchten Besprechungen basieren immerhin 88 (15 
Prozent) zu weiten Teilen auf Pressemitteilungen. 
Den Verlagen ist es also größtenteils gelungen, ihr 
Kommunikationsziel zu erreichen: die überwiegend 
positive Besprechung der Bücher in den Medien. 

Für die hier präsentierten Ergebnisse wurde dabei 
eine Übernahme als solche gewertet, wenn entweder 
komplette Satzteile oder Formulierungen aus einer 
Pressemitteilung oder mindestens eine der vorab 
definierten Kernbotschaften im jeweiligen Artikel 
gefunden wurden – oder wenn eine weitgehende 
Übereinstimmung der Themenfolge und Gewichtung 
festgestellt werden konnte. 

Insgesamt liegt die Resonanzquote aller 
Pressemitteilungen bei 50,3 Prozent: Das heißt, dass 
die untersuchten Pressemitteilungen in 292 Artikeln 
komplett oder in Teilen übernommen wurden – und 
in 288 Artikeln (49,7 Prozent) nicht. Am häufigsten 
wurde die Pressemitteilung zu »Helle Tage« (von 
Michael Cunningham) übernommen – zu 93 Prozent 
im Sinne des Verlages. Mit der Pressemitteilung zu 
»April in Paris« (von Michael Wallner) setzten sich 33 
Prozent der Artikel kritisch auseinander, zu 67 Prozent 
wurden die Aussagen daraus unreflektiert kopiert. 
Wurden die Pressemitteilungen übernommen, fielen 
die Besprechungen insgesamt positiver aus.

Fünf augenscheinliche Faktoren
Die untersuchten Buchkritiken ließen sich zudem 
über folgende fünf Faktoren beschreiben:

(1) Prominenz des Autors: Von den 580 analysier-
ten Artikeln entfällt allein ein Viertel auf den Ti tel 
»Minimum«: Im Unter suchungszeitraum wurden 
ins ge samt 147 Artikel zum neuen Schirr macher-Sach-
buch veröffentlicht. An zweiter Stelle folgt der Grusel-
Schocker »Puls« von Stephen King mit 83 Artikeln. 
Dies legt die Vermutung nahe, dass die Prominenz 
des Autors und dessen Nationalität eine große Rolle 
bei der Auswahl der zu besprechenden Bücher spie-
len: Am häufigsten wurde ein Buch besprochen, dass 
von einem prominenten deutschen Autor geschrieben 
wurde. An zweiter Stelle folgt ein Roman eines inter-
national bekannten amerikanischen Autors.

(2) Aktualitätsdruck: Über 15 Prozent aller Bücher 
wurde vor dem jeweiligen Erscheinungstermin berich-
tet und 45 Prozent aller Besprechungen erschienen 
innerhalb des ersten Verkaufsmonats. Der Faktor 
Aktualität spielt also bei der Titelauswahl eine her-
ausragende Rolle. 

(3) Mediengattungen und Darstellungsformen: 
Insgesamt sind nahezu zwei Drittel (63 Prozent) aller 

Die Verlage haben ihr PR-Ziel 
größtenteils erreicht: die überwie-

gend positive Besprechung der 
Bücher in den Medien.  

WISSENSCHAFTLICHE METHODE

Für die vorliegende Studie wurde der PR-Aufwand für 13 Belletristik- und Sachbuchtitel aus dem Frühjahrsprogramm 
2006 der Random-House-Verlage Heyne, Diana, Luchterhand und Blessing untersucht. Anschließend wurden sämtli-
che Besprechungen dieser Bücher in deutschen Zeitungen und Zeitschriften analysiert, die die Verlage bis drei Monate 

nach Erscheinungsdatum gesammelt hatten. Zudem wurde das Selbstverständnis von Presse- und Öffentlichkeitsarbeitern 
in Buchverlagen als auch das von Buchkritikern in Form von Experteninterviews erfasst. Für die 14 Experteninterviews 
wurde ein halbstandardisierter Gesprächsleitfaden verwendet.  Anja Beer
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Besprechungen in Zeitungen erschienen, mehr als ein 
Viertel (27 Prozent) in Publikumszeitschriften. Die 
meisten Besprechungen wurden in Regionalzeitungen 
veröffentlicht. Die Auswertung ergab, dass kurze 
Buchtipps und Buchkritiken in den Artikeln über-
wiegen: 45 Prozent der Texte konnten diesen 
Darstellungsformen zugeordnet werden. 37 Prozent 
der Buchbesprechungen entfielen auf ausführlichere 
Rezensionen. Die dritthäufigste Darstellungsform nach 
Buchkritik und Rezension war das Autoreninterview. 
Dabei entfielen von insgesamt 21 Interviews allein 15 
auf Frank Schirrmacher.

(4) Bebilderung: Für den Buchverlag ist die Länge 
des Artikels oft weniger entscheidend. Wichtig ist, wo 
und wann er erscheint – und ob das Buchcover oder 
ein Autorenfoto abgebildet ist. Fotos sind deshalb 
von Bedeutung, da ein bebilderter Artikel generell 
stärker beachtet wird als ein »Nur-Text-Bericht«. Je 
mehr Platz ein Foto neben einem Artikel einnimmt, 
desto eher kann der Verlag davon ausgehen, dass dem 
besprochenen Buch eine gewisse Aufmerksamkeit 
zuteil wird. Immerhin fast drei Viertel (74 Prozent) 
aller untersuchten Artikel wurden mit Bildmaterial 
versehen: Meist ist das Buchcover abgebildet (64 
Prozent), dann folgen Autorenfotos (33 Prozent) und 
sonstige Bilder. 

Besonders interessant: Hier spielen sowohl die 
Bekanntheit als auch Attraktivität des Autors eine 
Rolle. Der mit Abstand am häufigsten abgebildete 
Schriftsteller ist Michael Cunningham: 61 Prozent 
der Besprechungen wurden mit einem oder mehr als 
einem Foto des Pulitzer-Preisträgers versehen. Rabea 
Edel, eine junge, sehr hübsche Autorin, die mit »Das 
Wasser, in dem wir schlafen« ihren Debüt-Roman 
vorlegte, wurde in 42 Prozent der Artikel abgebildet. 
Darüber hinaus nahmen Fotos der Schriftstellerin im 
Schnitt wesentlich mehr Platz ein als der dazugehö-
rige Text.

(5) Valenz der Buchkritiken: Der Einfluss der 
Pressearbeit auf die Art der Berichterstattung ist 
beim Medium Buch besonders schwer zu mes-
sen, da die Valenz in erster Linie von der Qualität 
des jeweiligen Titels abhängt. Erwähnenswert sind 
auch Vorschusslorbeeren, die dazu führen können, 
dass eine bestimmte Erwartung bewusst geschürt 
wird. Nicht selten werden gerade solche Bücher von 
der Kritik zerpflückt. Im Fall von Michael Wallners 
»April in Paris« wird dieses Phänomen deutlich: In 
der Pressemitteilung wurde verstärkt darauf hin-

gewiesen, dass sich das Buch zum internationalen 
Bestseller mausern könnte – eine Bemerkung, die in 
vielen Rezensionen auftaucht und auch vom klassi-
schen Feuilleton aufgegriffen wurde – dort allerdings 
mit dem Zusatz, dass das Werk nicht halte, was der 
Verlag verspricht. Generell scheint es allerdings so zu 
sein, dass den meisten Kritikern der wenige vorhan-
dene Platz zu schade ist, um ein Buch zu verreißen: 
Insgesamt wurden die untersuchten Bücher in mehr 
als der Hälfte (54 Prozent) der Artikel positiv bespro-
chen, in nur 10 Prozent der Fälle überwog ein nega-
tives Urteil.

Buchkritik in Häppchenform
Grundsätzlich gibt es in Redaktionen keinerlei 
Verpflichtung, ein Buch zu besprechen oder die 
angebotenen Presseinformationen zu verwerten: 
Journalisten sind – abgesehen von ökonomischen und 
arbeitsorganisatorischen Zwängen – autonom in ihrer 
Entscheidung. Dennoch sind positive Besprechungen 
im Sinne der 
Verlage wesent-
lich häufiger 
zu finden als 
anspruchsvolle 
Buchkritiken. 
In der durchge-
führten Un ter-
suchung dominieren größtenteils knappe und mög-
lichst unterhaltsam aufbereitete Kurzrezensionen 
und Buchempfehlungen. Nur die großen Blätter wie 
beispielsweise die Süddeutsche Zeitung, die Zeit 
und die Frankfurter Allgemeine Zeitung leisten sich 
noch ausführliche Literaturbesprechungen. Regionale 
Zeitungen, Zeitschriften und Magazine servieren ih-
ren Lesern Kultur meist nur noch in Häppchenform.

Buchverlage stimmen ihre Strategien darauf ab 
und versuchen vor allem durch die Inszenierung von 
Literatur und Autoren, die Kritiker für sich zu gewin-
nen. Zwar wollen Pressereferenten von Verlagen 
ein auf Ehrlichkeit basierendes Verhältnis zu den 
Kritikern aufbauen  – die Grundlage dieser Beziehung 
ist jedoch eine ökonomische. Deshalb tragen die 
Pressereferenten mitunter auch Bücher an die Kritiker 
heran, hinter denen sie im schlechtesten Fall gar nicht 
stehen. Den Nachteil kopierter Verlags-PR trägt letzt-
lich der »Verbraucher«, der den tatsächlichen Wert 
eines Buches nur auf eine Art wirklich beurteilen 
kann: indem er es kauft und liest. �Q

Anja Beer hat an 
der Katholischen 
Universität Eichstätt 
Diplom-Journalistik 
studiert und ist jetzt 
freie Journalistin in 
München.

Den meisten Kritikern ist der 
wenige vorhandene Platz zu 
schade, um ein Buch in ihrer 
Rezension zu verreißen.
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Die imaginäre       

I
ch bleibe Bundeskanzler, auch wenn Medien wie 
Sie dagegen gearbeitet haben.« Gerhard Schröders 
Kampagnen-Vorwurf in der ZDF-Sendung 
Berliner Runde am Abend der Bundestagswahl 

2005 ist legendär. Stolz sei er, erklärte der Noch-
Kanzler, dass Medienmacht und Medienmanipulation 
das demokratische Bewusstsein nicht erschüttert 
hätten. In der Tat: Nach dem extrem polarisierten 
Wahlkampf fiel das Ergebnis für Gerhard Schröder 
und die SPD um einiges besser aus, als es das Gros 
der Meinungsforscher und Publizisten prophezeit 
hatte. Die Union dagegen hatte den sicher geglaubten 
Wahlsieg verspielt, die schwarz-gelben Träume waren 
dahin. Der Souverän hatte anders entschieden.

Einige Medienexperten und Journalisten führten 
anschließend eine Debatte darüber, ob es die Medien 

dieses Mal über-
trieben hätten: 
Wurde wirklich 
versucht, den 
Kanzler mit-
samt der SPD 
runter- und die 
Union hochzu-

schreiben? Der allgemeine Tenor lautete: Ja, selbst 
die ehemaligen »Frogs« (»Friends of Gerd«) hätten in 
den Abgesang auf Rot-Grün eingestimmt. Ein neuer 
Tiefpunkt in der politischen Kommunikationskultur 
sei erreicht worden. Ginge es so weiter, vergrößere 
sich das Glaubwürdigkeitsproblem des Journalismus. 

Allerdings war diese fruchtlose Diskussion schnell 
wieder beendet, als sich Sozialdemokraten und 
Union nach zähen Verhandlungen auf ein gemein-
sames Regierungsbündnis unter Bundeskanzlerin 
Angela Merkel einigten. Zu beobachten waren fort-
an Journalisten, die eine weltreisende Kanzlerin mit 

besonders weichen Samthandschuhen anzufassen 
schienen. Doch nach Ablauf der üblichen 100-tägi-
gen Schonfrist für neue Regierungen war der mediale 
Kuschelkurs auch schon wieder beendet. 

Eine Verschwörung hat es nicht gegeben
Eine Studie am Lehrstuhl von Professor Michael Haller 
an der Universität Leipzig hat diese Zyklen innerhalb 
der Politikberichterstattung während und nach dem 
Wahlkampf untersucht. Ziel war es herauszufinden, 
wie die für die politische Meinungsbildung maßgeben-

Der pauschale Vorwurf von Gerhard Schröder, die Medien hätten 
ihn wegschreiben wollen, trifft nicht zu. Eine Studie zeigt deutliche 
Unterschiede zwischen konservativen und progressiven Zeitungen.

VON SEBASTIAN FEUß

Schröders Kampagnen-Vorwurf 
wurde in der Expertendiskussion 

bestätigt: Selbst die »Frogs« hatten 
in den Abgesang eingestimmt.
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  Polit-Kampagne
den Printmedien den Regierungswechsel 2005 und die 
ersten Regierungsmonate der großen Koalition beglei-
tet haben. Zu den ausgewerteten Medien zählen Die 
Welt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Süddeutsche 
Zeitung, Frankfurter Rundschau, die taz sowie Bild.

Eine Verschwörung der überregionalen Printmedien 
gegen die SPD – wie sie Schröder erlebt haben will 
– hat es im Bundestagswahlkampf 2005 nicht gege-
ben. Wohl aber sahen sich die Sozialdemokraten 
einer für sie deutlich negativen Berichterstattung und 
Kommentierung ausgesetzt – und dies nicht nur in 
Zeitungen, die die SPD-geführte Regierung seit ihrem 
Amtsantritt 1998 ohnehin kritisch beäugt hatten, 
sondern auch in denen, die anfangs Sympathie für 
das rot-grüne Projekt erkennen ließen – wie etwa 
die Süddeutsche Zeitung, die Frankfurter Rundschau 
oder die taz. 

Dieses Negativbild mag der Grund für die pauschale 
Beschuldigung des Kanzlers gewesen sein, die Medien 

hätten eine Kampagne gegen ihn gefahren. Dieser 
Vorwurf trifft jedoch eindeutig nicht zu. Es haben 
sich nicht flächendeckend alle Printmedien unein-
geschränkt auf die Seite der damaligen Opposition 
geschlagen und sich von der Kanzlerpartei abgewen-
det – aller geäußerten Kritik an ihr zum Trotz.

Die Untersuchung expliziter und impliziter 
Bewertungen auf der Meinungs- und Sachebene 
zeigt, dass Abstufungen hinsichtlich des Kritik-Grades 
an der SPD beziehungsweise der Forcierung eines 
Regierungswechsels bestanden. Dabei kann eine 
Trennlinie zwischen konservativen und progressiven 
Medien gezogen werden. 

Kampagnenartiges Verhalten ließ sich am ehesten 
bei den beiden Zeitungen aus dem Axel-Springer-
Verlag, Welt und Bild, ausmachen. Beide bekunde-
ten weitgehend unverhohlen ihre Unterstützung für 
die CDU, während sie die SPD fast ausschließlich 
negativ beurteilten. Die rot-grüne Regierung habe 

Harsche Kritik vor und nach der 
Wahl: Bild vom 17.6.2005, SZ vom 
15.6.2005, taz vom 1.6.2005, FR 
vom 11.6.2005 (linke Hälfte); Welt 
vom 9.3.2006, SZ vom 18.4.2006, 
Bild vom 10.5.2006,  FAZ vom 
12.5.2006 (rechte Hälfte).
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den »Offenbarungseid geleistet«, erklärt dazu im 
Interview der stellvertretende Leiter des Innenpolitik-
Ressorts der Welt, Frank Käßner. Es habe sich etwas 
ändern müssen, und dies habe »eigentlich nur in eine 

wirtschaftslibe-
rale Richtung 
gehen können«. 
Das habe aber 
nicht bedeu-
tet, »dass wir 
die SPD hier 
an die Wand 

geschrieben hätten«. Allerdings waren 71,4 Prozent 
der Leitartikel gegen die SPD gerichtet – ein Wert, 
den kein anderes Medium erreichte.

Empfindungen und Erwartungen
Hans-Jörg Vehlewald, Chefreporter Politik bei Bild, 
streitet ab, dass es in seiner Redaktion eine durchge-
hende Linie bei der Frage gegeben habe, wer Kanzler 
werden soll. »Man muss allerdings ehrlicherweise 
sagen, dass das Problem im vergangenen Jahr war, 
dass sich die Erwartung, Rot-Grün wird nicht im Amt 
bleiben, mit der Empfindung deckte: Das ist vielleicht 

auch besser so.« Die Hälfte aller Kommentare zielte 
folgerichtig gegen die SPD-geführte Regierung, in fast 
20 Prozent der Kommentare wurde pro Union argu-
mentiert.

Auch die FAZ positionierte sich gegen die SPD. 
Man habe »deutlich gemacht, dass ein Wechsel 
nötig ist«, sagt Politikchef Stefan Dietrich. Insgesamt 
jeweils etwas mehr als die Hälfte ihrer Leitartikel und 
Kommentare fielen zum Nachteil der SPD aus. Der 
Anteil negativer Kommentare über die CDU lag dage-
gen mit 14,3 Prozent erstaunlich niedrig.

Bei den progressiven Medien wurde ebenfalls eine 
SPD-kritische Sicht deutlich, die aber schwächer ausfiel 
als bei den konservativen Medien. Bei der Frankfurter 
Rundschau wurden in 60 Prozent der Leitartikel die 
politischen Positionen von SPD und CDU abgewo-
gen, ohne dass eine journalistische Präferenz deutlich 
wurde. Hier bewegte sich die redaktionelle Linie den 
Angaben von FR-Politikchef Matthias Arning zufol-
ge irgendwo »jenseits der Linie von Rot-Grün, aber 
auch der von Schwarz-Gelb«. Gleichzeitig machte die 
Zeitung in ihren Kommentaren klar, wie sie die Politik 
der SPD bewertet: Die Hälfte der Kommentare richte-
te sich gegen die Sozialdemokraten. 

Um die Forschungsfrage beantworten zu können, wurden 
zwei empirische Methoden kombiniert: die quantitati-
ve Inhaltsanalyse und das qualitative Leitfadeninterview. 

Während der beiden dreimonatigen Untersuchungszeiträume wurden 
insgesamt 1121 Berichte, Kommentare, Leitartikel und Hybridformen 
inhaltsanalytisch ausgewertet. Der erste Untersuchungszeitraum 
begann nach der Verkündung von Neuwahlen infolge der für 
Rot-Grün verlorenen Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen am 
23. Mai 2005 und endete am 23. August 2005. Der zweite 
Untersuchungszeitraum setzte unmittelbar nach Ablauf der 100-
tägigen Schonfrist für die große Koalition am 1. März 2006 ein und 
endete am 31. Mai 2006.

Das Kategoriensystem bestand zum einen aus formalen Kategorien 
(z.B. Platzierung, Umfang der Artikel). Wesentlicher aber waren die 
inhaltlichen Kategorien. Hier wurde die Häufigkeit von Themen eben-
so wie die Zitation von politischen und gesellschaftlichen Akteuren 
ermittelt. Zentral waren außerdem die Aussagekategorien: Erstens 
wurde erfasst, welche expliziten Bewertungen der SPD und der 
Union durch die zitierten Akteure vorgenommen wurden. Zweitens 

wurden die expliziten Tendenzen des Journalisten ermittelt. Hier 
wurde die Anzahl der Pro- und Kontra-Argumente in Kommentaren 
und Leitartikeln aufsummiert. In Berichten und Hybridformen ließ 
sich eine journalistische Tendenz ausmachen, wenn eine Äußerung 
nicht in unmittelbaren Bezug zu einem der Akteure gebracht werden 
konnte, wenn Gesagtes kommentiert wurde oder wenn bestimmte 
Stilmittel auftraten.

Die Stilmittel gaben in ihrer Summe Aufschluss über die 
Stilfärbung, die einem Artikel eine implizite Tendenz verleiht. So 
konnte ermittelt werden, was zwischen den Zeilen – bewusst oder 
unbewusst – mitgeteilt wurde. Insgesamt wurden 15 positive und 
26 negative Stilmittel zugunsten oder zuungunsten der Parteien und 
der großen Koalition definiert – von positiv oder negativ gerichteten 
metaphorischen Komposita bis zu bestimmten Präfixbildungen. Im 
Anschluss an die Inhaltsanalyse wurden sechs Leitfadeninterviews 
mit den Leitern der Innenpolitikressorts, ihren Stellvertretern oder 
Politikredakteuren in verantwortlicher Position der untersuchten 
Medien geführt.            

Sebastian Feuß

WISSENSCHAFTLICHE METHODE

In der Frankfurter Rundschau lag 
die redaktionelle Linie »jenseits 

der von Rot-Grün, aber auch 
jenseits der von Schwarz-Gelb«.
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Die taz ließ auf der Meinungsebene nicht ein-
deutig erkennen, welche der beiden politischen 
Lager sie bevorzugte. Die Kommentare des linksal-
ternativen Blattes waren zu 32,3 Prozent gegen die 
Sozialdemokraten gerichtet, in 35,5 Prozent der Fälle 
wurde gegen die Union argumentiert. 

Die Süddeutsche Zeitung nahm in der Kom-
mentierung der Ereignisse im Wahlkampf eine 
Ausnahmestellung ein. Als Einziges der untersuchten 
Printmedien wies sie einen tendenziell CDU-kriti-
schen Kurs auf. In etwa 40 Prozent der Kommentare 
wurde eine negative Beurteilung politischer Ideen 
und Positionen der Union deutlich. Der für die SPD 
gemessene Wert lag mit etwa 28 Prozent deutlich 
darunter. In den Leitartikeln der SZ wurden SPD 
und CDU zu jeweils 27,3 Prozent negativ bewertet. 
Hinzu kam eine mit 45,5 Prozent stark ausgeprägte 
Neutralität in Leitartikeln.

Indirekte Wertung in Berichten
Wörter sind nicht keimfrei. Und so wurde in der 
Untersuchung auch berücksichtigt, dass durch 
Verwendung unterschiedlicher Stilmittel Meinungen 
transportiert wurden. Interessant war zu sehen, 
dass die auf der Meinungsebene explizit geäußerten 
Tendenzen den zwischen den Zeilen geäußerten 
impliziten Tendenzen entsprachen. Die Mehrzahl 
der Stilmittel fand sich in Meinungsstilformen und 
Hybridformen. Aber auch die eigentlich neutral zu 
haltenden Berichte wiesen eine nicht geringe Zahl an 
Stilmitteln auf, die in der Summe eine positive oder 
negative Stilfärbung zugunsten oder zuungunsten der 
Parteien ergab. 

Es lässt sich auch hier eine klare Trennlinie zwi-
schen konservativen und linksliberalen Medien zie-
hen. Insgesamt 62,9 Prozent der Berichte in der Welt 
enthielten eine negative Stilfärbung zulasten der SPD, 
in der FAZ waren es 55,6 Prozent, in der Bild 69,6 
Prozent. Damit liegen die Springer-Medien und die 
FAZ hinsichtlich stilistischer Negativität gegen über 
der SPD vor allen anderen Medien. In den progres-
siven Medien enthielten die Berichte zumeist eine 
negative Stilfärbung zuungunsten der CDU. In der 
Süddeutschen Zeitung lag bei 42,1 Prozent der 
Berichte eine negative Stilfärbung gegen die Union 
vor, in der FR waren es 53,3 Prozent, in der taz 44,4 
Prozent.

Einen bewussten Zusammenhang zwischen expli-
ziter und impliziter Bewertung bestreiten die befrag-

ten Journalisten. »Die redaktionelle Linie ist eine 
Sache, die auf der Meinungsseite zum Ausdruck 
kommen sollte. Auf Inhaltsseiten verbieten sich 
Meinungsäußerungen«, sagt Welt-Redakteur Frank 
Käßner. Es scheint demnach, dass eine implizite 
Bewertung der Parteien auf der Sachebene in den 
meisten Fällen nicht bewusst geschah, sondern sich 
über die Sozialisierung von Journalisten und über 
grundsätzliche politische Einstellungen erklären lässt.

Enttäuschte Liebe bei der taz
Wie deuten die Journalisten die überall vorhandene, 
wenngleich mal stärker und mal schwächer ausge-
prägte Kritik 
an Rot-Grün? 
Nico Fried, 
P a r l a  m e n t s -
redakteur der 
Süddeutschen 
Zei tung in 
Berlin, spricht 
von einem »Verdruss hinsichtlich der Form des rot-
grünen Regierens« bei allen Journalisten, die das 
politische Geschehen in Berlin jeden Tag be obachten. 
Auch Welt-Redakteur Käßner erinnert sich, dass 
Medien, Journalisten und Verleger ernüchtert »über 
dieses Hin und Her, über dieses Lustlose, über diese 
Unent schlossen heit in der Regierung«, über das »wal-
zermäßige Vorgehen« waren: »Zwei Schritte vor, einen 
zurück. Ent schei dun gen wurden aus der Hosen tasche 
getroffen, um sie dann wieder zurückzunehmen, oder 
zu erklären: Das geht eigentlich gar nicht.« 

Für Ralph Bollmann, Ressortleiter Inland bei 
der taz, war es »enttäuschte Liebe«. Die maßlose 
Enttäuschung über Rot-Grün habe mit den immensen 
Erwartungen zu tun, mit denen diese Regierung 1998 
gestartet war.

Aus dieser Negativ-Bilanz der rot-grünen Jahre habe 
jedoch keine Kampagne gegen Schröder und die SPD 
resultiert – da sind sich alle befragten Journalisten einig. 
Schröders Vorwurf am Wahlabend empfinden sie als 
ungerechtfertigt und überzogen. Die große Kampagne, 
die versuchte, Schröder zu verhindern, habe »mehr in 
seinem Kopf als woanders stattgefunden«, meint Bild-
Chefreporter Vehlewald. SZ-Parlaments redakteur Nico 
Fried sagt, Schröder habe nur die Kombination aus 
Demoskopie und Berichterstattung wahrgenommen. 
Dass Journalisten der Demoskopie zu sehr vertraut 
hätten, sei jedoch ein »ganz schwerer handwerklicher 

Die große Kampagne gegen 
Schröder habe »mehr in seinem 
Kopf als anderswo stattgefunden«, 
sagt Bild-Chefreporter Vehlewald.
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Fehler aller Journalisten« gewesen, denn darauf sei 
die Berichterstattung »in Teilen« aufgebaut worden.

Pause im politisch-medialen Komplex
Nach dem Wahlabend des 18. September 2005, der 
die meisten Beobachter einigermaßen ratlos ob des 
unklaren Wählerwillens zurückließ, schien sich der 
politisch-mediale Komplex eine Pause gönnen zu wol-
len. Stefan Dietrich, Politik-Ressortleiter bei der FAZ, 

beschreibt diese 
Phase als ein 
»Innehalten, ein 
Luftanhalten, 
ob eine große 
Koalition über-
haupt gutge-
hen kann«. 

Außerdem habe »da noch ein bisschen 
Schuldbewusstsein mitgespielt. Alle wollten die 
Neuwahl und waren am Zustandekommen insofern 
auch beteiligt. Nach der Wahl waren dann alle etwas 
beklommen, denn das Ergebnis war nicht das, was 
man gewollt und erwartet hatte.«

Zugespitzt und übertrieben
Allerdings dauerte diese Phase nicht lange. SZ-
Parlamentsredakteur Fried: »Für Medien ist es ja 
nicht so wahnsinnig schön, wenn eine Regierung 
immer nur kuschelt. Das ist nicht so schlagzeilen-
trächtig. Insofern wurden erste Verstimmungen in der 
Koalition auch sehr schnell aufgegriffen, zugespitzt 
und übertrieben.« 

Diese Beobachtung deckt sich mit den 
Untersuchungsergebnissen für die Zeit von Anfang 
März bis Ende Mai 2006. Nach 100 Tagen Kuschelkurs 
griffen die Medien wieder an. Es bildete sich eine 
geschlossene Front aus konservativen und progressi-
ven Medien gegen die große Koalition heraus.

Deutlich zeigte sich in diesem zweiten 
Untersuchungszeitraum auf der Meinungsebene, dass 
die große Koalition von allen Medien durchweg nega-
tiv beurteilt wurde. So fielen insgesamt 60 Prozent der 
Leitartikel in der Welt in dieser Zeit zuungunsten des 
schwarz-roten Bündnisses aus. Auch in 46,7 Prozent 
der Kommentare wandten sich die Welt-Journalisten 
gegen die Arbeit der neuen Regierung. Nicht anders 
in der Frankfurter Allgemeinen: In 46,2 Prozent 
der Leitartikel und 44,4 Prozent der Kommentare 
wurde die große Koalition kritisiert. Bild toppte all 

diese Werte: 90 Prozent aller Kommentare richteten 
sich gegen das Handeln der großen Koalition, nur 10 
Prozent wiesen eine positive Bewertung auf. 

Auch die progressiven Medien waren den Groß-
koalitionären alles andere als wohlgesonnen. In 
der Hälfte der Leitartikel und in gut einem Drittel 
der Kommentare der Süddeutschen sprachen sich 
die Journalisten gegen das Bündnis CDU-SPD aus. 
Ähnlich deutlich die Frankfurter Rundschau: Hier 
waren es wiederum die Hälfte der Leitartikel und 22 
Prozent der Kommentare, die eine negative Tendenz 
aufwiesen. Auch in 40,9 Prozent der Kommentare in 
der taz wurde eine negative Bewertung von Schwarz-
Rot deutlich.

Negativ durchs Hintertürchen
Die auf der Meinungsebene sichtbare explizite Tendenz 
entsprach wiederum der impliziten Tendenz auf der 
Sachebene. Insgesamt 36,8 Prozent der Berichte in 
der Welt enthielten eine negative Stilfärbung. In der 
FAZ waren es 66,7 Prozent, in der Süddeutschen 36,4 
Prozent, in der Frankfurter Rundschau 70 Prozent, 
in der taz 60 Prozent und in der Bild 55,2 Prozent. 
Eine implizite Negativ-Bewertung zuungunsten der 
großen Koalition ließ sich somit in allen Zeitungen 
nachweisen. 

Dass der Prozentwert in der Welt vergleichsweise 
niedrig ausfiel, hatte zwei Gründe: Erstens lag der Wert 
für eine negative Stilfärbung zuungunsten der SPD mit 
42,1 Prozent deutlich höher; zweitens war in 21,1 
Prozent der Fälle eine positive Stilfärbung zugunsten 
der Union zu verzeichnen. Auch in der Süddeutschen 
lag der Wert für eine negative Stilfärbung zuunguns-
ten der großen Koalition niedriger als in den anderen 
Medien. Dies hatte drei Gründe: Zum einen war die 
Stilfärbung zu 18,2 Prozent positiv für die SPD; in 
weiteren 18,2 Prozent war sie negativ für die SPD; 
noch einmal 18,2 Prozent der Berichte wiesen eine 
positive Stilfärbung zugunsten der großen Koalition 
aus. Eine solche implizite Positiv-Bewertung von 
Schwarz-Rot trat in keinem anderen Medium auf.

»Regierungen sind immer Feindbilder«
Betrachtet man die Beurteilung der beiden Parteien 
SPD und CDU in progressiven und konservativen 
Medien für sich, so war festzustellen, dass redaktionelle 
Grundausrichtungen und parteipolitische Präferenzen 
der Zeitungen auch nach dem Zusammengehen der 
beiden politischen Lager grundsätzlich bestehen blie-

»Die Medien spüren viel Unent-
schlossenheit und sind immer 

ungeduldig. Welches Medium hat 
heute noch einen langen Atem?«
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ben. Progressive Medien beurteilten die SPD nach 
wie vor positiver als die CDU und umgekehrt bewer-
teten konservative Medien die politischen Ideen und 
das Handeln der CDU positiver als das der SPD. Die 
oft vertretene Ansicht, dass die redaktionellen Linien 
verschwimmen, kann für die Politikberichterstattung 
in den beiden untersuchten Zeiträumen nicht bestä-
tigt werden.

Ob es sich bei der explizit wie implizit negati-
ven Bewertung der großen Koalition um ein neues 
Feindbild der Medien handelte, wird von den befrag-
ten Journalisten unterschiedlich gesehen. Vier von 
sechs Befragten wollen dies nicht bejahen. Der SZ-
Parlamentsredakteur Nico Fried und der stellvertre-
tende Politik-Ressortleiter der Welt, Frank Käßner, 
sehen das jedoch anders. »Die Medien spüren viel 
Unentschlossenheit und sind eigentlich immer unge-
duldig. Welches Medium hat heute schon einen lan-
gen Atem? Es ist auch ein gewisses Beleidigtsein vor-
handen, weil einfach nichts passiert«, sagt Käßner. Für 
Nico Fried liefern »Regierungen immer Feindbilder, 

allein ausgehend von der Definition unseres Jobs her: 
Wenn wir sagen, wir kontrollieren sie und sehen, ob 
sie einhalten, was sie versprochen haben – ja, dann 
sind sie ein Feindbild.«

Wirklichkeitsfernes Raumschiff Berlin
Erst also Rot-Grün, jetzt Schwarz-Rot – hat sich der 
politische Printjournalismus in der Medienrepublik 
erst auf eine Regierung eingeschossen, scheint wenig 
Zeit zu bleiben, um zu reflektieren, nach welchen 
Maßstäben überhaupt geurteilt wird. 

Gefährlich sind dabei die Wirklichkeitsferne im 
Raum schiff Berlin, die Selbstreferentialität im Sys-
tem Journalismus und die Ergebnisse der Demos-
ko pie als Grundlage von Berichterstattung und 
Kommentierung. 

Die für die Meinungsbildung maßgebenden 
Print me dien müssen aufpassen, dass sie nicht dem 
Lem min ge-Effekt erliegen. Bewusste medienüber-
greifende Kampagnen lassen sich jedoch nicht fest-
stellen. �Q

Sebastian Feuß 
ist Absolvent 
des Journalistik-
Studiengangs an 
der Universität 
Leipzig und arbeitet 
als freier Journalist. 
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Klares Profil        
Die Grundeinstellungen von Journalisten, ihr Rollenverständnis und 
der Bedeutungsverlust des politischen Journalismus – Medienkritik 
stand beim Jahrestreffen des Netzwerks Recherche im Zentrum.

VON SEBASTIAN HEINISCH

H
altung. Ich glaube, dass viele in unse-
rem Metier mit diesem Wort rein gar 
nichts mehr anfangen können«, warf der 
Mitbegründer der taz Tom Schimmeck 

den Teilnehmern der Jahrestagung des Netzwerks 
Recherche in seiner Auftaktrede am zweiten Ver-
anstaltungstag provokant entgegen. Zwar gestand er 
in seinem »Bericht zur Lage des Journalimus« ein, 
dass jeder Tag gute Artikel und Sendungen bringe. 
Dennoch skizzierte der freie Journalist mit spitzer 
Zunge einige Probleme, mit denen der deutsche 
Journalismus zu kämpfen hat.

»Dass sich viele Medienleute nicht mehr als Mittler 
zu den Menschen, sondern als Mitinhaber von Macht 
begreifen«, sah er genauso wie der Vorjahres redner 

und Chefpublizist des schweizerischen Ringier-Verlags 
Frank A. Meyer (siehe Message 3/2006). Der Grund 
dafür könne möglicherweise in der falschen Haltung 
vieler Medienmacher liegen.

Haltungslosigkeit als Vorteil
Diese falsche Grundeinstellung führte Schimmeck 
auf vier Ursachen zurück: Angesichts der wachsen-
den Zahl der Studenten, die »irgendwas mit Medien« 
machen, kann er sich nicht des Verdachts erweh-
ren, »dass Geschmeidigkeit hier oft mehr zählt als 
Charakter.« Doch auch nach einem Studium gelte 
Haltungslosigkeit als Vorteil, denn: »Wer ewig am 
unteren Ende der Leiter steht, durch einen nie enden-
den Tunnel von Praktika gezwungen wird, lernt bald, 

dass Über zeugungen und Prin-
zipien im Zwei fel stören.«

Stehe er dann einmal im 
Beruf, so schufte der aktuell 
arbeitende Journalist unter 
mehrfach durchrationali-
sierten Stressbedingungen 
– eingezwängt und einge-
engt zwischen einer immer 
professioneller agierenden 
PR-Maschinerie und den 
ökonomischen Vorgaben des 
eigenen Verlegers.

Darüber hinaus kri-
tisierte Schimmeck den 
Popjournalismus als Form 
des heutigen Zeitgeists: 
»Betrieben wird er meist von 
Söhnen und Töchtern aus 
gutem Hause, die viel Freude 
an Markenprodukten und der 

Auf einem prominent besetzten 
Podium stritten Nikolaus Brender, 

Günter Wallraff, Maybrit Illner, 
Hanni Hüsch, Hermann Schreiber 

sowie Thomas Roth (v.l.)
 über die Rolle des Journalisten.

F
oto: N

etzw
erk R

echerche e
.V.
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    unerwünscht
narzistischen Umkreisung des eigenen Bauchnabels 
haben.« Folglich sei das Wort ‚Gutmensch’ eines der 
liebsten Schimpfwörter der »Generation Mini-Golf«, 
weil diese nämlich jede Art von Haltung verachte.

Indes scheute Schimmeck nicht die inhaltliche 
Kritik: Suche man in Bahnhofsbuchhandlungen ange-
sichts endloser Meter Zeitungen und Zeitschriften 
nach »feinem Journalismus«, finde man nichts als »ein 
elendes Häuflein«. Ebenso im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, wo das Ziel zu sein scheine, das »zahlen-
de Publikum von jeder tiefer gehenden Einsicht fern-
zuhalten.«

Politmagazine der ARD wurden »kastriert«
Dass wieder mehr tiefer gehende Einsichten in der 
ARD vermittelt werden sollten, dessen waren sich die 
Teilnehmer der Diskussion um die »Zukunft der ARD-
Magazine« einig. Doch über das »Wie?« stritten sie 
mitunter heftig.

Mathias Werth, stellvertretender Redaktionsleiter 
des WDR-Magazins Monitor, unterstrich den 
Bedeutungsverlust des politischen Journalismus im 
Ersten mit Zahlen: Während vor der Kürzung der 
Politmagazine von einer dreiviertel Stunde auf eine 
halbe Stunde rund 600 bis 650 Beiträge pro Jahr 
gesendet wurden, seien es jetzt nur noch knapp 500. 
Umstritten sei aber nicht nur die kürzere Sendezeit, 
sondern auch das Sendeschema.

»Meine Archivare haben eine Stunde benötigt, 
um herauszubekommen, wer wann sendet«, bekräf-
tigte Heribert Prantl von der Süddeutschen Zeitung 
(SZ) die Kritik. Und obwohl gerade diese Magazine 
den Demokratiebeitrag des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens verkörpern würden, seien sie »kastriert« 
worden. Prantl wünschte sich eine klarere Struktur der 
ARD-Magazine – sowohl hinsichtlich der Sendezeiten 
als auch der Zahl der Marken und Moderatoren.

Stefan Wels, Leiter der Panorama-Redaktion, sah 
die Schwäche der ARD-Politmagazine vor allem in der 
Zersplitterung der Marken. »Es hat keinen Sinn, sechs 
Moderatoren und sechs Magazine zu haben.« Aufgrund 
der regionalen Struktur des Senderverbunds sei es aber 
schwierig zu entscheiden, welches Magazin schließ-
lich »ins Gras beißt«. Zudem erinnerte Wels daran, 

dass die Kürzung der Politmagazine der Vorverlegung 
der Tagesthemen geschuldet war – mit dem Ziel einer 
Quotensteigerung für das Nachrichten-Flaggschiff. 
»Ich bitte insbesondere Medienjournalisten zu über-
prüfen, ob dieses Ziel erreicht ist.«

Genügend Geld in den deutschen Medien 
Über das Verhältnis von Spitzenpolitikern und 
Medien hatte bereits zuvor Christian Wulff (CDU), 
Ministerpräsident von Niedersachsen, berichtet. Er 
kritisierte in seiner Rede, dass entgegen dem übli-
chen Lamento genügend Geld in den deutschen 
Medienbetrieben vorhanden sei, es werde jedoch an 
falscher Stelle eingesetzt. Gerade mit Blick auf die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten blies Wulff 
ins selbe Horn wie Auftaktredner Tom Schimmeck. 
Der hatte gefragt, welcher Anteil der Gebühren noch 
für Recherche ausgegeben werde.

So konstatierte Wulff: »In vielen Redaktions-
stuben fehlt es an Zeit, Personal und Interesse, guten 
Journalismus zu machen.« Als Beispiel führte er an, 
dass Zeitungen – auch die Qualitätspresse – kaum 
noch Korres pon-
denten nach 
Hannover ent-
senden würden. 
Eine flächende-
ckende Präsenz 
leiste sich keine 
R e d a k t i o n 
mehr, sondern beurteile die Politik in Niedersachsen 
nur aus der Ferne. Folglich würden sich viele 
Medien immer stärker ähneln. »Der Grund für den 
Konformismus in den Medien liegt in der Komplexität 
der politischen Themen«, sagte Wulff. 

Weiter präsentierte der Politiker eine recht eigene 
Interpretation des Tagesmottos »Anstoß Recherche: 
Nutzwert-Journalismus für die Demokratie«: Er kriti-
sierte, dass er kaum noch Hintergrundgespräche mit 
Journalisten führen könne, weil die Vertraulichkeit 
meist nicht gewährleistet werde. Wulff forderte: »Es 
muss ein Vertrauensverhältnis zwischen Politikern 
und Journalisten geben, das sicherstellt, dass bestimm-
te Informationen veröffentlicht werden oder nicht.«

Ziel der Öffentlich-Rechtlichen 
scheine es zu sein, das »zahlende 
Publikum von jeder tiefer gehen-
den Einsicht fernzuhalten«.
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Ob ein solches Vertrauensverhältnis mit der Rolle 
des Journalisten aus normativer Sicht vereinbar ist, 
wurde auf abstrakterer Ebene in der hochkarätig 
besetzten Diskussion anhand eines Mottos erörtert, 
das auf den früheren Tagesthemen-Moderator Hanns 
Joachim Friedrichs zurückgeht: »Du sollst Dich nicht 
gemein machen – auch nicht mit einer guter Sache.«

Journalist ist dabei, gehört aber nicht dazu
»Ein guter Journalist ist dabei, gehört aber nicht 
dazu«, bekräftigte Hermann Schreiber, Journalist und 
Jury-Mitglied des Hanns-Joachim-Friedrichs-Preises, 
Friedrichs‘ Aussage. Auch wenn es nicht die eine 
Wahrheit gebe, müsse man alles möglichst distanziert 

auf einen Nenner bringen. »Gemein machen heißt, 
sich dienstbar zu machen. Darin besteht eine große 
Gefahr für Journalisten«, sagte Schreiber.

Dem hielt Investigativ-Journalist Günter Wallraff 
entgegen: »Das Sichgemeinmachen mit den 
Mächtigen ist etwas ganz anderes, als wenn man die 
Nicht-Repräsentierten begleitet. Wir sollten aufsei-
ten der Opfer sein!« Journalisten müssten aus ihren 
Gesellschaftskreisen ausbrechen. Wallraff gestand ein, 
parteiisch zu sein. Er bemühe sich dennoch, Distanz 
zu wahren. Aber: »Man soll nicht so tun, als sei man 
der über allen stehende Journalist«, forderte er.

Dieses Rollenverständnis sei unüblich, hielt ZDF-
Chefredakteur Nikolaus Brender entgegen. Die 

Die Nachrichtenproduktion im Fernsehen ist innerhalb der 
vergangenen zwei Jahrzehnte immer stärker kommer-
zialisiert worden. Dies äußert sich in einer verschärften 

Konkurrenzsituation der TV-Sender und einer ständigen Zunahme 
des Aktualitätsdrucks-. Fernsehnachrichten sollen heute zudem mehr 
unterhalten als informieren. Ob es ein Ereignis überhaupt in die 
Sendung schafft,  hängt immer stärker davon ab, ob überhaupt Bilder 
dazu vorliegen.

Dies sind die wichtigsten Ergebnisse einer neuen Studie der Jenaer 
Kommunikations wissenschaftler Prof. Dr. Georg Ruhrmann und 
Roland Göbbel. Die Studie »Veränderung der Nachrichtenfaktoren und 
Auswirkungen auf die journalistische Praxis in Deutschland« war vom 
Netzwerk Recherche in Auftrag gegeben worden. Die Befunde basieren 
auf einer breit angelegten Untersuchung der Nachichtenproduktion in 
Deutschland. Konkret befragten die Forscher wichtige deutsche 
Nachrichtenredakteure sowohl in standardisierter als auch qualitativ 
orientierter Form und werteten journalistische Lehrbücher sowie 
Style-Books von in Deutschland führenden Nachrichtenagenturen aus. 
Die Studie baut darüber hinaus auf einschlägigen Erkenntnissen der 
bisherigen Nachrichtenfaktoren-Forschung auf.

So belegen bereits frühere Analysen: TV-Nachrichten sind in den  
vergangenen 15 Jahren immer unpolitischer geworden, insbesondere 
bei kleinen privat-kommerziellen Sendern. Diese Sender bringen 
demzufolge zunehmend »Human Touch«- und Angstthemen. Die 
Themenfelder Katastrophen und Kriminalität werden relevanter als 
Innen- und Außenpolitik.

Ruhrmann erläutert die Studienergebnisse: »Die Auswahl der 
Nachrichten orientiert sich jedenfalls nicht mehr ausschließlich an 
journalistischen Aktualitätskriterien; Kundennachfrage und -zufrieden-
heit sind ebenfalls gefragt. Das Stichwort heißt: Serviceorientierung«.

Die »Boulevardisierung« deutscher Fernsehnachrichten ist daran 
ablesbar, dass die Bedeutung der Nachrichtenfaktoren Personalisierung, 
Kontroverse und auch Aggression nach Ansicht der befragten 
Journalisten zunimmt. Frühere Inhaltsanalysen hatten bereits ergeben: 
TV-Nachrichten zeigen keine Konflikte, sondern Bilder personalisierter 
Gewalt. »Über Jahre hinweg präsentieren viele TV-Nachrichten damit 
ein häufig wenig komplexes Bild von internationalen Konflikten – und 
viele Zuschauer verstehen das dennoch nicht«, sagt Ruhrmann.

»Relevant für die Journalisten sind im Frühjahr 2007 die 
Nachrichtenfaktoren Reichweite, deutsche Beteiligung sowie positive 
und negative Folgen, Überraschung und Kontroverse«, heißt es in der 
Studie. An Bedeutung gewonnen haben in den vergangenen Jahren 
die Nachrichtenfaktoren Visualität und bildliche Darstellung von 
Emotionen sowie das Kriterium der Verfügbarkeit von Bildern. Der 
Befund der Nachrichtenmacher: Es gibt »mehr emotionale Bilder«.

Ein weiteres Fazit der Studie: Wie schon vor 50 Jahren zu Beginn 
der modernen Nachrichtenforschung fallen Themen aus Dritte-Welt-
Ländern auch heute noch am schnellsten durch das journalistische 
Relevanz-Raster. Gleichwohl konstatieren Ruhrmann und Göbbel: 
»Insgesamt gibt es in Deutschland jedoch keine systematisch vernach-
lässigten Themen von Nachrichtenrelevanz.«

Sebastian Heinisch

»MEHR EMOTIONALE BILDER« IN DEN TV-NACHRICHTEN
Neue Jenaer Studie über Nachrichtenfaktoren bestätigt Trend zur 
Kommerzialisierung und Boulevardisierung der Nachrichtenproduktion.
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Der ARD-Dopingexperte
Hans-Joachim Seppelt: »Wir
übertragen mit der Tour de France 
zumindest partiell Betrug.«

Rolle des Journalisten sei die des Beobachters. Auf 
die Forderung Thomas Roths, Leiter des Moskauer 
ARD-Studios, dass Qualitätsbegriffe wie Inhalte und 
Haltungen in den Redaktionen im Alltag viel stärker 
diskutiert werden müssten und dies auch von den 
Chefs mit Hilfe eines Kodex gefördert werden müsse, 
entgegnete Brender: »Jeder Journalist sollte fünf 
Begriffe beherzigen: 1. Unabhängigkeit – gegenüber 
anderen und sich selbst. 2. Fairness – auch gegenü-
ber anderen Meinungen. 3. Sorgfalt. 4. Den größeren 
Zusammenhang sehen. 5. Selbstehrlichkeit.« Dafür 
sei ein eigener Kodex nicht zwingend nötig.

Putin ist Informationsblockierer des Jahres
Am ersten Veranstaltungstag hatte der Schwerpunkt 
auf dem Thema »Pressefreiheit unter Druck« gele-
gen. In Zusammenarbeit mit dem Netzwerk für 
Osteuropa-Berichterstattung (N-Ost) waren zahl-
reiche Journalisten aus Osteuropa nach Hamburg 
gereist und hatten über ihre Erfahrungen berichtet. 
So stellte Oleg Panfilow vom Moskauer »Zentrum 
für Journalismus in Extremsituationen« klar, dass 
in Russland von Pressefreiheit nicht die Rede sein 
könne. Vielmehr herrsche unter Putin ein »offener 
Krieg gegen den Journalismus«. Ein Krieg, bei dem 
Anna Politkowskaja nur ein Opfer unter vielen ist, 
wie in mehreren Veranstaltungen deutlich wurde.

So ging die Verschlossene Auster, der Kritik-Preis des 
Netzwerks Recherche für den Informationsblockierer  
des Jahres 2007, folgerichtig an den russischen 
Präsidenten Wladimir Putin. »Putin ist ein lupenrei-
ner Gegner der Presse- und Meinungsfreiheit; unbe-
queme Wahrheiten lässt er rigoros unterdrücken«, 
begründete der Vorsitzende Thomas Leif. Der rus-
sische Botschafter in Berlin ließ die Einladung, den 
Preis entgegenzunehmen, unbeantwortet. 

»Russland ist die verschlossene Auster«, 
sagte Heribert Prantl in seiner Laudatio. »Die 
Meinungsfreiheit in Russland ist die Freiheit, Putin zu 
lieben – die meisten Russen machen davon Gebrauch. 
Und die Pressefreiheit in Russland ist die Freiheit, so 
zu schreiben, wie Putin es mag – die meisten Medien 
machen davon Gebrauch«, sagte der SZ-Journalist.

Neben den großen Podiumsveranstaltungen 
konnten die Tagungsteilnehmer in vielen kleineren 
Runden wie den Zapp-Erzählcafés, den Workshops 
zu Computer Assisted Reporting (CAR) und Online-
Recherche oder den »Wundertüten« praktische 
Erfahrungen sammeln, den Rechercheberichten 

der Profis lauschen und Kontakte knüpfen. Da das 
Programm erstmals auf zwei komplette Konferenztage 
ausgedehnt worden war, konnten die mehr als 600 
Journalisten auf insgesamt rund 50 Veranstaltungen 
mit etwa 100 Referenten ins Gespräch kommen.  

Medien als Teil der Doping maschine?
Für den Abschluss der Jahreskonferenz hatten sich 
die Veranstalter noch ein heißes Eisen aufgehoben: 
»Gedopter Sport – Medien als Teil der Doping-
maschine«. Mit einer provokanten These startete 
der ARD-Doping-Experte Hans-Joachim Seppelt in 
die Diskussion: 
»Wir übertra-
gen mit der 
Tour de France 
zumindest par-
tiell Betrug.« 
Weshalb aber 
dieser Betrug 
in der Sportbericht erstattung im Fernsehen in den 
vergangenen Jahren ein Nischendasein fristete, 
erklärte der WDR-Sportchef Steffen Simon unter 
anderem mit der gestiegenen Konkurrenz durch das 
Privatfernsehen. So seien kritische Sportformate in den 
90er Jahren aufgrund der geringen Einschaltquoten 
gestrichen worden.

Eine Sicht, die Josef Hackforth, Professor für Sport- 
und Medienwissenschaft an der TU München, indi-
rekt bestätigte: Laut einer repräsentativen Studie unter 
sportinteressierten Menschen sei das Interesse an 
Dopingberichten aufseiten des Publikums eher gering. 
Weiter verwies Hackforth darauf, dass im Laufe der 
90er Jahre unter den Sportjourna lis ten Werte wie Fair-
ness immer unwichtiger geworden seien, während 
der Unterhaltungsaspekt an Bedeutung gewonnen 
habe. Als mögliche Ursache für die Vernachlässigung 
des Dopingthemas führte Seppelt zudem an, dass 
herkömmliche Sportjournalisten mit Doping schlicht 
überfordert seien – in medizinischer, ökonomischer 
und juristischer Hinsicht.

Dass in der Diskussion die Personalie Hagen 
Boßdorf nicht einmal angeschnitten wurde, ist 
zumindest als merkwürdig einzustufen. Auch in die 
Richtung des ehemaligen Sportchefs der ARD zielte 
wohl die Bemerkung Steffen Simons: »Es war eine 
Auszeichnung, über die Tour de France berichten zu 
dürfen. Dadurch machte man sich auf subtile Weise 
gemein mit der Sache.« �Q

Sebastian Heinisch 
ist Mitglied der 
Message-Redaktion. 
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Keine Fotos von   
Auch Ex-Terroristen haben Persönlichkeitsrechte – und setzen diese 
oft ein, um Berichte zu verhindern. Was erlaubt und was verboten ist, 
entscheiden die Gerichte fallweise. Eine klare Linie ist nicht erkennbar.

VON ENDRESS WANCKEL

W
enn ehemalige Angeklagte zu aktiven 
Klägern werden, geht es meist um die 
Frage, wie lange Straftätern ihre Taten 
noch öffentlich vorgehalten werden 

dürfen. Immer wieder finden sie Gerichte, die ihre 
Persönlichkeitsrechte selbst nach äußerst schwer-
wiegenden Taten höher bewerten als das öffentliche 
Informationsinteresse. Die Folge: Der Leser sieht leere 
Seiten statt zeitgeschichtlicher Bild dokumente.

So zum Beispiel in der aktuellen Taschen-
buchausgabe der Dokumen tation »Töd licher Irrtum – 

die Geschichte 
der RAF« des 
Terrorismus ex-
perten Dr. Butz 
Peters. Das han-
seatische Ober-
lan des gericht 
Hamburg un-

tersagte am 20. März 2007 in einer umstrit ten en 
Entscheidung überraschend die Veröffent li chung eines 
Fotos, welches Ex-RAF-Terroristin Susanne Albrecht 
zu Beginn ihres Strafverfahrens 1991 im Ge richtssaal 
zeigt (Az. 7 W 22/07). 

Der betroffene Verlag S.Fischer aus Frankfurt will 
diesen Hamburger Richterspruch nicht auf sich beru-
hen lassen und hat Widerspruch eingelegt, über den 
noch entschieden werden muss.

Noch Jahre bis zum endgültigen Urteil
Da das Verbot im Eilverfahren als einstweilige 
Verfügung erlassen wurde, kann es noch Jahre dauern, 
bis auch das normale Klageverfahren mit einem Urteil 
rechtskräftig abgeschlossen ist. So lange erscheint das 
Taschenbuch mit einer leeren Seite und einem Hinweis 
auf das gerichtliche Verbot. Jeder Leser soll merken, 

dass ihm dort ein Bilddokument kraft Richterspruchs 
vorenthalten wird. Für Susanne Albrecht, seit 1996 
vorzeitig aus der Haft entlassen und inzwischen einen 
anderen Nachnamen tragend, ist dies trotzdem in 
mehrfacher Hinsicht nur ein Teilerfolg.

Nach eigenen Angaben ist sie als Grundschullehrerin 
tätig und ihre terroristische Vergangenheit an der 
Schu le nicht bekannt. Mit diesem Argument konnte 
sie sich auf ihr Recht auf Resozialisierung berufen, 
welches das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 1973 
in einer Grundsatzentscheidung zum sogenannten 
»Soldatenmord von Lebach« für alle Straftäter aner-
kannt hat, die ihre Strafe verbüßt haben (NJW 1973, 
1226).

Dokumentation über Waffenlager-Überfall
Dem ZDF wurde damals die Ausstrahlung einer 
Dokumentation über einen spektakulären Überfall 
auf ein Munitionsdepot der Bundeswehr in Lebach 
untersagt, bei dem ein Soldat erschossen wurde. 
Der Fernsehfilm sollte vier Jahre nach Rechtskraft 
des Urteils und damit fast zeitgleich zur vorzeitigen 
Entlassung eines Mittäters ausgestrahlt werden. 

Nach der Entscheidung des BVerfG war dies 
unzulässig, weil damit die Wiedereingliederung und 
Resozialisierung des Täters gefährdet werde. Nach 
ordnungsgemäß verbüßter Haftstrafe habe er ein Recht 
darauf, seine Tat nicht mehr im Spiegel der Medien 
vorgehalten zu bekommen. Auf diesen Aspekt stützte 
sich auch das Gericht im Fall Albrecht.

Dennoch bleibt das Foto der Öffentlichkeit nicht 
vorenthalten. Es ist auch in der Hardcoverausgabe 
des Buches enthalten, welche schon im Jahre 
2004 im Argon-Verlag erschienen ist. Das hansea-
tische Oberlandesgericht nahm die immer noch im 
Buchhandel erhältlichen Exemplare der Hardcover-

Immer wieder stellen Gerichte
das öffentliche Informations-

interesse hinter die Persönlichkeits-
rechte verurteilter Straftäter.
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   Ex-Terroristen
version ausdrücklich von dem Fotoverbot aus. Die 
Begründung hierzu erscheint indes fragwürdig, 
denn es wurde dabei nicht auf den Informationswert 
des Fotos, sondern nur auf die wirtschaftlichen 
Konsequenzen für den Verlag verwiesen. Dabei unter-
stellte das Gericht wiederum, dass ein hochwertiges 
Hardcoverbuch mit einem geschwärzten Foto insge-
samt unverkäuflich würde. Es wäre daher unverhält-
nismäßig, das Fotoverbot auch auf die Restauflage der 
bereits aufgebundenen Hardcoverausgabe zu erstre-
cken, weil dies auf ein vollständiges Buchverbot hin-
auslaufen würde.

In der Taschenbuchausgabe fehlt zwar nun das 
Albrecht-Foto aus der Gerichtsverhandlung 1991, es 
ist aber ebenso noch immer in einem anderen RAF-
Buch des Autors Dr. Butz Peters enthalten, welches 
damals ganz aktuell noch im Jahre 1991 erschienen 
ist. Und auch im Taschenbuch ist Susanne Albrecht 
mit anderen Fotografien mehrfach abgebildet, so 
zum Beispiel ihr Fahndungsfoto aus den 70er Jahren. 
Albrecht hatte zwar auch versucht, diese Aufnahmen 
verbieten zu lassen, jedoch ihren Antrag in Bezug auf 
diese Fotos schon in erster Instanz zurückgenommen, 
nachdem sie die Pressekammer des Landgerichts 
Hamburg (ZK 24) auf die Aussichtslosigkeit des 
begehrten Verbots dieser Dokumente der deutschen 
Nachkriegsgeschichte hingewiesen hatte.

Ereignisse von überragender Bedeutung
Hinsichtlich des Fotos aus der Gerichtsverhandlung 
blieb Albrecht jedoch hartnäckig. Das Landgericht wies 
ihren Verbotsantrag daraufhin kostenpflichtig zurück, 
weil es – anders als später das Oberlandesgericht – 
ihrem Recht auf Resozialisierung im Hinblick auf die 
überragende historische Bedeutung des RAF-Terrors 
eine geringere Bedeutung zumaß als den öffentlichen 
Informationsinteressen (Urteil vom 27.2.2007, Az. 
324 0 115/07).

Dabei argumentierte das Landgericht ähnlich 
wie auch Autor Peters, übrigens selbst erfahrener 
Medienanwalt: Die Mitgliedschaft Albrechts in der 
RAF, ihre Beteiligung an der Tötung des damaligen 
Vorstandssprechers der Deutschen Bank, Jürgen Ponto 
im Juli 1977, ihr Bruch mit der RAF, ihre erfolgreiche 

Flucht in die DDR mit fremdem Namen und fiktivem 
Lebenslauf, ihre Verhaftung in Ost-Berlin im Juni 1990 
mit späterer Verurteilung zu zwölf Jahren Haft und ihre 
vorzeitige Haftentlassung im Jahr 1996 seien zeitge-
schichtliche Ereignisse von überragender Bedeutung 
in der deutschen Geschichte. Es bestünden an ihnen 
noch heute aktuelle Informationsinteressen.

Exponierte Stellung des Ponto-Mordes
In der ohnehin besonderen Bedeutung des RAF-
Terrorismus nehme die Ermordung Pontos eine expo-
nierte Stellung ein. Damit hat des Landgericht einen 
Aspekt berücksichtigt, den auch Autor Peters anführt, 
wenn man ihn zu seiner rechtlichen Einschätzung der 
Interessenlage befragt: Albrecht hatte sich am 30. Juni 
1977 privat zu einem Besuch bei dem ihr eng vertrau-
ten »Onkel Jürgen« eingeladen. Überraschend brach-
te sie zwei Freunde mit, Christian Klar und Brigitte 
Mohnhaupt. Seine Gastfreundschaft bezahlte Jürgen 
Ponto mit dem Leben. Er wurde in seinem eige-
nen Haus erschossen. Eine Tat, die in der Serie von 
Gräueltaten der RAF eine besondere Stellung genießt.

Der von Albrecht 
geschickt ermöglich-
te Mord brachte den 
Terrorismus in die 
Wohnstuben und 
die Bedrohung der 
Öffentlichkeit viel 
näher, als es Bomben 
oder Schüsse auf 
offener Straße ver-
mögen. Keiner sollte 
sich mehr sicher füh-
len dürfen, auch zu 
Hause sollte jeder da-
mit rechnen müssen, 
dass ein skrupelloser 
Terrorist aus dem ei-
genen Freundes- oder 
Bekanntenkreis zu-
schlagen könnte.

Damit eng in Zu-
sam men hang steht 

Ein weißer Kasten prangt anstelle 
des eigentlichen Fotos der 
ehemaligen RAF-Terroristin 
Susanne Albrecht in Butz Peters 
Buch »Töd licher Irrtum – die 
Geschichte der RAF«.
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ein weiterer Aspekt, den das Landgericht für die 
Zulässigkeit der Foto veröffent lichung anführte: Die 
Taten der RAF waren politisch motiviert. Mit ihnen 
wurde eine möglichst breite Öffent lichkeits wirkung 
provoziert und die RAF bekannte sich stets in den 
Medien zu gelungenen Anschlägen. Dadurch un-
terscheiden sich Terrorakte von anderen Straftaten, 
die in der Regel nach dem Willen des Täters im 

Verborgenen bleiben sollen und nur seinen subjekti-
ven Interessen dienen.

Im Presserecht gilt in allen Bereichen der Grundsatz, 
dass jemand, der sich bewusst der Öffentlichkeit 
stellt, auch mehr unfreiwillige Öffentlichkeit dul-
den muss als jemand, der sich konsequent von den 
Medien abschirmt. Aus diesem Grund verdient die 
Entscheidung des Landgerichts Vorzug vor dem spä-

Seit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) vom 24. Juni 2004 im Fall Caroline war umstritten, 
wie weit der Schutz der Privatsphäre von Prominenten in der 

Öffentlichkeit reicht (vgl. Message 4/2004, 1/2005 und 3/2005). 
Der EGMR hatte gerügt, dass deutsche Gerichte den Schutz vor 
Paparazzifotos auf Situationen beschränken, in denen sich die 
Abgebildeten in eine örtliche Abgeschiedenheit zurückgezogen 
haben. Diese Linie hatte das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
1999 vorgegeben. Nach Meinung der europäischen Richter sind 
jedoch auch Fotos von alltäglichen Szenen auf öffentlichen Straßen 
unzulässig, wenn nicht ausnahmsweise besonders hochrangige 
Informationsinteressen der Öffentlichkeit bestehen.

Dieser Widerspruch zwischen zwei hohen Gerichten hat die 
Rechtsprechung in ein Dilemma gestürzt. In der Folge gab es in den 
vergangenen zwei Jahren keine einheitliche Entscheidungspraxis 
mehr. Während sich zum Beispiel das Kammergericht Berlin schnell 
dem EGMR anschloss und Aufnahmen eines bekannten Sängers 
in einer Fußgängerzone verbot, blieben andere Gerichte ihrer 
alten Rechtsprechung treu. Das Hanseatische Oberlandesgericht 
Hamburg erlaubte beispielsweise noch immer Straßenfotos aus 
einem Urlaub der monegassischen Prinzessin.

Jetzt hat der Bundesgerichtshof (BGH) gleich in mehreren Fällen 
grundlegend zu der Problematik des Widerspruchs zwischen 
den Vorgaben des BVerfG und des EGMR Stellung genommen 

(Urteile vom 6.3.2007, Az.: VI ZR 13/06, 14/06, 50/06, 51/06, 
52/06, 53/06). Dabei stand die Hamburger Rechtsprechung auf 
dem Prüfstand. Konkret ging es um mehrere Fotografien, die 
sämtlich während verschiedener Urlaubsaufenthalte Carolines 
aufgenommen wurden und sie, teils mit Ehemann, auf belebter 
Straße oder in einem Sessellift zeigen.

Der BGH zeigt auf, dass zwischen der deutschen und der 
europäischen Sicht kein unlösbarer Widerspruch besteht und 
schwenkt dabei unter Aufgabe seiner alten Rechtsprechung aus 
dem Caroline-Urteil vom 19.12.1995 weitgehend auf die Linie 
des EGMR. Im Rahmen dieser Interessenabwägung müsse unter 

Berücksichtigung des Urteils des EGMR vom 24. Juni 2004 auch 
bei den sogenannten absoluten Personen der Zeitgeschichte der 
Informationswert der Berichterstattung berücksichtigt werden. 
Der Schutz der Persönlichkeit des Betroffenen wiege umso schwe-
rer, je geringer der Informationswert für die Allgemeinheit ist.

Dies müsse im Grundsatz auch für Personen mit hohem 
Bekanntheitsgrad gelten, so dass es auch hier eine Rolle spiele, 
ob die Berichterstattung zu einer Diskussion von allgemeiner 
Bedeutung beiträgt oder es nur um die Befriedigung bloßer 
Neugier gehe. Das schließt nach Ansicht des BGH nicht immer 
aus, dass sich der Informationswert einer Berichterstattung 
(auch) aus dem Bekanntheitsgrad des Abgebildeten ergibt. Bei 
der Beurteilung des Informationswerts sei ein weites Verständnis 
sowie die Einbeziehung der zugehörigen Wortberichterstattung 
geboten, damit die Presse ihrer meinungsbildenden Aufgabe 
gerecht werden könne.  

Auf dieser Basis traf der BGH richtungsweisend eine differen-
zierte Entscheidung. Urlaubsfotos, die im Zusammenhang 
mit der Wortberichterstattung über die Erkrankung des 

damals regierenden Fürsten von Monaco veröffentlicht wur-
den, waren zulässig. Bei dieser Erkrankung handele es sich 
um ein zeitgeschichtliches Ereignis und das Verhalten von 
Familienmitgliedern während der Krankheit des Fürsten dürfe 
auch bildlich dokumentiert werden. Alle anderen Fotos ver-
bot der BGH. Die bloße Berichterstattung über den Urlaub 
sowie über eine Geburtstagsfeier und schließlich auch über die 
Vermietung einer Villa sei nicht durch ein überwiegendes öffentli-
ches Informationsinteresse gerechtfertigt. 

Auch der EGMR hatte vorgegeben, dass Fotos aus der 
Privatsphäre nur dann veröffentlicht werden dürfen, wenn es um 
eine „debate of general interest“ geht. Dieser Vorgabe schließt sich 
der BGH nunmehr an, verbindlich für alle Instanzgerichte. Die 
sorgfältig abwägenden Entscheidungen zeigen, dass das Caroline-
Urteil des EGMR nicht zu einer unangemessenen Einschränkung 
der Pressefreiheit führt, wenn man es sachlich richtig versteht.

KLARE LINIE BEI PROMIFOTOS
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ter vom OLG ausgesprochenen Verbot, welches die 
besondere Öffentlichkeit des RAF-Terrorismus nicht 
hinreichend berücksichtigt.

Zwar bescheinigt auch das OLG den Taten der RAF 
in den 70er Jahren eine »historische Bedeutung«, 
erstreckt diese aber nicht auf die Aufarbeitung der 
Taten in den Strafprozessen nach der Ergreifung 
der Terroristen. Das verbotene Foto zeigt Albrecht 
1991 kurz nach ihrer Festnahme im Gerichtssaal bei 
ihrem eigenen Prozess. Argumentativ begnügt sich 
das OLG insoweit mit der lapidaren Feststellung, 
diese Ereignisse in den 90er Jahren seien »nicht von 
derartiger historischer Bedeutung, dass das Reso-
zialisierungsinteresse hinter dem Interesse an einer 
Bildberichterstattung zurücktreten müsse«. 

Ungeprüft blieb dabei überraschenderweise, ob 
Albrecht, die jetzt einen anderen Nachnamen trägt, 
auf dem verbotenen Foto überhaupt noch in einer 
Weise erkennbar ist, die eine Zuordnung zu ihrer heu-
tigen Erscheinung ermöglicht. Nur dann könnte ihre 
Resozialisierung überhaupt gefährdet sein. Immerhin 
ist das verbotene Foto über 15 Jahre alt. Mit einer ver-
änderten Frisur dürfte kaum noch die Gefahr beste-
hen, dass Grundschuleltern die ehemalige Terroristin 
aufgrund eines Buchfotos ausmachen und auf ihre 
Vergangenheit ansprechen.

Vorsicht bei Terroristenfotos
Auch wenn man somit bezweifeln darf, dass im 
Fall Albrecht das letzte Wort gesprochen ist, müs-
sen Redaktionen bis auf weiteres beim Abdruck von 
Terroristenfotos vorsichtig sein. Eine klare Linie gibt 
die Rechtsprechung noch nicht vor, nicht selten ent-
scheiden die Gerichte – wie im Fall Albrecht – in erster 
und zweiter Instanz gegensätzlich, weil die Abwägung 
viel Raum für ein freies Ermessen der Richter lässt. 
Folgende Aspekte sind dabei regelmäßig relevant:
�Q Die Bedeutung der Tat: Über Alltagskriminalität 
darf grundsätzlich auch aktuell nicht mit Namen 
und Foto der Täter berichtet werden, sondern nur 
vollständig anonymisiert. Ein kleiner Augenbalken 
reicht nicht aus. In diese Gruppe fallen beispielswei-
se alltägliche Prügeleien und Diebstähle und kleine-
re (Versicherungs-)Betrügereien. Politisch motivierte 
Morde und andere Terrorakte sind hingegen immer 
von gehobener öffentlicher Bedeutung und die 
Medien dürfen frei berichten.
�Q Es kommt auch darauf an, wie berichtet wird und 
wann das Foto gemacht wurde, siehe Fall Albrecht. 

Bei der sachlichen Berichterstattung über Terrortaten 
dürfen Fotos vom Zeitpunkt der Tat veröffentlicht 
werden. Da es in der Regel keine Täterbilder bei der 
unmittelbaren Tat gibt, handelt es sich dabei meist um 
Fahndungsfotos.

Allerdings muss darauf hingewiesen werden, 
dass es auch aktuelle Gerichts entschei dungen gibt, 
welche die Veröffent lichung alter Fahndungs fotos 
im Zusammen-
hang e iner 
Haft ent lassung 
aus Resoziali sie-
rungs gründen 
für unzulässig 
halten (so zum 
Beispiel  zu 
der RAF-Terroristin Eva Haule Landgericht Berlin 
Beschluss vom 13. März 2007, Az.227/07, bisher 
nicht rechtskräftig).
�Q Umstritten sind Aufnahmen, die nach der Festnahme 
des Täters oder am Rande seiner Gerichtsverhandlung 
gemacht werden. Jedenfalls wenn es sich um alte 
Bilder handelt, die kaum noch eine Identifizierung der 
Täter zulassen, spricht viel für die Zulässigkeit solcher 
Bilder als Zeitdokumente, wenn in sachlicher Form 
über die damalige Tat oder damit in Zusammenhang 
stehende aktuelle Ereignisse wie Begnadigungsanträge 
oder vorzeitige Haftentlassungen berichtet wird. Wie 
der Fall Albrecht zeigt, besteht aber insoweit noch 
keine Rechtssicherheit.
�Q Unzulässig ist hingegen in fast allen Fällen die 
Veröffentlichung von aktuellen Aufnahmen, die einen 
Täter nach verbüßter Strafe im normalen Leben oder 
während eines Freigangs zeigen (so zum Beispiel KG 
Berlin NJW 2007, 703). Etwas anderes gilt nur, wenn 
der Täter selbst weiterhin die Medien sucht, also 
Fotos mit seinem aktuellen Erscheinungsbild gestattet 
und sich dabei zu seinen Taten äußert. Dann kann er 
anderen Medienberichten nicht mehr sein Resoziali-
sierungsinteresse entgegenhalten.

Die Bebilderung der aktuellen Berichterstattung 
über den RAF-Terrorismus bleibt somit risikoreich. 
Nur eins ist tröstlich: Wenn die zahlreichen derzeit 
anhängigen Verfahren rechtskräftig abgeschlossen 
sind, dürfte es mehr Rechtssicherheit geben. Es 
spricht viel dafür, dass zumindest einzelne Verfahren 
bis zum Bundesverfassungsgericht gehen werden. 
Dessen Grundsätze gelten dann in der Zukunft auch 
für andere Terroristen und sonstige Straftäter. �Q

Mit einer veränderten Frisur dürfte 
kaum noch die Gefahr bestehen, 
dass Grundschuleltern die
ehemalige Terroristin ausmachen. 
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Hoffnung auf        
Bei Medizin-Themen rät der Presserat zur Vorsicht. Dass bei ihm 
dazu nur wenige Beschwerden eingehen, täuscht über die Problematik 
hinweg. In einem gravierenden Fall gab es jetzt eine öffentliche Rüge.

VON HORST SCHILLING

D
ie unangemessen sensationelle Darstellung 
von medizinischen Themen kann bei 
Leserinnen und Lesern unbegründete 
Ängste oder Hoffnungen wecken. Deshalb 

fordert der Presserat in Ziffer 14 des Pressekodex: 
Forschungsergebnisse, die sich in einem frühen 
Stadium befinden, sollten nicht als abgeschlossen 
oder als nahezu abgeschlossen dargestellt werden.

Ein Leser von rtv warf der Programmzeitschrift 
unlängst vor, in ihrer Rubrik »Neues aus der Medizin« 
diese Maßgaben des Pressekodex nicht beachtet zu 

haben. Die rtv-
Redaktion hatte 
in ihrer Ausgabe 
7/2006 unter 
der Überschrift 
»Ich wurde 
von Parkinson 
geheilt« über 

eine Ohr-Akupunktur berichtet, mit der eine an 
Schüttellähmung erkrankte 60-jährige Frau geheilt 
worden sei.

Die Betroffene, die im Bild vorgestellt wurde, 
sei eine von 2.000 Patienten, die von der »sanften 
Methode« eines namentlich genannten renommierten 
Neurologen profitierten. Seine Therapie für Parkinson-
Patienten findet laut rtv jetzt weltweit Beachtung.

Unikliniken: »Unglaubliche Entdeckung«
Der Doktor implantiert demnach an entsprechenden 
Ohr-Punkten winzige Titan-Nadeln, die lebenslang 
unmerklich unter der Ohrhaut verbleiben. Nach 
etwa vier Wochen sei das Ergebnis dieser Therapie 
so sensationell, dass Forscher weltweit aufhorchten. 
Die Studie einer Kollegin des Neurologen würde bele-
gen, dass bei 80 Prozent der Patienten, die an der 

Studie teilnahmen, innerhalb von nur drei Monaten 
die Medikamente herabgesetzt werden konnten. Die 
typischen Krankheitssymptome hätten sich auf ein 
Minimum reduziert.
Weiter heißt es in dem Artikel, dass renommierte 
Unikliniken, darunter auch die Charité Berlin,  sich 
inzwischen gemeldet haben, um die »unglaubliche 
Entdeckung« mit einer schulmedizinisch anerkann-
ten Methode zu wiederholen. Die Therapie des 
Neurologen habe keinerlei Nebenwirkungen.

Sie bringe vielmehr die körpereigene 
Dopaminproduktion auf natürliche Weise wieder in 
Gang. Forscher vermuteten, dass langfristig sogar 
bisher nicht produzierende Nervenzellen wieder 
Dopamin würden herstellen können.

Derselbe Mediziner in zweitem Artikel
Der Beitrag verwies auf Telefonnummer und 
Internetadresse des Instituts, in dem der Mediziner 
Parkinson-Kranken hilft. Auch ein Verlag wurde 
genannt, in dem unter dem Titel »Ich hatte Parkinson« 
ein Buch erscheinen werde, in dem Parkinson-
Patienten über ihre Genesung berichten.

In ihrer Ausgabe 45/2006 wiederholte rtv am 
Beispiel eines weiteren namentlich genannten 
Patienten die Schilderung der Heilmethoden des 
Gehirnforschers, Neurologen und Psychiaters. Diesmal 
war unter der Rubrik »Erfolge aus der Medizin« von 
einer peripheren Hirnstimulation gegen Parkinson 
die Rede. Der Mediziner habe bislang über 3.000 
Parkinson-Patienten behandelt. Wiederum wurde auf 
die positiven Ergebnisse der Studie im Jahre 2001 
verwiesen. Der Beitrag schränkte jedoch ein, dass 
die Implantat-Therapie noch nicht den Anspruch 
erhebe, Morbus Parkinson zu heilen. Sie eröffne aber 
die Möglichkeit, die Lebensqualität der Betroffenen 

»Ich wurde von Parkinson geheilt« 
titelte die Programmzeitschrift rtv 
und kassierte für den Artikel eine 

öffentliche Rüge des Presserats.
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   Heilung erweckt

zu verbessern. Auch dieser Beitrag schloss mit einem 
Hinweis auf Anschrift, Telefonnummer und Internet-
Adresse des Instituts.

Der Beschwerdeführer, der seit 15 Jahren selbst 
an Parkinson leidet, kritisierte in Abstimmung 
»mit mindestens hundert Parkinson-Kranken« die 
fachliche und menschliche Unverfrorenheit bei-
der Berichte. Die Zeitschrift wecke bei Parkinson-

Erkrankten falsche Hoffnungen, da die Behandlung, 
die sie schildere, wirkungslos sei. Parkinson sei 
objektiv unheilbar.

Die sogenannte periphere Hirnstimulation sei 
ein völlig nichtssagender Fantasie-Ausdruck. Es 
handele sich dabei um eine schlichte Akupunktur 
des Ohres, die pro Behandlung bis zu 10.000 Euro 
koste und somit das bis zu 200-fache der ärztli-

Die Redaktion der Fernsehbeilage 
rtv ließ in den Ausgaben 7/2006 
(links) und 45/2006 keine Vorsicht 
walten und kassierte dafür eine 
Rüge des Presserats.
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chen Gebührenordnung erreiche. Dem Deutschen 
Wissenschaftsrat sei zudem keine Studie über die 
beschriebene Therapie bekannt.

Verdacht auf Schleichwerbung
Der kritische Leser der rtv stufte die beiden 
Veröffentlichungen als Schleichwerbung für eine 
nicht wirksame Behandlungsmethode ein. Die 
Rechtsvertretung des Deutschen Supplement Verlages 
erklärte dem Presserat, die Presse sei nach Artikel 5 

des Grundgesetzes berechtigt, über alle möglichen 
Geschehnisse frei zu berichten. Deshalb habe die 
Redaktion von rtv auch die neuartige Ohr-Akupunktur 
vorstellen dürfen, ohne freilich überprüfen zu kön-
nen, ob die ihr zugetragenen Behauptungen tatsäch-
lich zutreffend seien oder sein könnten.

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers 
handele es sich bei dem Artikel nicht um getarn-
te Werbung. Wenn mit der Berichterstattung in 
gewissem Umfang eine Förderung geschäftlicher 

Der Trend zur Schleichwerbung hält an«, beklagt der Deutsche 
Presserat. Im ersten Halbjahr 2007 lagen ihm bereits 32 
Beschwerden zu Ziffer 7 vor. In zehn Fällen sprach er eine 

Rüge wegen Verstoßes gegen das Trennungsgebot aus. Gerügt wurde 
der Kölner Stadtanzeiger. In dessen Ausgabe vom 8. November 2006 
hatte der Inhaber einer Hotelkette ein Hotel an der Cote d‘Azur in 
höchsten Tönen gelobt. Der Presserat fand, die Veröffentlichung sei 
durch geschäftliche Interessen des Autors beeinflusst worden. Sein 
Unternehmen hatte nämlich nach Erscheinen des Artikels das geprie-
sene Haus übernommen.

Gerügt wurde die Nordwest-Zeitung, die am 29. November 2006 
ausführlich darüber berichtet hatte, dass in einer großen Marktkette 
erstmals Autos eines bestimmten Herstellers zu kaufen seien. Der 
Beitrag enthielt ein großformatiges Foto der Fahrzeuge, gab Preise an 
und verwies auf Bestellmöglichkeiten im Internet.

Zweimal gerügt wurde TV Hören und Sehen. Die Programmzeitschrift 
hatte in ihren Ausgaben 51/2006, 52/2006 sowie 1/2007 Produkte 
eines Pharmazieunternehmens vorgestellt und die Website des 
Herstellers erwähnt. Es sei kein Alleinstellungsmerkmal erkennbar, 
das die Nennung dieser Produkte rechtfertigen würde, erklärte der 
Presserat. In ihrer Ausgabe 5/2007 hatte TV Hören und Sehen die 
Wirksamkeit der Naturmedizin dargestellt, verschiedene homöopa-
thische Präparate aufgeführt und die Homepage eines Herstellers 
hervorgehoben, der u. a. auch die in dem Artikel erwähnten Salze 
vertreibt. Da es auch noch weitere Hersteller dieser Salze gebe, ver-
schaffe dieser Hinweis dem genannten Hersteller einen eindeutigen 
Wettbewerbsvorteil, betonte der Presserat.

Gerügt wurde die Bild-Zeitung, weil sie am 4. Januar 2007 
unter Angabe von Preisen das erstmalige Angebot von 
Reisen durch einen Lebensmitteldiscounter angekündigt 

und auf eine telefonische Bestell-Hotline sowie eine Internetseite 
hingewiesen hatte. Der Presserat räumte ein, dass über das erstmali-

ge Angebot von Reisen durch die Supermarktkette berichtet werden 
konnte. Jedoch werde im vorliegenden Fall mit der sehr detaillierten 
Darstellung und insbesondere mit dem Hinweis auf Telefonnummer 
und Internetlink den geschäftlichen Interessen des Unternehmens 
Vorschub geleistet.

Gerügt wurde die Zeitschrift Go longlife!, die in ihrer Ausgabe 
2/2006 das Sultanat Oman als Ferienziel angepriesen hatte. Der 
Artikel enthalte ausschließlich schwärmerische und lobende 
Formulierungen, wie sie für Werbetexte typisch seien, fand der 
Presserat. Diese reklamehafte Präsentation werde durch eine beige-
stellte Anzeige des Sultanats verstärkt. Gerügt wurde die Zeitschrift 
Sugar, die in ihrer Juni-Ausgabe 2006 Fitness-Tipps mit dem Foto 
eines Models illustriert hatte, das eine Getränkeflasche mit dem 
deutlich erkennbaren Namen eines bekannten Herstellers in der 
Hand hielt. 

Gerügt wurde die Neue Westfälische, die am 11. April 2007 
auf ihrer Titelseite und im Lokalteil die neue Bio-Pizza eines regi-
onalen Produzenten ausführlich vorgestellt und auf zwei groß-
formatigen Farbfotos die Pizzapackung plakativ präsentiert hatte. 
Der Presserat verkannte nicht, dass über ein neues Produkt eines 
Unternehmens von regionaler Bedeutung berichtet werden kann, 
sah im konkreten Fall aber die Grenze zur Schleichwerbung 
eindeutig überschritten.

Gerügt wurde Radparadies 2007, ein Spezialheft von Aktiv 
Radfahren. Die Zeitschrift hatte über den Nachtreisezug der Bahn 
und über das Angebot eines Radurlaubs auf Mallorca berichtet. Der 
Vorspann des ersten Artikels bestand aus dem Text einer Anzeige 
der Bahn, die im selben Heft erschienen war. Zudem wurde ein 
Fotomotiv der Anzeige auch in dem redaktionellen Text veröffent-
licht. In dem zweiten Artikel wurde ausschließlich das Angebot 
eines einzigen großen Reiseanbieters vorgestellt und in reklamehaf-
ter Sprache das Reiseziel Mallorca beschrieben.

Horst Schilling

WENN DIE GETARNTE WERBUNG AUFFLIEGT ...
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Interessen verbunden sein möge, sei dies unvermeid-
bar und hinzunehmen. Beide Beiträge in rtv seien 
nicht unangemessen sensationell. Auch würden 
keine Forschungs ergebnisse, die sich in einem frü-
hen Stadium befinden, als abgeschlossen oder nahe-
zu abgeschlossen dargestellt.

Dies ergebe sich bereits aus der Mitteilung, dass 
»Forscher weltweit aufhorchten« und »sich jetzt auch 
renommierte Unikliniken gemeldet hätten«. Auch 
insoweit habe sich die Zeitschrift auf ihre Quellen 
verlassen können.

Angekündigtes Buch nicht erschienen
Selbst wenn diese Informationen nicht zutreffen soll-
ten, könne von einem Verstoß gegen den Pressekodex 
nicht ausgegangen werden. Zwischenzeitlich habe die 
rtv-Redaktion allerdings erfahren, dass das ihr ange-
kündigte Buch »Ich hatte Parkinson« tatsächlich nicht 
erscheinen werde. Insofern sei sie selbst einer mögli-
chen Täuschung erlegen.

Wie die Charité dem Presserat auf Anfrage mitteil-
te, habe sie sich nicht mit dem genannten Institut in 
Verbindung gesetzt, um dessen Entdeckung mit einer 
schulmedizinisch anerkannten Methode zu prüfen. 
Vielmehr habe sich der Neurologe von sich aus an 
einen Oberarzt der Charité gewandt. Zu einer Studie 
sei es nicht gekommen.

Die Charité habe im Rahmen einer Auseinander-
setzung mit dem Neurologen vielmehr eine straf-
bewehrte Unterlassungserklärung erwirkt. Danach 
dürfe dieser weder behaupten noch behaupten lassen, 
die Charité habe Interesse an einer Doppelblindstudie 
zur Überprüfung seiner Therapiemethode.

Die Beschwerdekammer 1 des Presserats erkannte 
in der ersten Veröffentlichung drei Verstöße gegen den 
Pressekodex und reagierte darauf mit einer öffentli-
chen Rüge. Formulierungen wie »Menschen, die an 
Schüttellähmung leiden, können jetzt geheilt werden« 
und »Die Ohrakupunktur von Dr. ... ist ein unglaubli-
cher medizinischer Fortschritt« könnten bei Leserinnen 
und Lesern die Hoffnung auf Heilung erwecken.

Nur 20 Probanden bei zitierter Studie
Nach Meinung des Gremiums sind die hier geschil-
derten Behandlungserfolge wissenschaftlich nicht 
abgesichert. An der erwähnten Studie hätten lediglich 
20 Personen teilgenommen.

Ergebnisse, die auf Basis einer solch kleinen 
Grundgesamtheit zustande kommen, seien nicht 

geeignet, die weitreichenden Aussagen des Artikels 
zur Wirksamkeit der Methode zu stützen. Die 
Darstellung sei daher unangemessen sensationell im 
Sinne der Ziffer 14 des Pressekodex.

Zudem sei die Behauptung, die Charité wolle 
die Therapie in einer eigenen Studie prüfen, falsch. 
Damit werde die in Ziffer 2 des Pressekodex gefor-
derte journalistische Sorgfaltspflicht missachtet. Durch 
die Angabe der 
Te le fon  num-
mer und der 
Inter net adresse 
des Instituts so-
wie durch die 
positive Dar stel-
lung nicht aus-
reichend belegter Be hand lungs er folge sei zu gleich die 
Grenze zwischen Berichterstattung im Leser interesse 
und Schleichwerbung überschritten worden. Damit 
habe die Zeitschrift auch Ziffer 7 des Pressekodex 
nicht beachtet.

Zwei Verstöße gegen Pressekodex
In der zweiten Veröffentlichung stellte die Kammer 
zwei Kodexverstöße fest. Da der Beitrag mitteile, die 
Therapie erhebe nicht den Anspruch, Parkinson zu 
heilen, widerspreche der zweite Beitrag nicht der 
Kodexziffer 14, verstoße aber gleichfalls gegen die 
Sorgfaltspflicht und das Trennungsgebot. Aufgrund 
der äußerst geringen Zahl der Teilnehmer an der 
Studie gehe es zu weit, von einer »therapeutischen 
Wirksamkeit der Implantatmethode« zu sprechen. 

Die Aussage, die Therapie mache es möglich, die 
»Lebensqualität der Betroffenen zu verbessern«, sei 
eine nicht hinreichend belegte Tatsachenbehauptung. 
Das beispielhaft in dem Beitrag aufgeführte Schicksal 
eines Patienten, bei dem die periphere Hirnstimulation 
das Zittern von Armen und Händen beseitigt, die 
Beweglichkeit von Beinen und Knien wieder hergestellt 
und den »Kopf wieder frei«gemacht haben soll, werde 
nicht relativiert oder in ein Wirksamkeitsspektrum 
eingeordnet. Diese Darstellung könne bei Lesern 
einen unzutreffenden Eindruck von der Wirksamkeit 
der Methode insgesamt erwecken.

Die Kontaktadressen am Schluss auch dieses Artikels 
wertete der Presserat wiederum als einen Werbeeffekt 
für das genannte Institut und die von ihm angewandte 
Therapie. Im zweiten Fall bedachte der Presserat die 
Zeitschrift deshalb mit einer Missbilligung. �Q

Sätze wie »Die Ohrakupunktur 
von Dr. ... ist ein unglaublicher 
medizinischer Fortschritt« könnten 
falsche Hoffnungen erwecken.

Horst Schilling, 
ehemaliger 
Chefredakteur der 
Rhein-Zeitung, 
verfolgt regelmä-
ßig die Sitzungen 
des Deutschen 
Presserates, dem er 
12 Jahre angehörte.
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Wenn Meinung     
Das »grundlegende Menschenrecht« der freien Meinungsäußerung 
gilt vor allem für Kommentare. Gleichwohl müssen sie gut abgewo-
gen werden, wenn sie mit anderen Grundwerten kollidieren.

VON PETER STUDER

D
ie Redakteurin der 14-täglich erscheinen-
den, redaktionell eher beiläufig operie-
renden Gratiszeitung Züri Rundschau 
kommentierte unter dem Rubriktitel »In 

eigener Sache« die Bestrafung pädophiler Täter. 
Darin erhob sie – ohne konkreten Anlass – schwe-

re Vorwürfe gegen »all jene Richter, die sexuellen 
Kindsmissbrauch als Kavaliersdelikt bezeichnen und 
meinen, eine solche Krankheit lasse sich therapieren. 
(...) Diesen Perversen gehört das Glied abgeschnitten. 
Sie sollen Tage und Nächte auf das Unerbittlichste 
gequält und dann erst eliminiert werden. Mag sein, 
das tönt jetzt vielleicht etwas allzu brutal. Aber sind 
es nicht genau diese Arten von Bestrafung, die in 
andern Ländern funktionieren?«

Das Thema ist in der Schweiz von einer gewis-
sen Aktualität, weil Verwandte eines missbrauchten 

Kindes mit ihrer 
Volksinitiative 
durchdrangen. 
Etwas verein-
facht: Be zeich-
net ein Gut-
achter vor dem 
Urteil einen 

Sexual- oder Gewalttäter als »extrem gefährlich« und 
nicht therapierbar, ist er bis an sein Lebensende ohne 
Urlaube zu verwahren. Über ein Anwendungsgesetz 
ist man sich noch nicht einig.

Richterschelte und Pädophilenhatz
Ein Leser der Züri Rundschau beschwerte sich über 
diesen Kommentar. Erstens falle die Redakteurin 
grundlos über das ausgezeichnete Schweizer 
Rechtssystem her; zweitens stelle sie mit ihren 
Strafempfehlungen »das Recht auf Integrität des eige-

nen Körpers infrage«, das seit dem 18. Jahrhundert 
unsere Zivilisation präge.

Der Chefredakteur nahm den »persönlichen 
Kommentar« seiner Kolumnistin in Schutz: Weder 
stelle er falsche Behauptungen auf, noch greife er 
erkennbare Personen an. Die Autorin trage der 
Verwahrungsinitiative Rechnung, zumal die Anzahl 
der Fälle offenbar weiter zunehme.

Weite Grenzen der Kommentarfreiheit
Der Presserat betont die weiten Grenzen der 
Kommentarfreiheit immer wieder. So hatte er ein 
Zeitungspamphlet gegen namentlich nicht genannte 
Genfer Richter – »eine Clique mehrheitlich unfähiger, 
auf Kosten der Allgemeinheit lebender Nichtstuer« 
– durchgehen lassen: Ein zwar äußerst unfairer, 
aber erkennbar derart pauschaler Schlenker, dass 
niemand zu Schaden komme. Das sei auch auf die 
Richterschelte der Redakteurin der Züri Rundschau 
anzuwenden. 

Strenger beurteilte das Ethik-Gremium die dra-
konischen Strafempfehlungen der Redakteurin. 
Der Züri Rundschau sei zuzugestehen, dass eine 
Kommentatorin die Strafpraxis für Pädophile kritisie-
re – bis hin zur Forderung, auf sie sei die Todesstrafe 
anzuwenden (schließlich wird die Todesstrafe in 
wenigen westlichen Kulturnationen außerhalb 
Europas – so in den Vereinigten Staaten – immer 
noch angewandt, d. Verf.).

Aber der Anspruch auf Schutz vor Folter und 
unmenschlicher Behandlung bedingt eine vernünfti-
ge Abwägung zwischen Kritik und Menschenwürde. 
Auch gegenüber Pädophilen darf Kastration und 
Folterqual nicht öffentlich gefordert werden. Die 
Redakteurin hätte ihre Forderung nach verschärf-
ter Praxis in anderer, im Licht der Menschenwürde 

»Diesen Perversen gehört das 
Glied abgeschnitten. Sie sollen (...) 

auf das Unerbittlichste gequält 
und dann erst eliminiert werden.« 
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   aufhetzt ...
möglicher Weise formulieren müssen (www.presse-
rat.ch, Stellungnahme 59/2006).

Dunkler Leuchtturm
Eine Kopfblattausgabe des renommierten St. Galler 
Tagblatts gab einem Gastautor in der glossierenden 
Rubrik »Leuchtturm« das Wort. Dieser kam sich offen-
bar als ländlich-helvetischer Nachfahre Tucholskys 
vor, als er das Elektrizitätswerk des Kantons Thurgau 
(EKT) auf die Schippe nahm. Einmal nannte er dieses 
Werk den »Eifrig kassierenden Teufel« (EKT), weil 
es angeblich überhöhte Beträge, ja Wucherpreise 
in schamlos abzockerischer Manier gefordert habe. 
An anderer Stelle rief er das EKT, diese »erbärmlich 
klapprige Trickkiste«, zu »eiliger karitativer Tätigkeit« 
auf, um sich so zu läutern.

Das EKT fand das nicht lustig und beschwerte sich. 
Der vom eidgenössischen Preisüberwacher publizier-
te Preisvergleich widerlege die Anschuldigungen. 
Man müsse sich weder zu Unrecht beschimpfen 
noch als Wucherer bezeichnen lassen. Weder Autor 
noch Redaktion hätten sich bei den EKT um Fakten 
bemüht; das verletze das Anhörungsrecht (Richtlinie 
des Presserats 3.8).

Der Redaktionsleiter sekundierte seinem Glossator: 
Die Rubrik »Leuchtturm« sei für sarkastische Texte 
bekannt, mit Kursivdruck entsprechend gestaltet, und 
im Übrigen sei die Glosse am 1. April, dem sogenann-
ten »Fools‘ Day«, erschienen. Niemand habe das ernst 
nehmen können.

Nichts gegen Wortspiele einzuwenden
Der Presserat bestätigte zunächst seine erprobte Praxis, 
wonach sich »Kommentare noch in den Grenzen des 
berufsethisch Zulässigen bewegen, wenn Wertung und 
darunterliegende Fakten als solche erkennbar sind«. 
Auch Satire müsse von einem wahren Faktenkern 
ausgehen. Würden schwere Sachvorwürfe erhoben, 
sei der Betroffene anzuhören und im selben Bericht 
mindestens kurz zu zitieren.

Gegen die wort akrobatischen Spiele mit der 
Abkürzung EKT – als solche erkennbar – sei nichts 
Ethisches (höchstens Geschmackliches) einzuwen-
den. Bei Wucherei handle es sich indessen um einen 

gesetzlich präzisierten Straftatbestand, und diesen 
Vorwurf müsse sich auch ein monopolistisches öffent-
liches Werk nicht ungefragt gefallen lassen – selbst 
am 1. April nicht. Fakten, die diesen Vorwurf stütz-
ten, seien nicht auszumachen (www.presserat.ch, 
Stellungnahme 62/2006)

»Anschwellen der Brustnippel« glossiert
In der profilierten konservativen Wochenzeitung Die 
Weltwoche schreibt ein junger Schriftsteller regel-
mäßig ironische oder ironisch gemeinte Fernseh- und 
Kulturglossen. Seltsames fiel ihm bei einer Lesung 
im Zürcher 
Literaturhaus 
ein bzw. auf. 
Dessen Leiterin 
habe ein sprödes 
Erstlingswerk – 
»verkopft hoch 
siebenundacht-
zig« – vorgestellt, und während sie daraus las, sicht-
lich angetan, seien unter ihrem Pullover mit zuneh-
mender Deutlichkeit die Brustnippel hervorgetreten.

Tags darauf, bei einem Atlantikflug, hätten 
ihn »düstere, fiebrige Visionen von griechischen 
Nippelgöttinnen« verfolgt. Die Vorleserin beschwer-
te sich. Ein größerer Kreis von Literaturbeflissenen 
wisse, wen der Autor meine. Die pornografierende 
Darstellung sei als sexistischer Akt, aber auch als per-
sönliche Verletzung zu werten. 

Der Presserat wollte wie schon oft von einer 
weit getriebenen »sexual correctness« besonders im 
Kommentar- und Glossenbereich nichts wissen. An 
sich bedeuteten die erhitzten Männerfantasien des 
Autors noch nicht eine Herabwürdigung des weibli-
chen Geschlechts, zumal sie sich bei einem angebli-
chen Einzelfall aufhielten. Aber es gehe nicht an, einer 
für weite Literaturkreise der Limmatstadt erkenn-
baren Frau »äußere Zeichen sexueller Erregung« 
zu unterstellen. Das greife in ihre Intimsphäre ein, 
und solche Eingriffe seien nur in offensichtlichem 
Zusammenhang mit Verstößen gegen ihre berufli-
chen Pflichten gerechtfertigt (www.presserat.ch, 
Stellungnahme 2/2007).  �Q

Dr. Peter Studer ist 
seit 2001 Präsident 
des Schweizer 
Presserates.

Den Weltwoche-Kommentator
verfolgten noch im Flugzeug »düs-
tere, fiebrige Visionen von griechi-
schen Nippelgöttinnen«.
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Top-Ten-Buch      
In jedem Quartal stellt Message die besten Bücher aus der Feder 
von Journalisten vor – ein Projekt des Instituts für Publizistik- und 
Kommunikationswissenschaft der Universität Wien.

1.Hubertus Czernin: Über Totschweigen 
und Schönreden. Gesammelte journa-

listische Schriften. Hrsg. von Sophie Czernin, 
Johanna Czernin, Antonia Czernin und 
Alfred J. Noll. Mit einem Vorwort von Armin 
Thurnher. Wien: Czernin Verlag 2007, 5 Bände 
im Schuber, 4028 Seiten, 96 Euro.
Dies dürfte das bemerkenswerteste Buch sein, das es 
bislang auf Platz 1 der Top-Ten gebracht hat – schon 
allein deshalb, weil es sich um fünf Bücher handelt; 
und auch, weil eine solche Werkausgabe wohl noch 
nie für einen zeitgenösssischen Journalisten ediert 
wurde. Selbst unter den Klassikern des Journalismus 
blieb solche editorische Nobilitierung die Ausnahme.

Im Falle von Hubertus Czernin hängt das gewiss 
auch mit seinem frühen Tod zusammen; 1956 gebo-
ren, starb er vor einem Jahr an einer unheilbaren, 
seltenen Zellerkrankung. Nach einem Studium der 
Geschichte, Kunstgeschichte und Politikwissenschaft 
begann er seine Karriere in den 70er Jahren beim 
Kurier und bei der Wochenpresse in Wien. 1984 
wurde er Redakteur beim Nachrichtenmagazin Profil; 
von 1992 bis 1996 war er dessen Herausgeber und 
Chefredakteur – und wurde dann unter skandalträch-
tigen Umständen abgelöst. Internationales Aufsehen 

erregten nicht zuletzt seine Recherchen zum Fall 
Waldheim und zum Aufstieg Jörg Haiders. Von 1997 
bis 2000 war er Autor bei der Wiener Tageszeitung Der 
Standard. In diesen zwei Jahrzehnten schrieb er sich 
in den Kanon des deutschsprachigen Journalismus.

Wie diese Werkausgabe zeigt, gibt es keinen zeit-
genössischen Journalisten, der Österreich und die 
Selbstsicht dieses Landes mehr beeinflusst hat. Die 
Nachlese der gesammelten journalistischen Texte von 
Hubertus Czernin ist ein Stück jüngster österreichi-
scher Journalismus-Geschichte. Die vielen hundert 
Reportagen, Kolumnen, Essays und Leitartikel porträ-
tieren dieses Land auf unvergleichliche Art. Es sind 
Lektionen in politischem Journalismus, die man auch 
außerhalb dieses Landes nicht versäumen sollte. �Q

2.Ralph Giordano: Erinnerungen 
eines Davongekommenen. Die Auto-

biographie. Köln: Kiepenheuer & Witsch 2007, 
552 Seiten, 22,90 Euro.
Welch eine Biographie, die »fünf Leben« des 1923 
geborenen Ralph Giordano! Der basso continuo ist 
das Überleben des Nationalsozialismus, das ihn bis 
heute prägt. 

So endet sein Buch nach 550 Seiten: »Mein Leben 
ist mir immer wie ein Traum vorgekommen, seine 
Himmel und seine Höllen auch. Und so werde ich 
denn erst durch den Tod aus ihm erwachen. Bis 
dahin beabsichtige ich allerdings, meinen Freunden 
und meinen Feinden noch eine Weile erhalten zu 
bleiben.« Wer wird nach den Erregungen, die er seit 
Jahrzehnten mit seinem journalistischen Werk auslöst, 
jetzt angesichts des Furors, der diese Autobiographie 
durchrauscht, daran zweifeln, dass ihm dies auch 
weiter gelingt?

Ohne Zweifel: Giordano ist eine schlechthin singu-
läre Figur des Journalismus der Bonner und Berliner 
Republik. Anfangs Fernsehdokumentarist mit einer 

»Erste und höchst unheimliche Erfahrung des Anlernlings – am Schneidetisch übst 
du die Weltherrschaft aus! Auf diesem technischen Hauptinstrument des Mediums 
kannst du mit einheimischen Politikern, afrikanischen, asiatischen oder lateiname-
rikanischen Potentaten, berühmten oder unbekannten Zeitgenossen, über Knöpfe, 
Tasten und Hebel tun, was dir beliebt. Du lässt lebende oder tote Große dieser Erde, 
vor denen Millionen zittern oder gezittert haben, gegen den Strich erst rückwärts 
marschieren, dann wieder olympiaschnell nach vorne rasen; stoppst sie so, dass ein 
Bein läppisch in der Luft vereist ..., kannst also die Starken und die Schwachen, die 
Riesen und die Zwerge in jeder Pose so lange verharren lassen, wie es dir beliebt.« 

(Ralph Giordano: Erinnerungen eines Davongekommenen. Die Autobiographie. 
Köln: Kiepenheuer & Witsch 2007, S. 325f.)
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   journalismus
Arbeit, die zu den kanonisierten Höhepunkten dieses 
Mediums zählt, später Bestsellerautor (»Die Bertinis“) 
und dann – im Pensionsalter – Beginn einer »publi-
zistischen Turbozone« mit mehr als einem Dutzend 
Büchern. In seiner Biographie ist die journalistische 
Poetik eines begnadeten Fernsehmachers enthal-
ten sowie Werkstattberichte vieler Sendungen und 
Bücher – und damit auch ein großes Kapitel der 
Journalismusgeschichte des vergangenen Jahrhunderts. 
Dass das Deutsche Literaturarchiv in Marbach den 
größten Teil seines Nachlasses erhielt, signalisiert 
angemessen, um was es geht: eine Kulturleistung von 
Rang, genannt »Journalismus«. �Q

3.Sabine Rückert: Unrecht im Namen 
des Volkes. Ein Justizirrtum und seine 

Folgen. Hamburg: Hoffmann und Campe 
2007, 288 Seiten, 19,95 Euro.
Das ist eine erschütternde, aufwühlende journalis-
tische Nachforschung. Ein Buch, das auf vier Jahre 
dauernden hartnäckigen Recherchen beruht. Sabine 
Rückert, Gerichts- und Kriminalreporterin der Zeit, 
holte »Schicksale aus den Aktenbergen« und deckte 
durch ihre Arbeit zwei miteinander zusammenhän-
gende Justizirrtümer auf. Eine 18-Jährige hatte Vater 
und Onkel des sexuellen Missbrauchs seit ihrem 
zwölften Lebensjahr beschuldigt. Die Männer waren 
zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt worden.

Rückerts Rekonstruktionsrecherche brachte haar-
sträubende Fehler und Versäumnisse der Prozessführung 
ans Licht, führte zur Wiederaufnahme des Verfahrens 
und zur vollständigen Rehabilitierung der Männer. 
Mehr kann kritischer, kontrollierender Journalismus 
nicht leisten. Ein Triumph für die Reporterin, vor allem 
aber ein Sieg der Gerechtigkeit. �Q

Unser Spezialtipp: Fremdsprachiger Journa-
lismus in der Übersetzung.
Donna Rosenthal: Die Israelis. Leben in 
einem außergewöhnlichen Land. Aus dem 
Englischen von Karl-Heinz Siber. München: 
C.H. Beck 2007, 411 Seiten, 24,90 Euro.
In keinem Land dieser Erde dürfte es – bezogen auf die 
Bevölkerungszahl oder die Größe – eine vergleichbare 

Dichte der Stationierung von Auslandskorrespondenten 
geben wie in Israel. Und trotzdem: Auch wer deren 
laufende Berichterstattung verfolgt, wird die fünfzehn 
Kapitel dieses Buches der amerikanischen Reporterin 
und TV-Produzentin Donna Rosenthal als auf- und 
anregende Leküre erleben.

Sie hat lange Zeit selbst in Israel gelebt und für die 
New York Times, Washington Post, Los Angeles Times 
und andere gearbeitet. Selbst akademisch brillant gebil-
det, unterrichtet sie heute an zahlreichen Universitäten 
von Harvard über London bis Jerusalem. 

In (fast) allen Rezensionen nach Erscheinen der 
amerikanischen Originalausgabe – und jetzt weni-
ge Wochen nach dem Vorliegen der deutschen 
Übersetzung – erhielt sie Bestnoten. Faszinierender, 
unterhaltsamer und spannender kann man derzeit 
nicht über dieses gebeutelte, staunenerregende Land 
und seine Menschen unterrichtet werden. �Q

PLATZ 4 BIS 10
4. Andres Veiel: Der Kick. Ein Lehrstück über Gewalt. 
München: DVA 2007, 285 Seiten, 14,95 Euro.

5. Digne M. Marcovicz: Massel. Letzte Zeugen. 
München: Hanser 2007, 384 Seiten, 24,90 Euro. 

6. Klaus Nüchtern: Hier kommt der Antipastidepp. 
Nüchtern betrachtet: 75 recht okayige Kolumnen und 
drei ziemlich nette Vorworte. Wien: Falter, 2007, 184 
Seiten, 14,50 Euro.

7. Hans-Joachim Löwer: Atatürks Kinder. 30 Porträts 
der heutigen Türkei. München: Frederking & Thaler 
2007, 215 Seiten, 20,50 Euro.

8. Roland Haug: Die Kreml AG. Putin, Russland und die 
Deutschen. Stuttgart, Leipzig: Hohenheim Verlag, 2007, 
292 Seiten, 19,90 Euro.

9. Helga Hirsch: Entwurzelt. Vom Verlust der Heimat 
zwischen Oder und Bug. Hamburg: Edition Körber 
Stiftung 2007, 292 Seiten, 20 Euro.

10. Tom Levine: Planet Auto. Dringende Rand bemer-
kungen zu Auto-Erotikern, Mittelspurschleichern und 
RennRentnern. München: Riemann 2007, 384 Seiten, 
18,50 Euro.

Zusammengestellt 
von Prof. Dr. 
Hannes Haas 
und Prof. emer. 
Dr. Wolfgang R. 
Langenbucher.

Wolfgang R. 
Langenbucher ist 
Beiratsmitglied 
von Message.
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Wortführer

WENN JOURNALISTEN SELBST 
ZUM MEDIENEREIGNIS WERDEN
»Die Alphajournalisten. Deutschlands Wortführer ...« 
von S. Weichert und C. Zabel; Halem-Verlag 2007; 
415 Seiten; 23 Euro; ISBN: 978-3938258293 

VON MIRIAM MECKEL

Im Lehrbuch steht: Journalisten sind Mittler. Sie 
wählen Informationen aus, bearbeiten sie und stel-
len sie als Themen der öffentlichen Kommunikation 

zur Verfügung. 
Heute werden Journalisten jedoch immer öfter 

selbst zum Medienereignis. Das gilt insbesonde-
re für die Vertreter der berichtenden Zunft, die zu 
den »Alphatieren« des Journalismus gehören und 
den Ton in der öffentlichen Debatte angeben. Wenn 
Bild-Chefredakteur Kai Diekmann dem Papst die 
»Volks-Bibel« überreicht, wenn FAZ-Herausgeber 
Frank Schirrmacher seine Medienmacht und sein 
Netzwerk nutzt, um seine Bücher zu verkaufen, und 
wenn Sabine Christiansen ihr Privatleben neu sor-
tiert, dann sind das Berichterstattungsereignisse, die 
von Journalistenkollegen aufgearbeitet und von der 
Öffentlichkeit rezipiert werden.

Mit diesen Alpha-Journalisten, die nicht nur Subjekt, 
sondern auch Objekt der Berichterstattung sind, setzt 
sich das Buch von Stephan Weichert und Christian 
Zabel auseinander. Die Autoren versuchen in 30 
Kurzporträts die unterschiedlichen Kommunikations-
Strategien und die individuellen Netzwerke durch-
schaubar zu machen. 

Die Qualität der einzelnen Porträts ist sehr 
unterschiedlich, was nicht nur an den Autorinnen 
und Autoren, sondern eben auch an der 
Gesprächsbereitschaft ihrer Beobachtungs- und 
Beschreibungsobjekte liegt. Aus jedem Porträt lässt 
sich leicht herauslesen, ob der befragte Journalist oder 
die Journalistin gewillt war, sich mit dem Interviewer 
und dem Thema wirklich auseinanderzusetzen. Denn 
so sehr Journalistinnen und Journalisten inzwischen 
auf die Bühne der Öffentlichkeit drängen, so wenig 
mögen sie es, nach ihren Persönlichkeitsprofilen und 
Arbeitsprozessen intensiv gefragt zu werden. Das 
gelingt bei Giovanni di Lorenzo oder Sonja Mikich 
recht gut, bei Stefan Aust oder Helmut Markwort 
weniger gut. So können die Autoren nicht durchgän-

gig das einlösen, was sie eigentlich erreichen wollen: 
einen Einblick zu geben in die Gedankenwelt der 
Lead-Journalisten in Deutschland. 

Das Buch ist dennoch über weite Strecken unter-
haltsam und aufschlussreich, nicht zuletzt durch 
eine gelungene Einordnung der Porträts in die all-
gemeine Medienentwicklung in Deutschland. Die 
Symbiose zwischen Journalismus und Politik, die 
unsere »Mediokratie« ausmacht, ist den Autoren 
eine aufschlussreiche Analyse wert, die einen guten 
Überblick gibt über die Trends der Mediengesellschaft 
und ihre Auswirkungen auf den Journalismus. Die 
Herausarbeitung von sechs »Alpha-Faktoren« führt 
den Leser abwechslungsreich, aber systematisch 
durch das schwierige Verhältnis von Journalismus 
und Politik. 

Nur an manchen Stellen fällt doch auf, dass 
die Autoren sich selbst auch nicht den Schemata 
widersetzen können, die öffentlich durch man-
gelnde Differenzierungen in Beobachtung und 
Berichterstattung entstehen. So wird die Talkshow 
Sabine Christiansen auch hier mit den immer wie-
derkehrenden vereinfachten Erklärungsmustern und 
Plattitüden eher feuilletonistisch und faktenarm ana-
lysiert. Die Autoren erliegen zuweilen selbst dem 
Charme des Populären, den sie an anderer Stelle 
anprangern. 

Einen der eindrucksvollsten Sätze schreibt Tissy 
Bruns in ihrem Geleitwort: »Die Alpha-Journalisten 
sind öffentliche Akteure, die keine vierte Gewalt über 
sich haben und keiner Wiederwahl ins Auge sehen 
müssen. Deshalb müssen sie Gegenstand öffentlicher 
Kritik werden.« Das bringt das Problem auf den Punkt 
und setzt den richtigen Akzent für die analytische 
Beobachtung. »Alpha-Journalisten lassen mich frös-
teln«, schreibt die Tagesspiegel-Journalistin und macht 
damit eindrucksvoll klar, dass hier Verschiebungen zu 
beobachten sind, die man mit gemischten Gefühlen 
betrachten kann.

Ein letztes Wort zur Auswahl der porträtierten 
Journalistinnen und Journalisten und der Intention 
des Buchs: Die 30 sind spannende Gestalten – 
Persönlichkeiten, die es zu porträtieren lohnt. Es hätte 
zahlreiche andere gegeben, die durch ihre journalis-
tische Arbeit, durch Reportagen unter schwierigsten 
Bedingungen und investigative Recherche ebenfalls 
die Agenda der Bundesrepublik prägen. Das sind die 
Wühlmäuse des Journalismus, nicht ganz so strah-
lend und populär im öffentlichen Schein, aber min-
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destens so wichtig wie die Alpha-Tiere. Dass sie in 
diesem Buch keine Rolle spielen, ist konsequent und 
beschreibt den Missstand. Vielleicht wäre das ja die 
Idee für ein Folgebuchprojekt.

Prof. Dr. Miriam Meckel ist 
geschäftsführende Direktorin am Institut für 
Medien- und Kommunikationsmanagement 

an der Universität St. Gallen 
und Beiratsmitglied von Message.

Reportagekunst

EIN GROSSER REPORTER 
BEOBACHTET BEHUTSAM UND LEISE
»Notizen eines Weltbürgers« von Ryszard 
Kapuscinski; Eichborn Verlag 2007; 304 Seiten; 
19,90 Euro; ISBN: 978-3821857565

VON CAROLIN EMCKE

Man könnte meinen, es sei kein »richtiges« 
Buch. Zumindest nicht vergleichbar mit frü-
heren Texten des Autors, in denen er stets 

eine historische Figur, eine geografische Landschaft, 
oder einen politischen Prozess zum Gegenstand sei-
ner Betrachtung machte und diesen dann sezierte, 
wie einen Körper bis in die letzten Kapillaren. 

Dieses neueste, letzte Buch des im Januar ver-
storbenen Ryszard Kapuscinski dagegen ist nur eine 
Ansammlung von Fragmenten, Tagebucheintragungen 
und Einfällen. Es sind Splitter eines bewegten 
und bewegenden Lebens. Und doch offenbaren 
die »Notizen eines Weltbürgers« des polnischen 
Journalisten noch einmal die ganze Sprachgewalt die-
ses leisen Mannes, den seine Leser schon früh zum 
größten Reporter des 20. Jahrhunderts kürten.

Er spannt einen weiten Bogen systematischer 
Fragen der globalen, zerrütteten Welt: von dem »frei-
willigen Neokolonialismus« immer kleinerer, nicht 
überlebensfähiger Staaten über die »überschüssigen 
Energien« scheinbar überflüssiger Menschen bis hin 
zum Pragmatismus als wirkungsmächtigste Ideologie 
unserer Zeit. 

Allein diese Reflexionen sind eine Lektüre 
wert. Aber vor allem sind es die feinen, kleinen 
Beoachtungen an der Peripherie einer Stadt, den 
Rändern der Gesellschaft, die im Gedächtnis blei-

ben. Wie Kapuscinski in Sri Lanka an westlichen 
Touristengruppen tribales Gebahren und Rituale 
wie bei afrikanischen Stämmen bemerkt. Wie er die 
Logik der durch Sekretärinnen kontrollierten und 
vermittelten Ordnung amerikanischer Geschäftsleute 
beschreibt. 

Er war eher ein Ethnologe mit der poetischen 
Gabe eines Dichters, als ein nüchterner, politischer 
Jour nalist. Ein Weltbürger, dessen Notizen die nahe 
Welt gleichermaßen fern erscheinen lassen, wie die 
Ferne nah. 

Dieser Blick fürs Alltägliche im Besonderen, dieses 
Beob achten der Rituale im Privaten wie im Politischen 
gelingt nur demjenigen, der kein Aufhebens von 
sich macht, der nicht bedrohlich wirkt, der unsicht-
bar einzutauchen weiß in die Geflogenheiten einer 
jeden Kultur. Das ist es, was auch zeitgenössische 
Journalisten erinnern sollten: das leise und behut-
same Beobachten, der respektvolle Umgang mit 
dem Gegenüber zeichnet erst den wirklich großen 
Reporter aus.

 Dr. Carolin Emcke leitet den Studiengang 
Journalismus an der Hamburg Media School und  

war langjährige Spiegel-Redakteurin.

Reportage-Sammelband

GLANZSTÜCKE DES 
GEGENWÄRTIGEN JOURNALISMUS
»Mit einem Erdbeben anfangen«; ausgewählte Henri-
Nannen-Preis-Reportagen;  Murmann Verlag 2007; 
343 Seiten; 19,90 Euro; ISBN: 978-3867740081

VON WOLFGANG R. LANGENBUCHER

Dieser im dritten Jahr nun endgültig zum 
glamourösen Ereignis stilisierte Preis ver-
dankt sein Renommee der Tradition 

eines Vierteljahrhunderts. Sie begann mit einem 
Paukenschlag: 

»Noch immer ist die Reportage bei uns ein schwe-
res Geschäft ..., weil wir in einem Lande leben, in 
dem Langeweile und Seriosität nahezu als Synonyme 
gelten.« So äußerte sich Henri Nannen 1978 zur ers-
ten Vergabe des Egon-Erwin-Kisch-Preises, heute im 
Henri-Nannen-Preis inkludiert. 
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Dieses originell ausgestattete, fotoreiche, schö-
ne Buch versammelt einen Teil der Einreichungen 
für 2007. Die Beiträge der – erst nach Erscheinen 
bestimmten – Preisträger sind alle enthalten! Mit Kisch 
darf man sagen: »Meisterwerke des Journalismus«. 

Was sind ihre Bühnen? Nicht überraschend: Die 
Zeit, Der Spiegel, GEO, die Süddeutsche v.a.; auch 
die Namen wiederholen sich: alles Glanzstücke des 
gegenwärtigen Journalismus. 

Von seinen – unübersehbaren – Schwächen 
im Alltag ist im einleitenden »Zwischenruf eines 
Medienwissenschaftlers« von Michael Haller die 
Rede. Er fragt: »Sind Journalisten lernfähig?“ Man 
darf zweifeln – und hoffen.

Prof. Dr. Wolfgang R. Langenbucher ist emeri-
tierter Journalistikwissenschaftler der Universität 

Wien und Beiratsmitglied von Message.

Journalistenpreis

PULITZER-JURY VERKANNTE 
DIE ”W ATERGATE”-STORY
»Der Pulitzer-Preis. Konkurrenten, Kämpfe, 
Kontroversen« von H. und E. Fischer; Lit Verlag 2007; 
456 Seiten; 29,90 Euro; ISBN: 978-3825803391

VON MARKUS BEHMER

Welcher US-Präsident war Pulitzer-
Preisträger? Wer bekam die Preismedaille 
am häufigsten verliehen? Antworten auf 

Fragen, die in mancher Quizshow gestellt werden 
könnten, findet man zuhauf in dem Buch »Der 
Pulitzer-Preis. Konkurrenten, Kämpfe, Kontroversen» 
von Erika und Heinz Fischer. 

Rund 1.200 Schriftsteller, Musiker, Fotografen, 
Karikaturisten und vor allem (schreibende) 
Journalisten wurden seit 1917 in insgesamt 41 häufig 
wechselnden Preiskategorien ausgezeichnet. Die zum 
90. Jubiläum der Ehrung vorgelegte Monografie bietet 
einen umfassenden chronologischen Abriss, ergänzt 
um Hintergrundinformationen zu den ausgezeichne-
ten Arbeiten, und ist reich illustriert mit prämierten 
Fotos und Zeichnungen, wenn auch leider in recht 
schlechter Druckqualität. 

In dem Buch werden – sprachlich eher spröde – weit 
mehr Namen, Daten und Fakten vermittelt, als dass es 

um die im Untertitel angekündigten, »Konkurrenten, 
Kämpfe, Kontroversen« ginge. Am interessantesten 
lesen sich Zitate aus den Jury-Protokollen. So erfährt 
man etwa, dass Tennessee Williams’ Drama »Cat on 
a Hot Tin Roof« als »amateurhaft konzipiert« und 
»aus stilistischer Sicht ärgerlich anmaßend« abge-
lehnt wurde (S. 136) und dass Carl Bernstein und 
Bob Woodward 1973 keinen persönlichen Pulitzer-
Preis erhielten, weil doch »Watergate [...] lediglich ein 
Pickel auf dem Hintern eines Elefanten« sei (S. 249). 

Meist waren es jedoch prominente Journalisten, 
die für große investigative Leistungen, bewegen-
de Reportagen, viel beachtete Kommentare geehrt 
wurden. Es gab aber auch »Glückstreffer«. So war 
die erste in der Kategorie Bildberichterstattung aus-
gezeichnete Frau eine Amateurfotografin, der 1951 
als Augenzeugin eines spektakulären Lkw-Unfalls ein 
Zufallsschnappschuss gelang.

Manche Entscheidungen waren umstritten, eini-
ge sicher auch falsch, aber mit sehr vielen der in 90 
Jahren ausgezeichneten Arbeiten wurden durchaus 
Maßstäbe für Qualitätsjournalismus gesetzt.

Der Präsident unter den Pulitzer-Preisträgern war 
übrigens John F. Kennedy. Er erhielt den Preis 1957 
jedoch nicht für einen journalisatischen Beitrag, son-
dern für einen Biografien-Sammelband, wobei seine 
Autorenschaft bis heute umstritten ist. Und die erfolg-
reichsten »Medaillensammler« mit je vier Pulitzer-
Preisen waren der Dramatiker Eugene O’Neill und 
der Poet Robert Frost.

Dr. Markus Behmer ist Akademischer Oberrat 
am Institut für Kommunikationswissenschaft und 

Medienforschung der Universität München.

Suchmaschinen

SUCHMASCHINEN SIND EIGENTLICH 
KEINE “GATEKEEPER”
»Die Macht der Suchmaschinen« von M. Machill und 
M. Beiler (Hrsg.); Halem-Verlag 2007; 352 Seiten; 
28,50 Euro; ISBN: 978-3938258330

VON CHRISTOPH NEUBERGER

Suchmaschinen sind in den letzten Jahren zur 
Zielscheibe der Kritik geworden. Das ganze 
Sündenregister listen Marcel Machill, Markus 
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Beiler und Martin Zenker in ihrem Einleitungsaufsatz 
zum Band »Die Macht der Suchmaschinen« auf:  
»Search Engines« liefern verzerrte Ergebnislisten, die 
auf einer undurchsichtigen Suchtechnik beruhen, 
verschaffen Zugang zu problematischen Seiten, ver-
letzen Urheberrechte, sammeln hemmungslos Daten, 
bedrohen die kulturelle Vielfalt und unterwerfen sich 
Zensurbestimmungen. 

Sie versagen technisch, weil sie das Internet 
nicht vollständig erfassen, die Bedeutung von 
Texten nicht verstehen und den Einfluss von 
Suchmaschinenoptimierern auf ihre Ergebnisse nicht 
abwehren können. Vor allem am Marktführer Google 
reiben sich die Kritiker, dem sie eine große ökonomi-
sche und publizistische Macht vorwerfen. 

Keine Frage, viele dieser Hinweise auf Probleme 
sind so altbekannt wie berechtigt. Der öffentlichen 
Empörung muss aber eine wissenschaftlich solide 
Aufarbeitung folgen. Weil das Internet anders funkti-
oniert als herkömmliche Massenmedien, dürfen z.B. 
keine falschen Analogien gebildet werden. So sind 
Suchmaschinen keine »Gatekeeper«, auch wenn diese 
Bezeichnung fast jeder Autor in dem Sammelband ver-
wendet (kritisch geht damit nur Theo Röhle in seinem 
Aufsatz um). »Gatekeeper« treffen Entscheidungen 
darüber, was publiziert wird und was nicht. Genau 
dies tun Suchmaschinen nicht, sondern sie sortieren 
als Metaangebote jene Informationen, die bereits ver-
fügbar sind und auch auf alternativen Wegen erreicht 
werden können. Das beschränkt ihren Einfluss im 
Vergleich zu »Gatekeeper«-Medien wie Presse und 
Rundfunk.

Nüchterne Einschätzungen kommen vor allem 
von Seiten der Juristen. In anderen Beiträgen steht die 
Vehemenz, mit der Kritik vorgetragen wird, in einem 
Missverhältnis zu ihrer empirischen Nachweisbarkeit. 
Das gilt schon für die Frage, wie groß der Marktanteil 
von Google an allen (erfolgreichen) Suchanfragen 
eigentlich ist. Auch die Frage, wie viele dieser 
Anfragen publizistisch, also für die Meinungsbildung 
relevant sind, ist bislang unbeantwortet. 

Die Macht der Suchmaschinen erscheint größer, 
wenn die Nutzer, darunter auch die Journalisten, 
als leicht manipulierbar und naiv im Umgang mit 
Suchmaschinen dargestellt werden. Im Abschnitt 
»Suchmaschinen und Journalismus« kommen 
Berufsvertreter zu Wort, die einen anderen Eindruck 
hinterlassen: Sie berichten über ihre Erfahrungen im 
Umgang mit Suchmaschinen in den Redaktionen von 

BBC News Interactive, tagesschau.de, sueddeutsche.
de, Netzeitung und ZDF. Dass dafür eine besondere 
Kompetenz und Training erforderlich sind, darüber 
lassen die Autoren keinen Zweifel. 

Nicht angesprochen wird, wie das Internet – jen-
seits der Routineberichterstattung – dem investiga-
tiven Journalismus und der Hintergrundrecherche 
ganz neue Möglichkeiten eröffnet. Suchmaschinen 
helfen dabei, den »Long tail« (langen Schwanz) des 
Internets zu erschließen. Damit ist gemeint, dass man 
im Internet auch effizient nach Angeboten mit gerin-
ger Nachfrage suchen kann, wenn Suchmaschinen 
mit entsprechenden Algorithmen programmiert sind.

Diese Chancen des Internets für den Journalismus 
kommen in dem vorliegenden Band zu kurz. 
Die Autoren konzentrieren sich auf die Kritik an 
Suchmaschinen, in welcher sich übrigens auch die 
Begehrlichkeit gegenüber einem neuen Medium spie-
gelt, das nicht unter der Obhut von Medienpolitkern 
und Regulierungsinstanzen und nicht in den Händen 
traditioneller Medienkonzerne groß geworden ist.

Prof. Dr. Christoph Neuberger lehrt am 
Institut für Kommunikationswissenschaft 

an der Westfälischen 
Wilhelms Universität Münster.

Formatradio

NICHT BLIND DER 
MEDIA-ANALYSE VERTRAUEN!
»Radio-Strategie« von Jens-Uwe Meyer; UVK 
Verlag 2007; 212 Seiten; 24,90 Euro; ISBN: 978-
3867640015
 
VON DIETZ SCHWIESAU

Radio Sonnenschein hat Erfolg. Der Sender für 
die ganze Familie spielt die Hits der letzten 25 
Jahre und setzt auf regionale Informationen. 

Zu den Hörern gehört Jutta Z., 42. Die Hausfrau 
mag Musik, die nicht nervt, kurze Infos; bei Fußball 
schaltet sie um. 

Aber die Konkurrenz schläft nicht. Aufgeholt hat 
Radio Wolkenlos, das plötzlich die gleiche Musik 
wie der Marktführer spielt. Deshalb muss sich Radio 
Sonnenschein fragen: Stimmt unsere Strategie noch? 
Da kann Jens-Uwe Meyer helfen. 
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Seine Empfehlungen lauten: Stärken und Schwächen 
definieren, Marktforschung betreiben und nicht blind 
der Media-Analyse vertrauen, Zielgruppe beschrei-
ben, Musikformat überprüfen und mit dem Wort 
abstimmen, mit Verpackung, Slogans und Claims die 
Einzigartigkeit herausstellen. Und kein »Management 
by Schnellschuss«, sondern Ruhe bewahren! 

Radio Sonnenschein gehört zu den vielen Bei-
spielen, mit denen Meyer veranschaulicht, was 
»Radio-Strategie« ist. Er liefert keine neue dogmatische 
Philosophie, wie Radio funktioniert. Das überlässt er 
lieber sogenannten Beratern, die viel Geld damit ver-
dienen, durchhörbare Massenbegleitprogramme zu 
züchten. Stattdessen zeigt Meyer, wie Radioleute 
strate gisches Wissen erwerben und umsetzen kön-
nen: in kreatives, flexibles Formatradio. Für mich 
allerdings ein Widerspruch, denn Format heißt in der 
Praxis Korsett. 

Meyer bietet handfeste wissenschaftliche 
Untersuchungen, formt aus seinen Erfahrungen inter-
essante Thesen – und verpackt alles in einem gut les-
baren Lehrbuch. Nicht nur für Radio Sonnenschein, 
sondern für alle, die erfolgreiches (Format-)Radio 
machen wollen. 

Dietz Schwiesau ist Chef Nachrichten/ 
Zeitgeschehen beim MDR  Radio 1 Sachsen und 

Autor des Buches »Die Nachricht in Presse, Radio, 
Fernsehen, Nachrichtenagentur und Internet«.

PR versus Journalismus

WARUM NGOS NICHT IMMER 
DIE GUTEN SIND
»Öffentlichkeitsarbeit von Nichtregierungsorganisa-
tionen. Mittel – Ziele – Interne Strukturen« von 
Kathrin Voss; VS Verlag, 2007; 349 Seiten; 42,90 
Euro; ISBN: 978-3531153476
 
VON RAINER BURCHARDT

Vorsicht PR! Ein Alarmsignal für Journalisten 
– leider auch wenn es um die Bericht-
erstattung über die zahlreichen Nicht-

Regierungsorganisationen (NGOs) dieser Welt geht. 
Denn erklärtermaßen wollen WWF, Greenpeace, 
Attac und andere Interessengruppen – aus grund-
sätzlich durchaus legitimen Gründen – ihre Anliegen 

unters Volk bringen. Ein besonders umworbener 
Adressat sind dabei die Medien, da man über sie 
ein Millionenpublikum erreicht. Dabei setzen soge-
nannte Pressure Groups (Interessensgruppen) auf 
einen Bonus, der ihnen vorauseilt. Sie sind eben die 
»Guten«, die sich unter anderem für Gerechtigkeit, 
Umweltschutz und Menschenwürde einsetzen. 
Welcher Journalist wollte dabei nicht helfen.

In dem kürzlich erschienenen Buch mit dem etwas 
lang geratenen Titel »Öffentlichkeitsarbeit von Nicht-
regierungs organisationen. Mittel – Ziele – interne 
Strukturen« analysiert die Medienwissenschaftlerin 
Katrin Voss sehr detailliert und aufschlussreich die 
Intentionen und Funktionen der inzwischen hoch pro-
fessionell organisierten Public-Relations-Maschinerien 
der NGOs. 

Unter anderem geht die Autorin dabei noch ein-
mal auf den Fall der Ölplattform »Brentspar« ein, die 
1995 in der Nordsee versenkt werden sollte, wogegen 
Green peace mit spektakulären Aktionen protestierte. 
Leider haben genau diese Aktionen einen schalen 
Nachgeschmack hinterlassen, weil sich im Nachhinein 
herausstellte, dass nicht alle von Greenpeace über die 
Medien verbreiteten Informationen der Wahrheit ent-
sprachen.

Das Fazit der freiberuflichen PR-Beraterin und 
Dozentin für Öffentlichkeitsarbeit: Die NGOs seien 
geradezu existentiell auf eine wirkungsvolle PR 
angewiesen, dies werde vor allem mit spektakulären 
Kampagnen versucht.

Tatsächlich sind es vor allem spektakuläre Bilder 
von Ölbohrturmbesetzungen, dem Erklimmen von 
Schornsteinen oder dem Aufhalten von Tankschiffen, 
die in das öffentliche Bewusstsein eingedrungen sind. 
Sie haben den Eindruck erweckt, Engagement für die 
»gute Sache« sei eben bisweilen lebensgefährlich.

Für Journalisten ist dieses Buch eine gute Quelle 
mit Aussagen über die Maschen und Methoden der 
PR-Abteilungen, die versuchen ihre Informationen in 
den Medien zu platzieren.

Erneut wird deutlich: Berichterstattung ist eine, 
PR eine andere Sache. Hanns Joachim Friedrichs lässt 
grüßen: »Ein Journalist sollte sich mit keiner Sache 
gemein machen, auch mit keiner guten!«

Rainer Burchardt war langjähriger Chefredakteur 
beim Deutschlandfunk. Heute ist er freier Publizist 

und lehrt als Honorarprofessor an der FH Kiel 
Medien- und Kommunikationsstrukturen.
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die globalen Trends.
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den investigativen Journalismus in Deutschland  
und trägt zur Qualitätssicherung bei.

ist unabhängig.

In jeder Ausgabe bringt die Beilage „Werkstatt“  
praktische Tipps zu Fragen des berußichen Handwerks 
von renommierten BerufsproÞs.

Probe-Abo 

message zum Kennenlernen  
2 Ausgaben * zum Preis von 19 Euro. 
 
Bestellen Sie Ihr Probe-Abo unter  
www.message-online.de  
oder Telefon 0711/60100-40.

Das Abonnement verlängert sich automatisch, wenn ich nicht spätestens nach Erhalt  
der zweiten Ausgabe kündige. Dann erhalte ich message zum Jahrespreis von 48 Euro  
(Volontäre / Studenten 33, 60 Euro). Das Abonnement kann jederzeit im Voraus zum Ende  
des Bezugszeitraums gekündigt werden.

* in der Regel die kommenden 2 Ausgaben

S.107_Anz-message.indd   107S.107_Anz-message.indd   107 28.06.2007   19:40:43 Uhr28.06.2007   19:40:43 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



108

HIGHLIGHT

���Q��3 / 2007

Die große Masse   
»Friede den Hütten! Krieg den Palästen!« Mit einer Flugschrift gegen 
das verschwenderische Fürstenhaus wollte Georg Büchner 1834 die 
hessischen Bauern und Handwerker zur Revolution führen.

VON JAN-CHRISTOPH HAUSCHILD

D
ie Geschichte der deutschen politischen 
Journalistik kann ohne Berücksichtigung 
der Flugschriften-Literatur nicht voll-
ständig geschrieben werden. Während 

sich Zeitungen und Journale lange der obrigkeits-
staatlichen Zensur beugen mussten, boten sie eine 
Möglichkeit, revolutionäres Gedankengut und unlieb-
same Informationen zu verbreiten. Eine der bedeu-
tendsten Flugschriften war der »Hessische Landbote« 
aus dem Jahr 1834. Entworfen hatte ihn ein 20-jäh-
riger Medizinstudent der Universität Gießen: Georg 
Büchner.

Wer war dieser Büchner? Sein Name steht für 
eine außergewöhnliche Synthese aus wissenschaftli-
chem Interesse, gesellschaftlichem Engagement und 
Kreativität. Ein akademisch gebildeter Künstler und 
Radikaldemokrat, ein Vorzeigebürger aus der deut-
schen Geistesrepublik – wir haben nicht viele seines 
Kalibers im Land der Dichter und Denker. 

Hat er die Vorahnung eines frühen Todes gehabt? 
In Büchners drei letzten Lebensjahren entstanden 
neben dem Entwurf dieser politischen Flugschrift das 
Revolutionsdrama »Dantons Tod«, Übersetzungen 
zweier melodramatischer Schauspiele des französi-
schen Starautors Victor Hugo und eine morphologi-
sche Abhandlung über die Nerven der Flussbarbe; im 
handschriftlichen Nachlass fanden sich darüber hinaus 
noch die satirische Komödie »Leonce und Lena«, das 
Fragment der Künstlernovelle »Lenz«, Bruchstücke 
eines bürgerlichen Trauerspiels, das wir unter dem 
vom Erst-Herausgeber Karl Emil Franzos hinzugefüg-
ten Titel »Woyzeck« kennen, sowie rund 600 Seiten 
philosophische Studien und Exzerpte. 

Für andere Schriftsteller ein ganzes Lebenswerk, 
wie es im Laufe von Jahrzehnten entsteht. Georg 
Büchner war jedoch gerade einmal 23 Jahre, 4 
Monate und 8 Tage alt, als er in Zürich an Typhus 
starb: Vielleicht beim Hantieren mit einem unsauberen 
Skalpell oder bei einer anderen banalen Gelegenheit 
zog er sich eine Infektion zu, die zu spät erkannt 
wurde und schließlich zu seinem Tod führte.

»Staatsverräterische Handlungen«
Geboren am 17. Oktober 1813 in Goddelau bei 
Darmstadt, lebte Büchner seit Oktober 1836 als poli-
tischer Asylant in Zürich. An der dortigen Hochschule 
hielt er Vorlesungen über vergleichende Anatomie. In 
seiner Heimat, dem Großherzogtum Hessen, wurde 
zu dieser Zeit steckbrieflich nach ihm gefahndet, weil 
er sich »der gerichtlichen Untersuchung seiner indi-
zierten Teilnahme an staatsverräterischen Handlungen 
durch die Entfernung aus dem Vaterlande entzogen« 
hatte. »Indiziert«. d. h. angezeigt war Büchners (Mit-) 
Urheberschaft an einer revolutionären Flugschrift. Sie 
trug den Titel »Der Hessische Landbote«, führte das 

Auf dieser Seite berich-
ten Jour na listik-

Fachleute über Umbrüche 
und Stern stun  den, die 
den Jour nalis mus nach-
haltig verändert und zum 
Berufs bild des Jour nalisten 
beigetragen haben. 
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   gewinnen
(der französischen Revolutionsgeschichte entnomme-
ne) Motto »Friede den Hütten! Krieg den Palästen!« 
und sollte die hessischen Bauern und Handwerker für 
den Massenaufstand mobilisieren.

Diese politische Einmischung war die praktische 
Konsequenz aus Büchners historischen Studien und 
einem ganz unsentimentalen Mitleiden, das ihn gegen-
über den herrschenden Zuständen »rasend« werden 
ließ, wie er in einem Brief an seine Familie schrieb. 
Zugleich bedeutete es eine Entscheidung gegen die 
akademische Normalkarriere: Büchner wollte sich 
nicht als künftiger Arzt oder Hochschullehrer in 
Hessen wie ein »Knecht mit Knechten« in den Dienst 
eines »vermoderten Fürstengeschlechts« stellen. 

Hessens Haushaltsplan zerpflückt
Büchners journalistisches Konzept war außeror-
dentlich pragmatisch und ohne Selbsttäuschung. Er 
wusste, wie schwierig es war, die deutschen Bauern 
und Handwerker »aus ihrer Erniedrigung hervorzu-
ziehen«, und dass in deutschen Landen nicht der 
Massenaufstand die Regel war, sondern das Ertragen 
der »dumpfen Leiden«. Ansatzpunkt für die revolu-
tionäre »Bearbeitung des Volks« waren nach seiner 
Ansicht Flugschriften, die auf eindringliche Weise die 
Ausbeutungsverhältnisse schilderten. 

Einem Freund vertraute er an: »Soll jemals die 
Revolution auf eine durchgreifende Art ausgeführt 
werden, so kann und darf das bloß durch die große 
Masse des Volks geschehen, durch deren Überzahl 
und Gewicht die Soldaten gleichsam erdrückt wer-
den müssen. Es handelt sich also darum, die große 
Masse zu gewinnen, was vor der Hand nur durch 
Flugschriften geschehen kann.«

Zu diesem Zweck gründete Büchner in Gießen 
und Darmstadt zwei Sektionen einer revolutionä-
ren Geheimgesellschaft mit strikt republikanischer 
und egalitärer Zielrichtung. Die Flugschrift entstand 
dann in Absprache mit einem der führenden hessi-
schen Oppositionellen, dem Schulrektor Friedrich 
Ludwig Weidig in Butzbach. Entsprechend seiner 
Idee, man müsse den Steuerzahlern vor Augen füh-
ren, auf welche Weise sie vom Feudalstaat und sei-
nen Institutionen zu »Ackergäulen und Pflugstieren« 

erniedrigt würden, argumentierte Büchner in sei-
nem Flugschriftenentwurf entlang des offiziellen 
Finanzetats, wie er in der »Statistisch-topographisch-
historischen Beschreibung des Großherzogtums 
Hessen« (Darmstadt 1831) für die kommende 
Finanzperiode veranschlagt worden war. 

Büchner zitierte und kommentierte die »Staats-
Einnahmen« als den »Blutzehnten, der von dem Leib 
des Volkes genommen wird«, und ging die »Staats-
Ausgaben« an einigen Einzelposten durch, von denen 
der Steuerzahler am stärksten betroffen oder über 
die er am heftigsten erbittert war. Büchners bildhafte 
Sprache erinnert dabei an Luthers Bibelübersetzung.

Schulrektor Weidig war es, der dem Text den Titel 
»Der Hessische Landbote« gab und ihn überdies aus 
taktischen Gründen an vielen Stellen abschwächte 
und auch tendenziell veränderte. Auf eine gemeinsa-
me politische Strategie konnte Büchner sich mit ihm 
nicht einigen. Auch andere führende Oppositionelle 
meldeten Vorbehalte gegenüber Büchners radikalem 
Konzept an, dessen politische Hoffnungen allein auf 
den Bauern und Handwerkern gründeten. Sie sollten 
Träger und Garanten der sozialen Umwälzung sein. 

Revolutionäre Gewalt hielt Büchner für unver-
zichtbar: »Wenn in unserer Zeit etwas helfen soll, so 
ist es Gewalt«, schrieb er im Frühjahr 1833, relativier-
te jedoch später: »Ich bin kein Guillotinenmesser.« 
Ob seine Vorstellungen vom Volkscharakter von vorn-
herein illusionär oder vielleicht nur der Wirklichkeit 
voraus waren, sei dahingestellt.

Experiment gescheitert
Als Büchner am 19. Februar 1837 starb, war das revo-
lutionäre Experiment des »Hessischen Landboten« 
gescheitert, die Möglichkeit einer Revolution für ihn in 
weite Ferne gerückt. Zwar gelangten von zwei Auflagen 
der Flugschrift zusammen rund 1.150 Exemplare in 
Umlauf, doch Aussagen eines Kronzeugen brachten 
etwa 50 Personen in Haft und Rektor Weidig den Tod: 
In seiner Darmstädter Zelle, wo er bis zuletzt zermür-
benden Verhören und Folterungen eines alkoholkran-
ken Untersuchungsrichters ausgesetzt war, soll er, 
zwei Tage nach Büchners Beerdigung, laut amtlicher 
Darstellung Selbstmord begangen haben. �Q

Dr. Jan-Christoph 
Hauschild ist wis-
senschaftlicher 
Mitarbeiter am 
Heinrich-Heine-
Institut Düsseldorf 
und Autor einer 
Büchner-Biografie.
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Thomas Plaßmann wurde 1960 in Essen geboren. 
Nach dem Zivildienst und einem mehrmonatigen Kibbuz-
Aufenthalt studierte er Germanistik und Geschichte und 
absolvierte anschließend eine Tischlerlehre. 1989 erschienen 
seine Karikaturen erstmals in der Neuen Ruhr-/ Neuen 
Rheinzeitung NRZ, und spätestens als Hauszeichner der 
Frankfurter Rundschau (seit 1996) wurde der inzwischen 
vielfach preisgekrönte Plaßmann einem bundesweiten 
Publikum bekannt.

Nicht die Welt der großkopferten politischen Prominenz ist 
es, die Plaßmann zuvörderst interessiert, sondern die konkre-
ten Auswirkungen der großen Politik auf das Alltagsleben der 
ganz durchschnittlichen Klotzkes oder Plaumanns – auf unser 
aller Leben also. Wie kommen WIR klar mit Hartz IV, Pisa-
Schock und sozialverträglichem Frühableben: Diese Fragen 
beantwortet Plaßmann mit Zeichnungen, die  mal spöttisch 
sein mögen, mal sarkastisch oder manchmal auch resigniert, in 
jedem Fall aber geistreich und witzig.

Heiko Sakurai ist Karikaturist (unter anderem für die WAZ)
und Lehrbeauftragter für politische Karikatur an 

der Universität Münster.
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